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Einleitung
Hans Uske

In den letzten dreißig Jahren hat sich in einem 
langen und widersprüchlichen Prozess in Deut-
schland ein gesellschaftlicher Konsens heraus-
gebildet, der die frühere „Ausländerpolitik“ durch 
„Integrationspolitik“ ersetzt hat. Galt früher der
Grundsatz „Deutschland ist kein Einwanderungs-
land“ gilt heute „Deutschland braucht Zuwande-
rer“. Die hegemonialen gesellschaftlichen De-
batten drehen sich seitdem um die Frage, wer 
einwandern soll und darf, was Integration be-
deutet und wie sie zu bewerkstelligen ist.

Die „Interkulturelle Öffnung“ von Organisati-
onen ist seitdem eine wichtige Strategie, um 
Integration zu befördern. Schulen versuchen 
seit längeren, der immer „bunter“ werdenden 
Schülerschaft gerecht zu werden. Unternehmen 
bemühen sich darum, im Rahmen von Diversity-
Strategien auch Personal mit Migrationshinter-
grund zu rekrutieren und zu binden. Kranken-
häuser und Altenpflege haben es zunehmend 
mit Kund/-innen und Mitarbeiter/-innen mit Zu-
wanderungsgeschichte zu tun und müssen ihre 
Organisationen darauf einstellen. Dies gilt auch 
für kommunale Verwaltungen und Behörden wie 
die Polizei. Hier gibt es seit Jahren entsprechen-
de Ansätze und Projekte.

Allerdings ist die „Interkulturelle Öffnung“ in vie-
len Bereichen – auch und gerade in kommuna-
len Verwaltungen und bei der Polizei keineswegs 
Routine und flächendeckender Standard. Es ar-
beiten dort immer noch sehr wenige Beschäftig-
te mit Migrationshintergrund. Und in Bereichen, 
die mit Kundinnen und Kunden mit Zuwande-
rungsgeschichte zu tun haben, gibt es immer 
noch kulturell bedingte Missverständnisse und 
Probleme.

Die Interkulturelle Öffnung von Unternehmen 
und Verwaltungen war auch einer der Schwer-
punkte des 2014 auslaufenden, von der EU und 
dem BMAS geförderten Programms XENOS. Seit 
2001 haben in diesem Programm viele Projekte 
Ansätze zur interkulturellen Öffnung von Verwal-
tungen entwickelt. So auch in den vier Projekten, 
die den vorliegenden Sammelband erstellt ha-
ben. Diese Projekte haben in den Jahren 2012-
2014 in Kommunen und bei der Polizei Prozes-
se interkultureller Öffnung in Gang gesetzt bzw. 
weitergetrieben: das Projekt „Option – Kultur“ im 
Kreis Recklinghausen und in den zehn Städten 
des Kreises, das Projekt „Perspektivwechsel“ in 
den Jobcentern von Hamm, Dortmund und dem 
Kreis Unna, das Projekt „IKIP – Interkulturelle 
Kompetenz und Inklusion in der Personalaus-
wahl“ bei der Polizei in Nordrhein-Westfalen und 
das Projekt „VIP – Vielfalt in der Polizei“ bei der 
Polizei in Rheinland-Pfalz.

2012 haben diese vier Projekte in Berlin auf 
einer Tagung der bundesweiten Transfer- und 
Vernetzungsstelle XENOS-Panorama Bund die 
„Kooperationsinitiative Verwaltung“ gegründet. 
Ein Jahr später haben sie beschlossen, die Er-
gebnisse ihrer Projekte, die Erfahrungen, die sie 
gemacht haben und die Ansätze, die sie (wei-
ter-) entwickelt haben, in einem gemeinsamen 
Band vorzustellen. Dieser Band enthält keine 
üblichen Projektberichte, sondern thematische 
Schlaglichter auf besondere Problemfelder, die 
sich im Rahmen der Arbeit an den Projekten er-
geben haben. Es sind Resultate inhaltlicher Dis-
kussionen zwischen den vier XENOS-Projekten. 
In einigen Fällen hat das sogar zu gemeinsamer 
Autor/-innenschaft geführt.

Einleitung
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Der Sammelband ist in vier Abschnitte gegliedert. 
Im ersten Abschnitt „Interkulturelle Öffnung – 
Herausforderungen und Innovationen“ geht es 
um allgemeine Fragen interkultureller Öffnung 
von Verwaltungen und Behörden. Den Anfang 
macht ein Aufsatz, der bewusst die Blickrichtung 
wechselt. Während der übliche Blick danach 
fragt, „Wie geht Verwaltung mit Vielfalt um“ stellt 
sich hier die Frage: „Wie geht Vielfalt mit Verwal-
tung um“. Ursula Kreft hat zusammen mit ihrer 
Kollegin Katrin Jansen dazu in mehrstündigen 
Interviews 27 Migrantenselbstorganisationen im 
Kreis Recklinghausen befragt. Die Ergebnisse 
hat sie in dem Aufsatz „Die Kommunalverwaltung 
aus dem Blickwinkel der Bürgerinnen und Bürger 
mit Migrationshintergrund“ zusammengefasst.

Wie komplex eine solche Verwaltung arbeitet, 
wie differenziert und mehrgleisig die Interkul-
turelle Öffnung in einem Flächenkreis wie dem 
Kreis Recklinghausen angegangen werden 
muss, welche Ebenen berücksichtigt werden 
müssen, zeigt der Aufsatz von Helena Donecker 
und Sabine Fischer „Verwaltung ist nicht gleich 
Verwaltung – der Prozess der interkulturellen 
Öffnung einer Verwaltung ist von ihren Struktu-
ren abhängig“. Eine erfolgreiche Interkulturelle 
Öffnung, so die beiden Autorinnen, kann nur als 
Prozess bewerkstelligt werden, der gleichzeitig 
„top down“ und „bottom up“ erfolgt.

Dies gilt auch für die Interkulturelle Öffnung 
der Polizei. W. Rainer Leenen, Gründer des 
Forschungsschwerpunktes Interkulturelle Kom-
petenz an der FH Köln und Peimaneh Nemazi-
Lofink, die Leiterin des Instituts zur Förderung 
von Bildung und Integration (INBI) in Mainz, 
erläutern in einem Interview, weshalb solche 
Bemühungen „Keine leichte Aufgabe…“ (so der 
Titel des Interviews) sind. Vor dem Hintergrund 
langjähriger einschlägiger Projekterfahrungen 
wird deutlich, wie das Thema „Interkulturelle 
Kompetenz“ für die Polizei – auch über entspre-
chende Projekte – eine wachsende Bedeutung 
gewonnen hat, aber auch, welche Widerstände 
noch zu überwinden sind.

Dass interkulturelle Öffnung bei der Polizei auch 
scheitern kann, zeigen die Erfahrungen aus den 
Niederlanden und aus Großbritannien. Das mit 
großem Aufwand in den 1990er Jahren rekrutier-
te Personal mit Migrationshintergrund quittierte 
dort überdurchschnittlich häufig den Polizei-
dienst. Es war nicht gelungen, eine Organisati-
onskultur zu entwickeln, die es dem neuen Per-
sonal erlaubt hätte sich zu entfalten. Und es war 
nicht gelungen die Reibungsverluste mit dem alt-
eingesessenen Personal gering zu halten. In dem 
Aufsatz „Kulturelle Vielfalt – neue Herausforde-
rungen für kollegiale Zusammenarbeit und Per-
sonalführung“ erklären Alexander Scheitza, W. 
Rainer Leenen, Andreas Groß und Harald Gosch, 
wie solche „Drehtüreffekte“ zustande kommen 
und wie man sie vermeiden kann.

Auf die Rahmenbedingungen der interkulturel-
len Öffnung geht auch der dann folgende Beitrag 
von Sabine Fischer und Hans Uske ein. Unter 
dem Titel „Lotsinnen und Lotsen in den Häusern 
der Sozialen Leistungen – eine soziale Innova-
tion und ihre Bedeutung für die interkulturelle 
Öffnung der Verwaltung“ beschreiben sie Inno-
vationsprozesse der Sozialverwaltung im Kreis 
Recklinghausen. Der Kreis ist Optionskommune 
geworden, ist also allein für die Jobcenter ver-
antwortlich. Im Zuge dieser Umstellung sind in 
den zehn kreisangehörigen Städten „Häuser der 
sozialen Leistungen“ errichtet worden mit mög-
lichst kurzen Wegen zwischen den einzelnen 
Ämter und besserer Vernetzung mit außerkom-
munalen Einrichtungen. Zentrale Figuren in den 
Häusern sind neu geschaffene Lotsinnen und 
Lotsen, die in besonderen Notlagen kompetent 
Wege durch die komplexe Leistungs- und Bera-
tungslandschaft aufzeigen sollen. Interkulturelle 
Kompetenz ist hier besonders wichtig.

Zum Erwerb interkultureller Kompetenz kann 
auch das Kennenlernen verschiedener Kulturen 
und Einblicke in die Lebensweise von Menschen 
verschiedener Herkunftsländer und Religionen 
gehören. In dem Interview „Interkulturelle Öff-
nung ist eine Managementaufgabe“ erläutert 

Hans Uske
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Marie-Luise Roberg, Leiterin des Jobcenters 
Hamm, Strategien der interkulturellen Öffnung 
in ihrem Hause. Es gibt im Jobcenter Hamm 
mittlerweile ein stetig steigendes Interesse für 
das Thema und eine immer größere Nachfrage 
nach einschlägigen Qualifizierungsangeboten. 
Dazu beigetragen haben Projekte – aktuell das 
XENOS-Projekt „Perspektivwechsel“ mit seinen 
Angeboten an Seminaren, Exkursionen und Di-
alogforen. Aktuell steht das Jobcenter vor der 
Herausforderung der Integration von Zuwande-
rern aus Südosteuropa. Hier kommt es darauf 
an, vorausschauend darauf zugeschnittene 
Strukturen aufzubauen. In Hamm ist das eine 
rechtskreisübergreifende Beratungsstelle, die 
wachsenden Zulauf verzeichnet.

Im zweiten Abschnitt des Sammelbandes geht 
es um Personalgewinnung und Personalauswahl. 
Dominik Donges, Sabine Fischer, Petra Kulhoff 
und Bettina Rauschmayr erläutern in ihrem Bei-
trag „Neue Wege gehen – Strategien der Gewin-
nung von Auszubildenden und Mitarbeitenden 
mit Migrationshintergrund in der Verwaltung“ 
(so der Titel). Zunächst geht es um Hindernisse, 
Strukturen und Rahmenbedingungen des Perso-
nalmarketings für die öffentliche Verwaltung. Da-
nach gehen die Autor/-innen der Frage nach, wie 
das Image der Verwaltung überzeugender gestal-
tet werden kann. Es folgen Beispiele, wie Jugend-
liche mit Migrationshintergrund für eine Tätigkeit 
in der öffentlichen Verwaltung und bei der Poli-
zei gewonnen werden können. Schließlich wird 
gezeigt, wie Bewerberinnen und Bewerber durch 
Coaching, Kompetenzfeststellungsverfahren und 
Bewerbertrainings unterstützt werden können.

Entscheidend sind dann aber die Kriterien der 
Personalauswahl. In ihrem Beitrag „Interkultu-
relle Kompetenz als Anforderungsmerkmal in 
der Personalauswahl“ zeigen W. Rainer Leenen, 
Siegfried Stumpf und Alexander Scheitza deut-
lich, welche Voraussetzungen für interkulturell 
kompetenten Polizeiarbeit ein Auswahlverfah- 
ren erfassen sollte, um Personalentscheidungen 
aus interkultureller Sicht zu verbessern. Zunächst 

behandelt der Beitrag den Stand der Forschung 
zum Thema „Interkulturelle Kompetenz“. Daran 
anschließend werden die Ergebnisse einer empi-
rischen Erhebung vorgestellt, bei der interkulturell 
erfahrene Polizeibeamtinnen und -beamte nach 
erfolgskritischen Verhaltensweisen in beruflichen 
kulturellen Kontaktsituationen befragt wurden.

In einem weiteren Beitrag setzen sich die Auto-
ren dann mit der Frage der „Kulturfairness in der 
Personalauswahl“ auseinander. Es geht um die 
Frage, ob und wie bestehende Auswahlverfah-
ren Verzerrungen aufweisen, obwohl alle Bewer-
berinnen und Bewerber scheinbar gleich behan-
delt werden. Auch hier wird zunächst der aktuelle 
Forschungsstand referiert. Anschließend wird 
diskutiert, welche Erklärungsmöglichkeiten für 
solche Effekte bestehen und mit welchen Maß-
nahmen sie verringert werden könnten.

Strategien und Problemfelder der Weiterbildung 
heißt der dritte Abschnitt des Sammelbandes. 
Dominik Donges, Caglar Kanar und Karl-Peter 
Assauer beschreiben in ihrem Beitrag „Weiterbil-
dung als zentrales Element der Interkulturellen 
Öffnung“ aus dem Blickwinkel zweier XENOS-
Projekte, wie Weiterbildungsmaßnahmen zu die-
sem Zweck konzipiert und wie Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer akquiriert werden. Es geht um 
die Methoden der Weiterbildung und um die Fra-
ge, wie sich Erfolge überprüfen lassen.

Weiterbildung ist allerdings für sich genommen 
noch keine Garantie für den Erfolg. In ihrem Bei-
trag „‘Wieso sitze ich hier?‘ – Widerstände in 
Fortbildungen zur Interkulturellen Kompetenz in 
Verwaltungsorganisationen“ setzen sich Alexan-
der Scheitza und Suse Düring-Hesse mit Äuße-
rungsformen von Widerständen in Fortbildungs-
veranstaltungen auseinander. Sie beleuchten 
Motive und Hintergründe von Wiederständen 
und leiten daraus verschiedene Interventions-
möglichkeiten für Fortbilder/-innen ab.

Im Arbeitsalltag des Jobcenters kann es im Kontakt 
mit den Kundinnen und Kunden zu schwierigen, 

Einleitung
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mitunter konfliktreichen Situationen kommen.  Bun- 
desweite Aufmerksamkeit hat ein Vorfall in Neuss 
gefunden, bei dem eine Mitarbeiterin des Job-
centers von einem Kunden erstochen wurde. Mit 
dem Thema „Sicherheit“ als besonderes Weiter-
bildungsmotiv beschäftigt sich der Beitrag von 
Helena Donecker mit dem Titel „Sicherheit bei der 
Beratung im Jobcenter – Der Beitrag der interkul-
turellen Kompetenz beim Umgang mit kritischen 
Situationen“. Professionelle Deeskalation im Job-
center ist mehr als die unmittelbare Abwehr von 
Gewalt. Der Aufsatz zeigt auf, welche Rolle die 
Vermittlung kultureller Kompetenz bei der Deeska-
lation spielt. Wobei immer zu beachten gilt, dass 
die Verknüpfung von „Sicherheit“ und „Migranten“ 
nicht dazu führt, konfliktreiche Situationen im Job-
center zu kulturalisieren.

Im vierten Abschnitt des Sammelbandes geht  
es um Perspektiven der Nachhaltigkeit. Förder-
projekte, wie zum Beispiel die vier an dieser  
Veröffentlichung beteiligten XENOS-Projekte kön-
nen dann als erfolgreich gelten, wenn sie nach-
haltig sind, auch ohne Fördermittel weiter wirken 
oder gar weiter bestehen. Auch wird von ihnen 
verlangt, den Transfer ihrer Ergebnisse zu ermög-

lichen wenn nicht gar zu bewirken. In dem Beitrag 
„Nachhaltigkeit, Transfer, Innovation – Wie dritt-
mittelfinanzierte Projekte paradoxe Ansprüche 
bewältigen und realistische Strategien finden“ 
setzen sich Ute Pascher-Kirsch und Hans Uske 
mit diesen Ansprüchen auseinander. Sie zeigen 
auf, wie schwierig diese Ansprüche zu erfüllen 
sind und auf welchen Wegen Nachhaltigkeit und 
Transfer dann tatsächlich zustande kommen.

Ansatzpunkte für einen möglichen Transfer  zeigt 
der abschließende Beitrag von Ute Pascher-
Kirsch „Bedarfe erkannt – Strategien in der Ent-
wicklung. Zum Status quo der Interkulturellen 
Öffnung deutscher Landkreise“. Der Beitrag be-
ruht auf einer Online-Befragung der deutschen 
Landkreise, den das Rhein-Ruhr-Institut an der 
Uni Duisburg-Essen mit Unterstützung des Deut-
schen Landkreistags und dem Kreis Recklinghau-
sen im Rahmen des XENOS-Projektes „Option – 
Kultur“ 2014 durchgeführt hat. Die Ergebnisse 
zeigen, dass viele Landkreise in Deutschland 
die Bedeutung der Interkulturellen Öffnung der 
Verwaltung erkannt haben, viele aber noch am  
Anfang bei der Umsetzung entsprechender Kon-
zepte und Maßnahmen stehen.

Hans Uske
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Die Kommunalverwaltung aus dem Blickwinkel der Bürgerinnen 
und Bürger mit Migrationshintergrund
Ursula Kreft

Die Kommunalverwaltungen im Kreis Reckling-
hausen haben im Rahmen des Projekts „Option 
Kultur“ auch Menschen mit Migrationshinter-
grund um Hinweise zur interkulturellen Öffnung 
gebeten: Welche besonderen Erfahrungen ma-
chen diese Kundinnen und Kunden beim Kon-
takt mit Behörden? Und was erwarten sie von 
einer interkulturell kompetenten Verwaltung? 
Die Ergebnisse zeigen ein differenziertes, kom-
plexes und manchmal durchaus ambivalentes 
Bild der Kommunalverwaltung aus Sicht der 
Kundinnen und Kunden.1 

Wenn in öffentlichen Debatten von „Menschen 
mit Migrationshintergrund“ die Rede ist, schwir-
ren immer noch viele stereotype Bilder wie Flie-
gen durch den Raum. Da sitzt dann „der typi-
sche Migrant“ im Amtszimmer: Er spricht kein 
Wort Deutsch, hat eine fremde „Mentalität“ und 
versteht die deutschen Gesetze nicht. Ihm ge-
genüber sitzt „der typische Bürokrat“. Autoritär, 
unfreundlich und stur exerziert er sein Motto: 
„Im deutschen Amtszimmer wird Amtsdeutsch 
gesprochen. Wer damit nicht klar kommt, hat 
Pech gehabt.“ 

Im Auftrag des Projekts „Option – Kultur“ haben 
wir in den 10 Städten des Kreises Reckling-
hausen qualitative Interviews mit insgesamt 
74 Menschen aus Migrantenselbstorganisatio-
nen geführt. Grundlage der Gespräche war ein  
nicht standardisierter Leitfaden zu folgenden 
Themenbereichen: 

1 Der vorliegende Artikel fasst Ergebnisse einer Studie zusam-
men, die die Autorin zusammen mit ihrer Kollegin Katrin Jan-
sen im Frühjahr 2014 veröffentlicht hat: Katrin Jansen & Ursula 
Kreft: Verwaltung interkulturell erneuern, RISP-Texte 1/2014, 
Duisburg.

  Kontaktaufnahme und Erfahrungen 
mit kommunalen Behörden, 

  Wünsche an die Verwaltung,
 die Ankündigung, in Zukunft mehr 

Fachkräfte mit Migrationshintergrund 
in den Verwaltungen einzustellen. 

Die Gesprächspartner/innen sind aktive Mitglie-
der von Gemeinden, Vereinen, Gruppen und Initi-
ativen, die unterschiedliche Ziele und Aufgaben 
verfolgen. Neben Organisationen, die gegründet 
wurden, um kulturelles, künstlerisches oder so-
ziales Engagement zu fördern, zur Gestaltung 
des religiösen Lebens beizutragen oder die Bil-
dung junger Menschen zu unterstützen, haben 
wir auch Gruppen angesprochen, die Freizeitge-
staltung, Sport oder Austausch und Selbsthilfe 
in den Mittelpunkt stellen. 

Um eine Vielfalt an Erfahrungen aufnehmen zu 
können, haben wir sowohl Menschen mit eige-
ner Einwanderungserfahrung befragt als auch 
im Kreis Recklinghausen geborene und aufge-
wachsene Menschen, deren Eltern eingewan-
dert sind. An den Interviews haben Personen 
mit deutschen und mit ausländischen Pässen 
teilgenommen. Die Herkunftsfamilien der Ge-
sprächspartner/innen kommen aus der Türkei, 
aus Russland und anderen GUS-Staaten, aus 
Griechenland, Pakistan, Bosnien-Herzegowina 
sowie aus einem nord- und einem zentralafrika-
nischen Land.

Die Kommunalverwaltung aus dem Blickwinkel der Bürgerinnen und Bürger mit Migrationshintergrund
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Unsicherheiten beim Kontakt mit der 
Verwaltung

„Der typische Migrant“ ist uns bei den Gesprä-
chen nicht begegnet. Aber „der typische Büro-
krat“ tauchte mehrmals in den Erinnerungen der 
älteren Befragten auf. Seine schönste Zeit wa-
ren wohl die 70er und frühen 80er Jahre des 20. 
Jahrhunderts. Die Befragten berichteten, dass 
eingewanderte Menschen damals bei Behör-
denbesuchen regelmäßig „angeschnauzt“, „nie-
dergemacht“, durch feindselige Bemerkungen 
eingeschüchtert und manchmal offen beleidigt 
wurden. „Der typische Bürokrat“ missbrauchte 
damals wohl öfter seine Macht und kaum je-
mand wagte es, ihm zu widersprechen. 

Inzwischen haben sich nicht nur die im Amts-
zimmer üblichen Umgangsformen gründlich und 
deutlich zum Positiven verändert. Die Kommu-
nalverwaltungen insgesamt haben sich struk-
turell und personell gewandelt und orientieren 
sich mit ihren Leitbildern an modernen Dienst-
leistungsunternehmen, zum Beispiel mit dem 
Versprechen, „demokratisch, bürgernah und ef-
fizient“ zu agieren. Aber auch die Kunden und 
Kundinnen mit Migrationshintergrund haben 
sich verändert und damit auch die Sichtweisen 
und Erwartungen gegenüber den Behörden. 

Der Wandel in den Beziehungen zur Verwaltung 
wurde bereits in den Antworten zum Themen-
bereich „Kontaktaufnahme“ deutlich. Hier ging 
es unter anderem um die Transparenz von Auf-
gabenbereichen, um Verständlichkeit und Er-
reichbarkeit: Sind die für ein Anliegen zuständi-
gen Mitarbeiter/innen auch für Kund/innen mit 
Migrationshintergrund leicht zu finden und gut 
ansprechbar? Sind Schreiben und Formulare 
der Behörden in deutscher Sprache auch für sie 
verständlich und nachvollziehbar, oder wäre es 
sinnvoll, amtliche Schriftstücke auch in anderen 
Sprachen anzubieten? 

Nach Einschätzung der Gesprächspartner/in-
nen sehen keineswegs alle Bürger/innen mit  

Migrationshintergrund Hindernisse beim Zugang 
zur Verwaltung. Viele kennen die Struktur der 
Verwaltung vielmehr ebenso gut wie andere Bür-
ger/innen und erleben eine Kontaktaufnahme 
daher in vielen Fällen als wenig problematisch. 
Das gilt allerdings nicht für alle Eingewander-
ten. Die Befragten betonen, dass der Kontakt 
zur Verwaltung für manche Menschen weiterhin 
schwierig und belastend sei, zum Beispiel für 
Seniorinnen und Senioren aus der so genannten 
„ersten Generation“, auch wenn sie schon län-
ger hier ansässig sind. Auch für neu Eingewan-
derte jeden Alters sei bereits die Kontaktaufnah-
me mit der Verwaltung häufig von Sorgen und 
Bedenken geprägt. 

Nach den Erfahrungen der Befragten haben 
manche Kund/innen mit Migrationshintergrund 
eine erhebliche „Schwellenangst“ und große 
Unsicherheit gegenüber der Verwaltung. Man-
che fühlten sich beim Behördenkontakt verun-
sichert, ohnmächtig und ratlos. Vor dem Besuch 
fragten sich viele: „Was erwartet mich da? Ist 
das vielleicht kompliziert? Schaffe ich es, mich 
zu verständigen?“ Diese Unsicherheit hindert 
nach Ansicht der Befragten manche Eingewan-
derten daran, bei Unklarheiten in der Verwal-
tung nachzufragen, ihr Anliegen vollständig zu 
schildern oder zu widersprechen, wenn sie zum 
Beispiel mit einem Vorschlag nicht einverstan-
den sind. Missverständnisse, fehlerhafte Einga-
ben von Daten, Verzögerungen bei der Bearbei-
tung und vermeidbare Konflikte sind mögliche 
Folgen – zum Nachteil der Bürger/innen und der 
Verwaltung. 

Die Ergebnisse der Gespräche zeigen, dass die 
Bevölkerung „mit Migrationshintergrund“ nur in 
der Statistik als scheinbar homogene Gruppe 
erscheint, tatsächlich aber sehr heterogen ist, 
auch hinsichtlich der Kontaktaufnahme und des 
Umgangs mit Behörden. Während sich einige 
Eingewanderte erheblich mehr Unterstützung 
und Betreuung wünschen, als sie zurzeit von 
Seiten der Behörden erhalten, sehen andere die 
Verwaltung aus der Sicht von Einheimischen, die 
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vor allem einen höflichen Umgangston und eine 
zügige Bearbeitung ihres Anliegens erwarten. 

Die großen individuellen Unterschiede inner-
halb der Bevölkerungsgruppe mit Migrationshin-
tergrund werden besonders deutlich, wenn es 
um die Verständlichkeit von amtlichen Schrei-
ben und Formularen geht. Es gibt einerseits  
Kund/innen aus eingewanderten Familien, die 
das Deutsche perfekt beherrschen und amtli-
che Schriftstücke daher in der Regel auch gut 
verstehen können. Die Gesprächspartner/innen 
berichten andererseits von Eingewanderten, die 
sich zwar im Alltag in der deutschen Umgangs-
sprache gut verständigen können, aber mit amt-
lichen Schriftstücken mehr oder weniger große 
Probleme haben. Manche seien trotz befriedi-
gender Deutschkenntnisse immer wieder unsi-
cher, ob sie die schriftlichen Hinweise einer Be-
hörde tatsächlich richtig verstanden hätten. Für 
andere sind amtliche Schreiben nach Auskunft 
der Befragten sogar weitgehend unverständlich, 
so dass sie Unterstützung und Erklärungen in  
ihrer Muttersprache benötigen.

Probleme mit der Sprache der  
Behörden

Ein Hindernis in der Kommunikation mit Behör-
den sind offenbar die semantischen und lexika-
lischen Unterschiede zwischen der deutschen 
Umgangssprache und dem so genannten „amt-
lichen Hochdeutsch“, das die Grundlage amt-
licher Schriftstücke bildet. Wer das deutsche 
Schulsystem nicht von Anfang an und vollstän-
dig durchlaufen hat, kann zwar durch Kurse und 
häufiges Training die Umgangssprache erlernen, 
aber die angebotenen Sprachkurse reichen in 
der Regel nicht aus, um auch das „amtliche 
Hochdeutsch“ mit voller Sicherheit zu beherr-
schen. Dies erklärt, warum manche Menschen 
aus zugewanderten Familien, die das Deutsche 
sogar besser sprechen als die Familiensprache, 
trotzdem eine sprachliche Unsicherheit gegen-
über amtlichen Schriftstücken haben können. 

Eine weitere Ursache für Verständnisprobleme 
mit Behörden ist nach Ansicht von Befragten 
das so genannte „Verwaltungsdeutsch“, eine 
bestimmte Form des „amtlichen Hochdeutsch“. 
Der spezifische Sprachstil der Verwaltung mit 
seinen aus der juristischen Fachsprache stam-
menden Elementen bildet für manche Bürger/
innen mit Migrationshintergrund eine hohe Bar-
riere, die das Verständnis zusätzlich erschwert. 
Mehrere Befragte vermuten, dass dieses „Ver-
waltungsdeutsch“ auch für Menschen ohne Mi-
grationshintergrund schwer verständlich ist: Es 
handele sich um „ein anderes Deutsch“, das 
außerhalb der Behörden nahezu unbekannt sei. 
Aus sprachlichen Unsicherheiten kann nach den 
Erfahrungen der Befragten ein ganzes Bündel 
von Hindernissen entstehen: Viele Betroffene 
scheuten sich, beim Behördenkontakt ihre Sicht-
weise zur Geltung zu bringen oder Einwände zu 
formulieren. 

Einige Gesprächspartner/innen schlagen daher 
vor, amtliche Schriftstücke nur in „einfachem, 
normalem Deutsch“ zu formulieren, das auch 
für die meisten Menschen mit Migrationshinter-
grund verständlich sei. Einige fordern außerdem 
die Abschaffung aller Formulare: Wenn man die 
Angaben mündlich machen könne, könnten die 
Mitarbeiter/innen selbst alles korrekt eintragen, 
und es gebe keine Probleme mehr. 

Andere Gesprächspartner/innen bezweifeln 
allerdings, dass eine Übertragung in einfache 
Sprache und ein Verzicht auf das „Verwaltungs-
deutsch“ die Verständnisprobleme beseitigen 
könnten. Es geht nach ihrer Einschätzung we-
niger um das Niveau der Deutschkenntnisse, 
sondern vielmehr um Kenntnisse zur Gesetzes-
lage, zur aktuellen Auslegung der Gesetze und 
zur Vorgehensweise der Behörden. Damit seien 
viele Bürger/innen mit Migrationshintergrund 
jedoch nicht vertraut. Ein Vorgang müsse ihnen 
daher zusätzlich mündlich in der deutschen Um-
gangssprache oder in ihrer Muttersprache ver-
mittelt und erklärt werden. 
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Aus der Sicht vieler Gesprächspartner/innen 
wäre es daher am besten, wenn die Behörden 
Fachkräfte beschäftigten, die mehrere Sprachen 
sprechen und sich darauf spezialisieren, diese 
Vermittlung zwischen Bürger/innen und Verwal-
tung zu leisten. Zurzeit werde diese Aufgabe von 
Ehrenamtlichen aus den Netzwerken der Bür-
ger/innen mit Migrationshintergrund übernom-
men. Die Gespräche zeigen, dass viele Vereine, 
Gemeinden und Gruppen diese ehrenamtliche 
Tätigkeit als wichtige Aufgabe ansehen. Die 
Unterstützung durch sprachkundige und in der 
Regel auch sachkundige Mitglieder reicht von 
der Übersetzung amtlicher Schreiben über das 
Ausfüllen von Formularen und Anträgen bis hin 
zur Begleitung bei Behördengängen. Dass die 
Kommunikation zwischen Eingewanderten und 
Behörden trotz mancher Schwierigkeiten häufig 
doch gelingt, ist wohl auch den Migrantenselbst-
organisationen zu verdanken – indem sie Ratsu-
chende betreuen, erleichtern sie der Verwaltung 
die Arbeit. 

Wäre es sinnvoll, amtliche Schriftstücke und For-
mulare auch in anderen Sprachen anzubieten? 
Zu dieser Frage gibt es unterschiedliche Ein-
schätzungen. Einige Gesprächspartner/innen 
befürworten dieses Angebot: Besonders für neu 
Eingewanderte und für ältere Menschen seien 
Formulare und Hinweise in der Muttersprache 
notwendig und hilfreich. Andere Befragte wider-
sprechen allerdings: Für Senior/innen kämen 
amtliche Schriftstücke in ihrer Muttersprache 
viel zu spät. Sie seien es inzwischen gewohnt, 
bei amtlichen Angelegenheiten von Angehörigen 
und Freunden unterstützt zu werden, und woll-
ten darauf auch nicht verzichten. Einige Befrag-
te befürchten, das Angebot könnte als Diskrimi-
nierung missverstanden werden: Menschen, die 
gut Deutsch sprechen, könnten glauben, man 
unterstelle ihnen mangelhafte Deutschkennt-
nisse und wolle sie als „Ausländer“ ausgrenzen. 

Andere Gesprächspartner/innen betonen, amt-
liche Schriftstücke in den Muttersprachen seien 
keine befriedigende Lösung bei Verständnis-

problemen. Vielen Menschen mit Migrations-
hintergrund seien nämlich Fachbegriffe aus 
der Verwaltungssprache wenn überhaupt, dann 
ausschließlich auf Deutsch bekannt. Viele Men-
schen aus türkischstämmigen Familien könnten 
zum Beispiel amtliche Schriftstücke in Türkisch 
schlechter verstehen als in Deutsch, da sie noch 
nie Behördenkontakte in der Türkei hatten. 

Wenn die Verwaltung den Kund/innen mit Mig-
rationshintergrund entgegen kommen will, ist es 
deshalb nach Ansicht einiger Gesprächspartner/
innen nicht damit getan, Übersetzungen anzufer-
tigen. Die Kund/innen brauchten vielmehr eine 
ausführliche, für sie verständliche mündliche Er-
klärung, um den amtlichen Vorgang tatsächlich 
zu durchschauen und nachzuvollziehen. Über-
setzungen seien daher nur eine scheinbare Ar-
beitserleichterung für die Behörden und nur für 
wenige Kund/innen mit Migrationshintergrund 
tatsächlich hilfreich.

Positive und negative Erfahrungen

Im Gesprächsabschnitt „Erfahrungen mit der 
Verwaltung“ berichteten die Gesprächspartner/
innen vor allem von persönlichen Erlebnissen 
als Kundin / Kunde oder als Begleitung eines 
anderen Menschen bei einem Behördenbesuch. 
In den Gesprächen entstand ein differenziertes, 
komplexes und manchmal durchaus ambivalen-
tes Bild der kommunalen Behörden. Die meisten 
Gesprächspartner/innen konnten sowohl posi-
tive und angenehme als auch problematische 
und verunsichernde Erfahrungen berichten. 

Bei der Auswertung der Beiträge zu diesem The-
menbereich haben wir folgende Fragen in den 
Mittelpunkt gestellt: Welche Merkmale kenn-
zeichnen eine Kommunikation mit der Verwal-
tung, die von den Gesprächspartner/innen als 
angenehm bewertet wird? Welche Merkmale hat 
andererseits ein Behördenkontakt, der aus Sicht 
der Gesprächspartner/innen problematisch oder 
belastend war? 
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In den Erfahrungsberichten wurden folgende 
Merkmale einer positiven Kommunikation mit 
Behörden besonders hervorgehoben: 

1.  ein freundliches, zugewandtes und höfli-
ches Verhalten von Mitarbeiter/innen hin-
sichtlich Wortwahl, Mimik und Tonfall; 

2.  die Fähigkeit von Mitarbeiter/innen zum 
aktiven Zuhören und zur Wahrnehmung 
der individuellen Bedürfnisse von Kund/
innen; 

3.  ihre Fähigkeit, den Kund/innen zu ver-
mitteln, dass Gleichheit vor dem Gesetz, 
Korrektheit und Transparenz die Arbeit der 
Verwaltung bestimmen. 

In einigen Berichten über erfreuliche und an-
genehme Erfahrungen mit Beschäftigten der 
Verwaltung fällt auf, dass für die Befragten spe-
zielle „interkulturelle“ Kompetenzen eine eher 
geringe Rolle spielen. Die Befragten erwarten 
vielmehr eine von Achtsamkeit, Freundlichkeit 
und Respekt geprägte Form der Kommunikati-
on, die sicherlich von allen Kund/innen (egal ob 
mit oder ohne Migrationshintergrund) positiv be-
wertet wird. Einige Befragte betonen außerdem, 
sie hätten sich beim Besuch in der Verwaltung 
nicht als „Ausländer“ gefühlt und seien unge-
achtet ihres ausländischen Namens oder Pas-
ses genauso behandelt und beraten worden, 
„wie alle anderen“. Dieser Wunsch, beim Behör-
denbesuch „völlig normal“, als Einheimischer 
angesprochen zu werden und nicht als „einer 
mit Migrationshintergrund“ in eine Sonderrolle 
gedrängt zu werden, prägt viele Berichte zum 
Behördenkontakt. 

Mehrere Gesprächspartner/innen weisen ande-
rerseits darauf hin, dass der Eindruck, bei den 
Behörden werde ungeachtet der Herkunft der 
Kund/innen strikt „nach den Gesetzen“ gehan-
delt, für viele eingewanderte Menschen von hö-
herer Bedeutung sei als für Kund/innen ohne Mi-
grationshintergrund. Einige Befragte verweisen 

dabei auf die bereits erwähnte „Schwellen-
angst“. Da viele Menschen mit Migrationshinter-
grund bei Behördenbesuchen unsicher, unruhig 
und manchmal auch misstrauisch reagierten, 
sei es umso wichtiger, ihnen zu vermitteln, dass 
alle Entscheidungen gesetzeskonform, transpa-
rent und überprüfbar seien. Durch verständliche 
Erklärungen, ruhiges Eingehen auf Fragen und 
wenn nötig durch eine Kopie des entsprechen-
den Gesetzes könnten die Mitarbeiter/innen das 
Vertrauen in die Behörde stärken. Auch unange-
nehme Entscheidungen würden dann leichter 
akzeptiert. 

In den Berichten über problematische Behör-
denkontakte geht es zum einen um das individu-
elle Gesprächsverhalten einzelner Mitarbeiter/
innen. Aus Sicht der Befragten gibt es Mitarbei-
ter/innen, die häufig „grimmig“, „unfreundlich“ 
oder „abweisend“ reagieren oder die Besucher/
innen „von oben herab“ behandeln. Kund/in-
nen mit Migrationshintergrund fühlen sich nach 
Auskunft von Befragten manchmal „wie Kinder 
behandelt“, denen man ohne nähere Erklärung 
lediglich Anweisungen erteilt. Für einige Befrag-
te sind solche problematischen Erlebnisse ver-
ständlich und verzeihlich: Auch Beschäftigte in 
der Verwaltung hätten eben mal eine „schlechte 
Tagesform“. Andere sehen solche Verhaltenswei-
sen dagegen als Zeichen mangelnder Akzeptanz 
oder sogar als eine „versteckte Diskriminierung“ 
von Menschen mit Migrationshintergrund. 

Einige Berichte deuten darauf hin, dass bei 
manchen Kommunikationsstörungen auch Zeit-
druck und Arbeitsstress, also Probleme bei der 
Arbeitsorganisation in einer Behörde, eine Rolle 
spielen können. Gesprächspartner/innen kriti-
sieren häufig, dass manche Mitarbeiter/innen 
von Behörden „nicht zuhören können“, „keine 
Geduld“ und „keine Zeit“ hätten. Menschen mit 
Migrationshintergrund hätten oft den Einruck, 
sie würden „rasch abgefertigt“. Mitarbeiter/in-
nen seien bestrebt, Eingewanderte schnell „los-
zuwerden“ und wollten daher deren Ansichten 
nicht hören. Einige Befragte vermuten, dass die 
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meisten Konflikte zwischen Eingewanderten und 
Behörden auf diese Weise entstehen: Entwe-
der der Kunde oder der Mitarbeiter habe etwas 
falsch verstanden. 

Einige Befragte berichten außerdem von proble-
matischen Erfahrungen, die nach ihrer Einschät-
zung auf eine zu geringe interkulturelle Kompe-
tenz in der Verwaltung zurückzuführen sind. Ein 
Beispiel ist der Bericht eines Gesprächspartners 
über den Behördenbesuch einer alten Dame, 
der wegen fehlender Deutschkenntnisse die Auf-
enthaltsgenehmigung mit sehr unfreundlichen 
Bemerkungen verweigert wurde. Einem Unter-
stützer gelang es, die Ausweisung zu verhindern: 
Die alte Dame habe nie eine Schule besucht, sei 
Analphabetin, seit Jahren schwer krank und da-
her nicht mehr in der Lage, Deutsch zu lernen. 
Für manche Eingewanderten ist es nach Ansicht 
von Befragten extrem schwer oder unmöglich, 
die Erwartungen der Behörden zu erfüllen. 

In diesem Zusammenhang weisen Befragte auch 
auf die prekäre Situation von Eingewanderten hin, 
denen es trotz aller Bemühungen nicht gelingt, 
befriedigende Deutschkenntnisse zu erreichen. 
Sie fühlten sich einem ständigen Vorwurf ausge-
setzt, auch von Seiten der Behörden: Ihr fehler-
haftes Deutsch werde häufig als „Integrationsun-
willigkeit“ interpretiert. Viele Betroffene fühlten 
sich dadurch seelisch verletzt und zögen sich 
völlig zurück – eine Reaktion, die nun tatsächlich 
den Integrationsprozess gefährden könne. 

Viele Gesprächspartner/innen kritisieren, dass 
die Behörden das individuelle Schicksal von 
Eingewanderten häufig nicht berücksichtigten. 
Auch auf physische oder psychische Erkrankun-
gen durch traumatische Erfahrungen im Her-
kunftsland werde zu selten Rücksicht genom-
men. Nach Ansicht der Gesprächspartner/innen 
kommt es vor allem dann zu problematischen 
Situationen, wenn Mitarbeiter/innen der Verwal-
tung automatisch davon ausgehen, dass ihre 
Lebenserfahrungen und Vorstellungen die ein-
zig „normalen“ sind und dass es keine anderen 

geben kann. Die Schulungen zur Verbesserung 
der interkulturellen Kompetenz, die im Rahmen 
des Projekts durchgeführt wurden, werden da-
her von vielen Gesprächspartner/innen als drin-
gend notwendig angesehen. 

Einige Gesprächspartner/innen schildern au-
ßerdem Erlebnisse bei Behördenbesuchen, die 
sie als Ausgrenzung, Herabsetzung oder Dis-
kriminierung bewerten. Einige Befragte unter-
scheiden dabei zwischen „sichtbarer“ und „ver-
steckter“ oder „subtiler“ Diskriminierung. In den 
Berichten über sichtbare Diskriminierung geht 
es vor allem um ausgrenzende Bemerkungen 
einzelner Mitarbeiter/innen wie zum Beispiel: 
„Gehen Sie doch dahin, wo Sie herkommen.“ Ein 
eingebürgerter Kunde, der beim Behördenbe-
such ein Gesetz kritisierte, bekam zum Beispiel 
die Antwort: „Wenn dir das nicht gefällt, kannst 
du ja auswandern.“ Der Kunde interpretierte die 
Bemerkung als bewusste Diskriminierung: Trotz 
seines deutschen Passes werde er nicht als 
gleichberechtigter Bürger anerkannt und zum 
Verlassen des Landes aufgefordert. 

Nach Einschätzung mancher Befragter sind sol-
che offenen und sichtbaren Diskriminierungen 
durch Mitarbeiter/innen von Behörden in den 
letzten Jahren jedoch erheblich seltener gewor-
den. Diese Befragten berichten dagegen von 
subtilen, schwer greifbaren Formen der Diskri-
minierung. Auch bei Behördenkontakten seien 
sie nicht selten mit Misstrauen, Unterstellungen 
und Stereotypen konfrontiert, zum Beispiel mit 
der Vorstellung, alle Menschen mit Migrations-
hintergrund könnten kein Deutsch. 

In einigen Gesprächen wird außerdem der Um-
gang mit ausländischen Qualifikationen als Bei-
spiel für eine subtile Diskriminierung genannt. 
Mehrere Gesprächspartner/innen kritisieren, 
dass im Ausland erworbene Abschlüsse, Kennt-
nisse und Fähigkeiten von der Verwaltung nicht 
wertgeschätzt oder sogar von einzelnen Mitarbei-
ter/innen im Gespräch offen abgewertet würden. 
Die Anerkennung ausländischer Qualifikatio- 
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nen wird allerdings auf Bundesebene geregelt, 
so dass der Spielraum kommunaler Behörden 
in diesem Bereich begrenzt ist. Die Befragten 
erwarten von der Verwaltung aber in der Regel 
auch keine Änderung der Bundesgesetze. Sie 
erwarten vielmehr eine individuelle Beratung 
und Unterstützung durch Mitarbeiter/innen der 
Verwaltung, damit sie eine berufliche Perspek-
tive entwickeln können, bei der frühere Quali-
fikationen nicht völlig sinnlos erscheinen. Wer 
beim Behördenbesuch lediglich die Antwort be-
kommt, alle seine ausländischen Zeugnisse und 
beruflichen Kenntnisse seien in Deutschland 
„unbrauchbar“ und „nutzlos“, fühlt sich entwer-
tet und diskriminiert. 

In vielen Gesprächen sind außerdem die Schul-
empfehlungen beim Übergang in die weiterfüh-
rende Schule und generell die schulische Förde-
rung von Kindern aus eingewanderten Familien 
wichtige Themen. Auch in diesem Zusammen-
hang ist mehrfach von einer subtilen Diskrimi-
nierung aufgrund der Herkunft die Rede. Mehre-
re Befragte kritisieren, dass Schüler/innen aus 
zugewanderten Familien trotz guter Noten in der 
Regel die Empfehlung „Hauptschule“ erhielten; 
nur in Ausnahmefällen laute die Empfehlung 
„Realschule“ und fast nie „Gymnasium“. Einige 
Befragte vertreten außerdem die Auffassung, 
Kinder aus eingewanderten Familien würden 
aufgrund der Struktur des Bildungssystems 
während ihrer gesamten Schullaufbahn nicht 
ausreichend gefördert. 

In einigen Gesprächen wird deutlich, dass Eltern 
mit Migrationshintergrund, die mit einer Schul-
empfehlung nicht einverstanden sind, nicht wis-
sen, an wen sie eine Beschwerde richten und 
ob sie überhaupt etwas unternehmen können. 
Manche Eltern wenden sich daher an das Schul-
amt oder an das Jugendamt und erwarten Unter-
stützung. Einige Befragte formulieren ihre tiefe 
Enttäuschung über die Reaktion der Behörden: 
Man habe die betroffenen Eltern nach Hause ge-
schickt mit der Auskunft, die Stadt sei lediglich 
für die Schulgebäude zuständig. Mit den Lehr-

kräften und den Schulempfehlungen habe die 
Stadt nichts zu tun.

Die Gespräche zeigen, dass viele Befragte ei-
nerseits ein stärkeres Engagement der Kommu-
nen im Bereich der Förderung von Kindern und 
Jugendlichen erwarten. Andererseits wird in ei-
nigen Beiträgen deutlich, dass die in den letz-
ten Jahren deutlich stärkeren Bemühungen zur 
Unterstützung von Eltern, insbesondere bei der 
Frühförderung, von manchen Befragten offenbar 
kaum wahrgenommen wurden. Möglicherweise 
werden die Maßnahmen und Erfolge im Bereich 
der kommunalen Bildungsförderung in der Öf-
fentlichkeit nicht überzeugend genug verbreitet 
und vermittelt. Außerdem deutet die häufige Kri-
tik an den Schulempfehlungen darauf hin, dass 
in diesem Feld hoher Klärungs- und Gesprächs-
bedarf besteht. Schulungen zur interkulturellen 
Kompetenz für Lehrkräfte der Grundschulen 
könnten dazu beitragen, die Verständigung mit 
den Eltern zu verbessern.

Verwaltungskarriere auch für Jugend-
liche mit Migrationshintergrund

Ein wichtiges Ziel im Projekt „Option – Kultur“ 
ist die interkulturelle Öffnung der Personalent-
wicklung und Personalplanung in den Kommu-
nalverwaltungen. In Zukunft sollen mehr Men-
schen mit Migrationshintergrund als Fachkräfte 
in kommunalen Verwaltungen tätig sein. Wir ha-
ben daher die Gesprächspartner/innen gefragt, 
wie sie diese Ankündigung der Verwaltungen be-
urteilen und ob sie glauben, dass diese Pläne 
umgesetzt werden können.

Bei unseren Gesprächspartner/innen traf die 
Ankündigung auf eine breite Zustimmung und 
auf positive bis sehr positive Reaktionen. Die 
meisten Befragten gehen auch davon aus, dass 
in Zukunft tatsächlich mehr Fachkräfte mit 
Migrationshintergrund in kommunalen Behör-
den beschäftigt sein werden. Es gibt aber eine 
recht große Gruppe von Befragten, die zugleich  

Die Kommunalverwaltung aus dem Blickwinkel der Bürgerinnen und Bürger mit Migrationshintergrund
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skeptisch sind und – aus unterschiedlichen 
Gründen – daran zweifeln, dass die gute Absicht 
in der Praxis umgesetzt wird.

Die Befragten begründen ihre positive bis sehr 
positive Haltung allerdings mit unterschiedli-
chen Argumenten. Einige Gesprächspartner/in-
nen beurteilen die Ankündigung in erster Linie 
als Verbesserung des Angebots auf dem lokalen 
Arbeitsmarkt: Gute und sichere Arbeitsplätze bei 
kommunalen Behörden seien für alle Arbeitsu-
chenden und besonders für junge Menschen 
sehr begrüßenswert. Dass hier Bewerber/innen 
mit Migrationshintergrund angesprochen sind, 
wird von ihnen als weniger bedeutsam einge-
schätzt. 

Andere Befragte stellen dagegen explizit gesell-
schaftliche Aspekte in den Mittelpunkt. Aus ihrer 
Sicht ist die Ankündigung der Verwaltungen auch 
ein politisches Statement: Die Zugehörigkeit von 
Menschen mit Migrationshintergrund zur städti-
schen Gemeinschaft werde damit endlich auch 
offiziell wahrgenommen und anerkannt. In die-
sem Zusammenhang wird die bisherige Einstel-
lungspraxis häufiger kritisch kommentiert: Men-
schen mit Migrationshintergrund seien nicht 
entsprechend ihres Anteils an der Bevölkerung 
in der Kommunalverwaltung vertreten. 

Einige Gesprächspartner/innen heben dagegen 
die praktischen Vorteile für die Verwaltung und 
für die Kund/innen hervor. Durch die Einstellung 
von mehr Fachkräften mit Migrationshintergrund 
könne die Kommunikation zwischen der Verwal-
tung und eingewanderten Kund/innen nachhal-
tig verbessert werden: Viele Missverständnisse 
könnten dadurch vermieden, Beratungen effek-
tiver durchgeführt und die Anliegen der Kommu-
ne überzeugender vermittelt werden. 

Die Auswertung zeigt, dass die Einschätzung 
der Gesprächspartner/innen wesentlich davon 
abhängt, welche Bedeutung sie dem Faktor „Mi-
grationshintergrund“ bei Bewerbungen und im 
Berufsleben zuschreiben. Einige Befragte halten 

den Faktor für weniger relevant verglichen mit 
anderen Faktoren, zum Beispiel der Höhe des 
Schulabschlusses. Andere sehen die Herkunft 
aus einer eingewanderten Familie dagegen als 
Potential, das einen Menschen dazu befähigt, be-
sondere Kenntnisse und Kompetenzen (Sprach-
kenntnisse, hohe Sozialkompetenz etc.) zu ent-
wickeln, die im Beruf nützlich sind und einem 
Arbeitgeber große Vorteile bringen können. Der 
Faktor „Migrationshintergrund“ ist also aus ihrer 
Sicht ein positives Einstellungskriterium, das ei-
nige Bewerber/innen von anderen unterscheidet. 

Andere Gesprächspartner/innen vertreten dage-
gen die Ansicht, dass der Faktor „Migrationshin-
tergrund“ von Arbeitgebern in der Regel negativ 
beurteilt wird und zur Ablehnung der Bewerber/
innen führt. Diese Befragten reagieren mit er-
heblicher Skepsis auf die Ankündigung, mehr 
Verwaltungskräfte mit Migrationshintergrund zu 
beschäftigen. Sie begrüßen die Absicht, rechnen 
aber nicht damit, dass sich die Einstellungspra-
xis der Behörden tatsächlich verändert. Sie be-
zweifeln, dass es in den nächsten Jahren mehr 
Beschäftigte mit Migrationshintergrund in den 
Kommunalverwaltungen des Kreises geben wird. 

Jene Gesprächspartner/innen, die ihre Skepsis 
zum Ausdruck bringen, verweisen zum einen auf 
eigene bittere Erfahrungen mit Diskriminierun-
gen im Berufsleben. Bewerber/innen „mit aus-
ländischen Namen“ werden nach ihrer Ansicht 
von Arbeitgebern häufig „sofort aussortiert“ und 
hätten erheblich weniger Chancen auf ein Bewer-
bungsgespräch. Auch bei den Kommunalverwal-
tungen wird diese Einstellungspraxis vermutet. 

Zum anderen gibt es viele Berichte über Bewer-
ber/innen mit Migrationshintergrund, die von 
Stadtverwaltungen abgelehnt wurden. Einige 
Fallbeispiele berichten von jungen Erwachse-
nen mit mittleren oder hohen Schulabschlüssen 
(FOR-Q, Fachabitur, Abitur), die sich vergeblich 
um Ausbildungsplätze bei Kommunen beworben 
haben. Ob im jeweiligen Einzelfall tatsächlich 
eine Diskriminierung vorliegt, ist im Nachhin-

Ursula Kreft
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ein und im Rahmen unserer Studie nicht fest-
stellbar. Die Vorstellung, aufgrund der Herkunft 
abgelehnt zu werden, beeinflusst jedoch nach 
Auskunft von Befragten die Berufswahl und das 
Bewerbungsverhalten, besonders von Jugend-
lichen mit Migrationshintergrund. 

Mehrere Gesprächspartner/innen berichten von 
ihren erfolglosen Bemühungen, Jugendliche mit 
geeigneter Qualifikation für eine Ausbildung in 
der öffentlichen Verwaltung zu motivieren. Bei 
Angehörigen der jungen Generation dominiere 
die Vorstellung, sie hätten bei der Verwaltung 
wegen ihrer Herkunft sowieso keine Chance. 
Eine Bewerbung hielten sie daher für sinnlos. 
Bei der Suche nach einem Ausbildungsplatz 
zögen viele Jugendliche mit Migrationshinter-
grund die Verwaltung gar nicht erst in Erwägung 
und erkundigten sich auch nicht, welche Ausbil-
dungsgänge es gebe. 

Die Auswertung der Gespräche deutet darauf 
hin, dass gerade jene gut qualifizierten Jugend-
lichen, die als Nachwuchskräfte besonders 
willkommen wären, die öffentliche Verwaltung 
leicht übersehen. Denn im Zuge einer allmäh-
lichen Normalisierung der Bildungschancen 
haben viele Jüngere nun zumindest die Mög-
lichkeit, aus einer Vielzahl attraktiver Berufe zu 
wählen, die für die „erste Generation“ der Ein-
gewanderten noch unerreichbar schienen. Eine 
Karriere in der Verwaltung ist daher für junge 
Menschen mit gutem Schulabschluss nur noch 
eine Option unter anderen – und häufig nicht die 
erste Wahl. Bei ihren Bemühungen, gut qualifi-
zierte Jugendliche „mit Migrationshintergrund“ 
als Auszubildende zu gewinnen, haben die Ver-
waltungen sehr starke Konkurrenten: vor allem 
Universitäten und Fachhochschulen, aber auch 
international tätige Industrie- und Handelsunter-
nehmen, die zusätzliche Sprachkenntnisse und 
interkulturelle Kompetenz durchaus zu schätzen 
wissen. Trotz ihres sehr hohen Ansehens bei 
eingewanderten Familien könnte die Ausbildung 
in der öffentlichen Verwaltung daher in Zukunft 
ihre Attraktivität verlieren.

 
Eine ausführliche Analyse der Gespräche, die 
Katrin Jansen und Ursula Kreft im Rahmen des 
Projektes „Option – Kultur“ mit Vertreterinnen 
und Vertretern von Migrantenselbstorganisatio-
nen im Kreis Recklinghausen durchgeführt ha-
ben, ist im Frühjahr 2014 in der Schriftenreihe 
des Rhein-Ruhr-Instituts (RISP) an der Universität 
Duisburg-Essen (RISP-Texte 1/2014) erschienen. 
Als Download erhältlich unter: http://www.risp-
duisburg.de/files/risp_texte_1-2014.pdf
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Verwaltung ist nicht gleich Verwaltung – der Prozess der  
interkulturellen Öffnung einer Verwaltung ist von ihren  
Strukturen abhängig
Helena Donecker & Sabine Fischer

Die interkulturelle Öffnung der Verwaltung ist ein 
Anliegen, das zurzeit viele Projekte verfolgen, 
nicht nur, aber auch im Rahmen des XENOS-
Programms. Der folgende Beitrag will darauf 
aufmerksam machen, dass öffentliche Verwal-
tungen sehr heterogen sein können, je nach 
Kommune, Aufgabenbereich, Organisationskul-
tur. Es geht also darum Vielfalt innerhalb dieser 
Vielfalt herzustellen.
Am Beispiel des XENOS-Projektes „Option – Kul-
tur“ des Kreises Recklinghausen wird im Folgen-
den gezeigt, wie unter diesen Bedingungen Öff-
nungsprozesse gestaltet werden können.

Verwaltungsvielfalt im Kreis Reckling-
hausen

Zehn heterogene und selbstständige Städte bil-
den den bevölkerungsreichsten Kreis Deutsch-
lands, den Kreis Recklinghausen. Im Kreisgebiet 
leben rund 614.000 Einwohner auf rund 760 qkm, 
von denen rund 104.000 einen Migrationshinter-
grund haben. Eine Kreisverwaltung versteht sich 
als Dienstleister und Ansprechpartner für alle Ein-
wohner des Kreisgebietes. Die Kreisverwaltung 
ist in vielen Bereichen nicht erster Ansprechpart-
ner der hier lebenden Menschen, da sie vorrangig 
die Leistungen vor Ort, in der jeweiligen Stadt, in 
Anspruch nehmen und kennen. Der Kreis ist in ei-
nigen Aufgabenbereichen übergeordnete Behör-
de und nimmt in anderen Bereichen Aufgaben für 
die Städte wahr. Neben den gesetzlichen Vorga-
ben und der Aufgabenverteilung zwischen kreis-
angehörigen Städten und Kreis bestimmen die 
Finanzknappheit dieser Region und die dadurch 
in einigen Bereichen eingeschränkten Angebots-
strukturen das Vorgehen der Verwaltungen. 

Jeder dieser Fachbereiche mit seinen Fach-
diensten und Ressorts muss in den Prozess der 
interkulturellen Öffnung einbezogen werden.

Mit der interkulturellen Öffnung der Verwaltung 
kann erst dann begonnen werden, wenn die Ein-
sicht vorhanden ist, dass ein solcher Prozess 
in die Wege geleitet werden sollte. Fehlt diese 
Einsicht, werden Schulungsangebote nicht an-
genommen. Änderungsprozesse können nicht 
angestoßen und umgesetzt werden, weil der  
Widerstand gegebenenfalls zu groß ist. Auch 
läuft man Gefahr, dass im Projektzeitraum zwar 
viele Schritte der interkulturellen Öffnung ein- 
geleitet werden, aber nicht auf Dauer an- 
genommen und in die Organisation eingebracht 
werden. Ist die Einsicht vorhanden, kann der 
Prozess der interkulturellen Öffnung, der be-
kanntlich ein dauerhafter Prozess ist, auch 
nach Ablauf des Projektes fortgeführt und in  

„Verwaltung ist nicht gleich Verwaltung“

Die Kreisverwaltung mit ihren politischen 
Gremien und den Verwaltungsinstanzen

  Politische Gremien sind Kreistag, 
Kreisausschuss und weitere Aus-
schüsse (Sozial- und Gesundheits-
ausschuss, Rechnungsprüfungsaus-
schuss, Personalausschuss u.v.m.).

  Landrat, Kreisdirektor und 
eine Dezernentin

  7 verschiedene Fachbereiche mit un-
terschiedlichen Aufgabenbereichen 
untergliedert in 30 Fachdienste und 
62 Ressorts. Einer der Fachbereiche 
ist für die Querschnittsaufgaben Per-
sonal und Organisation zuständig.
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der Verwaltung installiert werden. Dies kann in 
einem Projektzeitraum von drei Jahren nicht in 
allen Verwaltungsbereichen erreicht werden, 
aber es können entsprechende Prozesse ange-
stoßen werden. Bei dem Prozess der interkul-
turellen Öffnung sollte man sich zunächst auf 
die Bereiche konzentrieren, die bereits in ihrer 
täglichen Arbeit mit Fragen der Kulturkompetenz 
(zum Beispiel im Kundenkontakt)  zu tun haben 
oder darauf aufmerksam geworden sind. Der 
Personalbereich ist auf jeden Fall zu beteiligen. 
Wichtig ist: Die Verwaltungsführung muss hinter 
diesem Prozess stehen und dies auch deutlich 
gegenüber der Verwaltung zum Ausdruck brin-
gen. Nur so können die Beschäftigten dies als 
„Leitsatz“ für ihre Verwaltung sehen, in ihrer täg-
lichen Arbeit umsetzen und die von der Verwal-
tungsführung getroffenen Entscheidungen zu 
Veränderungsprozessen akzeptieren.

Das XENOS-Projekt „Option – Kultur“ ist direkt dem 
Landrat zugeordnet. Auf dieser Hauptverwaltungs-

ebene wurde das Projekt nicht nur beantragt, 
sondern der Landrat steht auch persönlich hin-
ter dem Projekt, ist zudem gewillt, die interkultu-
relle Öffnung der Verwaltung praktisch voranzu-
treiben und diese nicht nur vage zu unterstützen.

Interventionsebenen: Strategie, 
Organisation, Personal, Politik

Der Prozess der interkulturellen Öffnung ist in 
den Kommunen unterschiedlich weit vorange-
schritten. Das liegt daran, dass das Thema nicht 
immer auf der Agenda der Verwaltungsspitze/
des politischen Gremiums steht und/oder die 
fi nanziellen und personellen Ressourcen knapp 
sind, in Zusammenhang stehen mit ungeklärten 
Zuständigkeiten, oder aber die Zahl der Zuwan-
derer vor Ort noch sehr gering ist. 

Bei der interkulturellen Öffnung einer Verwal-
tung sind die verschiedenen Ebenen – die stra-
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tegische Ebene, die organisatorische Ebene, 
die Ebene der Beschäftigten und die diskursive 
Ebene zu unterscheiden. Wichtig ist auch, die 
Politik mit einzubeziehen, da mit dem Prozess 
der interkulturellen Öffnung organisatorische, 
personelle und finanzielle Entscheidungen ver-
bunden sein können, die die Politik mittragen 
muss bzw. über die sie informiert sein sollte, wie 
z.B. Änderungen im Personalauswahlverfahren, 
Imagekampagnen der Verwaltung.

Die strategische Ebene
Zunächst muss man sich die Frage stellen, ob 
und wenn ja in welcher Form und Intensität das 
Thema Integration auf der politischen Agenda 
der jeweiligen Verwaltung steht. Sieht der Land-
rat, Oberbürgermeister, Bürgermeister einen 
Schwerpunkt der Verwaltung bei der Integration? 
Können diese beiden Fragen positiv beantwortet 
werden, ist es sicherlich auch möglich, gemein-
sam ein Integrationskonzept für den Kreis, die 
Stadt zu entwickeln, dessen Umsetzung von al-
len gemeinsam getragen wird. Integration kann 
so als Querschnittsthema auf allen Ebenen und 
politisch verankert werden. 

Die organisatorische Ebene
Zur organisatorischen Ebene gehört zunächst 
einmal die Schaffung struktureller Vorausset-
zungen für die Verankerung der interkulturellen 
Öffnung/der Integrationspolitik in der Verwal-
tung und in den politischen Gremien. Das Thema 
Integration sollte relativ weit oben z.B. als Stabs-
stelle, Facheinheit beim Bürgermeister oder 
Landrat angesiedelt sein. Diese Stelle muss das 
Thema in die verschiedenen Aufgabenbereiche 
bringen und als Querschnittsthema innerhalb 
der Verwaltung und der Politik verankern.

Die Ebene der Beschäftigten
Hier geht es z.B. um Personalgewinnung und Per-
sonalauswahl: Wie erreiche ich Menschen mit 
Migrationshintergrund als potenzielle Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter der Verwaltung? Wie 
muss sich die Personalauswahl ändern, damit 
sie auch für Bewerber/innen mit Migrations-

hintergrund gleichermaßen durchlässig ist? Ein 
weiterer Aspekt ist die Weiterbildung – Perso-
nalentwicklung der Beschäftigten im Bereich 
der interkulturellen Kompetenz. In welchen Be-
reichen muss die interkulturelle Sensibilität des 
Handelns ausgebaut werden? Im Bereich der 
Führungskräfte spielt das Führen gemischter 
Teams (Alter, Geschlecht, Religion, Herkunft, Be-
hinderung usw.), der Umgang mit Vielfalt in der 
Belegschaft darüber hinaus eine wichtige Rolle.

Die politische Ebene
In den öffentlichen Verwaltungen spielt die poli-
tische Ebene eine entscheidende Rolle und dies 
gerade in Zeiten immer knapper werdender Fi-
nanzmittel. Die politische Ebene ist bei Verän-
derungsprozessen, die sich grundlegend auf die 
Aufgaben der Verwaltung auswirken, zu beteili-
gen. Dabei sollte beachtet werden, dass Politik  
frühzeitig und regelmäßig informiert wird und 
der direkte Einfluss auf die einzelnen Umset-
zungsschritte im vorgegebenen Umfang bleibt. 
Grundlegende Auswirkungen und Veränderun-
gen in der Verwaltung  können nur  unter Einbin-
dung der politischen Ebene umgesetzt werden.

Die Organisationskultur
Der Prozess der interkulturellen Öffnung bedeu-
tet auch einen Wandel der Organisationskultur 
und die Öffnung der Regelangebote. Die Organi-
sationskultur wird geprägt unter anderem durch 
die Führungskräfte und die Beschäftigten, und 
ist somit kontinuierlichen Veränderungen unter-
zogen, sie „lebt“. Will ich Veränderungen in be-
stimmte Richtungen lenken, muss ich Zeit und 
Geduld mitbringen und alle beteiligen. Verän-
derungen können nicht angeordnet werden, sie 
müssen gelebt werden. Die Organisationskultu-
ren können von Verwaltung zu Verwaltung unter-
schiedlich sein, bleiben aber in einem gewissen 
Rahmen der gesetzlichen Vorgaben und des Auf-
trags gegenüber der Gesellschaft.  

Die diskursive Ebene
Für die Projektentwicklung und -durchführung 
ist es hilfreich, wenn man sich auf aktuelle  

„Verwaltung ist nicht gleich Verwaltung“
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Bundes- oder Landestrends und damit zusam-
menhängende Diskurse beziehen kann. Dies gilt 
sowohl für die Führungsverantwortlichen, die 
entscheiden, ob in einem bestimmten Aufga-
benbereich ein Projektantrag entwickelt und ge-
stellt wird, als auch für die Beschäftigten, die die 
Durchführung des Projektes unterstützen sollen 
bzw.in ihrer Arbeit davon betroffen sind. Die Ak-
zeptanz ist eher gegeben, wenn sich abzeichnet, 
dass durch Trends auf Bundes- oder Landesebe-
ne auch andere Verwaltungen derartige Prozes-
se umsetzen. Dies gilt sowohl für strategisch 
politische Grundentscheidungen (von der „Aus-
länderpolitik“ zur „Integrationspolitik“) als auch 
für Annahmen im Bereich der Organisationsent-
wicklung (Vielfalt, Diversity als positiv besetzter 
Wert). Diese Trends und Diskurse werden dann 
gerne von zentralen Akteuren als Argumentation 
aufgegriffen.

Von der Kundenorientierung zur kultur-
kompetenten Kundenorientierung 

Die interkulturelle Öffnung einer Verwaltung for-
dert Veränderung im Verhalten der Beschäftig-
ten und in der Organisation. Mit jedem Verän-
derungsprozess gehen aber auch Widerstände 
und Lernbarrieren einher, auf die im Aufsatz von 
Alexander Scheitza und Suse Düring-Hesse in 
diesem Band näher eingegangen wird.

Wichtige Komponenten, die es zu beachten gilt, 
sind: 

  Informationen müssen frühzeitig und um-
fassend möglichst an alle Bereiche und 
Instanzen gegeben werden. „Nichtwis-
sen“ kann Ängste/Widerstände gegen das  
Unbekannte auslösen und zu Barrieren 
führen. 

  Führungskräfte müssen in den Prozess 
eingebunden werden. Sie können Verände-
rungen voranbringen, ihre Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter informieren, Ängste neh-
men und Barrieren abbauen. Beschäftigte, 

die Veränderungen einbringen wollen, sind 
von der  Zustimmung und Unterstützung ih-
rer Führungskraft abhängig.   

  An bereits entwickelte Umsetzungsprozes-
se und Stärken in Fachbereichen/kreisan-
gehörigen Städten sollte angeknüpft wer-
den. Sie sollten ausreichend wertgeschätzt 
werden. Das bestärkt die jeweilige Fachein-
heit auf ihrem Weg und dargestellte positi-
ve Beispiele können Ängste nehmen.  

  Beschäftigte müssen frühzeitig eingebun-
den werden. Ihnen sollte der Nutzen ver-
deutlicht werden. Ansonsten könnten sie 
sich verweigern. Wenn die Beschäftigten 
sich dem Veränderungsprozess verwei-
gern, ist einerseits eine Veränderung nicht 
umsetzbar und andererseits kann sich 
dadurch das Betriebsklima erheblich ver-
schlechtern, was auch nach außen auf die 
Bürgerinnen und Bürger negative Auswir-
kungen haben kann. 

Der Kreis Recklinghausen und die kreisangehö-
rigen Städte sind – jede für sich – selbstständi-
ge Gebietskörperschaften mit eigener unmittel-
bar von der Bevölkerung gewählter Vertretung. 
Zwischen diesen Institutionen gibt es keine 
Über- oder Unterordnung. Sie arbeiten bei der 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben partnerschaft-
lich und eng zusammen.

Das Schaubild zeigt, dass bereits bei der umfas-
senden und frühzeitigen Information aller Be-
reiche und Institutionen viele Aspekte berück-
sichtigt und unterschiedliche Wege gegangen 
werden müssen. Dies bestärkt noch einmal die 
Annahme, dass es keine optimale Art und Weise, 
keine geradlinigen Ablaufpläne  und keine univer- 
sell anwendbaren Strategien für die Umsetzung 
gibt. Immer muss auch die Wirkung mitbedacht 
werden. Jede Verwaltung nimmt für sich in An- 
spruch, eine moderne und den Bürgern gegen-
über aufgeschlossene Behörde zu sein, deren 
umfangreiche Aufgabenbereiche allen Einwoh-
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nerinnen und Einwohnern zur Verfügung stehen. 
Um von der Kreisebene her auf die Stadtebene 
zuzugehen, und den Prozess der interkulturellen 
Öffnung anzustoßen, muss zunächst der Blick 
auf die unterschiedlichen Strukturen und Ver-
antwortlichkeiten fallen. Entscheidend für den 
Erfolg des Projektes „Option – Kultur“ ist, dass in 
allen 11 Verwaltungen das Projekt der jeweiligen 
Verwaltungsspitze vorgestellt und die Vorteile im 
Einzelnen dargelegt wurden. Die Informationsge-
spräche mit den Verwaltungsspitzen waren Teil 
der Projekttätigkeiten, sie waren aufwändig und 
dauerten fast ein Jahr. Ohne diese Gespräche 
wäre beispielsweise die hohe Teilnahme an Wei-
terbildungsmaßnahmen nicht möglich gewesen.

Grundsätzlich kann eine Kreisverwaltung eine 
wichtige Vorbild- und Impulsfunktion für die kreis-
angehörigen Städte übernehmen, aber nur dann, 
wenn in der Stadt der Prozess der interkulturellen 
Öffnung aus Eigeninitiative heraus nicht bereits 
viel weiter fortgeschritten ist. In diesem Fall steht 

man der  Initiative des Kreises eher skeptisch 
oder sogar ablehnend gegenüber. Bei der Um-
setzung unterschiedlicher Projektaktivitäten (u.a. 
Schulungen, Veranstaltungen, Arbeitskreise, Pro-
zessbegleitung in einzelnen Fachbereichen) kön-
nen distanzierende Haltungen und Reaktionen 
auf unterschiedlichen Ebenen auftreten, welche 
unter Umständen eine Zusammenarbeit oder 
Teilnahme hinauszögern bzw. verhindern. Dies 
kann auf der individuellen Ebene der Mitarbeiten-
den oder Führungskräfte, auf der institutionellen 
Ebene eines Fachbereiches und auf der kommu-
nalen Ebene Städte – Kreis der Fall sein.

Auf kommunaler Ebene zwischen den Stadt- 
und Kreisverwaltungen kann eine ablehnende 
Haltung durch den unterschiedlichen Entwick-
lungsstand im Prozess der interkulturellen Öff-
nung entstehen. Die einzelnen Verwaltungen 
wollen nicht mit anderen gleichgestellt werden 
und stellen zunächst einmal fest: „Wir sind im 
Öffnungsprozess schon weiter, wir wissen wie es 

„Verwaltung ist nicht gleich Verwaltung“

Kreisverwaltung	  
XENOS-‐Projekt	  

astro -‐
Rau el	  	  

M,	  Rat	  und	  
Ausschüsse,	  
Führungs-‐	  
ersonal	  und	  
esch igte	  

Da eln	  	  
	   M,	  Rat	  und	  
Ausschüsse,	  
Führungs-‐	  
ersonal	  und	  
esch igte	  

Dorsten	  
	   M,	  Rat	  und	  
Ausschüsse,	  
Führungs-‐	  
ersonal	  und	  
esch igte	  

	  

Gladbeck	  
	   M,	  Rat	  und	  
Ausschüsse,	  
Führungs-‐	  
ersonal	  und	  
esch igte	  

altern	  am	  
See	  

	   M,	  Rat	  und	  
Ausschüsse,	  
Führungs-‐	  
ersonal	  und	  
esch igte	  

erten	  
	   M,	  Rat	  und	  
Ausschüsse,	  
Führungs-‐	  
ersonal	  und	  
esch igte	  

arl	  
	   M,	  Rat	  und	  
Ausschüsse,	  
Führungs-‐	  
ersonal	  und	  
esch igte	  

Oer-‐
Erkenschwick

M,	  Rat	  und	  
Ausschüsse,	  
Führungs-‐	  
ersonal	  und	  
esch igte	  

Reckling-‐
hausen	  

	   M,	  Rat	  und	  
Ausschüsse,	  
Führungs-‐	  
ersonal	  und	  
esch igte	  

altro 	  
	   M,	  Rat	  und	  
Ausschüsse,	  
Führungs-‐	  
ersonal	  und	  
esch igte	  

oliEsche	  Ebene	  

PoliEk,	  Verbände,	  Vereine,	  OrganisaEonen,	  InsEtuEonen,	  Einwohner	  
Unterschiedliche	  Verwaltungsebenen	  am	  Beis iel	  einer	  Kreisverwaltung	  

Abb. 2:  Unterschiedliche Verwaltungsebenen am Beispiel einer Kreisverwaltung
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geht und brauchen keine zusätzliche Unterstüt-
zung“. Auch wird von mancher Stelle distanzie-
rend hinzugefügt, „Integration“ sei Thema auf 
städtischer Ebene und nicht Kreisebene. Ein 
möglicher Vorteil in diesem umfangreichen und 
dauerhaften Öffnungsprozess Synergien zu nut-
zen und kreisweiten Transfer zu gestalten, liegt 
aus dieser Perspektive nicht im Fokus.

Im Rahmen kreisweiter Interviews zum Thema 
„Interkulturelle Öffnung der Verwaltung“ wurde 
auf der Ebene der Fachbereiche häufig das  
Argument genannt: „Wir behandeln alle gleich – 
nach unserer gesetzlichen Grundlage“. Hieraus 
wird ersichtlich, dass eine Orientierung an un-
terschiedlichen Bedürfnissen und Hintergrün-
den der Kundinnen und Kunden teilweise in den 
Kontext gestellt wird Bürgerinnen und Bürger 
nicht „gleich“, bzw. nicht wie im Gesetz vorge-
schrieben, zu behandeln und dadurch eventuell 
zu bevorzugen.
Das Streben nach interner Beachtung der eige-
nen Erfolge der jeweiligen Verwaltungseinheit 
kann die Zusammenarbeit mit den unterschied-
lichen Fachbereichen beeinflussen. Einzelne 
Fachbereiche wollen unter Umständen mit eige-
nen Themen und Projekten Erfolge verzeichnen 
und dadurch hervorstechen. Ein Querschnitts-
thema, wie das „Managing Diversity“, hat es 
in diesem Zusammenhang nicht überall leicht 
Anklang zu finden. Möglich ist auch, dass ein-
zelne Fachbereiche, wie z.B. der Finanzbereich 
oder das Bauamt, trotz ihrer Aufgabenbereiche 
mit Außenkontakt beanspruchen, „grundsätzlich 
nicht“ mit dem Thema „Vielfalt“ in Berührung zu 
kommen und zunächst mögliche Anknüpfungs-
punkte zum Projekt von sich weisen.

Auf der individuellen Ebene kann zum Beispiel 
das Thema der interkulturellen Vielfalt nicht 
bzw. nicht in seiner ganzen Reichweite (u.a. Her-
kunft, Alter, Geschlecht, Behinderung, gemisch-
te Teams) wahrgenommen werden oder aber es 
besteht die Haltung: „Warum soll ich mich verän-
dern und ´die Anderen` nicht?“. In diesem Fall 
wird die eigene mögliche Arbeitserleichterung 

und höhere Zufriedenheit im Kundenkontakt, 
die durch eine bewusste und professionelle Aus-
einandersetzung mit dem Thema „Vielfalt“ er-
reicht werden kann, nicht als positive Verände-
rung gesehen. Die Teilnahme an interkulturellen 
Schulungen wird von manchen Mitarbeitenden 
damit gleich gesetzt, ein „falsches Vorgehen“ 
einzugestehen: „Wir machen alles richtig, wir 
brauchen nicht weiter geschult zu werden!“.
Die Ressource „Zeit“ wird als Barriere für eine 
engere Projektzusammenarbeit häufig ange-
führt. Es fehle an Zeit, die eigene Arbeit zu er-
ledigen, geschweige denn „extra“ Aufgaben und 
Themen mit aufzunehmen.

Dies alles gilt es, bei der Initiierung eines ge-
meinsamen Prozesses der interkulturellen Öff-
nung einer Kreisverwaltung und zehn kreisange-
höriger Stadtverwaltungen zu berücksichtigen. 
Der Stand der interkulturellen Öffnung innerhalb 
der zehn Städte ist unterschiedlich und auch die 
für diesen Prozess Verantwortlichen  haben von 
Stadt zu Stadt unterschiedliche Haltungen dazu. 
Diese Unterschiedlichkeiten, „diese Vielfalt“, gilt 
es zunächst einmal zu erfassen und  entspre-
chend zu berücksichtigen. In der einen Stadt 
ist zum Beispiel der Bürgermeister selbst der 
„Hauptakteur“, es gibt ein Bündnis der Zusam-
menarbeit im Bereich Integration, die Beschäf-
tigten werden umfänglich interkulturell sensibi-
lisiert und die Stellenauswahlverfahren werden 
verändert. In einer anderen Stadt nimmt sich 
eine einzelne Stabsstelle dieses Themas an. 
Sie alle wollen und sollen entsprechend ihres 
aktuellen Standes berücksichtigt werden. Die 
Prioritäten bei der Aufgabenstellung innerhalb 
der Verwaltung wirken sich auf den Projektver-
lauf aus. So konnten z.B. bei der ersten Vorstel-
lungsrunde des Projektes „Option – Kultur“ auf 
der Verwaltungsvorstandsebene nur drei kreis-
angehörigen Städte erreicht werden. Durch wei-
tere Zugangswege, wie z.B. Verantwortliche für 
das Personal, die Gleichstellung, Beauftragte für 
Menschen mit Behinderung, die gezielte Anspra-
che einzelner Fachbereiche oder das Anbieten 
von spezifischen Fachthemen, konnten mögliche 

Helena Donecker & Sabine Fischer
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Blockaden auch in den anderen Städten ausge-
räumt werden. Es kann also im laufenden Pro-
jektgeschehen auf eventuelle Hemmnisse und 
eine ablehnende Haltung eingegangen werden. 
Einige hilfreiche Ansatzpunkte für den Umgang 
mit auftretenden Hemmnissen konnten im Rah-
men der dreijährigen Laufzeit von „Option – Kul-
tur“ festgehalten werden.

So hat sich der thematisch breite „Diversity- 
Ansatz“ positiv darauf ausgewirkt, dass auch länd-
lichere Kommunen mit sehr geringem Anteil an 
zugewanderter Bevölkerung Anknüpfungspunkte 

für einen interkulturellen Öffnungsprozess in 
ihrem Hause finden und kommunizieren konn- 
ten. Es hat zu Beginn des Projektes etwas Zeit 
und Informationsarbeit gekostet, den Begriff  
„Kultur“ auch mit kulturellen Unterschieden auf-
grund des Alters, der Sozialisation oder aber  
der beruflichen Erfahrung zu verknüpfen. Hier- 
durch konnten Ausgangspunkte für die Zusam- 
menarbeit mit den verschiedensten Bereichen, 
wie z.B. Hilfe zur Pflege, das Straßenverkehrs-
amt, der Kommunale Betriebshof und das Lohn-
büro, aufgezeigt und aufgegriffen werden.

„Verwaltung ist nicht gleich Verwaltung“

Die eher ländlich geprägten und kleineren Kom-
munen konnten durch den breiten ´Diversity-
Ansatz` folgende Ansatzpunkte für sich finden: 
„Das Aushängeschild der Verwaltung“, „Der Um-
gang mit psychisch ´auffälligen` Bürgerinnen 
und Bürgern“ und „Der Umgang mit unterschied-
lichen Altersstrukturen in gemischten Teams“.

Verwaltung ist nicht gleich Verwaltung! 

In den größeren Verwaltungseinheiten konnten 
über den ´Diversity-Ansatz` gemeinsame Pro-
jektaktivitäten mit den Kolleginnen und Kolle-
gen der Querschnittsfelder ´Die Gleichstellung 
von Frauen und Männern`, ´Beschäftigte mit 
einer Behinderung`, ´Gesundheitsförderung` 
und ´Tourismus für alle` umgesetzt werden.

Vielfalt führt!

Abb. 3:    Darstellung der Reichweite des „Diversity-Ansatzes“ im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit
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Für die Kommunen im Kreisgebiet müssen  
Synergieeffekte einer kreisweiten interkulturel-
len Öffnung als Gewinn für die Region und somit 
alle Einwohnerinnen und Einwohner gleicher-
maßen wahrgenommen werden. Durch Trans-
ferangebote und Best-Practice-Beispiele direkt 
„vor der Haustür“ kann die Anstrengung der  

umfangreichen Re-Strukturierung und der An-
passung vorhandener Handlungskonzepte ge-
meinsam getragen werden. Somit kann ein 
„bunter Strauß“ an erprobten Maßnahmen und 
an neuen Zugangswegen zur vielfältigen Gesell-
schaft kreisweit angeboten und von den Kom-
munen passgenau eingesetzt werden.

Die Fragestellung: „Was passiert, wenn wir nicht 
aktiv werden?“ und das Rückführen auf gesell-
schaftspolitische Veränderungen, wie der demo-
grafische Wandel, richten an gegebener Stelle 
den Blick auf eine Notwendigkeit. Nämlich die 
absolute Notwendigkeit sich als Kommune mit 
den veränderten und sich verändernden gesell-
schaftlichen Strukturen auseinanderzusetzen 
und die eigenen Handlungskonzepte im Rahmen 
eines Öffnungsprozesses daran anzupassen.

Abb. 4: Einladung zu einer Auftaktveranstaltung für die Führungskräfte aller elf Verwaltungen im Kreis

Helena Donecker & Sabine Fischer

Drei Kommunen haben schwerpunktmäßig 
den Aspekt „Vielfalt bei der Nachwuchsre- 
krutierung“ über eine kreisweite Zusammen- 
arbeit von Personal- und Ausbildungsverant- 
wortlichen verfolgt. Ein Ergebnis dieser 
gemeinsamen Arbeit ist ein Probetest – ´test 
the test` – zum Einstellungstest der Verwal-
tung. Dieser Probetest wird allen Kommunen 
im Kreis zum Transfer zur Verfügung gestellt.

Man muss das Rad nicht neu erfinden! 
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Im Rahmen von kreisweiten Interviews mit 
Vertreterinnen und Vertretern von Migranten-
organisationen wurde unter Anderem als Zu-
gangsbarriere zur Verwaltung als Arbeitgeberin 
genannt, dass das Auswahlverfahren im öffentli-
chen Dienst nicht transparent sei. Es würde ver-
mutet, dass man hierfür die deutsche Staatsbür-
gerschaft oder auch persönliche Kontakte in die 
Verwaltung benötige. Aus diesem Grund würden 
Jugendliche ihre Chancen bei einer Bewerbung 
von vorneherein als sehr schlecht oder als nicht 
existent einstufen, sich gar nicht erst bewerben 
und sich z.B. für ein Studium entscheiden.

Wir behandeln alle gleich?!

Die „verwaltungskulturelle Brille“ muss dafür 
geschärft werden, dass eine vermeintliche 
„Gleichbehandlung“, welche die unterschied-
lichen Voraussetzungen und den unterschied-
lichen Wissensstand der Zielgruppen nicht in  
den Blick nimmt, zu einer „diskriminierenden 
Gleichbehandlung“ werden kann. Gleichheit kann 
hier nur dadurch hergestellt werden, dass Unter- 

schiede wahr- und ernst genommen werden. 
Eine Sensibilisierung für unterschiedliche Zu-
gangsbarrieren zu Dienstleistungen oder zur 
Verwaltung als Arbeitgeberin, welche von innen 
heraus eventuell nicht vermutet werden, kann 
eine unbewusste Benachteiligung aufdecken 
und eine Grundlage für alternative Handlungs-
optionen bilden. Interviews mit Multiplikatoren 
von Migrantenorganisationen oder „Migranten-
Communities“ können bei wissenschaftlicher 
Auswertung Mitarbeitenden einer Verwaltung 
eine Art „Perspektivenwechsel“ ermöglichen. 
Der Blick kann für existierende Barrieren und 
Hürden geschärft werden, die sonst unbewusst 
und unerkannt zu Ausgrenzung und Nichtbetei-
ligung führen. Dieser „Perspektivenwechsel“ 
spielt sowohl eine entscheidende Rolle für die 
Ausgestaltung einer „Ausbildungs- und Nach-
wuchsrekrutierung unter interkulturellen Aspek-
ten“ als auch bei dem Wunsch „Transparenz der 
Tätigkeiten in einer Verwaltung“ herzustellen 
sowie eine Zusammenarbeit mit multikulturel-
len Vereinen und Multiplikatoren vor Ort auf-
zubauen.

Abb. 5: Grafik zur „Diskriminierenden Gleichbehandlung“

„Verwaltung ist nicht gleich Verwaltung“
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Einzelne Fachbereiche müssen eventuell über 
wiederholte, individuelle Ansprache über ver-
schiedene „Kanäle“ und Kommunikationswege 
auf den Mehrgewinn des „Managing Diversity“ 
gestoßen werden. Die zeitliche Abstimmung mit 
den laufenden Aufgaben und Anforderungen im 
Fachdienst kann nur seitens der Organisation und 
nicht von außen beeinflusst werden. Vielmehr 
können positive Beispiele von Fachbereichen, die 
bereits aktive Schritte in Richtung „Öffnung“ ge-
gangen sind, bei anderen Vertrauen aufbauen, 

um sich auf den Öffnungsprozess weiter einzu-
lassen. Eine partizipative Gestaltung der Schu-
lungsangebote und der jeweils gewünschten Maß-
nahmen schafft ebenfalls ein solches Vertrauen 
und bestärkt den Wunsch danach, das, was man 
selber mitgestaltet hat, weiterzuführen und fest in 
die eigene Arbeit zu implementieren. Eine indivi-
duelle Absprache zwischen den Akteuren vor Ort 
und den Trainer/innen lässt sich nicht beiläufig er-
reichen und sollte einen eigenen Platz im Arbeits-
paket „Aus- und Weiterbildung“ bekommen.

Helena Donecker & Sabine Fischer

Abb. 6: Ausschnitt aus einem Trainingsangebot für Mitarbeitende in der psychosozialen Arbeit

Neben einer Schulungsreihe speziell für Schulsozialarbeitende und einem Workshop ´Tourismus – 
uneingeschränkt` wurde mit dem Fachbereich ´Jugend` aus einer Kommune partizipativ 
ein Workshop entwickelt, der sowohl Themenfelder wie „Rollenbilder in der Familie“, „Kultur- 
spezifische Sicht von Krankheit“ als auch „Interkulturell sensible Anamnese“ für die unterschied-
lichen psychosozialen Beratungsstellen beinhaltet.

Fertige Rezepte schmecken nicht jedem! 



33

Die Mundpropaganda unter den Beschäftig-
ten der Kommunen ist nicht zu unterschätzen. 
Besonders die Akzeptanz und Inanspruchnah-
me von Workshops und spezifischen Weiterbil-
dungsangeboten ist auf diese Weise kreisweit 
zu streuen. Auch kreisweite Arbeitskreise wie, 
z.B. der Gleichstellungsbeauftragten und der 
Ausbildungsleitungen, können eine kreisweite 
Wirkung der interkulturellen Öffnung fördern. 
So konnten durch Kontakte zu Kolleginnen 
und Kollegen aus dem Bereich Ausbildung 
kreisweite strukturelle Veränderungsprozesse 
in Gang gebracht werden.

„Ach, das könnte Dich auch interessieren!“

Die direkte Zuordnung des Themas „interkultu-
relle Öffnung der Verwaltung“ zum Fachdienst 
„Landratsangelegenheiten“ zeigt, dass die Ver-
waltungsspitze den Veränderungsprozess mit-
trägt und diesen als notwendig und zukunftswei-
send für die Verwaltung sieht.
Wie kann der Gedanke, sich auf die Vielfalt an 
Betroffenen und an Besuchern noch besser ein- 
zustellen und diese aktiv einzubinden, bei ei-
nem kreisweiten Projekt gleichermaßen auf den 
Tisch von rund 7.000 Beschäftigten in 11 Ver-
waltungen gebracht werden?
Besonders auf der Ebene der Beschäftigten ha-
ben positive Beispiele, im Sinne eines „Agen-
tennetzes“ für die Öffnung der Regelangebote, 
eine Wirkung auf andere Beschäftigte. Jede Zu-
sammenarbeit/jeder Arbeitsprozess, in dessen 
Rahmen auch über „Vielfalt“ und Unterschiede 
gesprochen und nachgedacht wird, trägt den 
Gesamtprozess ein Stückchen weiter. Durch die 
Implementierung des Ansatzes ´Durch Vielfalt 
lernen – in Vielfalt leben: Interkulturelle Hand-
lungskompetenz für Ihren Arbeitsalltag` in die be-
reits bestehenden Schulungsangebote des kom-
munalen Weiterbildungsträgers, welche kreisweit 
allen Beschäftigten offen stehen, konnten viele 
kleine „Schneebälle“ ins Rollen gebracht und das 
Thema „Vielfalt“ spruchreif gemacht werden.

Ablehnende Haltungen auf der individuellen Ebe-
ne sind bekanntlich von außen schwer zu ver-
ändern. Das Zusammenspiel von persönlichen, 
gruppendynamischen und fachlichen Faktoren 
ermöglicht es nicht jedem Mitarbeitenden einen 
offenen Zugang zum Thema ´Diversity` zu be- 
kommen. So ist es ein Unterschied, ob man sel-
ber bereits gute Erfahrungen in einem alters-  
und sprachgemischten Team gemacht hat, im Be-
reich Ausländerangelegenheiten oder der Jugend- 
berufshilfe arbeitet oder aber bei der Feuerwehr 
mit einem festen Teamzusammenhalt auch sehr 
brenzlige und belastende Situationen bewältigen 

„Verwaltung ist nicht gleich Verwaltung“

Lotsinnen und Lotsen in den Häusern der  
Sozialen Leistungen (siehe gleichnamiger Ar-
tikel in dieser Broschüre) sind in den Kommu-
nen sowohl Ansprechpartner für die heterogene 
Kundschaft, mit teilweise komplexen Problem-
lagen, als auch für die Kolleginnen und Kolle-
gen der jeweiligen Fachbereiche. Aus diesem 
Grund haben die Lotsinnen und Lotsen im 
Rahmen des Projektes intensiv an Seminaren 
zur interkulturellen Kompetenz in unterschied-
lichen Handlungsbereichen teilgenommen. So 
konnte eine Lotsin den Kolleginnen und Kol-
legen im Jobcenter das Verhalten mancher 
arabischer Kunden, welche wiederholt ohne  
Termin den Sachbearbeiter bei der Arbeit stör-
ten, sich mit einer Nachfrage persönlich zeig-
ten und sich dann wieder verabschiedeten, 
verständlicher machen. Die Kolleginnen und 
Kollegen konnten erkennen, dass ein solches 
Verhalten im Heimatland der Kunden z.B. not-
wendig sei, um sich in Erinnerung zu bringen 
und Bereitschaft und Engagement zu zeigen, 
damit eine Unterstützung durch die Behörde 
stattfinde. Durch das neue Verständnis konnten 
die Beschäftigten das Verhalten nicht mehr als 
„aufdringlich“ und „unverschämt“ einstufen. Sie 
konnten den Kunden die Unterschiede erläutern 
und erklären, dass die Akte in jedem Fall bear-
beitet werde und dies auch ohne persönliche 
Anwesenheit der Kunden sicher der Fall sei.

„Warum soll ich mich verändern und ´die  
Anderen` nicht?“
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muss. Es sollte jedoch nicht unversucht bleiben 
herauszustellen, in welchem Maße die eigene 
Arbeit unter der Berücksichtigung unterschied-
licher Denk- und Handlungswege erleichtert wird 
und auch zu einer effektiveren Arbeitsweise ent-
wickelt werden kann. Effektiveres Arbeiten kann 
hierbei bedeuten, dass ich mich auf der emoti-
onalen Ebene in bestimmten Situationen nicht 
mehr angegriffen fühle, weil ich eine Handlungs-
weise vor dem Hintergrund einer anderen Wer-
tehaltung besser verstehen kann. Gleichzeitig 
kann ich die Kommunikation aufrecht erhalten 
und somit mein Ziel im Auge behalten und die-
ses an gegebener Stelle meinem Gegenüber so 
erklären, dass er oder sie es ebenfalls besser ver-
stehen kann. Effektiver heißt also auch, über ein 
gemeinsames Verständnis die Motivation für eine 
Zusammenarbeit aufrecht zu erhalten.
Dadurch, dass ich Missverständnisse und „Nicht- 
Verstehen“ meines Gegenübers im direkten Ge-
spräch schneller erkenne und angemessen an-
sprechen kann, vermeide ich es Arbeitsschritte 
doppelt oder dreifach zu wiederholen und zusätz-
liche Arbeit, z.B. durch zusätzlichen Schriftver-
kehr, zu bekommen.

Gerade der persönliche Zugewinn für den ein-
zelnen Mitarbeiter und die einzelne Mitarbeite-
rin in puncto Arbeitserleichterung stellt einen 
Schlüssel dar, der die Öffnung der Angebote auf 
der Ebene der Beschäftigten und der direkten 
kulturkompetenten Zusammenarbeit real und 
spürbar werden lässt. Leider ist er – „der per-
sönliche Zugewinn“ – nicht über Allgemeinpos-
ten zu erreichen. Das eigene „kulturkompetente 
Pflänzchen“ braucht nicht zuletzt einen aufmerk-
samen Blick auf die eigene Tätigkeit, regelmäßi-
ge Pflege und das Vertrauen, dass seine Pflege 
auch auf andere eine tragende Wirkung hat.

Fazit

Zusammenfassend lässt sich sagen: Wenn es in 
einer Verwaltung die politische Forderung nach 
der interkulturellen Öffnung gibt, die der Landrat 

sofort aufgreift und zur Chefsache macht, kann 
ein gesteuerter und transparenter Veränderungs-
prozess eingeleitet werden, der aber wiederum 
nur dann umsetzbar ist und Erfolge zeigt, wenn 
die Beschäftigten von dessen Notwendigkeit 
überzeugt werden können und ihn unterstützen. 

Wichtig sind Anhalts- und Zielpunkte für konkrete 
Schritte und Maßnahmen. Es gibt nicht die eine 
und richtige Maßnahme zur Implementierung 
und es existieren auch keine allgemein anwend-
baren Strategien für die Umsetzung. Ansetzen 
muss man an den lokalen Gegebenheiten und 
für die jeweilige Verwaltung muss ein eigenes 
und individuelles Konzept entwickelt werden.

Wichtig ist daher immer, nicht das Aufzeigen von 
Problemen in den Mittelpunkt zu stellen, son-
dern vor allem die Potenziale und Möglichkeiten 
sichtbar zu machen, die das Berücksichtigen 
und Erkennen von Vielfalt mit sich bringt.

Die Implementation von Prozessen der interkul-
turellen Öffnung von Verwaltung  kann nur „top 
down“ und gleichzeitig „bottom up“ erfolgen. In-
terkulturelle Öffnung kann nicht einfach ange-
ordnet werden, denn damit wäre die Wahrschein-
lichkeit sehr groß, dass diese sensiblen Prozesse 
von unten ausgebremst werden. Allerdings kann 
interkulturelle Öffnung auch nicht nur von unten 
organisiert werden, denn die Unterstützung der 
Verwaltungsspitze ist unabdingbar. Daher ist es 
wichtig, parallel zu Informationsveranstaltungen 
mit Führungskräften in der Breite über das Pro-
jekt zu informieren, Diskussionen anzustoßen und 
möglichst an vielen Orten auf das Projektziel und 
die Aktivitäten hinzuweisen. Auch Interviews mit 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der einzelnen 
Verwaltungseinheiten tragen zur Informierung der 
Verwaltungsbelegschaft bei. Diese Interviews ha-
ben nicht nur die Funktion Meinungen und Anre-
gungen zu den Projektaktivitäten abzufragen, sie 
haben auch eine Sensibilisierungsfunktion:  Inter-
views bieten immer auch Möglichkeiten, bei denen 
sich der oder die Interviewte mit dem jeweiligen 
Thema auseinandersetzen oder informieren kann.

Helena Donecker & Sabine Fischer
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„Keine einfache Aufgabe …“ – Interview zu den Erfahrungen  
und Perspektiven der interkulturellen Öffnung der Polizei
W. Rainer Leenen & Peimaneh Nemazi-Lofink

Sie beide leiten aktuell Projekte, die sich mit 
der interkulturellen Öffnung bei der Polizei be-
schäftigen. Bitte erklären Sie uns, womit Sie 
sich in diesen Projekten genau befassen.

Peimaneh Nemazi-Lofink: In unserem Projekt 
„Vielfalt in der Polizei – ViP“ unterstützen wir 
einen Paradigmenwechsel sowie die Steigerung 
von Vielfalt im Polizeipräsidium Mainz. Außer-
dem haben wir die interkulturelle Sensibilisie-
rung von Polizeibeamt/innen in der Rekrutie-
rungs- und Einstellungspraxis durch Seminare 
unterstützt und eine Steigerung der Wertschät-
zung der Kompetenzen von Polizist/innen mit 
Migrationshintergrund sowie eine Erhöhung 
der Zahlen von Bewerber/innen mit Migrations-
hintergrund gefördert. In Migrant/innencom-
munities möchten wir durch direkte Ansprache 
Vorbehalte gegenüber der Polizei abbauen und 
Brücken schlagen.

W. Rainer Leenen: Unser Institut hat sich in den 
letzten Jahren vor allem mit einem dreijährigen 

Projekt zum Thema Umgang mit Diversität in der 
Polizei befasst. Aktuell sind wir wiederum in ei-
nem dreijährigen XENOS-Projekt mit dem Perso-
nalauswahlverfahren der Polizei NRW beschäf-
tigt. Kooperationspartner war und ist aktuell das 
Landesamt für Ausbildung, Fortbildung und Per-
sonalangelegenheiten  (LAFP).

Herr Leenen, Sie können auf eine lange Ge-
schichte der Arbeit mit der Polizei zurückbli-
cken: Wie hat sich die Organisation Polizei in 
den vergangenen Jahrzehnten hinsichtlich der 
Auseinandersetzung mit interkulturellen Frage-
stellungen verändert?

W. Rainer Leenen: Wir glauben, drei Hauptpha-
sen der Entwicklung erkennen zu können. In der 
ersten Phase - wir arbeiten mit Polizeiorganisa-
tionen seit Mitte der 1990er Jahre zusammen 
- war ein Großteil der Organisationen vor allem 
damit beschäftigt, die Notwendigkeit interkultu-
reller Qualifizierung zu leugnen und die Bedeu-
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tung des Themas herunterzuspielen. Das hatte 
sicherlich mit der sogenannten Vorwurfslage 
zu tun: In verschiedenen Bundesländern (vor 
allem in Hamburg und in Berlin) war die Polizei 
nachweislich in fremdenfeindliche Übergriffe 
verstrickt und ein Teil der Organisation sah in-
terkulturelle Qualifizierungen als Eingeständnis 
einer solchen Tendenz zum Fehlverhalten. Erst 
in einer zweiten Phase hat sich eine nüchterne 
Anforderungsanalyse durchgesetzt. Interkultu-
relle Kompetenz im Umgang mit dem polizeili-
chen Gegenüber gilt spätestens seit Anfang des 
neuen Jahrtausends als selbstverständliche An-
forderung im Polizeiberuf. Eine dritte Phase ist 
nach unserer Einschätzung durch unser gemein-
sam mit dem LAFP durchgeführtes Projekts „In-
terkulturelle Qualifizierung und Förderung kultu-
reller Diversität in der Polizei NRW“ eingeläutet 
worden: Interkulturelle Kompetenz spielt inzwi-
schen nicht länger nur im Außenkontakt der 
Organisation eine Rolle, sondern wandert als 
Daueranforderung gleichsam in das Innere der 
Organisation hinein. Eine erfolgreiche, produkti-
ve Gestaltung von Diversität wird zu einer wich-
tigen Aufgabe, nicht nur für die Leitungsebene, 
sondern auch für alle Kollegen in ihrem berufli-
chen Alltag. Allerdings ist das Bewusstsein für 
diese neue Herausforderung naturgemäß noch 
sehr unterschiedlich: Für große Polizeipräsidien 
in städtischen Ballungsräumen stellt sich die Si-
tuation anders dar als für die Kreispolizeibehör-
den im ländlichen Raum.

Welche Widerstände haben Sie von Seiten der 
Organisation und ihren Mitgliedern erlebt? 

W. Rainer Leenen: Es wäre unseres Erachtens 
nicht ganz richtig, den anfänglichen Widerstand 
gegen das interkulturelle Thema nur inhaltlich-
thematisch zu erklären. Als bürokratische Groß-
organisation haben sich in den Kernbereichen 
auch Mitglieder der Organisation in ihrer Definiti-
on von erfolgreicher Arbeit, in ihrer Deutungsho-
heit von Problemerkennung und guter interner 
Weiterbildung etc. bedroht gefühlt. Bezeich-
nenderweise war der Tenor des Widerstands in 
dieser Anfangszeit: „Das machen wir doch alles 
schon. Das ist für uns doch gar nichts Neues“. 
Obwohl das natürlich nicht wahr war: Ich kann 
mich an ein zweitägiges Fortbildungsmodul der 
Polizei mit den bezeichnenden Themen: „Aus-
länderfeindlichkeit. Rechtsextremismus – Links-
extremismus. Schwule – Lesben.“ erinnern.
Das hatte natürlich mit unserem Konzept der 
interkulturellen Kompetenzvermittlung rein gar 
nichts zu tun. Man muss berücksichtigen, dass 
zu dieser Zeit die Polizei ihre Weiterbildung fast 
ausschließlich mit internen Personalressourcen 
bestritten hat und das Know-How von externen 
Sozialwissenschaftlern und Weiterbildnern/Trai-
nern nicht regelmäßig genutzt wurde. In dieser 
Hinsicht können wir einen ganz bedeutsamen 
Wandel in der Organisation beobachten. Die alte 
Tendenz zu einer fast hermetischen Selbstge-
nügsamkeit ist von einer Bereitschaft abgelöst 
worden, mehr und mehr auch professionelles 
Know-how aus anderen gesellschaftlichen Be-
reichen einzubeziehen.  

Peimaneh Nemazi-Lofink: Wir haben die Erfah-
rung gemacht, dass die Führungsebene des Po-
lizeipräsidiums Mainz Interesse daran hat, die 
interkulturelle Öffnung der Behörde voran zu 
treiben und durch verschiedene Maßnahmen-
komponenten zu fördern. Problematisch fanden 
wir jedoch, dass dieses Engagement und der 
ausdrückliche Wunsch nach einer interkulturel-
len Öffnung der Polizei sich nicht wie ein roter 
Faden durch die gesamte Organisation hindurch 

W. Rainer Leenen  &  Peimaneh Nemazi-Lofink
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zieht, sondern im Mittelbau und an der Basis 
häufig deutlich weniger ausgeprägt ist bzw.  
weniger dringend wahrgenommen oder sogar 
abgelehnt wird. Insgesamt haben wir bei relativ 
vielen Seminarteilnehmenden festgestellt, dass 
sie von sich aus keine Notwendigkeit sehen, an 
Sensibilisierungsangeboten zum Thema Diversi-
ty und interkulturelle Kompetenz teilzunehmen, 
andere wiederum sind sehr offen und engagiert.

Gibt es nach Ihrer Einschätzung Besonderhei-
ten, die die Polizei von anderen Verwaltungs-
organisationen unterscheidet und die man bei 
der Zusammenarbeit mit Polizeiorganisationen 
berücksichtigen muss?

Peimaneh Nemazi-Lofink: Die Polizei hat als Exe-
kutivorgan und Strafverfolgungsbehörde die Auf-
gabe Sicherheit und Ordnung zu gewährleisten. 
Dieser Auftrag unterscheidet sie grundsätzlich 
von anderen Verwaltungsbehörden, nicht nur 
weil ein großer Teil der Mitarbeitenden der Poli-
zei, nämlich die Beamt/innen im Wechseldienst, 
sich ständig in Bedrohungssituationen wieder-
findet. Bei der Polizei gibt es im Vergleich zu 
anderen Verwaltungsbehörden eine besonders 
ausgeprägte hierarchische Ordnung, die norma-
lerweise von allen Beteiligten vergleichsweise 
streng eingehalten wird. Kommunikationswege 
sind stärker als anderswo durch die vertikale 
ausgerichtete Struktur festgelegt. Es scheint Re-
geln und vorgegebene Abläufe für alles zu ge-
ben. Das ist auch einer der Gründe, warum die 
interkulturelle Öffnung, die immer auch darauf 
ausgerichtet ist, alte Strukturen aufzubrechen 
und zu verändern, nicht gerade leicht fällt. 

W. Rainer Leenen: Die Polizei ist meiner Mei-
nung nach organisationskulturell ein wenig 
zwitterhaft: Auf der einen Seite hat sie viele 
Gemeinsamkeiten mit anderen Verwaltungsor-
ganisationen: Die Selbstgewissheit einer „un-
sterblichen Organisation“, die Orientierung an 
festen Abläufen und Regeln, die Überbetonung 
des Gleichheitsprinzips ... Auf der anderen  

Seite haben Polizeibeamte vergleichsweise viel 
Entscheidungsfreiheit: In kritischen Einsatzsitu-
ationen ist Eigeninitiative gefragt und es muss 
individuell große Verantwortung übernommen 
werden. Das kann ausgesprochen brisant sein 
und von daher ist Vertrauen zum Kollegen/zur 
Kollegin eine derart zentrale Anforderung. Noch 
stärker ausgeprägt als bei anderen Verwaltungs-
organisationen ist sicher die Sorge vor einem 
negativen Bild in der Öffentlichkeit.

Peimaneh Nemazi-Lofink: Das kann ich nur be-
stätigen: Uns wurde gelegentlich großes Miss-
trauen entgegen gebracht. Es bestand die 
Befürchtung, es könnten Interna nach außen 
getragen werden, die nur durch zahlreiche Ge-
spräche und andere vertrauensbildende Maß-
nahmen abgebaut werden konnte.

Wo steht die Polizei Ihrer Meinung nach heute 
in Sachen interkultureller Öffnung?

Peimaneh Nemazi-Lofink: Insgesamt kann ich 
sagen, dass es auch seitens der rheinland-
pfälzischen Polizei ein klares Bewusstsein für 
die Notwendigkeit der interkulturellen Öffnung 
der Behörde gibt. Ein Teil der Führungsebene 
des Polizeipräsidiums Mainz hat großes Inte- 
resse daran, die interkulturelle Öffnung zu  
fördern. Nichtsdestotrotz: Es gibt im Vergleich 
zur Gesamtbevölkerung prozentual immer noch 
sehr wenige Polizeibeamt/innen mit Migrations-
hintergrund. Wenn die Polizei aber weiterhin 
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eine Bürger/innenpolizei sein möchte, muss sie 
sich anstrengen, die immer weiter zunehmende 
Diversität der Gesellschaft auch in den eigenen 
Reihen widerzuspiegeln. Das Polizeipräsidium 
Mainz hat diese Notwendigkeit erkannt. Hier 
steht ein Paradigmenwechsel an: Weg von der 
Defizitperspektive, hin zu einer Ressourcen- 
orientierung, die die Kompetenzen von Bewer-
ber/innen und Kolleg/innen mit Migrationshin-
tergrund anerkennt und für die Leistungsfähig-
keit der Polizei als wertvoll erachtet.

W. Rainer Leenen: In unserem Diversity-Projekt 
sind wir zu der Schlussfolgerung gekommen, 
dass sich die Polizei als Organisation um mehr 
Diversität bemühen muss. Sie wird es aber in 
absehbarer Zeit nicht schaffen, ein “Spiegel-
bild der Gesellschaft“ zu sein. Wenn sie das zu 
krampfhaft versuchen sollte, z.B. mit Quotie-
rung, wird sie es mit organisationskulturellen 
Friktionen bezahlen müssen. Das ist die Lehre, 
die man aus englischen und niederländischen 
Erfahrungen ziehen muss. Mehr Diversität kann 
unter Kreativitäts- und Problemlösungsgesichts-
punkten ein großer Vorteil sein. Die Organisation 
wird aber auch mehr interne Spannungen bewäl-
tigen müssen und ein Diversitätsmanagement 
sowie entsprechende Qualifizierungsangebote 
aufbauen müssen, um das zu bewältigen. 

Bei Polizeibeamten mit Migrationshintergrund 
gab es in der Vergangenheit tatsächlich eine 
starke Tendenz, nicht auffallen zu wollen. Nach 
unseren Erfahrungen in NRW ist hier ein deut-

licher Wandel im Gang. Polizeibeamte mit Mig-
rationshintergrund treten zunehmend selbstbe-
wusster auf. Dies hat möglicherweise damit zu 
tun, dass die Gruppe zahlenmäßig wächst. Es 
hat aber auch mit einem Kultur- und Bewusst-
seinswandel zu tun. So hat z.B. die Polizei in 
NRW mit dem jährlichen „Tag der Kulturen“ 
Polizeibeamten mit Migrationshintergrund ein 
Forum der öffentlichen Selbstdarstellung und 
kritischen Reflektion zur Verfügung gestellt. Und 
ich denke unsere Sensibilisierungsangebote zu 
diesem Thema haben auch ein wenig dazu bei-
getragen.

Wie kann man trotz dieser Vorbehalte, die Sie 
beide beschrieben haben, einen interkulturel-
len Öffnungsprozess vorantreiben?

Peimaneh Nemazi-Lofink: Für den ganzen Pro-
zess ist es sehr wichtig, dass man einige en-
gagierte Kooperationspartner findet, die nötige 
Veränderungen von innen heraus vorantreiben. 
Personen auf der Führungsebene der Polizei 
spielen ohnehin unserer Erfahrung nach eine 
sehr große Rolle für das Gelingen von Projekten 
und Maßnahmen wie sie im Kontext der Bemü-
hungen um die interkulturelle Öffnung der Poli-
zei durchgeführt werden. Wir haben in unserem 
Projekt sehr positive Erfahrungen bei der Zu-
sammenarbeit mit der Leitungsebene gemacht. 
Insbesondere der Präsident des Polizeipräsidi-
ums Mainz engagiert sich außerordentlich stark 
für das Thema „Interkulturelle Öffnung“ in sei-
ner Behörde. Wir waren ehrlich gesagt etwas 
überrascht davon, wie groß der Wille zur inter-
kulturellen Öffnung und Förderung von Vielfalt in 
der Führungsetage des Polizeipräsidiums Mainz 
ist. Hier ist uns eine deutlich größere Offenheit 
und mehr Engagement als in anderen Verwal-
tungsbehörden und auch Ministerien begegnet. 
Unsere Kooperationspartner, auch in der Höhe-
ren Berufsfachschule Polizei und Verwaltung in  
Bad Kreuznach haben stets bei unseren Vor-
schlägen und Aktivitäten „mitgezogen“ und sich 
dafür eingesetzt.

W. Rainer Leenen  &  Peimaneh Nemazi-Lofink
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W. Rainer Leenen: Die Rolle der Führung der Or-
ganisation ist in der Tat sehr wichtig. Uns scheint 
es außerdem erfolgversprechend, grundsätzlich 
nur mit freiwilligen Teilnehmergruppen zu arbei-
ten. Man vermeidet so, sich in Widerstandsmus-
tern festzufahren. Dafür gewinnt man „Agenten“, 
die das Thema Stück für Stück in ihren Dienst-
stellen verbreiten und sich mit Gleichgesinnten 
in anderen Dienststellen vernetzen. Eine Öff-
nung zum Thema vollzieht sich so als quasi na-
türlicher Prozess von unten nach oben. Die Rolle 
der Führung ist es, den „Agenten“ zu signalisie-
ren, dass sie mit ihrer Sichtweise und Haltung 
„richtig“ liegen und den Zielen der Organisation 
entsprechen. Die interkulturelle Öffnung der Po-
lizei sollte daher sinnvollerweise von oben und 
von unten gleichermaßen betrieben werden.

Peimaneh Nemazi-Lofink: Auch für uns als Ext-
erne sind solche Personen als Ansprechpartner/
innen bei der Polizei sehr hilfreich. Hat man eine 
vertrauensvolle Beziehung, kann man bei Un-
klarheiten nachfragen. Eine solche Person kann 
auch Zugänge schaffen, um an nötige Informa- 
tionen heranzukommen, Dinge anstoßen und 
vor allem auch helfen, bei anderen Polizei-
beamt/innen Vertrauen aufzubauen und ein 
Stück weit akzeptiert zu werden. Das läuft dann 
manchmal nach dem Motto „wenn der X der 
vertraut, dann kann sie ja so schlimm nicht 
sein“. Die von Herrn Leenen angesprochene 
Organisationsentwicklung von oben und unten 
halte auch ich für ganz entscheidend. Um kon-
sequent einen Bottom-up-Ansatz zu verfolgen, 
müsste deshalb nach unserer Erfahrung zu-
nächst ein intensiver und offener Diskurs über 
die Vor- und Nachteile, mögliche Auswirkungen 
und die Veränderungsprozesse, die mit einer 
verstärkten Anwerbung von jungen Menschen 
mit Migrationshintergrund einhergehen können, 
geführt werden. Wenn ein Prozess interkulturel-
ler Öffnung nur „von oben verordnet“ wird, kann 
das leicht eher Widerstände als Sympathie her-
vorrufen.

Zu Beginn unseres Gespräches haben Sie die 
Unterrepräsentierung von Migrantinnen und Mi-
granten bei der Polizei erwähnt. Was sind Ihres 
Erachtens hierfür die Ursachen?

Peimaneh Nemazi-Lofink: Unterrepräsentation 
von Migrantinnen und Migranten gibt es nicht 
nur bei der Polizei sondern in vielen Verwal-
tungen und gesellschaftlichen Bereichen. Hier-
für gibt es im Bereich der Polizei verschiedene 
Gründe. Früher durften beispielsweise Men-
schen, die keine deutsche Staatsangehörigkeit 
hatten, keine Polizeibeamt/innen werden. Das 
hat sich glücklicherweise seit einigen Jahren 
geändert. Generell war es früher viel ungewöhn-
licher als heute, dass Menschen mit Migrations-
hintergrund zur Polizei gehen, genauso wie es 
nur wenige Frauen gab, die diesen Beruf gewählt 
haben. Heute hat sich diese Situation schon ein 
Stück weit geändert und es gibt immer mehr  
Jugendliche, die diesen Beruf für sich in Be-
tracht ziehen. Dennoch bestehen auf Seiten 
vieler Migrantinnen und Migranten der Poli-
zei gegenüber immer noch größere Vorurteile 
als gegenüber anderen Verwaltungen. Häufig 
kommen Menschen aus Ländern, in denen die  
Polizei keine Bürger/innenpolizei ist, sondern 
der Unterdrückung der Freiheit dient und im 
Dienste von Diktaturen und undemokratischen 
Regierungen steht. Vor diesem Hintergrund  
haben Migrantinnen und Migranten oft ein sehr 
negatives Bild von Polizei.

W. Rainer Leenen: Unsere Erfahrungen mit der 
Personalauswahl der Polizei in NRW zeigen, 
dass diese negativen Bilder von Polizei bei den 
heutigen Bewerbern und Bewerberinnen mit ei-
nem familiären Migrationshintergrund immer 
weniger bedeutsam sind. In den letzten Jahren 
hat die Werbung für den Polizeiberuf im „mig-
rantischen Umfeld“ sogar dazu geführt, dass der 
Anteil der Bewerber mit Migrationshintergrund 
in NRW mit über 20% inzwischen fast ihrem An-
teil an der Wohnbevölkerung entspricht. Diese 
Bewerbungen scheitern aber wesentlich häufi-
ger im Auswahlverfahren, so dass letzten Endes 
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doch nur etwa 11% der Neueinstellungen auf  
diesen Personenkreis entfällt. Nach unseren Un-
tersuchungen gibt es sprachliche und kulturelle 
Hürden im Auswahlverfahren, die ungewollt zu 
einem stärkeren Ausscheiden der migrantischen 
Bewerber führen. Wir diskutieren gerade mit dem 
zuständigen Referat des LAFP, was man da än-
dern kann, ohne natürlich die Berufsanforderun-
gen zu senken. In unseren interkulturellen Trai-
nings für die Auswahlkommissionen wird immer 
wieder die Befürchtung geäußert, dass es hier 
einseitig zu Sonderregeln für diese Gruppe kom-
men könnte. Das ist natürlich in einer Organisa-
tion, die dermaßen auf Gleichheit und Gleichbe-
handlung fixiert ist, überhaupt nicht denkbar.

Peimaneh Nemazi-Lofink: Wir mussten auch 
feststellen, dass in manchen Teilen der Polizei 
befürchtet wird, es könne zu einer Bevorzugung 
von Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
kommen. Wir mussten im Verlauf unseres Pro-
jekts immer wieder klar stellen, dass wir eine po-
sitive Diskriminierung absolut ablehnen und es 
uns im Gegenteil darum geht die Chancengleich-
heit benachteiligter Jugendlicher, unter ihnen 
viele mit Migrationshintergrund, zu fördern. Au-
ßerdem legt unser Institut viel Wert darauf, dass 
all unsere Angebote offen sind für Menschen mit 
und ohne Migrationshintergrund. So konnten wir 
die Bedenken weitestgehend zerstreuen.

Welche weiteren Tipps hätten Sie für Trainer 
und Organisationsberater bei der Polizei?

Peimaneh Nemazi-Lofink: Bei der Polizei gibt es 
meist klar umrissene Zuständigkeiten und hierar-
chische Strukturen, die man als Außenstehender 
zunächst einmal durchblicken muss, um keine 
unnötigen Irritationen und Empfindlichkeiten zu 
provozieren. Für Organisationsberater/innen und 
Trainer/innen ist es deshalb von zentraler Bedeu-
tung, zunächst die Strukturen in der Polizei auf 
Landesebene und innerhalb der sowie zwischen 
den jeweiligen Polizeipräsidien zu kennen, bevor 
man mit der inhaltlichen Arbeit beginnen kann. 

W. Rainer Leenen: Fortbildungen zu Diversität 
oder interkultureller Kompetenz müssen an den 
Arbeitsalltag der Teilnehmer anknüpfen. Wie Po-
lizeidienst funktioniert und mit welchen Situati-
onen und Vorgaben Polizeibeamte konfrontiert 
sind und welche Handlungsmöglichkeiten sich 
daraus ergeben, erschließt sich Externen erst 
nach Jahren. In unseren Kooperationsprojekten 
haben wir uns immer wieder die Mühe gemacht 
so genannte „kritische Ereignisse“ der interkul-
turellen Polizeiarbeit systematisch zu erfassen. 
Aus diesem Material sind mittlerweile auch neun 
kurze Trainingsfilme entstanden, die sich sehr gut 
in Fortbildungsveranstaltungen einsetzen lassen. 
Da die dort dargestellten Situationen auf Schilde-
rungen von Polizeibeamten zurückgehen, werden 
sie in Fortbildungen meist sehr gut angenommen.

Peimaneh Nemazi-Lofink: Mit der Notwendigkeit 
eines Realitätsbezugs stimme ich vollkommen 
überein. Kennt man den Arbeitsbereich der  
Seminarteilnehmenden nicht und kann keine 
Verbindung zwischen interkulturellen Themen 
und dem Arbeitsalltag der Teilnehmenden her- 
stellen, wird man auch kaum als Seminar- 
leiterin, die für die Teilnehmenden relevante 
Kenntnisse und Kompetenzen zu vermitteln hat, 
ernstgenommen werden.

W. Rainer Leenen: Für uns hat es sich in diesem 
Zusammenhang auch als sehr hilfreich erwie-
sen, mit internen Fortbildnern und anderen sog. 
Ressourcepersonen der Polizei eng zusammen-
zuarbeiten. Distanz und Berührungsängste zu 
uns externen Referenten verringern sich. Wir 
propagieren ein „Kooperationsmodell“, das die 
Berufsfeld-Expertise auf der einen Seite ebenso 
ernst nimmt wie die interkulturelle Fachkompe-
tenz auf der anderen.  Dies ist ein Rollenmodell, 
das auch für die Polizei zeitgemäß ist: auch der 
erfahrenste Polizist ist in bestimmten Situatio-
nen auf externe Fachkompetenz angewiesen 
und muss sich diese erschließen können.

Peimaneh Nemazi-Lofink: Wir empfehlen sowohl 
Trainer/innen als auch Organisationsentwick-

W. Rainer Leenen  &  Peimaneh Nemazi-Lofink
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ler/innen außerdem, gezielt auf einen Paradig-
menwechsel dahingehend hinzuarbeiten, dass 
der Migrationshintergrund von Polizist/innen als 
wertvolle Ressource, die mit einer Vielzahl nütz-
licher Kompetenzen einhergeht, wertgeschätzt 
wird. Außerdem muss dringend das Verständ-
nis dafür gefördert werden, dass Integration ein 
wechselseitiger Prozess des aufeinander Zuge-
hens ist, bei dem beide Seiten Andersartigkeit 
wertschätzen und Elemente anderer Kulturen 
übernehmen.

Sie haben mit Ihren Projekten Veränderungs-
prozesse in Gang gesetzt. Wie beurteilen Sie 
deren Nachhaltigkeit über den Projektzeitraum 
hinaus?

W. Rainer Leenen: Mit unseren früheren Projek-
ten haben wir glücklicherweise einige Spuren in 
der Organisation hinterlassen. Dem Thema „In-
terkulturelle Kompetenz“ wurde immer mehr Be-
deutung beigemessen, die von uns entwickelten 
Fortbildungen wurden dauerhaft in das Fortbil-
dungsangebot der Polizei NRW aufgenommen. 
Die Tatsache, dass sich die Polizei darauf ein-
gelassen hat, gemeinsam mit uns nun auch ihr 
Auswahlverfahren zu überarbeiten und damit an 
einer zentralen Schraube der Organisationsent-
wicklung zu drehen, bewerten wir als vielleicht 
deutlichsten Beweis der Nachhaltigkeit unserer 
früheren Projekte. Anders als bei den früheren 
Projekten ist allerdings die Nachhaltigkeit dieses 
aktuellen Projekts von Entscheidungen auf der  

politischen Ebene abhängig. Wir beschäftigen uns 
daher gegenwärtig besonders damit, unsere Emp-
fehlungen dem Ministerium für Inneres und Kom-
munales des Landes NRW zu kommunizieren.

Peimaneh Nemazi-Lofink: Auch bei der rhein-
land-pfälzischen Polizei sind die Veränderungen 
in Richtung interkulturelle Öffnung klar zu er-
kennen. Dieser Prozess wird auch weitergehen, 
allein schon weil die gesellschaftliche und poli-
tische Notwendigkeit dafür besteht, aber auch 
der politische Wille. Die Frage der Nachhaltigkeit 
unseres Projekts ist stark mit Personen und dem 
politischen Willen verbunden. Aktuell steht das 
Polizeipräsidium Mainz vor weitreichenden per-
sonellen Veränderungen, weil der Polizeipräsi-
dent Ende des Jahres in den Ruhestand gehen 
wird, und auch unser direkter Kooperationspart-
ner aus dem Dienst ausscheidet. Da das En-
gagement dieser Personen viel zum Erfolg des 
Projekts beigetragen hat, hoffen wir nun darauf, 
dass sich die Nachfolger/innen genauso für die 
interkulturelle Öffnung der Behörde einsetzen 
werden und wir mit den neuen Ansprechpartner/
innen ebenso gute Beziehungen aufbauen und 
gemeinsam viel erreichen können wie bisher. 
Selbstverständlich müsste hierfür zunächst eine 
Weiterfinanzierung des Projekts, bzw. von Teilele-
menten des Projekts sichergestellt werden. Es 
wäre schade, wenn unser Projekt mit seinen vie-
len, guten Errungenschaften nach Ende der Lauf-
zeit nicht weiter gefördert würde, aber wir sind 
diesbezüglich gerade sehr aktiv daran, an einer 
Verstetigung einiger Kernaktivitäten zu arbeiten.

„Keine einfache Aufgabe …“ – Interview zu den Erfahrungen und Perspektiven der interkulturellen Öffnung der Polizei
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Aktuell lassen sich im Bereich der Öffentlichen 
Verwaltung viele Bemühungen erkennen, mehr 
Migranten/innen als Mitarbeiter/innen zu ge-
winnen. Für diese Entwicklung gibt es zwei Trieb-
federn: Zum einen hat sich in den vergangenen 
Jahrzehnten eine Schere zwischen dem Anteil 
von Menschen mit Migrationshintergrund an der 
Gesamtbevölkerung und deren Anteil an den Be-
schäftigten in der Öffentlichen Verwaltung auf-
getan. Während mittlerweile jeder fünfte Bun-
desbürger nicht nur deutsche Wurzeln hat, sind 
„staatsnahe“  Beschäftigungsbereiche weiterhin 
durch kulturelle Homogenität gekennzeichnet. 
Die kulturelle Kluft zwischen ihren Mitarbeiter/
innen und den Bürger/innen zu verkleinern, ist 
daher ein erklärtes Ziel vieler Verwaltungseinrich-
tungen. Zum anderen hat die Konkurrenz um die  
„besten Talente“ mittlerweile auch den öffent-
lichen Sektor erreicht. Verwaltungsorganisati-
onen müssen auf einem umkämpften Arbeits-
markt neue Mitarbeitergruppen für eine Karriere 
in der Öffentlichen Verwaltung gewinnen. Auch 
aus diesem Grund werden Menschen mit Mig-
rationshintergrund bei der Mitarbeiterwerbung 
und -rekrutierung verstärkt in den Blick genom-
men. Erfahrungen aus anderen Ländern zeigen 
jedoch, dass eine Integration von Migranten/
innen in Verwaltungsorganisationen nicht auto-
matisch positiv verläuft. Um diesen dauerhaft 
ein attraktives Arbeitsumfeld zu bieten und eine 
produktive Zusammenarbeit mit dem „Stamm-
personal“ sicherzustellen, sind besondere Be-
mühungen erforderlich.

Im Rahmen des Xenos-Projekts Interkulturelle 
Qualifizierung und Förderung kultureller Diversi-
tät in der Polizei NRW (2009-2012) hat der For-
schungsschwerpunkt Interkulturelle Kompetenz 

gemeinsam mit dem Landesamt für Ausbildung, 
Fortbildung und Personalangelegenheiten der 
Polizei in NRW (LAFP) Maßnahmen zur Förde-
rung kultureller Vielfalt entwickelt. Das Projekt 
wurde mit dem Nachhaltigkeitspreis des XENOS-
Programms prämiert (siehe ausführlicher dazu 
LEENEN, GROSS, GROSCH & SCHEITZA (im Druck)).

Bewusstsein für kulturelle Vielfalt

Kulturelle Vielfalt ist grundsätzlich eine Her-
ausforderung für eine Organisation. Durch ein 
größeres Repertoire kreativer Ideen, Hand-
lungsstile und Problemlösestrategien kann sie 
zwar zu mehr Produktivität und Kompetenz 
verhelfen, Vielfalt kann Betriebsabläufe aber 
auch stören und verlangsamen. Forschungen 
zu kultureller Vielfalt in der Arbeitswelt zeigen, 
dass sich ein produktives Miteinander von 
Menschen mit unterschiedlichen kulturellen 
Hintergründen nicht automatisch entwickelt 
(vgl. DISTEFANO & MAZNEVSKI 2000). Im Gegen-
teil: Wird Vielfalt nicht aktiv „gemanagt“ und 
produktiv gestaltet, sind heterogene Arbeits-
gruppen häufig ineffektiver als homogene. Un-
terschiedliche Vorstellungen darüber, wie eine 
Arbeit am besten zu erledigen ist und wie man 
sich als „gute(r) Mitarbeiter/in“ verhält, ma-
chen die Zielerreichung schwieriger und führen 
zu Spannungen. Ganz entscheidend kommt es 
darauf an, ob eine Organisation überhaupt kul-
turelle Vielfalt als einen Faktor, der sich auf 
betriebliche Abläufe auswirkt bzw. auswirken 
kann, ernst nimmt, wie sie sich mit den Mög-
lichkeiten von Diversität auseinandersetzt und 
ob sie sich aktiv in der Gestaltung dieser Diver-
sität engagiert.
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Aufbauend auf den Arbeiten von ADLER (1983) 
sowie BISSELS, SACKMANN & BISSELS (2001) ha-
ben wir Orientierungen identifizieren können, 
die Organisationen (bzw. ihre Personalverant-

wortlichen) zu kultureller Vielfalt in der Mitarbei-
terschaft einnehmen können (LEENEN, SCHEITZA 
& WIEDEMEYER, 2006).

Alexander Scheitza, W. Rainer Leenen, Andreas Groß & Harald Gosch

1. Diversitätsblinde Organisationen:
Für solche Organisationen spielt kulturelle Vielfalt keine Rolle. Das Vorhandensein von Unterschieden wird 
entweder nicht wahrgenommen oder aber für irrelevant gehalten. Schwierigkeiten, die in der Zusammenarbeit 
entstehen, wie auch unterschiedliche Präferenzen von Mitarbeiter/innen werden nicht mit kultureller Unter-
schiedlichkeit in Verbindung gebracht.

2. Diversitätsabwehrende Organisationen:
In diversitätsabwehrenden Organisationen herrscht die Ansicht vor, dass kulturelle Vielfalt keinen Mehrwert 
für die im Betrieb auszuführenden Tätigkeiten hat, sondern eher Probleme und Schwierigkeiten aufwirft. Da-
her schätzen sie Homogenität in der Mitarbeiterschaft und sind bemüht, diese aufrechtzuerhalten. Durch 
selektive Personalauswahl bzw. das Ausüben eines starken Anpassungsdrucks wird versucht, Abweichungen 
vom vorgegebenen Ideal eines/r Mitarbeiter/in auszuschließen.

Organisationen, die hingegen kultureller Diversität aufgeschlossen gegenüber stehen, lassen sich in zwei 
verschiedene Typen unterteilen:

3. Diversitätspragmatische Organisationen (Diversitätsaufgeschlossen Typ 1):
Diversitätsaufgeschlossene Organisationen des „pragmatischen“ Typs erkennen einen gewissen Nutzen von 
kultureller Vielfalt für die Organisation. Von einer Beschäftigung von Mitarbeiter/innen mit Migrationshinter-
grund verspricht sich die Organisation entweder ein positiveres Image (vgl. Diversitätsmanagement als Schaf-
fung von Zugangsmöglichkeiten für Minderheiten) oder aber einen konkreten ökonomischen Vorteil, z.B. durch 
die Nähe zu einer bestimmten Zielgruppe (vgl. Diversitätsmanagement als Anpassung an Marktbedingungen). 
Die aufgeschlossene Haltung zu kultureller Diversität betrifft jedoch nicht alle Bereiche: Von wichtigen Ent-
scheidungsfindungsprozessen oder informellen Netzwerken bleiben Mitarbeiter/innen mit Migrationshinter-
grund in diversitätspragmatischen Organisationen häufig ausgeschlossen. Auch ihre Aufstiegsmöglichkeiten 
sind in der Regel eingeschränkt. Ausgrenzungen dieser Art werden nicht unbedingt bewusst vollzogen. Meist 
gehen sie darauf zurück, dass Organisationsstrukturen einseitig auf die Mehrheitskultur zugeschnitten sind.

4. Diversitätsengagierte Organisationen (Diversitätsaufgeschlossen Typ 2):
Diversitätsaufgeschlossene Organisationen des „engagierten“ Typs sehen in der Diversität des Personals 
eine grundsätzlichere und weitergehende Managementaufgabe. Dies findet seinen Niederschlag sowohl 
im Personalprofil als auch in Führungskonzepten: Die Mitarbeiter/innen der Organisation sind in der Lage,  
Unterschiede zu erkennen und sie zum Vorteil der Organisation zu nutzen. Um Synergieeffekte möglich zu  
machen, müssen alle Mitglieder der Organisation ihre Fähigkeiten gleichberechtigt einbringen können. 
Der Anteil ungelöster Gruppenkonflikte ist in diversitätsengagierten Organisationen deutlich reduziert, und  
Mitglieder von Minoritätengruppen sind zufrieden mit dem Respekt, der ihnen entgegen gebracht wird (vgl. 
THOMAS & ELY 1996). Die Personalfluktuation (unter Mitarbeiter/innen mit Migrationshintergrund) ist deutlich 
geringer als bei diversitätspragmatischen Organisationen (vgl. GILBERT & IVANCEVICH 2000). Personen aus 
Minoritätsgruppen befinden sich in diversitätsengagierten Organisationen auch in Managementpositionen.

Obwohl sich immer mehr Verwaltungsorgani-
sationen aktiv einer „interkulturellen Öffnung“ 
zuwenden, sind Mitarbeitende mit Migrations-
hintergrund deutlich unterrepräsentiert. Nach 
Schätzungen – systematische Erhebungen feh-
len leider – beträgt ihr Anteil in den Schlüssel-
bereichen der staatlichen Ordnungs- und Ein-

griffsverwaltung unter 5% (vgl. LEENEN, GROSS, 
GROSCH & SCHEITZA im Druck). Es ist zu vermu-
ten, dass viele Öffentliche Verwaltungen in 
Deutschland nicht nur in quantitativer Hinsicht 
relativ homogen sind, sondern auch in Hinblick 
auf ihre Diversitätsorientierung und den Ein-
satz konkreter Maßnahmen zur Förderung von  
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Diversität meist noch ein gutes Stück entfernt 
sind vom Idealbild einer diversitätsengagier-
ten Organisation. Dies hat viel mit der bislang 
gelebten „Verwaltungskultur“ zu tun, die durch 
Standardisierungen unterschiedlicher Art ge-
prägt ist und die aufgrund ihrer Monopolstellung 
möglicherweise auch einem etwas geringeren 
Veränderungsdruck ausgesetzt ist als privatwirt-
schaftliche Unternehmen.

Von anderen Ländern lernen 

Während man in Deutschland gerade erst be-
ginnt, für die Öffentliche Verwaltung eine etwas 
stärker kulturell gemischte Mitarbeiterschaft 
anzustreben, blickt man in anderen Ländern 
diesbezüglich schon auf langjährige Erfahrun-
gen zurück. Untersuchungen belegen allerdings, 
dass die Integration von Personen, die von der 
Mehrheit der Organisationsmitglieder als „an-
ders“ etikettiert werden, auch fundamental 
misslingen kann. In den Niederlanden musste 

man schon in den 1990er Jahren erfahren, dass 
das mit großem Aufwand rekrutierte Personal 
mit Migrationshintergrund überdurchschnittlich 
häufig den Polizeidienst wieder quittierte (vgl. 
BOVENKERK & DE VRIES 1999: 150-52). Dieser so 
genannte „Drehtüreffekt“ ließ sich auch in Groß-
britannien feststellen. Es zeigte sich, dass es vor 
allem die ungeschriebenen Rituale und Regeln 
der Vertreter der Mehrheitskultur waren, die 
auf Seiten der Minderheitsangehörigen Gefühle 
von Ausgrenzung herstellten (vgl. OAKLEY 2001). 
Befragungen von deutschen Polizeibeamten/
innen mit Migrationshintergrund weisen in 
eine ähnliche Richtung. Diese Untersuchungen  
zeigen, dass sich auch in Deutschland  
Beamt/innen mit einem Migrationshintergrund 
oftmals in eine Sonderrolle versetzt sehen. Die 
in Abb. 1 zusammengestellten Äußerungen von 
deutschen Polizeibeamten/innen mit Migra-
tionshintergrund machen deutlich, dass ein 
selbstverständliches Miteinander unterschied-
licher Kulturen in der Organisation Polizei noch 
längst nicht erreicht ist. 

Kulturelle Vielfalt – neue Herausforderungen für kollegiale Zusammenarbeit und Personalführung

Äußerungen von Polizeibeamten/innen mit Migrationshintergrund:

„Ich versuche auf jeden Fall mindestens genauso gut zu sein wie ein deutscher Kollege, wenn nicht sogar 
besser…“

„Wir müssen mit dem Verrichten unserer Arbeit vorsichtiger sein, wir können uns gewisse Fehler nicht so oft 
erlauben wie vielleicht andere Beamte“

„Wenn man so Gleichgesinnte sucht und die dann gefunden hat, ich weiß nicht, ob das von Vorteil ist. Von 
außen, wie das dann ankommt, wenn es heißt, da gibt’s so ne Gruppe von farbigen Polizisten, ja da können 
sie sich ja über uns ablästern oder was auch immer, ich weiß es nicht, ich halte nichts davon“ 

„Ich hab in gewisser Weise hier auch so ein bisschen die Rolle des Polen angenommen“

„Was ich negativ fand, ist, dass manche Kollegen, immer wenn Türken rein kamen, was bei uns sehr oft der 
Fall war, dass die die wohl bei mir abdrücken wollten. Im Sinne, das sind deine Landsleute, kümmer‘ dich mal 
drum.“

Von Polizeibeamten/innen mit Migrationshintergrund wiedergegebene Äußerungen ihrer deutschstämmigen 
Kollegen:

„Der Pole kommt, tut’s euer Zeug weg“

„Ja, die Türken halt mal wieder.“ „Guck, dein Landsmann halt“

Abb. 1:  Äußerungen von deutschen Polizeibeamten/innen mit Migrationshintergrund (aus BLOM 2004, HUNOLD 2008, SIGEL 2009)
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Organisationsentwicklung nicht nur 
von oben

Mehr Diversität ist nur dann von Vorteil, wenn 
es gleichzeitig gelingt, eine diversitätsoffene 
Organisationskultur zu entwickeln, die dem neu 
hinzugekommenen Personal Entfaltungsmög-
lichkeiten bietet und Reibungsverluste zwischen 
den neuen und alteingesessenen Mitarbeiter/
innen gering hält. Die fortschreitende „Multikul-
turalisierung“ unserer Gesellschaft stellt die Öf-
fentliche Verwaltung also auch intern vor neue 
Herausforderungen: Wie können sich Ämter und 
Behörden auf die sich anbahnenden Verände-
rungen im Innenverhältnis einstellen? Wie kön-
nen sie ein Klima schaffen, in dem kulturelle 
Diversität nicht nur selbstverständlich und akzep- 
tiert ist, sondern auch die damit verbundenen 
Potenziale besser genutzt werden können?

Die angeführten Erfahrungen aus den Nieder-
landen und Großbritannien zeigen, dass es nicht 
ausreicht, Migrant/innen den Weg in die Öffent-
liche Verwaltung zu bahnen. Eine strukturelle 
Verbesserung von Zugangsmöglichkeiten und 
andere, in der Regel von oben verordnete Maß-
nahmen der Organisationsentwicklung („top 
down“) schaffen zwar wichtige Voraussetzungen 
für kulturelle Vielfalt. Um das angeworbene Per-
sonal auch in der Organisation zu halten, muss 
sich die gelebte Organisationskultur weiterent-
wickeln, d.h. Kollegen/innen und Führungskräf-
te müssen auf Vielfalt vorbereitet und auf dem 
Weg zu einer diversitätsaufgeschlossenen Orga-
nisation „mitgenommen“ werden („bottom up“). 
Für diesen Kulturwechsel von unten ist interkul-
turelle Personalentwicklung in Form von Fort- 
und Weiterbildungen erforderlich.

Ziele von Fortbildungen zum Thema Kulturelle 
Vielfalt auf personaler Ebene sollten sein:

   Anerkennung von Differenz

  Erkennen der kulturellen Selbstverortun- 
gen von Kolleg/innen (Mitarbeiter/innen 

sind nicht nur durch Sozialisationserfah-
rungen ethnisch-kultureller Art geprägt, 
sondern ebenso durch regionale, be- 
rufliche oder organisationsbezogene Ein- 
flüsse sowie durch sprachliche, religiöse 
oder genderbezogene Zugehörigkeiten 
und Identifikationen)

  Identifikation von Gemeinsamkeiten als 
Anknüpfungspunkte für Vertrauen und 
Kooperation

Fortbildungsansätze zur Förderung 
kultureller Diversität in der Öffent-
lichen Verwaltung

Für ein Gelingen interkultureller Zusammenar-
beit kommt es darauf an, dass allen Beteilig-
ten die Diversität der Gruppe bewusst ist, ein 
Austausch über Unterschiede auch tatsächlich 
stattfindet und in diesem Prozess unterschied-
liche Sicht- und Vorgehensweisen integriert wer-
den können. 

Für Mitarbeiter/innen, Führungskräfte und Mul-
tiplikatoren/innen haben wir zu diesem Zweck 
im Rahmen des Projekts Interkulturelle Qualifi-
zierung und Förderung kultureller Diversität in 
der Polizei NRW die folgenden Fortbildungsfor-
mate entwickelt:

Workshop „Arbeiten in multikulturellen Teams“
Der Workshop sensibilisiert für mögliche Bruch-
stellen, aber auch für die Chancen der Arbeit in 
kulturell gemischten Teams und fördert die Inte-
gration von Mitarbeiter/innen unterschiedlicher 
kultureller Herkunft in die Organisation. Im Ver-
lauf des Workshops werden die Teilnehmenden 
Stück für Stück in das Thema „Kulturelle Vielfalt“ 
eingeführt. Diversität wird dabei als ein Konzept 
entfaltet, in dem es sowohl um Unterschiede 
zwischen Menschen geht als auch um Verbin-
dendes über vermeintliche Gruppengrenzen hin-
weg. Ein besonderer Schwerpunkt wird auf ein 
tieferes Verständnis von Ausgrenzungsmecha-

Alexander Scheitza, W. Rainer Leenen, Andreas Groß & Harald Gosch



47

nismen und Möglichkeiten einer Inklusion von 
„Trägern kultureller Vielfalt“ gelegt. Darüber hi-
naus wird mit der Gruppe an den Möglichkeiten 
und Notwendigkeiten bei der Entwicklung einer 
gemeinsamen Teamkultur gearbeitet.
Der Workshop ist für eine gemischte Gruppe von 
Teilnehmenden (mit und ohne Migrationshinter-
grund) angelegt. Diese Mischung ermöglicht zum 
einen die Zusammenführung unterschiedlicher 
Erfahrungen; zum anderen bewirkt die Heteroge-
nität der Adressaten zwangsläufig Perspektiven-
vielfalt bei der Reflexion kultureller Diversität in 
Teams und bei der Entwicklung von Handlungs-
optionen für ein produktives Miteinander. Der 
Workshop sollte mindestens zweitägig sein. 

Workshop „Umgang mit Diversität als  
Führungsaufgabe“ 
Dieser Workshop richtet sich an Führungskräfte 
und verfolgt das Ziel, gerade bei dieser für die 
weitere Organisationsentwicklung entscheiden-
de Gruppe einen produktiven Umgang mit kul-
tureller Vielfalt zu fördern: Diversitätspotenziale 
sollen möglichst genutzt und Reibungsverluste 
minimiert werden. Zu diesem Zweck werden 
Führungskräfte für die Bedeutung von kulturel-
ler Vielfalt im Arbeitsalltag sensibilisiert. Dies 
betrifft zum einen personelle und management-
bezogene Bereiche von Führung. Zum anderen 
geht es aber auch um die Erarbeitung mittel- 
und langfristiger Strategien zur Gestaltung einer 
Team- bzw. Organisationskultur, die explizit auch 
im alltäglichen Miteinander kulturelle Differenz 
wertschätzt, aber zugleich die notwendige Ko-
häsion der Dienstgemeinschaften fördert und 

pflegt. Auch dieser Workshop sollte mindestens 
zweitägig sein.

Workshop „Interkulturelle Kompetenz für  
Multiplikatoren“
Zielgruppe dieses Workshops sind Aus- und 
Fortbildner/innen für Tätigkeiten in der Öffentli-
chen Verwaltung sowie Personen, die in anderen 
Funktionen Wissen oder Informationen an Kol-
legen/innen weitergeben (z.B. Gleichstellungs-
beauftragte, Mitarbeitervertreter, Betriebsräte 
etc.). Diese sollen dabei unterstützt werden, 
das Thema „Kulturelle Vielfalt“ in ihre Lehr- oder 
Multiplikatorentätigkeit zu integrieren und somit 
als „Agenten“ für die Verankerung kultureller 
Vielfalt zu wirken. Die Teilnehmenden des Work-
shops sollen in die Lage versetzt werden, in Fort-
bildungs- oder Vermittlungszusammenhängen 
interkulturelle Fragestellungen aufzugreifen, 
zu bearbeiten und/oder selbst einbringen zu 
können. Sie sollen den interkulturellen Vermitt-
lungsprozess und seine Schwierigkeiten besser 
durchschauen, die Fallstricke bei der Förderung 
interkultureller Kompetenzen erkennen können 
und mit den theoretischen Hintergründen des 
Kulturlernens vertraut werden. Dazu werden im 
Workshop sowohl die entsprechenden konzepti-
onellen Grundlagen vermittelt als auch spezifi-
sche Methoden der Vermittlung interkultureller 
Kompetenz und hierfür relevante Materialien 
und Medien vorgestellt. Um eine Rückkoppelung 
mit der beruflichen Praxis zu fördern, bietet es 
sich an, den Workshop in zwei oder mehreren 
Teilen à zwei Tagen im Abstand von 3 bis 4 Mo-
naten durchzuführen.

Kulturelle Vielfalt – neue Herausforderungen für kollegiale Zusammenarbeit und Personalführung
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Der mittel- und langfristige Erfolg der genann-
ten Bildungsmaßnahmen in einer Organisation 
hängt allerdings nicht zuletzt davon ab, ob auch 
eine äußere Einbindung in weitere Maßnahmen 

der Personal- bzw. Organisationsentwicklung 
gelingt. Für den Bereich des Personalmanage-
ments ist hier an folgende Maßnahmen zu den-
ken (vgl. LEENEN 2005: 103):

Abb. 2:  Einbettung interkultureller Bildungsmaßnahmen in das Personalmanagement

Personalmanagementphase Aktionsbeispiel

Personalplanung Festlegung von für verschiedene „Kulturen“ offenen Anforde-
rungsprofilen (Abkehr von Homogenitätsvorstellungen bezüg-
lich des benötigten Personals)

Personalsuche Nutzung zielgruppenorientierter Kommunikationskanäle

Personalauswahl Sicherstellung interkultureller Kompetenz in Auswahlgremien
Kultursensible Auswahlinstrumente

Personalführung Interkulturelle Führungstrainings
Diversity-orientierte Beurteilung von Führungskräften

Personalentwicklung Spezifische Maßnahmen der Personalentwicklung bzw.  
Karriereplanung

Personalbindung Bildung interkultureller Teams

Je besser es gelingt, Weiterbildung in ein  
solches Set von weiteren interkulturellen Orga-
nisationsentwicklungsmaßnahmen einzufügen, 
desto eher lassen sich Gefahren einer „Ver- 

inselung“ von interkultureller Bildung in der Or-
ganisation und einer „Immunisierung“ des Per-
sonals gegen neuartige interkulturelle Lernan-
reize verhindern. 

Alexander Scheitza, W. Rainer Leenen, Andreas Groß & Harald Gosch
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Lotsinnen und Lotsen in den Häusern der Sozialen Leistungen – 
eine soziale Innovation und ihre Bedeutung für die interkulturelle 
Öffnung der Verwaltung
Sabine Fischer & Hans Uske

Der Kreis Recklinghausen und seine zehn Städ-
te haben in den letzten Jahren eine Neuorgani-
sation ihrer sozialen Leistungen vorgenommen. 
Der Kreis ist „Optionskommune“ geworden, 
übernimmt also jetzt den SGB II – Bereich in 
Eigenregie. In den Städten des Kreises wurden 
„Häuser der Sozialen Leistungen“ eingerichtet, 
um kundengerechter und effektiver auf soziale 
Notlagen der Bürgerinnen und Bürger reagieren 
zu können. Und es wurden „Lotsinnen und Lot-
sen“ eingestellt, die in solchen Notlagen kom-
petent Wege durch die komplexe Leistungs- und 
Beratungslandschaft aufzeigen können. Einen 
Vorteil davon sollen auch und insbesondere 
Kundinnen und Kunden mit Migrationshinter-
grund haben. Das XENOS-Projekt „Option – Kul-
tur“ des Kreises Recklinghausen heißt deshalb 
in der Langfassung „Der Kreis Recklinghausen 
wird Optionskommune und will sich interkultu-
rell öffnen“. Die Lotsinnen und Lotsen in den 
Häusern der Sozialen Leistungen sind dabei 
eine besonders interessante Zielgruppe.

Die Vorgeschichte: Der Kreis Reck-
linghausen wird Optionskommune

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil 
vom 20.12.2007 entschieden, dass die seit dem 
01.01.2005 im Aufgabenbereich der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende eingerichtete Funk-
tionsform der ARGEN (Zusammenarbeit von 
Agentur für Arbeit und der Kommune im SGB II) 
nicht mit dem Grundgesetz vereinbar ist. Mit der 
daraufhin im Juli 2010 von Bundestag und Bun-
desrat verabschiedeten Organisationsreform 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende war für 
bundesweit 41 Kreise und kreisfreie Städte die 

Chance gegeben, in Ergänzung zu den bisheri-
gen 69 bestehenden Optionskommunen die 
Wahrnehmung der Aufgaben nach dem SGB II 
alleinverantwortlich zu übernehmen.

Am 22.12.2010 hat der Kreis Recklinghausen, 
die durch den Gesetzgeber eingeräumte Chance 
genutzt und einen entsprechenden Antrag  bei 
der obersten Landesbehörde gestellt, um ab 
dem 01.01.2012 alleinverantwortlicher Träger 
für den SGB II-Aufgabenbereich zu werden. Dem 
Kreis ist es seinerzeit gelungen, mit seinem Opti-
onsantrag die in der Kommunalträger Eignungs-
feststellungsverordnung enthaltenen Kriterien 
zu erfüllen und zu überzeugen, dass er geeig-
net ist, Optionskommune zu werden. Der Kreis 
hat mit seinem Konzept, das eine ausführliche 
Darstellung des arbeitsmarktpolitischen Enga-
gements, der organisatorischen Leistungsfähig-
keit, der kommunalen Eingliederungsleistungen, 
der überregionalen Arbeitsvermittlung und ein 
transparentes Kontrollsystem beschreibt, den 
dritten von insgesamt acht zu vergebenden Plät-
zen in Nordrhein-Westfalen erreicht. Das zeigt 
deutlich, dass das Konzept des Kreises über-
zeugt hat. 

Abb. 1: Lotsinnen und Lotsen im Kreis Recklinghausen
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Die Entscheidung des Kreises Recklinghausen, 
ab 2012 Optionskommune zu werden, war eng 
verknüpft mit der Idee, die kommunalen Leis-
tungen insgesamt zu reorganisieren. In allen 
zehn Kommunen des Kreises sollte es ein „Haus 
der Sozialen Leistungen“ geben, in dem sozia-
le Leistungen gebündelt und auf kurzen Wegen 
erreichbar sein sollten. Zentrale Figur sollte ein 
Lotse bzw. eine Lotsin sein, der/die dafür Sor-
ge trägt, dass die Kundinnen und Kunden z.B. 
bei multiplen Problemlagen möglichst ohne Rei-
bungsverluste die richtigen Ansprechpartner fin-
den. Der Anspruch dieses Modells war und ist, 
die Arbeitsverwaltung im SGB II effektiver, effizi-
enter und bürgerfreundlicher zu machen. 

Mit dem Übergang zur Optionskommune war 
einer der größten Umorganisationsprozesse 
des Kreises verbunden. Die Beschäftigten des 
Kreises haben sich durch die Option von 1.300 
auf rund 2.000 erhöht und der Kreishaushalt 
verdoppelte sich. Alle Aufgaben, die vorher von 
der Agentur für Arbeit übernommen wurden, wie 
z.B. Beschaffung, Forderungseinzug, Kassenwe-
sen, Hard- und Software u.v.m. mussten ab dem 
01.01.2012 durch die Kommune allein sicher-
gestellt werden. Dieser Umstellungsprozess war 
Grundlage für das seinerzeit beantragte XENOS 
– Projekt „Option – Kultur“. Im Rahmen der Neu-
organisation  zur Optionskommune wurde über 
„Option – Kultur“ die Chance ergriffen, in  Kreis-  
und zehn Stadtverwaltungen von Beginn an die 
Beratungskompetenz der Beschäftigten kun-
dengerecht für Einheimische und Zugewander-
te, Männer und Frauen, Alte und Junge, sowie 
für Menschen mit Beeinträchtigungen anzubie-
ten. Im Vordergrund standen die Lotsinnen und 
Lotsen im Haus der Sozialen Leistungen und der 
gesamte SGB-II Bereich. 

Das Konzept: Lotsinnen und Lotsen 
im Haus der Sozialen Leistungen

Das Konzept für die geplante Reorganisation 
der sozialen Leistungen im Kreis Recklinghau-
sen wurde im damaligen Optionsantrag mit 
dem Titel „Auf dem Weg zu einer effektiveren 
Arbeitsmarktpolitik im Kreis Recklinghausen“ 
entwickelt. Dort wurde das „Haus der Sozialen 
Leistungen“ als „Kerninnovation“ der Umstel-
lung beschrieben. In dem Antrag wurde folgende 
Vision vorgestellt:

„Die verschiedenen sozialen Leistungen wer-
den unter einem Dach zusammengefasst und 
wohnortnah für die Bürgerinnen und Bürger 
erbracht. Sozialpädagogische Fachkräfte, Ver-
waltungskräfte, Arbeitsvermittlerinnen und Ar-
beitsvermittler, der medizinische Dienst und 
psychologische und andere Fachdienste arbei-
ten hier eng zusammen. Der Leistungskatalog 
im SGB II-Bereich wird um die wirtschaftlichen 
und sozialpädagogischen Hilfen im Wege einer 
optimierten Hilfe erweitert und somit verbes-
sert. Bürgerinnen und Bürger werden in einem 
ersten Gespräch beraten, welche Hilfen sie er-
warten können und was von ihnen für die jeweili-
ge Leistungsgewährung zu tun ist. Den Bürgerin-
nen und Bürgern wird so ein niederschwelliger 
Zugang zu Informationen, Beratung und wirt-
schaftlicher Grundsicherung geboten. Werden 
mehrere Hilfen benötigt, werden sich die betei-
ligten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Team 
absprechen und die sozialen Dienste und Leis-
tungen aufeinander abstimmen.“

Die Grundstruktur des Hauses wurde in dem An-
trag wie folgt visualisiert:

Sabine Fischer & Hans Uske



53

Weiter hieß es in dem Antrag:
„Zentrale Funktion des „Hauses der Sozialen Leistungen“ ist der „Lotse“ bzw. die „Lotsin“. Er oder sie 
ist künftig der/die erste Ansprechpartner(in) für die Hilfe suchenden Bürgerinnen und Bürger. Der 
Lotse/die Lotsin kennt die einzelnen Problemlagen der Hilfesuchenden, klärt eventuelle Ansprüche, 
weist den Kunden/die Kundin  
darauf hin, welche Unterlagen 
nötig sind, hilft bei der Termin-
beschaffung bei den richtigen 
Ansprechpartnerinnen und An- 
sprechpartnern und gibt zeit-
nah die notwendigen Informa-
tionen an die einzelnen Fach-
leute innerhalb des „Hauses 
der Sozialen Leistungen“.“

Auch diese Funktion wurde da-
mals visualisiert:

Jugendamt Schulamt Wohnungs- 
amt 

Renten- 
beratung Jobcenter 

Asylbewerber- 
bereich Der Lotse / 

Die Lotsin 

Leistungen 
nach SGB XII 

Die Grundstruktur des Hauses 

Fachstellen 

Wohlfahrts- 
verbände 

Träger 

Erziehungs- 
konfliktberatung 

Unterhalts- 
beratung 

In allen 10 
Kommunen des 
Kreises soll 
jeweils ein „Haus“ 
errichtet werden. 
Da die Kommunen 
unterschiedlich 
strukturiert sind, 
kann die hier 
dargestellte 
Grundstruktur im 
Einzelnen 
variieren. 

Haus der sozialen Leistungen 
(Arbeitstitel) 

Schwerbehinderten- 
angelegenheiten 

Gesundheitsamt Beratungs – und 
Info-Center Pflege 

Wirtschafts- 
förderung 

Frauenrelevante 
Einrichtungen 

Die Kerninnovation der Option: Das „Haus der Sozialen Leistungen“ 

Bürgerinnen und Bürger 

Kammern 

Beauftragte für 
Chancengleichheit ………. 

…………. 

Agentur 
für Arbeit 

Lotsinnen und Lotsen in den Häusern der Sozialen Leistungen

Die Funktion des Lotsen / der Lotsin 

Der Lotse 
Die Lotsin 

Er/Sie kennt 
die einzelnen 
Problemlagen 
der Kundinnen 
und Kunden. 

Er/Sie klärt 
eventuelle 
Ansprüche. 

Er/Sie weist 
Kundinnen und 
Kunden darauf 

hin, welche 
Unterlagen nötig 

sind. 

Er/Sie hilft bei der 
Terminbeschaffung bei 
Ansprechpartnerinnen 
und Ansprechpartnern. 

Er/Sie gibt die 
notwendigen 

Informationen an 
die einzelnen 

Fachleute. 

Er/Sie stärkt die 
Eigeninitiative 
der Kundinnen 
und Kunden. 

Er/Sie hat die Funktion 
der Zugangssteuerung. 
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Der Lotse/die Lotsin ist erste Anlaufstelle für 
Einwohnerinnen und Einwohner, die nicht sofort 
wissen, welchen Anspruch sie haben oder wo sie 
einen entsprechenden Antrag stellen können, 
bzw. an wen sie sich wenden müssen. Lotsinnen 
und Lotsen können unabhängig von „Sachzwän-
gen“ beraten, da sie nicht die bewilligende Stelle 
sind. Dadurch ist die Beratung oft inhaltlich und 
vom zeitlichen Umfang her anders. Menschen 
fassen hier eher Vertrauen und dadurch kann 
der Lotse/die Lotsin ihn anders beraten. 

Neben der Anlaufstelle für Einwohnerinnen und 
Einwohner ist eine weitere wichtige Aufgabe 
der Lotsinnen und Lotsen der Aufbau und die 
Betreuung eines ämterübergreifenden sozialen 
Netzwerkes. Das soziale Angebot einer Stadt 
steht dem Losten/der Lotsin als „breiter Fächer“ 
zur Verfügung. Die Mitarbeiter und Mitarbeiterin-
nen wiederum können das Wissen des Lotsen/
der Lotsin hinzuziehen.

Die Lotsinnen und Lotsen im Kreis Reckling-
hausen stehen für kurze Wege, umfassende 
Beratung und Unterstützung und einen schnel-
len und einfachen Kontakt zur Verwaltung. Sie 
sollen nicht die zuständigen Kollegen und Kolle-
ginnen in den Fachbereichen ersetzen, aber die 
Wege zu ihnen aufzeigen und gegebenenfalls 
dorthin begleiten.

 
Erste Erfahrungen

Seit über zwei Jahren existieren die Häuser der 
sozialen Leistungen in den 10 Städten des Krei-
ses Recklinghausen. In einer ersten Bestands-
aufnahme kann gesagt werden, dass das Kon-
zept jeweils unterschiedlich umgesetzt wird, mit 
zunächst vielen Anfangsschwierigkeiten und 
dann aber jeweils anderen – aber insgesamt ge-
sehen sehr positiven – Erfahrungen.

Es ist ein Verfahren der kurzen Wege entstan-
den. Fachbereiche innerhalb einer Verwaltung 
arbeiten selbständig und entwickeln dabei im 

Rahmen des rechtlich und organisatorisch Mög-
lichen ihren eigenen Arbeits- und Darstellungs-
stil. Die verschiedenen „Kulturen“ der beteilig-
ten Fachbereiche können sich in den Häusern 
der Sozialen Leistungen durch den Lotsen/die 
Lotsin angleichen. Die Entscheidungswege und 
das Verwaltungshandeln werden transparenter. 
In den ersten zwei Jahren als Optionskommune 
mussten zunächst Ansprechpartner aller Fach-
bereiche intern und extern benannt und die 
enge Zusammenarbeit der unterschiedlichen 
Fachbereiche weiter optimiert werden.  

Die Lotsinnen und Lotsen wirken somit nach au-
ßen, für den besseren Zugang der Menschen zur 
Verwaltung und ihrem Angebot und gleichzeitig 
auf die interne Organisation der Verwaltung ein. 
Sie sind für eine bessere Zusammenarbeit der 
unterschiedlichen Aufgabenbereiche der Ver-
waltung im sozialen Bereich verantwortlich. Sie 
erkennen die Probleme, die Menschen im Zu-
gang zu den Leistungen der Verwaltung haben 
und zeigen diese auf. Darüber können interne 
Entwicklungsprozesse angestoßen werden, die 
von den verantwortlichen Aufgabenbereichen 
selbst nicht immer erkannt  werden. Allein die 
bessere Verzahnung der Aufgabenbereiche un-
tereinander hilft bei der Entscheidung, welche 
erforderliche Hilfe im Einzelfall gewährt werden 
kann und wo sie unter welchen Voraussetzun-
gen beantragt werden kann. 

Die Menschen kommen mit allen Problemen zur 
Lotsin/zum Lotsen. Ihre Aufgabe ist es, ihnen 
aufzuzeigen, wo sie eventuelle Ansprüche stel-
len können, welche Beratung sie in Anspruch 
nehmen können und welches Problem zuerst 
angegangen werden muss. Bei den Lotsinnen 
und Lotsen melden sich auch Menschen, denen 
Obdachlosigkeit oder Stromsperren drohen, die 
Probleme mit der Rente haben oder sich gerade 
in einer Ausbildung befinden und finanzielle Pro-
bleme haben. Die Mitarbeiter und Mitarbeiterin-
nen des Jobcenters rufen die Lotsen/Lotsinnen 
an und verweisen die Bürgerinnen und Bürger 
an sie, weil sie in der Beratung feststellen, dass 

Sabine Fischer & Hans Uske
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noch weitere Probleme und Hilfen zu klären sind 
bzw. beantragt werden können. Die Lotsinnen 
und Lotsen begleiten Bürgerinnen und Bürger 
auch zu Terminen.

Die Häuser der Sozialen Leistungen mit den  
Lotsinnen und Lotsen gibt es im Kreis Reckling-
hausen seit Mitte 2012. In der Anfangsphase 
haben sich die Lotsinnen und Lotsen über die 
örtliche Presse den Menschen in ihrer Stadt, in 
den Fachbereichen der Städte und bei den un-
terschiedlichen Institutionen und Verbänden vor-
gestellt. Es wurde eine intensive Öffentlichkeits-
arbeit betrieben, um sie und ihre Tätigkeiten 
bekannter zu machen. Die Lotsinnen und Lotsen 
berichten in den politischen Gremien der Städte 
über ihre Arbeit. Auf der Grundlage einer verein-
fachten Form der Dokumentation ihrer Arbeit, 
die sie selber entwickelt haben, kann festgestellt 
werden, dass sich die Inanspruchnahme der Lot-
sinnen und Lotsen teilweise verdoppelt hat. Sie 
sind bekannter geworden und werden häufiger 
angefragt.  

Fallbeispiele

Wie diese Hilfe konkret aussieht, wird an den 
folgenden Fallbeispielen aus der Praxis deutlich. 
Es sind Fallbeispiele, die die multiplen Problem-
lagen zeigen, mit denen die Menschen die Lot-
sinnen und Lotsen aufsuchen:

Welche Formalitäten muss ich erledigen, wenn 
ich plötzlich alles allein regeln muss, weil mein 
Partner krank ist? 
Eine Frau hat beim Jobcenter ihre leistungs-
rechtlichen Ansprüche geklärt und der Vorgang 
ist für das Jobcenter damit abgeschlossen. 
Momentan befindet sich der Ehemann in einer 
psychiatrischen Klinik und die Frau weiß nicht 
genau, was sie regeln muss, welche Vollmach-
ten sie benötigt und wie sie diese beantragen 
muss. Hier kann die Lotsin oder der Lotse un-
terstützen, indem er die Betreuungsstelle des 
Kreises kontaktiert, dort die Formalitäten klärt 

und anschließend gemeinsam mit der Frau die 
erforderlichen Anträge durchgeht. 

Welche Stellen unterstützen bei Fragen zu Woh-
nungsauflösung, Bestattungskosten, Pflegebe-
dürftigkeit der Eltern? 
Ein junger Mann meldet sich, dass sein Bruder 
momentan völlig überfordert sei und er ihm, da 
er im Ausland wohne, nicht helfen könne. Der 
Bruder erhält SGB II – Leistungen, gerade ist die 
Mutter verstorben und der Vater ist pflegebe-
dürftig und muss ins Altenheim. Der Mann muss 
sich nun um die Bestattungskosten der Mutter, 
den Antrag auf Übernahme der Heimkosten für 
den Vater und die Auflösung der elterlichen Woh-
nung kümmern. Auch hier unterstützen Lotsin 
oder Lotse, zeigen die zuständigen Stellen auf, 
vereinbaren Termine und begleiten auch zum 
Termin.

Ich habe Sucht- oder Schuldenprobleme und 
wie bekomme ich jetzt die richtige Beratungs-
stelle und einen Termin für eine Beratung? 
Bei Problemen im Bereich Sucht /Schulden ver-
einbaren Lotsinnen und Lotsen die Termine mit 
den zuständigen Beratungsstellen. 

Wenn die einzelnen Fachbereiche nicht mehr 
wissen, was sie noch tun können, wenden sie 
sich an die Lotsinnen und Lotsen
Das Ordnungsamt meldet sich bei der Lotsin/
dem Lotsen und teilt mit, dass die Wohnung 
eines älteren Bürgers geräumt werde. Der Räu-
mungstermin wurde von der Vollstreckungs-
behörde schriftlich mitgeteilt und im Vorfeld 
Kontakt zu den Angehörigen aufgenommen. 
Die Angehörigen sahen keine Möglichkeit, den 
Mann aufzunehmen, was die Unterbringung in 
einer Notunterkunft bedeutet hätte. Um dies 
zu verhindern, wendet sich das Ordnungsamt 
vor dem Räumungstermin an die Lotsin/den 
Lotsen, die/der Kontakt zu dem älteren Herrn 
aufnahm. Im persönlichen Gespräch zeigte sich, 
dass kürzlich die Ehefrau, die sich immer um  
die Finanzen gekümmert hatte, verstorben war. 
Angehörige hatten die Betreuung des älteren 
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Herrn übernommen. Die Durchsicht der Unter-
lagen ergab, dass das Einkommen zur Deckung 
der laufenden Kosten eigentlich ausreichend 
war, jedoch alle Daueraufträge (Miete usw.) 
wegen mangelnder Deckung zurückgewiesen 
wurden und auch die Bestattungskosten für die 
Ehefrau noch nicht beglichen waren, obwohl 
eine Sterbegeldkasse ausgezahlt worden war.   
Zum Zeitpunkt des Hausbesuches hat der Mann 
weder Geld noch Nahrungsmittel und es wurde 
schnell deutlich, dass das Geld des Mannes von 
anderen ausgegeben wurde. 
Wie kann eine Lotsin /eine Lotse hier unterstüt-
zen/helfen? 
Über die Lotsin/den Lotsen wurde der Kontakt 
zur Kirchengemeinde hergestellt, die eine Le-
bensmittelspende und Batterien für das Hör-
gerät organisierte, etwas Geld zum Lebensun-
terhalt gab und den älteren Herrn einige Tage 
begleitete. Die Lotsin/der Lotse nahm Kontakt 
zum Vermieter auf, erreichte, dass die Kirchen-
gemeinde auch die Mietrückstände beglich und 
der Vermieter die Räumungsklage zurücknahm. 
Die Lotsin/der Lotse änderten, nachdem noch-
mals die Miete nicht vom Konto an den Vermie-
ter angewiesen wurde, die Verfügungsberechti-
gungen für das Konto, sodass die Angehörigen 
keinerlei Zugang mehr zum Konto des älteren 
Herrn hatten. 
Der sozialpsychiatrische Dienst des Gesund-
heitsamtes wurde durch die Lotsin/den Lotsen 
eingeschaltet und eine Betreuung angeregt, die 
gemeinsam mit dem älteren Herrn beim Amtsge-
richt beantragt und eingerichtet wurde. 
Heute lebt der ältere Herr immer noch in der 
ehelichen Wohnung und hat einen Betreuer, der 
seine finanzielle Situation in den Griff bekom-
men hat. Er erhält selbst Pflegegeld und finan-
ziert darüber einen ambulanten Pflegedienst. 
Gegen die Angehörigen wird ermittelt.

Die Bedeutung der Lotsinnen und 
Lotsen für die interkulturelle Öffnung

Die Lotsinnen und Lotsen nehmen eine Funkti-
on in ihrer jeweiligen Verwaltung wahr, die für 
die Prozesse der interkulturellen Öffnung einer 
Verwaltung eine enorme Bedeutung hat. Mit Hil-
fe des XENOS-Projektes sollten die Häuser der 
Sozialen Leistungen in allen zehn Kommunen 
in die Lage versetzt werden, Menschen unter-
schiedlicher sozialer und ethnischer Herkunft 
kompetenter und effektiver zu beraten und zu 
unterstützen. Die neue Institution sollte sich von 
Beginn an durch ihre kultur- und geschlechter-
sensible Atmosphäre auszeichnen. Über den Ar-
beitskreis der Lotsinnen und Lotsen wurden die-
se und ihre jeweiligen Verwaltungen miteinander 
vernetzt und für das XENOS-Projekt zu wichtigen 
Multiplikatorinnen und Multiplikatoren. 

Sabine Fischer & Hans Uske

Wie wird man Lotsin oder Lotse in einer der 
zehn Städte im Kreis Recklinghausen?

Ende 2011/Anfang 2012 wurde die Auswahl der 
Lotsinnen und Lotsen in den kreisangehörigen 
Städten durchgeführt. In einer Stellenbeschrei-
bung wurde die umfangreiche Lotsenaufgabe 
dargestellt und intern in der jeweiligen Stadt 
ausgeschrieben. In einem Auswahlverfahren der 
jeweiligen Stadt wurde eine Bewerberin oder 
ein Bewerber ausgesucht. Dabei wurde darauf 
geachtet, dass diese schon einige Jahre in der 
Verwaltung arbeiten, die Verwaltung kennen 
und überwiegend im sozialen Bereich (Jobcen-
ter, Sozial- oder Jugendamt) tätig waren. Nach 
einer kurzen Einführung in die Tätigkeit haben 
die Lotsinnen und Lotsen ihre Arbeit aufgenom-
men. Fast alle Städte haben in Form eines Pres-
segesprächs zu Beginn oder nach kurzer Lauf-
zeit auf die Funktion des Lotsen/der Lotsin in 
ihrer Verwaltung hingewiesen. Dadurch wurden 
diese bekannter und mehr Menschen nahmen 
ihre Unterstützung in Anspruch. 
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Um die Lotsinnen und Lotsen in ihrer täglichen  
Arbeit zu unterstützen und ihre Vernetzung zu  
verstärken, wurden in einem ersten Schritt alle  
zehn Lotsinnen und Lotsen gemeinsam  umfang- 
reich im Umgang mit der Vielfalt, interkulturel- 
ler Kompetenz intensiv geschult. Im Rahmen des 

XENOS-Projektes wurde eine eigene Schulungs-
reihe für diesen Personenkreis entwickelt, damit 
die Lotsinnen und Lotsen auf die Bedürfnisse ih-
res jeweiligen Gegenübers eingehen können. Ne-
ben der umfangreichen Schulungsreihe zu Beginn  
ihrer Tätigkeit wurden Reflexionstage angeboten. 

lfd. Nr. Themenblock Dauer Referent

1 Grundschulung  
„Interkulturelle Kompetenz“

2 Tage
28.-29.08.2012

Herr Arslan

2 Überblick über die sozialen Leistungen und 
Abgrenzungsfälle

2,5 Tage
03.-05.09.2012

Herr Westerhellweg

3 Konflikte souverän meistern 2 Tage
12.-13.09.2012

Herr Werner

4 Reflexionstag zu lfd. Nr. 2 und 3 
„Interkulturelle Konflikte souverän meistern“

1 Tag
17.09.2012

Herr Arslan

5 Moderationstechniken 2 Tage
07.-08.11.2012

Herr Werner

6 Präsentationstechniken 2 Tage
29.10.+15.11.2012

Herr Werner

7 Die moderierte Besprechung 1 Tag
27.11.2012

Herr Werner

8 Aktives Netzwerken 2 Tage
18.-19.09.2012

Frau Lewe

9 Reflexionstag zu lfd. Nr. 5-8 
„Kulturkompetent moderieren, 
präsentieren und Netzwerken“ 

1 Tag
28.11.2012

Herr Arslan

  15,5 Tage

Schulungskonzept für die Qualifizierung der „Lotsen“

Neben diesen Schulungen über das Studien-
institut Emscher-Lippe wurden noch Informati-
onsveranstaltungen zu bestimmten Themen 
wie zum Beispiel BaföG, Bildung und Teilhabe, 
Beauftragte für Chancengleichheit am Arbeits-
markt, Aufbereitung von Informationsmaterial, 

Stellenprofil angeboten. Die Lotsinnen und Lot-
sen haben Unterlagen zum kommunalen Netz-
werk und den Netzwerkpartnern entwickelt, die 
sie bei der täglichen Arbeit und Zusammenar-
beit vor Ort unterstützen.

Lotsinnen und Lotsen in den Häusern der Sozialen Leistungen
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„Interkulturelle Öffnung ist eine Managementaufgabe“ –  
Interview zu Perspektiven interkultureller Öffnung in Jobcentern
Marie-Luise Roberg

Im Rahmen des Projekts „Perspektivwechsel“ 
kooperiert das Kommunale Jobcenter Hamm 
seit 2012 mit dem Multikulturellen Forum e.V., 
um die interkulturellen Kompetenzen seiner Mit-
arbeitenden nachhaltig zu schärfen. Zu diesem 
Zweck bietet das Multikulturelle Forum eine 
Fortbildungsreihe an, bestehend aus Semina-
ren, Dialogforen und Exkursionen. Neben dem 
Kommunalen Jobcenter Hamm nehmen auch 
die Jobcenter Kreis Unna und Dortmund an den 
Fortbildungen teil.

Marie-Luise Roberg, Leitung des Kommunalen 
Jobcenters Hamm, begleitet und unterstützt das 
Projekt „Perspektivwechsel“ von Anfang an. Im 
Gespräch mit dem Projektkoordinator, Dominik 
Donges, äußert sie sich zu den Vorteilen, Ansät-
zen und Erfahrungen im Kontext von interkultu-
reller Öffnung im eigenen Hause.

Frau Roberg, was bedeutet Interkulturelle Öff-
nung für eine Behörde wie das Kommunale Job-
center?

Unser Ziel ist, Menschen nachhaltig in den Ar-
beitsmarkt zu integrieren. Da mehr als 30 Pro-
zent unserer Kundinnen und Kunden über einen 
Migrationshintergund verfügen, ist die interkultu-
relle Öffnung für das Kommunale Jobcenter eine 
Selbstverständlichkeit. Wichtig ist für uns in die-
sem Zusammenhang eine zielführende und kul-
tursensible Beratungs- und Integrationsarbeit. 
Ich bin sicher: nur das wirkliche Verständnis und 
Wissen für das, was unser Klientel bewegt und 
motiviert ermöglicht einen erfolgreichen Bera-
tungsprozess und letztendlich eine nachhaltige 
Integration. Diese erreichen wir einerseits durch 
qualifizierte Mitarbeitende mit Migrationshinter-
grund in unseren Teams, aber auch durch eine 
konsequente Qualifizierung der Arbeitsvermittle-
rinnen und Arbeitsvermittler im Bereich der in-
terkulturellen Handlungskompetenz.

Aus welcher Motivation heraus haben Sie vor 
2 Jahren gemeinsam mit weiteren Jobcentern 
und dem Multikulturellen Forum das Projekt 
„Perspektivwechsel“ initiiert?

Gemeinsam mit den Jobcentern in Dortmund 
und dem Kreis Unna müssen wir uns vielfältigen 
Herausforderungen stellen. Eins dieser Themen 
ist definitiv die Zuwanderung von Menschen mit 
ihren unterschiedlichen sozialen und kulturel-
len Hintergründen. Die zentrale Frage in diesem 
Zusammenhang ist: Wie kann gesellschaftliche 
und berufliche Integration gelingen vor dem 
Hintergrund des Zuzugs von Menschen unter-

DIE INTERVIEW-PARTNERIN:

Marie-Luise Roberg,  
Leiterin des Jobcenters Hamm
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schiedlichster Herkunftsländer und Qualifikati-
onsniveaus.

Die gemeinschaftliche Initiierung des Projektes 
ist Ausdruck für die große Bedeutung des The-
mas für unsere Arbeit in den Städten und Job-
centern. Wir pflegen einen kontinuierlichen und 
sehr fruchtbaren Austausch. Zusätzlich erwar-
ten wir Synergieeffekte durch die Zusammenar-
beit der beteiligten Jobcenter mit Migrantenor-
ganisationen und -unternehmen. Wichtig ist, alle 
wichtigen Akteure in diesen Prozess einzubin-
den und mit ihnen im Gespräch zu bleiben. Das 
funktioniert auch über die Grenzen von Hamm 
hinaus. Meiner Meinung nach profitieren nicht 
nur wir in den Jobcentern von diesem überregi-
onalen Austausch, sondern vor allem die Kun-
dinnen und Kunden der Jobcenter in der Region 
Westfälisches Ruhrgebiet. Und damit erreichen 
wir gemeinsam langfristig das angestrebte Ziel.

Gab es vor Projektbeginn bereits erste Ansätze, 
bei denen sich Ihre Einrichtung mit interkultu-
rellen Aspekten auseinandergesetzt hat?

Das Kommunale Jobcenter setzt sich seit Jah-
ren mit interkulturellen Aspekten auseinander 
und nutzt in der Integrationsarbeit die engen Ko-
operationen mit Institutionen der Stadt Hamm, 
Bundesämtern, Migrantenorganisationen, Quali-
fizierungs- und Beschäftigungsträgern, Hilfe leis-
tenden Institutionen sowie Unternehmen. Darü-
ber hinaus sind wir in den unterschiedlichsten 
Gremien der Stadt vertreten.

Das große Engagement der Stadt Hamm und 
des Kommunalen Jobcenters in Stadtteilen mit 
hohem Migrantenanteil ermöglicht die Umset-
zung auch niederschwelliger Angebote vor Ort in 
Zusammenarbeit mit den Stadtteilbüros. 

Qualifizierungs- und Integrationsprojekte für die 
sehr heterogene Zielgruppe der Menschen mit 
Migrationshintergrund sind längst fester Be-
standteil unseres Angebotsportfolios. Beispiel-

haft kann ich hier unser Projekt „Entwicklung 
neuer Integrationsstrategien für Frauen mit Zu-
wanderungsgeschichte“ nennen, das vom Netz-
werk „W“ Hamm im Rahmen der Landesinitiati-
ve NRW durch das Ministerium für Gesundheit, 
Emanzipation, Pflege und Alter des Landes NRW 
(MGEPA) gefördert wurde. Darüber hinaus setzt 
das Multikulturelle Forum seit 2011 erfolgreich 
unser Kooperationsprojekt mit dem Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge (BAMF) „Kompe-
tenzcenter für Jugendliche und junge Erwachse-
nen mit Migrationshintergrund“ um.

Auch für unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter waren im Rahmen unseres Qualifizierungs-
programms interne und externe Fortbildungsan-
gebote, die das breite themenmäßige Spektrum 
Migration betreffen, nutzbar. Als Praxispartner 
des Projektes „Ressource +“ im Rahmen der 
ersten Xenos-Förderperiode haben wir uns pro-
jektbezogen mit der Qualifizierung unserer Mit-
arbeiterinnnen und Mitarbeiter im Themenbe-
reich interkulturelle Kompetenz beschäftigt. Mit 
dem Projekt „Perspektivwechsel“ erfolgt eine In-
tensivierung der konsequenten Umsetzung der 
Qualifizierung in diesem Kontext. 

Das Projekt „Perspektivwechsel“ setzt sowohl 
auf passgenaue Qualifizierung als auch auf  
Begegnung und Austausch auf Augenhöhe. 
Welchen Vorteil versprechen Sie sich durch die-
sen Projektansatz?

Die Kombination der unterschiedlichen Angebo-
te bietet nicht nur die Chance, sich theoretisch zu 
qualifizieren. Ein großer Pluspunkt ist, dass un-
sere Mitarbeitenden die verschiedenen Kulturen 
kennenlernen und Einblicke in die Lebensweise 
der Menschen unterschiedlichster Herkunfts-
länder und Religionen erhalten. Die Möglichkeit, 
abseits des Tagesgeschäftes und den interkultu-
rellen Spannungsfeldern Kontakte zu Menschen 
mit Migrationshintergrund aufzunehmen und 
sich auf Augenhöhe auszutauschen, fördert das 
Verständnis, die Toleranz und den Abbau von 

Marie-Luise Roberg



61

Vorurteilen. Zudem wird durch den Austausch 
der Jobcentermitarbeitenden mit Migrantenun-
ternehmen und -organisationen ganz praktisch 
eine für die Beratungs- und Integrationsarbeit 
nutzbare Netzwerkbildung gefördert. Durch die-
sen Ansatz kann dann ein „Perspektivwechsel“ 
im wahrsten Sinne des Wortes erfolgen. 

Welche weiteren Ansätze im Kontext von  
Interkultureller Öffnung verfolgt das Kommu- 
nale Jobcenter bzw. sind weitere Ansätze in 
Planung?

Wir verstehen die Interkulturelle Öffnung des 
Jobcenters als kontinuierlichen Prozess, der 
unter dem Aspekt eines gelebten Qualitätsma-
nagement ständig optimiert wird. Die Fortfüh-
rung eines umfangreichen Angebots an Qualifi-
zierung im Bereich interkultureller Kompetenz 
wie auch die nachdrückliche Unterstützung der 
Bewerbungen von Menschen mit Mirationshin-
tergrund für eine Ausbildung oder Tätigkeit im 
öffentlichen Dienst sind nachhaltige Garanten 
für eine interkulturelle Öffnung. 

Wie schätzen Sie das Bewusstsein für Interkul-
turelle Öffnung innerhalb Ihres Hauses ein?

Erfreulicherweise stellen wir ein stetig gestie-
genes Interesse für das Thema und eine im-
mer größer werdende Nachfrage nach solchen 
Qualifizierungsangeboten fest. Dies werte ich 
als ein deutliches und erfreuliches Indiz für ein 
wachsendes Bewusstsein in diesem Bereich In-
terkulturelle Öffnung auf Seiten unserer Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter. Dazu hat das Pro-
jekt „Perspektivwechsel“ einen wesentlichen 
Beitrag geleistet. Von unseren Mitarbeitenden 
werden Qualifizierungsbedarfe und -wünsche 
formuliert und Möglichkeiten der Umsetzung 
geschaffen. Dennoch führt eine einmalige bzw. 
alleinige Qualifizierung bzw. der Besuch von 
Exkursionen noch nicht automatisch zu einer 
optimalen Beratungsarbeit. Wichtig sind auch 

verlässliche Strukturen, die den Fokus auf eine 
ressourcenorientierte Betrachtungsweise unse-
rer Kundinnen und Kunden legen. So schärfen 
wir langfristig das Bewusstsein für die Interkul-
turelle Öffnung.

Sie persönlich befürworten aktiv die Interkultu-
relle Öffnung Ihrer Einrichtung und haben das 
Projekt „Perspektivwechsel“ von Anfang an un-
terstützt. Was können Sie anderen Verwaltun-
gen empfehlen, wie kann das Thema auf die 
Agenda gelangen und flächendeckend etabliert 
werden? Welche Rolle kann die Geschäftsfüh-
rung dabei übernehmen?

Die Interkulturelle Öffnung der Verwaltungen 
muss definitiv als Managementaufgabe verstan-
den werden. Ich sehe das Thema auf der Lei-
tungsebene als wichtige Querschnittsaufgabe, 
sowohl für die operativen wie auch für die stra-
tegischen Bereiche. Der Leitungsebene  kommt 
hierbei eine Vorbildfunktion zu, indem sie das 
Thema kontinuierlich auf die Tagesordnung setzt, 
somit das Bewusstsein schärft und die diesbe-
züglichen Aktivitäten der Kolleginnen und Kolle-
gen unterstützt. Nur durch die Entwicklung und 
konsequente Verfolgung einer Gesamtstrategie 
zwecks Förderung der Zielgruppe ist eine erfolg-
reiche Interkulturelle Öffnung langfristig möglich. 

Mit Blick auf die nächsten Jahre, welches sind 
Ihrer Meinung nach die wichtigsten Herausfor-
derungen, denen sich das Jobcenter in Ihrer 
Stadt stellen muss?

Der Zuzug von Menschen aus  unterschiedlichsten 
Herkunftsländern sowie die insbesondere sehr 
heterogenen Bildungsniveaus erfordern zielgrup-
pengerechte kultursensible Vorgehensweisen. 
Aktuell ist eine erhöhte Mobilität von Zuwande-
rern aus Südosteuropa nach Hamm zu verzeich-
nen. Dies stellt die Kommune, das Jobcenter und 
unsere Mitarbeitenden vor neue Herausforde-
rungen, denen wir uns mit innovativen Strategien 

„Interkulturelle Öffnung ist eine Managementaufgabe“ – Interview zu Perspektiven interkultureller Öffnung in Jobcentern
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 stellen müssen. Einen wesentlichen Beitrag dazu 
leistet das städtische Kooperationsprojekt „För-
derung der Integration bulgarischer und rumäni-
scher Zuwanderer in Ausbildung und Arbeit“. Die 
im Rahmen des Projektes ins Leben gerufene, 
rechtskreisübergreifende Beratungsstelle wird 
gut von den Zuwanderern angenommen und 
verzeichnet wachsenden Zulauf. Darüber hinaus  
soll auch eine schnellere Einmündung in Sprach-
kurse und Qualifizierungsangebote ermöglicht 
werden. Dies verhindert die Verfestigung von in-
tegrationshemmenden Strukturen, die eine Se-
parierung und einen Langzeitbezug von Leistun-
gen zur Folge haben. Für uns sind das wichtige 
Aufgaben, die nur durch eine konstruktive, ziel-
gerichtete Zusammenarbeit aller mit dem Thema 
befassten Akteure in Hamm, aber auch durch den 
überregionalen Austausch zu lösen sind. 

Sehen Sie Möglichkeiten, wie sich Interkultu-
relle Öffnung in Ihrem Hause nachhaltig (also 
auch nach Projektende) etablieren kann?

Ich bin sicher, dass sich dieser Prozess weiter 
nachhaltig verstetigt und etabliert. Hierzu tragen 
die Förderung von Weiterbildungen der Mitarbei-
tenden, die Forcierung der Bewerbung von kom-
petenten Menschen mit Migrationshintergrund 

aktiv bei. Aber auch die Verortung der Anerken-
nungsberatung für die im Ausland erworbenen 
Schul- und Berufsabschlüsse bei uns im Hause, 
die Entwicklung innovativer Integrationsstrate-
gien, die Bereitstellung passgenauer Angebote 
für die Förderung unserer Kundinnen und Kun-
den mit Migrationshintergrund sowie eine gute 
Vernetzung innerhalb der Stadt Hamm stellen 
Beispiele für eine gelebte Interkulturelle Öff-
nung dar. Diesen Prozess haben wir gemeinsam 
angestoßen und werden mit vereinten Kräften 
weiterhin an einer erfolgreichen Gestaltung und 
Umsetzung arbeiten. 

Marie-Luise Roberg
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Der demografische Wandel wird auch für die  
Personalentwicklung der öffentlichen Verwaltun-
gen zur Herausforderung. Die Auswahl an geeigne-
ten Bewerber/innen ist insgesamt geschrumpft. 
Zugleich scheint der Arbeitgeber Verwaltung  
gerade für qualifizierte junge Menschen weni-
ger attraktiv zu sein als früher. In den Projekten  
„Option – Kultur“ des Kreises Recklinghausen, 
„Perspektivwechsel“ beim Multikulturellen Forum 
in Lünen und „Vielfalt in der Polizei“ beim Insti-
tut zur Förderung von Bildung und Integration in 
Mainz wurden neue Wege der Personalgewinnung 
erprobt. Durch interkulturelles Personalmarketing 
und besondere Formen der Ansprache sollen 
auch junge Menschen mit Migrationshintergrund 
für die Verwaltungslaufbahn gewonnen werden. 

Was macht eine öffentliche Verwaltung eigent-
lich? Welche unterschiedlichen Berufsbilder gibt 
es dort? Diese Fragen wird sicherlich auch ein Insi-
der nicht immer auf Anhieb beantworten können. 
Wer Jugendliche fragt, bekommt vielleicht diese 
Antwort: „Die sitzen an ihren Schreibtischen, le-
sen Gesetze, studieren ihre Akten, arbeiten mit 
dem Computer, trinken Kaffee und kopieren.“ 
Besonders spannend klingt das nicht. Solche Vor-
stellungen bestimmen aber in den Köpfen vieler 
Menschen immer noch das Bild der Verwaltung. 

Kann man es dann jungen Menschen verden-
ken, wenn sie nach der Schule bei ihrer Be-
rufswahl den Weg zur öffentlichen Verwaltung 
nicht finden? Für manche Jugendlichen aus 
eingewanderten Familien ist eine Verwaltungs-
laufbahn vielleicht sogar noch weniger nahe lie-
gend. Denn ihre Eltern oder Großeltern haben 
mit den Behörden ihres Herkunftslandes mög-
licherweise sehr negative Erfahrungen gemacht 

und auch die Verwaltung in Deutschland nicht 
immer positiv erlebt. Wie können wir auch diese 
jungen Menschen erreichen und motivieren? 

Erreichen wir mit Stellenangeboten der öffent-
lichen Verwaltung überhaupt genügend junge 
Menschen, auch solche mit Migrationshinter-
grund? Oder müssen wir beim Personalmarketing 
andere Wege gehen? Solchen Fragen sind wir im 
Rahmen der XENOS-Projekte „Option – Kultur“, 
„Perspektivwechsel“ und „Vielfalt in der Polizei“ 
nachgegangen. 

Im ersten Teil unseres Beitrags betrachten 
wir zunächst die aktuelle Situation des Perso-
nalmarketings für die öffentliche Verwaltung: 
Welche Hindernisse, Strukturen und Rahmen-
bedingungen beeinflussen die Bemühungen, ge-
eignete Nachwuchskräfte zu gewinnen? 

Im zweiten Teil stellen wir Voraussetzungen und 
Beispiele einer zielgruppengerechten Öffentlich-
keitsarbeit vor: Wie kann das Image der Verwal-
tung überzeugender gestaltet werden, so dass 
der Kreis der potentiellen Bewerber/innen grö-
ßer und vielfältiger wird und damit auch die Aus-
wahl im Bewerbungsverfahren? 

Im dritten Teil beschäftigen wir uns mit den We-
gen und Formen einer direkten Ansprache der 
Zielgruppe: An welchen Orten und mit welchen 
Methoden können wir insbesondere Jugendli-
che mit Migrationshintergrund erreichen und ih-
nen vermitteln, welche Chancen eine Tätigkeit in 
der öffentlichen Verwaltung bietet? 

Der vierte Teil des Beitrags beschäftigt sich mit 
Formen der individuellen Unterstützung im Be-

Strategien der Gewinnung von Auszubildenen und Mitarbeitenden mit Migrationshintergrund in der Verwaltung

Neue Wege gehen – Strategien der Gewinnung von Auszubildenen 
und Mitarbeitenden mit Migrationshintergrund in der Verwaltung
Dominik Donges, Sabine Fischer, Petra Kulhoff & Bettina Rauschmayr
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werbungsprozess wie Coaching, Kompetenzfest-
stellungsverfahren und Bewerbungstraining. 

1 Rahmenbedingungen für das  
 Personalmarketing

Personalverantwortliche in den öffentlichen Ver-
waltungen haben sich bereits auf den Weg ge-
macht: Denn in Zukunft wird die Konkurrenz um 
Nachwuchskräfte härter werden. Freie Stellen in-
nerhalb der Verwaltung, die nicht oder nur schwer 
zu besetzen sind, die geringer werdende Zahl der 
Bewerber/innen und die nachlassende Qualität 
der Bewerbungen zeigen den aktuell bereits be-
stehenden Handlungsbedarf. Stellenanzeigen 
nach dem gewohnten Muster greifen häufig nicht 
mehr. Veränderungen der Bevölkerungsstruktur 
verschärfen den Fachkräftemangel. 

Hinzu kommt das immer noch wenig glamou-
röse Image der öffentlichen Verwaltung als Ar-
beitgeber. Über 80% der Bevölkerung beklagen, 
dass die Verwaltung zu schwerfällig sei. Für die 
Mehrheit der jungen Leute zwischen 14 und 18 
Jahren (58%) kommt der öffentliche Dienst nicht 
als Arbeitgeber infrage. Dies geht aus einer Um-
frage von Beamtenbund und Tarifunion hervor, 
die jedes Jahr der Frage nachgehen, was Bürge-
rinnen und Bürger über die öffentliche Verwal-
tung denken. (Quelle: Internetseite Haufe.de/oef-
fentlicher-dienst, Haufe-Lexware GmbH, Freiburg)

Während Schulen, Feuerwehr und Kranken-
häuser von allen als sehr wichtig wahrgenom-
men werden, wird die Verwaltung oft nicht als 
spannender Arbeitgeber gesehen. Um die An-
ziehungskraft der Verwaltung als Arbeitgeber zu 
verbessern bzw. zu erhalten, ist die Verbesse-
rung ihres Images eine wichtige und langfristige 
Maßnahme, die Bestandteil des Personalmarke-
tings ist. 

In Konkurrenz zu Unternehmen aus Industrie 
und Handel, die sich eindrucksvoll in Hochglanz-
Broschüren und im Internet präsentieren, müs-

sen die öffentlichen Verwaltungen neue Wege 
und Methoden finden, um geeignete Nach-
wuchskräfte aus der geringer werdenden Zahl 
der Bewerber/innen für sich zu gewinnen – trotz 
oft angespannter Haushaltslage. Dabei sind die 
öffentlichen Verwaltungen in den Kommunen, 
den Ländern und im Bund zukunftsfähige mo-
derne Arbeitgeber, die rund 100 unterschiedli-
che Berufe und attraktive Arbeitsbedingungen 
zu bieten haben, darunter Übernahme nach der 
Ausbildung, unbefristete Festanstellung und fa-
milienfreundliche Arbeitszeit-Modelle. 

Die Zielsetzung der Personalgewinnung und 
-auswahl bei der Ausbildung und der Stellen-
ausschreibung ist immer, die für die Position am 
besten geeignete Person zu finden. Wie kann ich 
das erreichen und wie kann ich den Bewerber-
kreis erweitern? Will die Verwaltung aus einer 
gewissen Anzahl von Bewerber/innen auswäh-
len können, muss sie ihre Attraktivität darstellen 
und dabei so viele junge Menschen erreichen 
wie möglich. Verwaltungen wenden sich bereits 
aktiv an Schüler/innen mit Migrationshinter-
grund. Aber tun sie das erfolgreich? 

Um hier erfolgreich zu sein, muss sich die Ver-
waltung zuerst in die Lage versetzen, mit allen 
Menschen zu kommunizieren, die bei ihr vor-
sprechen, ihre Angebote nutzen und sich infor-
mieren wollen. Das erfordert Kenntnisse der 
Lebenswelten in unserer Gesellschaft, die durch 
kulturelle Diversität geprägt ist. Beschäftigte in 
Verwaltungen, ob in der Ausländerbehörde oder 
im Jugendamt, bei der Polizei, im Krankenhaus, 
bei der Feuerwehr, bei statistischen Ämtern oder 
anderen Aufgabenbereichen, müssen ihre Arbeit 
an eine kulturell vielfältig geprägte Gesellschaft 
anpassen. Das kann umso besser gelingen, 
wenn die Mitarbeiterschaft diese vielfältig ge-
prägte Gesellschaft widerspiegelt. 

Dies ist nicht nur notwendig, um dem Vorbildcha-
rakter gerecht zu werden, den eine Verwaltung 
für die Gesellschaft hat. Vielfalt bedeutet zugleich 
Mehrwert. Junge, Alte, Männer, Frauen, Men-
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schen unterschiedlicher Herkunft und Religion, 
Menschen mit Beeinträchtigungen: Wenn ich die-
se Vielfalt nutze, in den einzelnen Arbeitszusam-
menhängen miteinander vernetze und in meinem 
Personalbestand die Adressaten und Zielgruppen 
meiner Arbeit repräsentiere, dann entsteht Mehr-
wert. Vielfalt sorgt für mehr Toleranz und gegen-
seitige Akzeptanz auf beiden Seiten. 

Dazu müssen bei der Personalgewinnung zu-
nächst folgende Fragen beantwortet werden: 

  Welche Qualifikationen (gesetzlich, fach-
lich) sind für das zu bewältigende Aufga-
benspektrum der Verwaltung erforderlich? 

  Welche zusätzlichen Erfahrungen und Fertig- 
keiten sind zur Erreichung der Ziele und zur 
Optimierung der Arbeit erforderlich? 

  Bedarf es gegebenenfalls einer Affinität der 
Beschäftigten zur Zielgruppe ihrer Aufga-
be? 

Flexibilität und echtes Wissen über die Zielgrup-
pen verbessern das Arbeitsergebnis und vermei-
den Probleme. 

Menschen, die zugewandert sind, sind ein fester 
Bestandteil unserer Gesellschaft und auf allen 
Ebenen des Arbeitsmarktes präsent. Ihr beruf-
liches Engagement hat jene „Lücken“ auf dem 
Arbeitsmarkt verringert, die wir aufgrund des 
demografischen Wandels schon jetzt nicht mehr 
füllen könnten, wenn wir nur auf die „einhei-
mische“ Bevölkerung angewiesen wären. Men-
schen mit Migrationshintergrund sind aber nicht 
nur ein Faktor des Arbeitsmarktes, sondern Be-
schäftigte mit besonderen Kompetenzen: zum 
Beispiel mit Kenntnissen beim Umgang mit min-
destens zwei Sprachen, mit Fertigkeiten zur Ver-
mittlung zwischen zwei oder mehr Kulturen und 
mit der Fähigkeit, die Kommunikation zwischen 
Menschen zu gestalten, die unterschiedliche so-
ziale oder kulturelle Prägungen haben und da-
her unterschiedliche Sichtweisen vertreten. 

Diese Kompetenzen der Beschäftigten mit Mi-
grationshintergrund können positiv eingesetzt 
werden und sich innerhalb der Verwaltung und 
im Umgang mit Bürgerinnen und Bürgern posi-
tiv auswirken. Durch ihre Mitarbeit in den unter-
schiedlichen Teams können vielfältige Perspek-
tiven bei der Lösung von Problemen eingebracht 
werden und die Verwaltung kann von den vielfäl-
tigen Arbeitsweisen ihrer Beschäftigten profitie-
ren, zum Beispiel auch bei Projektarbeiten. 

Daher spielen sowohl bei der Gewinnung von 
neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern als 
auch in der Personalentwicklung der Stamm-
belegschaft Instrumente der interkulturellen 
Öffnung eine wichtige Rolle. In Zeiten des Fach-
kräftemangels reicht es häufig nicht mehr aus, 
eine Stellenanzeige zu schalten, um die geeig-
neten Bewerberinnen und Bewerber zu finden. 
Personalgewinnungsverfahren, die Vielfalt be-
rücksichtigen, werden zunehmend zu einer stra-
tegischen Aufgabe für Verwaltungen und zum 
Schlüssel für einen nachhaltigen Erfolg. Will 
ich Menschen mit Migrationshintergrund für 
die Verwaltung gewinnen, muss ich den Migra-
tionshintergrund auch als explizite Anforderung 
definieren bzw. spezifische Kompetenzen (z.B. 
die Zweisprachigkeit) bei der Auswahl positiv  
bewerten. 

Hinzu kommt, dass das Blickfeld von Jugendli-
chen in Bezug auf mögliche Ausbildungsberufe 
noch immer auf wenige Berufsfelder beschränkt 
ist. Laut einer Auswertung des Bundesinstituts 
für Berufsbildung aus dem Jahr 2013 entschied 
sich jede/ jeder Dritte für einen von nur 10 Aus-
bildungsberufen. Diese Konzentration war bei 
ausländischen Jugendlichen (insbesondere bei 
jungen Ausländerinnen) sogar noch deutlicher 
ausgeprägt. (Beicht 2012, S.44) Nicht zuletzt 
sind es fehlende Kenntnisse über die berufliche 
Vielfalt in öffentlichen Verwaltungen, die dazu 
führen, dass diese von Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund seltener in Betracht gezogen 
werden. Außerdem haben sie in ihrem Verwand-
ten- oder Bekanntenkreis in der Regel keinen 
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unmittelbaren Kontakt zu Verwaltungsbeschäf-
tigten, so dass ihnen persönliche Vorbilder feh-
len, die ihr Interesse an einer Verwaltungslauf-
bahn wecken können. Um diese Wissenslücken 
auszugleichen, sind spezifische Ansätze zur be-
ruflichen Orientierung sinnvoll.

Um Bewerber/innen mit Migrationshintergrund 
zu gewinnen, müssen jedoch auch die Struk-
turen und Rahmenbedingungen in den Verwal-
tungen selbst verbessert werden, mit dem Ziel, 
strukturelle und individuelle Diskriminierungen 
in der Einstellungspraxis und der Personal-
politik zu vermeiden. Denn auch bei gleichen 
schulischen Voraussetzungen und ähnlichen 
Berufspräferenzen sind die Übergangschancen 
in eine betriebliche Ausbildung für Jugendliche 
mit Migrationshintergrund deutlich schlechter. 
(Beicht 2012, S.48) Hier greifen laut einer ak-
tuellen Studie des Sachverständigenrates deut-
scher Stiftungen für Integration und Migration 
2014 diverse strukturelle und individuelle Dis-
kriminierungsmechanismen1. Aus diesem Grund 
ist die interkulturelle Öffnung der Verwaltung 
in Deutschland von großer Bedeutung und die 
Gewinnung Mitarbeitender mit Migrationshin-
tergrund ein bedeutsamer Schritt in diese Rich-
tung. 

2 Zielgruppengerechte Image-  
 und Öffentlichkeitsarbeit:  
 Voraussetzungen und Beispiele  
 aus der Praxis 
Im Wettbewerb um qualifizierte Arbeitskräfte 
wird es für Verwaltungen immer wichtiger, Mar-
ketingaktivitäten und Attraktivitätsfaktoren her-
vorzuheben. Das Thema Diversität unter dem 
Motto „Kulturelle Vielfalt als Chance“ ist dabei 
einzubeziehen, um eine größere Gruppe von 
Menschen anzusprechen und vor allem Jugend-
liche und Fachkräfte auf zeitgemäße Art zu er-
reichen. 

1 vgl. u. A. SACHVERSTÄNDIGENRAT DEUTSCHER STIFTUNGEN FÜR INTEG-
RATION UND MIGRATION 2014, S.9

Um als Arbeitgeber und Ausbilder wahrgenom-
men zu werden, muss sich die Verwaltung da-
her mit der eigenen PR und der Imagepflege be-
schäftigen. Bevor eine solche Imagekampagne 
starten kann, muss sich die Verwaltung jedoch 
zunächst einige Fragen stellen und falls nötig in-
tern einige Feststellungen und Entscheidungen 
zu Veränderungsprozessen treffen. 

Die Verwaltung muss unter anderem vorab klä-
ren, welche Zielgruppen sie mit ihrer Kampagne 
erreichen will. Sie muss außerdem feststellen, 
welche Kompetenzen zukünftige Beschäftigte 
benötigen und wie gegebenenfalls die Anforde-
rungsprofile modifiziert werden müssen. Wenn 
man Beschäftigte mit Migrationshintergrund ge-
winnen will, sollte außerdem geklärt sein, was 
„interkulturelle Kompetenz“ bedeutet und wie 
sich ein öffentlicher Arbeitgeber interkulturell 
öffnen kann. 

Weitere wichtige Fragen betreffen die Unter-
nehmenskultur, das Arbeitsklima und die Kun-
denorientierung. Die Verwaltung sollte nicht nur 
feststellen, was einen attraktiven Arbeitgeber 
ausmacht, sondern auch darüber nachdenken, 
wie ein positives Image bei der täglichen Arbeit 
und im Umgang mit den Bürgerinnen und Bür-
gern gepflegt werden kann. Das mit der Kam-
pagne anstrebte Image sollte der bisherigen 
Außendarstellung und dem zurzeit bestehenden 
Arbeitsklima der jeweiligen Verwaltung gegen-
über gestellt werden. 

Denn auch die beste PR-Kampagne wird das 
Image einer Verwaltung nicht verbessern, wenn 
die Beschäftigten, die Bürgerinnen und Bürger im 
Kontakt mit der Verwaltung ein anderes Bild wahr-
nehmen und erleben. Die Beschäftigten sind die 
Repräsentant/innen der Verwaltung. Wie kann 
ich diese Repräsentant/innen sensibilisieren? 
Und wie schaffe ich ein gutes Arbeitsklima, das 
die Beschäftigten auch nach außen – gegenüber 
den Bürgerinnen und Bürgern – vermitteln? Die 
gelebte Betriebskultur und die Wahrnehmung in 
der Öffentlichkeit sind wichtige Kriterien für Be-

Dominik Donges, Sabine Fischer, Petra Kulhoff & Bettina Rauschmayr



69

schäftigte in den Verwaltungen und für Bewerbe-
rinnen und Bewerber bei der Wahl des Arbeitge-
bers. Menschen mit Migrationshintergrund sind 
im Kontakt mit Verwaltungen besonders sensibi-
lisiert, da sie im privaten und beruflichen Alltag 
häufig bereits Diskriminierungen erlebt haben. 
Von der öffentlichen Verwaltung als Arbeitgeber 
erwarten sie eine Unternehmenskultur, die von 
Akzeptanz, Gleichbehandlung und Anerkennung 
geprägt ist und jede Art von Diskriminierung so 
weit wie möglich unterbindet. 

Es reicht daher nicht, allein bei der Stellenaus-
schreibung und Stellenwerbung gezielt Menschen 
mit Migrationshintergrund einzubeziehen. Will die 
Verwaltung eine vielfältige Auswahl und insbe-
sondere Bewerberinnen und Bewerber mit Migra-
tionshintergrund für Stellen gewinnen, muss sie 
sich auch intern entsprechend aufstellen. Dabei 
sind folgende Punkte besonders wichtig: 

  Die interkulturelle Sensibilisierung und 
Orientierung der Personalverantwortlichen 
und der Führungskräfte; 

  die interkulturelle Ausrichtung aller Berei-
che und Ebenen der Verwaltung; 

  die Wahrnehmung und der Abbau mögli-
cher Barrieren, die sich für Menschen mit 
Migrationshintergrund beim Zugang zur 
Verwaltung ergeben können; 

  die Überprüfung der Einstellungsverfah-
ren hinsichtlich ihrer Kulturneutralität und 
gegebenenfalls die Entwicklung kultur-
neutraler Bestandteile. 

  Personalgewinnung durch Vorbilder: Be-
schäftigte und Auszubildende mit Migrati-
onshintergrund aus der Verwaltung sollten 
bekannt gemacht und bei Informations-
veranstaltungen, Stellenausschreibungen 
und im Internet als Repräsentanten einge-
setzt werden. 

  Vor der Ausschreibung sollten gezielte Be-
darfsanalysen erstellt und die Stellenan-
forderungsprofile bedarfsgerecht gestaltet 
werden, auch mit Blick auf wünschens-
werte Sprachkenntnisse und interkulturel-
le Kompetenz. 

  Stellenanzeigen und Werbung für die Ver-
waltung sollten interkulturell ausgerichtet 
und mehrsprachig angeboten werden. 

  Intensive Netzwerkarbeit mit Schulen,  
Eltern, Migrantenorganisationen und Be-
ratungsstellen für Menschen mit Migrati-
onshintergrund sollte ein festes Element 
der Imagepflege sein. 

  Bei der Zusammenarbeit mit institutiona-
lisierten Vermittlungsnetzwerken (Jobcen-
ter, Agentur für Arbeit, IHK etc.) sollte der 
Faktor „Migrationshintergrund“ berücksich- 
tigt werden. 

Die meisten Verwaltungen nutzen für ihre Öffent-
lichkeitsarbeit Informationsbroschüren, Flyer, 
Internetseiten, Printmedien und Informations-
veranstaltungen. Einige sind bereits im Feld der 
Social Media aktiv oder investieren in gezielte 
Imagekampagnen. Eine Analyse der bisherigen 
Öffentlichkeitsarbeit wird daher in der Regel not-
wendig sein: Was hat sich bewährt? Was wurde 
gut angenommen und was nicht? 

Aus den oben dargestellten Überlegungen und 
einer Evaluation der bisherigen Aktivitäten zur 
Imagepflege ergeben sich die weiteren Umset-
zungsschritte. Dies kann zum Beispiel die Entwick-
lung eines neuen Logos oder eines Slogans sein, 
die in allen Werbematerialien auftauchen und so-
mit einen hohen Wiedererkennungswert haben. 
Zusätzlich werden möglicherweise die Stellenaus-
schreibungen neu gestaltet, Werbemaßnahmen 
in der örtlichen Presse und im Internet geschaltet 
und der Auftritt der Verwaltung bei Informations-
veranstaltungen und Messen über ein neues Roll-
Up, über Flyer und Imagefilme aufpoliert. 
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Dabei müssen individuelle, auf die jeweilige Ver-
waltung zugeschnittene Maßnahmen und Instru-
mente entwickelt werden. Es gibt zum Beispiel 
Verwaltungen, die gute Erfahrungen mit einem 
Tag der offenen Tür oder mit Flyern gesammelt 
haben, und andere, die genau diese Instrumen-
te wegen schlechter Resonanz nicht mehr nut-
zen. Das bedeutet auch, dass die Verwaltung 
ihre Öffentlichkeitsarbeit immer wieder aktuali-
sieren und an die Zielgruppen, die sie erreichen 
will, anpassen sollte. 

Einige öffentliche Verwaltungen, darunter Städte 
wie Berlin, Hamburg und Bremen, aber auch die 
Polizei in Nordrhein-Westfalen, verfügen bereits 
über mehrjährige Erfahrungen in der gezielten An-
sprache junger Bewerber/innen, insbesondere 
solcher mit Migrationshintergrund. Zwar kann 
nicht immer und alles von der einen Verwaltung 
auf die andere übertragen werden. Aber die Er-
fahrungen dieser öffentlichen Arbeitgeber sind 
für die Entwicklung eigener Maßnahmen zur Er-
höhung des Anteils der Bewerbungen von Men-
schen mit Migrationshintergrund und einer ver-
besserten Öffentlichkeitsarbeit sehr hilfreich.

 
 Am 2. Juni 2014 hat NRW-Innenminister Ralf 

Jäger den Start zur diesjährigen Bewerbung 
um 1.500 Studienplätze bei der Polizei NRW 
eingeleitet.

 „Der Bewerbungszeitraum dauert vom 03.06. 
bis zum 02.10.2014. Die erfolgreichen Bewer-
berinnen und Bewerber beginnen dann am 1. 
September 2015 ihr Studium im gehobenen 
Polizeivollzugsdienst der nordrhein-westfäli-
schen Polizei.

 

Unter dem Motto „Spring ins Team“ findet der 
Startschuss zum Bewerbungszeitraum im Frei-
bad in Bochum-Höntrop statt und wird von   
einem bunten Rahmenprogramm begleitet. Auf 
mehreren Aktionsflächen stehen Studierende, 
Personalwerber und Polizistinnen und Polizis- 
ten aus unterschiedlichen Einsatzgebieten als 
Ansprechpartner bereit. Wenn Sie schon im-
mer live erleben wollten, wie  Polizeitaucher ar- 
beiten, wie Kriminalisten Spuren sichern, wie 
ein Radarmessgerät funktioniert oder wie man 
die Körperschutzausstattung der Einsatzhun-
dertschaft trägt… dann besuchen Sie uns!

 Weiterhin können Sie an Aktivitäten wie Dra-
chenboot-Rennen und Stand-Up-Paddling teil-
nehmen. Ein großes Werbeplakat der Polizei 
NRW am Boden des Sprungbeckens wird mit  
einer Turmspringershow eingeweiht.

 Sie können sich also nicht nur an den Ständen 
rund um das Schwimmbecken informieren, 
sondern auch Spaß im und am Wasser haben.“

Dominik Donges, Sabine Fischer, Petra Kulhoff & Bettina Rauschmayr

Quelle: www.bewerbung-stadt-frankfurt.de

Beispiel Stadt Frankfurt am Main –  
Run & Fun zum Thema Ausbildung

 Quelle: www.polizei.nrw.de

Beispiel Hamburg

Quelle: www.hamburg.de/bist-du-dabei/
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Auf der Grundlage der Erfahrungen aus den XE-
NOS-Projekten wollen wir im Folgenden einige 
Beispiele erfolgreicher Öffentlichkeitsarbeit nä-
her beschreiben. 

Beispiel 1: Einbeziehung von Studierenden 
und Auszubildenden in die Kampagne

Im Rahmen des XENOS-Projektes „Option – Kul-
tur“ im Kreis Recklinghausen wurde für eine 
verbesserte zielgruppengerechte Image- und 
Öffentlichkeitsarbeit ein Arbeitskreis gegründet. 
Beteiligt waren Vertreterinnen und Vertreter der 
Städte und des Kreises aus den Personalberei-
chen. Gemeinsam mit wechselnden Experten 
wurden die Möglichkeiten und Grenzen einer 
Personalgewinnung, die vom demografischen 
Wandel geprägt ist, diskutiert. Die Motivationen 
und Hemmnisse junger Migrantinnen und Mig-
ranten bei der Berufswahl wurden im Hinblick 
auf Verwaltungsberufe beleuchtet. 

Bei seiner Arbeit ist der Arbeitskreis auf die 
Kampagne der Stadt Bremen gestoßen, die eine 
zielgruppengerechte Ansprache für Jugendliche 
mit Migrationshintergrund realisiert hat.

Aus dieser Anregung entstand die Idee, zwei  
Aktionen für den Kreis Recklinghausen zu ent-
wickeln. 

Durch die Aktionen sollten zum einen das Image 
der Verwaltung insgesamt verbessert und das 
Wirken der Verwaltungen positiv dargestellt wer-
den – insbesondere für verwaltungsferne Bür-
gerinnen und Bürger. Zum anderen sollte ein 
Ausbildungs- und Personalmarketing erarbeitet 
werden, das auf Jugendliche zugeschnitten ist. 
Jugendliche sollen die Verwaltung als spannen-
den Ausbildungsort sehen und zur Bewerbung 
motiviert werden. 

Die beiden Aktionen wurden in Kooperation 
mit jungen Studierenden aus der eigenen Ver-
waltung und aus der Westfälischen Hochschu-
le Gelsenkirchen – Fachbereich Public Relati-
on und Öffentlichkeitsarbeit – durchgeführt. 
Eigene Auszubildende der Verwaltung (mit und 
ohne Migrationshintergrund) wurden in die Ent-
wicklung einbezogen. Im Rahmen ihrer Arbeit  
recherchierten, analysierten und bewerteten die 
Studierenden vorhandene Ansprachekonzepte, 
Akquise-Strategien, Ausschreibungstexte und 
Bewerberverfahren der eigenen und anderer 
Verwaltungen.

Aus ihren Erkenntnissen haben die Studieren-
den eine Empfehlung für die Verwaltung ausge-
sprochen: 

  Jugendliche mit Migrationshintergrund 
sollten durch die Abbildung von erfolgrei-
chen Vorbildern mit Migrationshintergrund 
in der Verwaltung angesprochen werden.

  Die vielfältigen Ausbildungswege der Ver-
waltung sollten dargestellt und dadurch 
transparent und für einen größeren Kreis 
von Bewerbern zugänglich werden. 

 
Im Ergebnis entstand aus diesen Projektarbei-
ten ein Kommunikationskonzept zur interkultu-
rell sensiblen Ansprache. Junge Menschen mit 
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Migrationshintergrund werden in den Fokus ge- 
nommen, Ausschreibungstexte ansprechender 
gestaltet und neues Werbematerial für die 
Öffentlichkeitsarbeit im Rahmen der Ausbil-
dungsakquise entwickelt. Ansprachekonzepte 
wurden entworfen. Wichtige Phasen der Bewer- 
berakquise – Bewerbungsverfahren, Einstellungs-
test, Vorstellungsgespräche, nachhaltige Bindung 
von Bewerber/innen – wurden überarbeitet.

Die folgenden Abbildungen zeigen beispielhafte 
Ergebnisse der Projektarbeit der Studierenden 
der Westfälischen Hochschule Gelsenkirchen für 
den Kreis Recklinghausen.

Dominik Donges, Sabine Fischer, Petra Kulhoff & Bettina Rauschmayr

Beispiel für ein Roll-Up zur Ausbildungsakquise, das auf  
Messen und Inforamtionsveranstaltungen genutzt werden kann. 
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Beispiel für eine Ausschreibung einer Ausbildungsstelle im Internet

Beispiel für eine TIPCard –Vorder-/Rückseite, die die Verwaltung überall  
verteilen oder auslegen kann
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Beispiel für einen Flyer zur Ausbildungsakquise
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Beispiel 2: Werbemöglichkeiten der Verwal-
tung für offene Stellen über das Internet 

Das Internet ist heute ein gängiges Medium, um 
sich zu informieren und zu kommunizieren. Ver-
waltungen nutzen das Internet, um allgemeine 
oder spezifische Informationen zu verbreiten, 
Antragsformulare zur Verfügung zu stellen und 
Stellenangebote zu veröffentlichen. 

Bei einer Schülerbefragung im Jahre 2013 im 
Rahmen des Projektes der FHöV „Verwaltung at-
traktiv machen – Konzeption und Maßnahmen 
der Bezirksregierung Arnsberg“ (Herrmann et al. 
2013) wurden Schüler/innen nach ihren bevor-
zugten Informationswegen gefragt: Das Internet 
stand bei den Nennungen an erster Stelle. Die 
eigene Homepage der Verwaltung ist ein Medi-
um, um Auszubildende mit und ohne Migrations-
hintergrund zu finden. 

Die Informationen auf den Internetseiten einer 
öffentlichen Verwaltung sollten soweit möglich 
mehrsprachig sein. Dadurch können mögliche 
Berührungsängste und Hemmnisse, sich bei der 
öffentlichen Verwaltung zu bewerben, abgebaut 
werden. Die Bewerber/innen sollten zwar über 
die nötigen Kenntnisse der deutschen Sprache 
verfügen. Durch eine mehrsprachige Homepage 
gibt die Verwaltung aber zu erkennen, dass sie 
sich interkulturell öffnen möchte. Hinzu kommt, 
dass eine mehrsprachige Homepage auch die 
eingewanderte Generation – Eltern, Großeltern, 
Verwandte – informiert, die Jugendliche bei der 
Berufswahl unterstützen. 

Es gibt Verwaltungen, die nahezu alle Rubriken 
ihrer Internetseiten mehrsprachig anbieten. So 
können alle Interessierten an die gleichen Infor-
mationen gelangen. Das ist vor allem wichtig, da-
mit die Bürger/innen Vertrauen in die Verwaltung 
gewinnen und nicht den Eindruck haben, sie wür-
den aufgrund geringerer Deutschkenntnisse nicht 
wahrgenommen und nicht beachtet. Allerdings 
muss die Mehrsprachigkeit der Internetseite dem 
Bevölkerungsspiegel entsprechen und über die 

üblichen Sprachen Englisch und Französisch hin-
ausgehen. Eine mehrsprachige Internetseite kann 
als Informationsquelle von großer Bedeutung 
sein, wenn ihr Aufbau wohl durchdacht ist, eine 
Ansprache aller Menschen innerhalb und außer-
halb des Stadt- oder Kreisgebietes erreicht wird, 
alle Rubriken übersetzbar sind und die Mehrspra-
chigkeit dem Bevölkerungsspiegel entspricht.

Beispiel 3: Flyer und Roll-Ups für den wer-
bewirksamen Auftritt auf Ausbildungsmes-
sen und Informationsveranstaltungen

Flyer sind ein gängiges Instrument zur Anwer-
bung von Bewerberinnen und Bewerbern mit 
Migrationshintergrund. Es besteht die Möglich-
keit, Flyer gänzlich in einer anderen Sprache 
zu verfassen oder bestimmte Schlagworte auf 
den Flyern in mehreren Sprachen zu veröffentli-
chen. Mit den gänzlich in einer anderen Sprache 
verfassten Flyern können auch Menschen über 
das Ausbildungs- und Stellenangebot informiert 
werden, deren Deutschkenntnisse nicht ausrei-
chend sind. Diese gehören in der Regel nicht zur 
Zielgruppe der Akquise, sind aber zum Beispiel 
Familienangehörige der potentiellen Bewerber/
innen und damit Multiplikator/innen. 

Flyer in einer anderen Sprache werden aber 
auch positiv aufgenommen, weil sie das Inte-
resse der Verwaltung an der Muttersprache ei-
ner eingewanderten Community zeigen. Flyer, in 
denen der Slogan oder Schlagworte in anderen 
Sprachen verwendet werden, wenden sich an 
die potentiellen Bewerberinnen und Bewerber 
selbst und sollen in erster Linie dazu beitragen, 
dass sich die jungen Menschen mit der Verwal-
tung identifizieren. Wenn Fotos von Auszubilden-
den der Verwaltung in Flyern verwendet werden, 
sollte man darauf achten, dass möglichst auch 
junge Auszubildende mit Migrationshintergrund 
dargestellt werden. (Becker et al. 2014)
 
Flyer können in Papierform und gleichzeitig di-
gitalisiert angeboten werden. Beide Formen 
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haben Vorteile und zielen auf bestimmte Per-
sonengruppen und Arten der Information. Die 
Papierform bietet sich bei Informationsveran-
staltungen an. Es können durchaus die klassi-
schen Informationsflyer zu den unterschiedli-
chen Ausbildungsgängen gewählt werden. Man 
sollte aber zusätzlich kurze Informationen in 
jugendgerechter Sprache und Form anbieten, 
zum Beispiel TipCards mit einem Foto eines Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund aus der 
Verwaltung und einem aussagekräftigen Slogan 
wie „Wir sind Hamburg! Bist Du dabei?“. 

Diese Werbemaßnahmen können sich auch auf 
einem Roll-Up wiederfinden, das bei Informati-
onsveranstaltungen genutzt wird. Bei Jugend-
lichen, die bereits im Vorfeld einen Flyer oder 
eine TipCard der Verwaltung gesehen haben, 
entsteht ein positiver Wiedererkennungseffekt. 

Entscheidend ist, wo das Informationsmaterial 
verbreitet und veröffentlicht wird. Bei Flyern ist 
es wichtig, neben den üblichen Auslagen auch 
Orte zu wählen, an denen sich die Jugendlichen 
mit und ohne Migrationshintergrund tatsächlich 
aufhalten. Das können neben Schulen und Mig-
rantenorganisationen durchaus auch ungewöhn-
liche Aktionen sein wie z.B. Musik- und Sportfes-
te oder andere Events, Jugendcafes und andere 
Versammlungsorte. 

Beispiel 4: Pressearbeit als Ergänzung bei 
der Bewerberakquise 

Die örtliche Presse war lange Zeit das wichtigs-
te Medium zur Veröffentlichung der Stellenaus-
schreibungen der Verwaltungen. Bedingt da-
durch, dass Jugendliche heute andere Medien 
nutzen und Verwaltungen teilweise aus Kosten-
gründen nicht attraktiv genug und nicht umfäng-
lich alle Stellen in der örtlichen Presse ausschrei-
ben können, wählen viele Verwaltungen einen 
Mix aus unterschiedlichen Medien. 

So können Verwaltungen zum Beispiel in der 
Presse allgemein auf die Ausbildungsstellen und 
die Bewerbungsfristen hinweisen und gleichzeitig 
den Hinweis einfügen, dass weitere und umfäng-
liche Informationen über das Internet eingeholt 
werden können. Im Internet werden die Ausbil-
dungszweige dann einzeln, farblich interessant 
und mit Fotos ansprechend dargestellt, was in 
einer Tageszeitung durchaus mehrere Seiten 
umfassen könnte und finanziert werden muss. 

Pressekonferenzen können genutzt werden, 
wenn zum Beispiel der erfolgreiche Abschluss der 
Auszubildenden dargestellt wird, wenn möglich 
mit Zitaten der Prüflinge. Dabei können gleich-
zeitig potentielle Bewerberinnen und Bewerber 
für das neue Ausbildungsjahr angesprochen wer-
den, nach dem Motto: „Komm in unseren Kreis“. 

Eine weitere Möglichkeit, junge Menschen mit 
Migrationshintergrund gezielt anzusprechen, ist 
ein Presseartikel, in dem die unterschiedlichen 
Ausbildungsberufe und die Karrieremöglichkei-
ten innerhalb einer Verwaltung dargestellt wer-
den. Dabei sollte man auf die richtige Auswahl 
der Zeitungen achten. Zumindest die kostenfrei-
en Wochenblätter müssen einbezogen werden, 
da sie häufig von Migrant/innen gelesen wer-
den. In vielen Regionen haben eingewanderte 
Gruppen, vor allem türkisch- und russischspra-
chige Communities, eigene Zeitungen etabliert. 
Diese Zeitungen sollten bei der Herausgabe von 
Pressemitteilungen oder der Einladung zu Pres-
sekonferenzen unbedingt einbezogen werden.

Verwaltungen sollten außerdem darüber nach-
denken, ob sie eine wöchentliche Artikelserie 
entwickeln können, in der die unterschiedlichen 
Aufgabenbereiche der Verwaltung einzeln und 
ausführlich dargestellt werden. Die Leser/innen 
können dadurch einen Eindruck von der Arbeit 
der Verwaltung gewinnen. Diese Art der Informa-
tion wird von der Presse gerne aufgenommen 
und ist für die Verwaltung kostenneutral. 

Dominik Donges, Sabine Fischer, Petra Kulhoff & Bettina Rauschmayr
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Beispiel 5: Imagearbeit für die öffentliche 
Verwaltung

Die Vielfalt der Verwaltung hervorheben und die 
Verwaltungsarbeiten transparenter darstellen – 
so lassen sich die Kernaufgaben einer Projekt-
gruppe für die Erstellung einer gelungenen 
Imagekampagne des Kreises Recklinghausen 
zusammenfassen. 

Ziele und Nutzen: 

  Eine moderne Imagekampagne unter Be-
rücksichtigung der jeweiligen Alleinstel-
lungsmerkmale und des Corporate Design 
bzw. der Corporate Identity entwickeln. 

  Transparenz schaffen über Tätigkeiten 
und Bürgernähe der Dienstleistungen der 
Kreis- und Stadtverwaltungen sowie das 
Interesse der Bürger/innen für diese Auf-
gaben wecken. 

  Die „Vielfalt“ in Verwaltungsaufgaben und 
Arbeitsfeldern demonstrieren. 

Bei der Umsetzung war besonders zu beachten, 
dass der Kreis Recklinghausen aus zehn Städ-
ten besteht, die sich stark voneinander unter-
scheiden. Die Vielfalt des Kreises in einer Kam-
pagne zu vereinen, war keine einfache Aufgabe. 
Wie dies grafisch umgesetzt wurde, zeigen die 
beiden Abbildungen unten.

Die Menschen, die in einem Kreisgebiet leben, 
kennen ihre Stadt, fühlen sich aber häufig nicht 
zum Kreis zugehörig. Eine Kreisverwaltung ist 
nicht transparent und gegenwärtig. Ihre Dienst-
leistungen wie zum Beispiel der Gesundheits-
dienst oder das Straßenverkehrsamt werden 
nicht mit der Kreisverwaltung in Verbindung ge-
bracht. 

In einem ersten Schritt wird den Menschen mit 
der Imagekampagne verdeutlicht, was die Ver-
waltung für sie leistet, welche Aufgabenbereiche 
und Tätigkeitsfelder die Verwaltungen haben. 
Darüber kann das Interesse der Menschen ge-
weckt werden, die Verwaltung als Arbeitgeber 
anders oder überhaupt wahrzunehmen.

Strategien der Gewinnung von Auszubildenen und Mitarbeitenden mit Migrationshintergrund in der Verwaltung
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Häufig informieren sich junge Menschen bei der 
Berufswahl zunächst über ihre Eltern, dann in 
der Schule und durch betriebliche Praktika, um 
dann ihre Berufsvorstellungen zu konkretisieren. 
Wichtige Aspekte sind daher die Ansprache der 
Eltern als mögliche „Ermunterer“, die Aufberei-
tung von geeigneten Informationen und Informa-
tionsmaterial zu einer Tätigkeit oder beruflichen 
Laufbahn in der Verwaltung und ein realistischer 
Zugang zur Verwaltung. Für die Berufsrichtung 
entscheidet man sich, wenn man weiß, was zu 
dem Berufsbild gehört, wie die Einstellungsvo-
raussetzungen sind und welche Chancen beim 
Zugang bestehen. 

Um die Kreis- oder Stadtverwaltung als Ausbil-
dungsbetrieb vorzustellen, wird ein umfangrei-
ches Maßnahmenpaket erstellt. Die Vorzüge von 
Verwaltungsberufen und das Ansehen und die 
Vielfalt der Verwaltung können über eine Image-
kampagne stärker herausgestellt werden. Die 
Menschen, die einer Ausbildung oder Tätigkeit 
in einer Verwaltung aufgeschlossen gegenüber 
stehen, aber größere Hürden beim Zugang über-
winden müssen, müssen erreicht werden.

 

3 Die Zielgruppe erreichen:  
 Formen direkter Ansprache

Für die direkte Ansprache von Jugendlichen, El-
tern und Multiplikator/innen sind Kontakte in 
die verschiedenen Migranten-Communities, zu 
den Zielgruppen, aber auch zu anderen lokalen 
Akteuren von besonderer Bedeutung. Hier kön-
nen gut vernetzte XENOS-Projektpartner einen 
wertvollen Beitrag leisten und ihre oft langjähri-
gen Kontakte nutzen, um Zugänge herzustellen. 

Auch eine lokale Verwurzelung der Projektpart-
ner kann einen großen Beitrag zum Erfolg der 
Imagekampagnen und Aktivitäten zur Gewin-
nung von Auszubildenden und Mitarbeiter/in-
nen leisten. Hierdurch ist eine niedrigschwellige 
Kontaktaufnahme möglich und die Glaubwürdig-
keit der Verwaltungsakteure wird gestärkt.

In den folgenden Abschnitten stellen wir unter-
schiedliche Formen der direkten Ansprache vor, 
die in den XENOS Projekten mit Erfolg eingesetzt 
wurden:
 

  schulische und außerschulische  
Informationsveranstaltungen; 
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  Informationsangebote für 
Multiplikator/innen; 

  die direkte Ansprache über 
soziale Netzwerke; 

  die Ansprache durch gleichaltrige 
Multiplikator/innen.

Dabei stehen Informationsveranstaltungen un-
terschiedlicher Art im Mittelpunkt. Sie sind gene-
rell eine gute Möglichkeit für Verwaltungen und 
die Polizei, um sich als attraktive Ausbildungs-
stätten in das Bewusstsein von Jugendlichen, El-
tern und Multiplikator/innen zu bringen. Je nach 
Durchführungsform können sie Informationen 
weit streuen und ein breites Publikum erreichen 
oder auf eine bestimmte Zielgruppe zugeschnit-
ten werden, um einen niedrigschwelligen und 
stärker aufsuchenden Ansatz zu verfolgen. 

Informationsveranstaltungen an Schulen 

Zielgruppen dieser Angebote sind Jugendliche 
verschiedener Klassenstufen, aber auch Leh-
rer/innen. Man sollte durchaus unterschiedliche 
Formate in Erwägung ziehen: Neben Informati-
onsveranstaltungen für einzelne Klassen oder 
ganze Stufen ist auch die Teilnahme an schuli-
schen Berufsinformationstagen empfehlenswert 
(Infotische, Round-Tables, Workshops, Vorträge 
etc.). Positive Erfahrungen gibt es auch mit der 
Teilnahme an Projektwochen, bei denen zum 
Beispiel berufspraktische Einblicke, Exkursio-
nen oder Workshops angeboten werden. 

Informationsveranstaltungen an Schulen haben 
den Vorteil, dass die Zielgruppe der potenziel-
len Auszubildenden sehr umfassend erreicht 
werden kann. Während andere Veranstaltungs-
formate häufig eine bewusste oder auch unbe-
wusste Selektion nach bestimmten Kriterien 
implizieren (z.B. Vereinszugehörigkeit, religiöse 
oder ethnische Zugehörigkeit, Zugang zu Infor-
mationen), kann an Schulen ein Querschnitt  
einer Alterskohorte angesprochen werden.
 

Selbstverständlich variiert je nach Stadtteil und 
Schule auch die Zusammensetzung der Schüler-
schaft. Wenn jedoch an verschiedenen Schulen 
Veranstaltungen angeboten werden, kann ein 
Jahrgang in großen Teilen erreicht werden. In 
der Praxis ist es häufig nicht möglich, alle Schu-
len im Stadtgebiet/in der Verwaltungseinheit/ 
im Polizeipräsidium zu besuchen. Dies hat ver-
schiedene Gründe. 

Zum einen sind nicht alle Schulen dazu bereit, 
Unterrichtszeit auf das Kennenlernen bestimm-
ter Ausbildungs- und Berufsoptionen zu ver-
wenden. Teilweise besteht auch eine prinzipiell 
ablehnende Haltung gegenüber Informations-
veranstaltungen von Polizei oder Bundeswehr. 
Zum anderen verfügen die durchführenden Ver-
waltungen häufig nicht über genügend Personal 
im Einstellungsverfahren, um so viele Informati-
onsveranstaltungen durchzuführen. 

Bei Informationsangeboten, die kompletten 
Klassen gemacht werden, befinden sich immer 
auch Jugendliche in der Gruppe, die kein Inte-
resse an Verwaltungsberufen haben. Hieraus 
können sich gewisse Schwierigkeiten ergeben: 
Manche Schüler/innen können gelangweilt oder 
unruhig sein. Es lassen sich aber auch einige 
klare Vorteile erkennen. 

Durch Veranstaltungen, die ganze Schulklas-
sen ansprechen, können Zielgruppen erreicht 
und informiert werden, die eine Ausbildung in 
der Verwaltung sonst nicht in Betracht gezo-
gen hätten. Damit besteht eine ausgesprochen 
hohe Chance, dass auch diese Jugendlichen 
Berufsbilder und Karrierechancen in der Verwal-
tung beziehungsweise im Polizeidienst kennen 
lernen und als Berufsoption in ihre Berufswah-
lentscheidungen einbeziehen. Zudem können 
positive Imageeffekte erreicht werden, weil „die 
Verwaltung“ beziehungsweise „die Polizei“ greif-
barer werden. Idealerweise können Vorurteile 
abgebaut und ein positiver Eindruck hinterlas-
sen werden. 

Strategien der Gewinnung von Auszubildenen und Mitarbeitenden mit Migrationshintergrund in der Verwaltung
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Außerschulische 
Informationsveranstaltungen
 
Große Veranstaltungen: Berufsinformations-
messen und Jobmessen

Bei Berufsinformationsmessen sind Jugendliche 
die zentrale Zielgruppe. Je nach Ausgestaltung 
der Veranstaltung können aber auch Eltern, 
Lehrer/innen und Multiplikator/innen angespro-
chen werden. Bei Jobmessen können Querein-
steiger/innen zur Haupt-Zielgruppe werden. 

Bei großen Veranstaltungen können die Ausbil-
dungsangebote von Verwaltungen und Polizei 
einem breiten Publikum bekannt gemacht und 
sehr viele Personen bei einem Termin erreicht 
werden. Die Polizei als Ausbilder und Arbeitge-
ber mit hohem Wiedererkennungswert beteiligt 
sich normalerweise mit einem Stand an größe-
ren Messen. Gerade für große Verwaltungen, die 
viele unterschiedliche Ausbildungsberufe anbie-
ten, kann es sich jedoch durchaus lohnen, selbst 
eine Job- oder Ausbildungsmesse zu initiieren. 

Bei klassischen Ausbildungs- und Berufsmes-
sen werden die Informationen normalerweise 
an Ständen der verschiedenen Ausbilder und Ar-
beitgeber weitergegeben und Fragen beantwor-
tet. Es gibt aber auch Messeformate, die Wert 
auf eine interaktivere Vermittlung der verschie-
denen Ausbildungs- und Berufsbilder legen. Ein 
interaktives Kennenlernen bietet sich natürlich 
bei handwerklichen Berufen oft besser an als 
bei klassischen Verwaltungsberufen. Mit ein we-
nig Kreativität kann aber auch das Interesse an 
diesen Tätigkeiten gefördert werden. 

Für die Polizei bieten interaktive Veranstaltungsfor- 
mate eine gute Möglichkeit, sich positiv als Arbeit-
geber darstellen. Von der Polizeihundearbeit über 
die berittene Polizei bis hin zur Spurensuche bieten 
sich viele Möglichkeiten das Interesse von Jugend-
lichen zu wecken. Hier liegt die größere Herausfor-
derung darin, den Interessenten ein realistisches 
Bild des tatsächlichen Ausbildungs- und Berufs-

alltags zu vermitteln und sie dennoch für den Be-
ruf zu begeistern. Häufig müssen sowieso zuerst 
klischeehafte Vorstellungen korrigiert werden. Zu- 
sätzlich wird potenziellen Bewerber/innen nahe ge- 
legt, sich im Vorfeld intensiv mit den Verwaltungsbe-
rufen und dem Polizeiberuf auseinanderzusetzen. 

Auf Ausbildungsmessen, die von ganzen Schul-
klassen besucht werden und für die Schüler/
innen verpflichtend sind, ergibt sich oft das Pro-
blem der „Zettelsammler“. Viele Schüler/innen 
nehmen relativ willkürlich Informationsmateria-
lien an allen Ständen mit und werfen sie nach 
Ende der Veranstaltung wieder weg, ohne sie an-
gesehen zu haben. Hierdurch wird die Zielgrup-
pe nicht ausreichend erreicht und zudem wer-
den Öffentlichkeitsmaterialien verschwendet. 

Andererseits besteht natürlich die Hoffnung, 
dass sich einige junge Menschen die Materiali-
en doch näher ansehen und Interesse für eine 
Verwaltungstätigkeit geweckt wird. Persönliche 
Gespräche haben hier häufig deutlich größeren 
Erfolg als eine Fülle von Materialien. Es emp-
fiehlt sich Auszubildende, wenn möglich auch 
einige mit Migrationshintergrund, als fast gleich-
altrige Ansprechpartner mit auf Berufsinforma-
tionsmessen zu nehmen, da sie die Zielgruppe 
häufig besser und niedrigschwelliger erreichen.

Im Rahmen von Berufsmessen ist auch eine An-
sprache von Quereinsteiger/innen gut möglich. 
Menschen, die eine Tätigkeit in der Verwaltung 
bereits für sich in Betracht ziehen, können sich 
hier informieren und Kontakte knüpfen, aber 
auch neue Interessent/innen können gewonnen 
werden.

Informationsveranstaltungen in den  
Verwaltungsbehörden

Bei solchen Veranstaltungen gibt es in der Regel 
mehrere Zielgruppen mit und ohne Migrations-
hintergrund: Familien, Jugendliche, Eltern, Mul-
tiplikator/innen.
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Veranstaltungen in den Verwaltungsbehörden 
bieten – wie sonst keine andere Veranstaltungs-
form – nicht nur Einblicke in verschiedene be-
rufliche Tätigkeitsbereiche, sondern gleichzeitig 
einen im wörtlichen Sinne greifbaren Eindruck 
der Arbeitsumgebung. An Tagen der offenen Tür 
beispielsweise kann die ganze Familie sich ein 
Bild davon verschaffen, was in einer Verwaltung 
beziehungsweise bei der Polizei „so passiert“. 
Fast immer gibt es hierbei auch einen Stand zur 
Personalrekrutierung, an dem sich Eltern und 
Jugendliche, aber auch Quereinsteiger über die 
verschiedenen Berufsbilder informieren kön-
nen. Der niedrigschwellige Zugang ist gut geeig-
net für Erstkontakte.

Wie wichtig dies sein kann, soll anhand des fol-
genden Beispiels dargestellt werden:

In einer Verwaltung wurde ein Markt der Mög-
lichkeiten durchgeführt, bei dem die verschiede-
nen Dienstleistungen der Wohlfahrtsverbände 
vorgestellt wurden. Ziel war es, den Beschäftig-
ten in der Verwaltung und den Bürgerinnen und 
Bürgern das Angebot der Wohlfahrtsverbände 
vorzustellen, einen Informationsaustausch und 
eine Vernetzung zu ermöglichen. Der Markt wur-
de mit interessanten Fachvorträgen zu sozialen 
Dienstleistungen und interkultureller Kompetenz 
ergänzt. Eine Gruppe junger Leute aus einem 
Integrationskurs nutzte diese Gelegenheit und 
besuchte den Markt der Möglichkeiten. Gerne 
hätten sie sich dabei über die Möglichkeiten von 
Praktika und Ausbildungen bei der Verwaltung 
informiert, aber es fehlten ein entsprechender 
Informationsstand und ein Ansprechpartner. Es 
konnten zwar an diesem Tag einige allgemeine 
Auskünfte gegeben und die Kontaktdaten aus-
getauscht werden, aber ein eigener Informati-
onsstand der Personalabteilung wäre für diesen 
„Erstkontakt“ optimal gewesen. 

Manche Verwaltungen bieten in ihren eigenen 
Räumlichkeiten auch gezielt Informationsver-
anstaltungen für potenzielle Bewerber/innen 
an. Im Projekt „Vielfalt in der Polizei“ wurde zum 

Beispiel von den Einstellungsberater/innen in 
Zusammenarbeit mit dem Institut zur Förderung 
von Bildung und Integration (INBI) ein Infonach-
mittag in der Bereitschaftspolizei durchgeführt. 
Beim Infonachmittag war eine große Anzahl inte-
ressierter Jugendlicher anwesend. Sie konnten 
sich vertieft über den Polizeiberuf und die Zu-
gangsvoraussetzungen informieren. Gleichzeitig 
war es den Jugendlichen möglich, einen ersten 
Eindruck vom Gelände der Bereitschaftspolizei 
zu gewinnen, auf dem sie gegebenenfalls ihr 
erstes Jahr als aktive Polizeibeamte verbringen 
würden. Auch hier konnte ein sehr plastischer, 
erster Eindruck gewonnen und ein direkter Be-
zug für die Jugendlichen hergestellt werden.

Ein weiteres Beispiel zeigt, dass Veranstaltun-
gen in den eigenen Räumen auch für Stadtver-
waltungen lohnend sind. In Recklinghausen wird 
seit fünf Jahren das Projekt „Schule und Verwal-
tung“ erfolgreich durchgeführt. Die Idee ist, Ju-
gendliche am Lernort Stadtverwaltung für eine 
Laufbahn bei der Verwaltung zu interessieren. 
Innerhalb des Projektes erhalten Schüler/innen 
der Klassen acht und neun die Chance, an zehn 
Nachmittagen einen Einblick in die vielfältigen 
Aufgaben der Stadtverwaltung zu bekommen. 
Die Schüler/innen werden an diesen Nachmitta-
gen durch Verwaltungsfachangestellte im zwei-
ten und dritten Ausbildungsjahr betreut. Das 
Prinzip „Auszubildende für Schüler/innen“ trägt 
zur Identifikation sowohl der Auszubildenden als 
auch der Schüler/innen mit der Verwaltung bei. 
Durch die Teilnahme am Projekt erfahren die 
Auszubildenden, dass man ihnen etwas zutraut, 
ihnen Verantwortung überträgt und dass man 
sie in wichtige Aufgabenfelder einbindet.

Veranstaltungen in Migrantenvereinen,  
Jugendzentren, Gemeinden

An diesen Veranstaltungsorten können unter-
schiedliche Zielgruppen erreicht werden: Ju-
gendliche, Eltern, Multiplikator/innen. Bei die-
sen Veranstaltungsformen sind die Kontakte 
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der XENOS Projektpartner in die verschiedenen 
Migranten-Communities, zu den Zielgruppen, 
aber auch zu anderen lokalen Akteuren von be-
sonderer Bedeutung. 

Beispiele für diese Art von Veranstaltungen sind 
Infostände bei Tagen der offenen Tür oder bei 
Festen. In Moscheevereinen, Gemeinden, Ju-
gendzentren oder Kulturvereinen sind aber auch 
gezielte Informationsveranstaltungen möglich. 
Das Polizeipräsidium Mainz hat beispielsweise 
bereits wiederholt Veranstaltungen im Land-
kreis zu verschiedenen Themen angeboten, die 
sich gezielt an Frauen und Mädchen mit Migrati-
onshintergrund richten. Im Kontext dieser Veran-
staltungen wurde immer auch mit einem Stand 
rund um das Thema Ausbildung informiert.

Andere Beispiele sind Informationsveranstaltun-
gen in Jugendzentren mit einem stärker aufsu-
chenden Charakter. Die Jugendlichen werden 
quasi in ihrem eigenen Umfeld abgeholt und 
man kann davon ausgehen, dass bei allen Anwe-
senden ein tatsächliches Interesse am Polizei-
beruf oder einer Verwaltungstätigkeit besteht. 
Gleichzeitig sind solche Angebote auch offen 
für interessierte Eltern oder Multiplikator/innen. 
Man sollte jedoch in Erwägung ziehen, für diese 
älteren Zielgruppen separate Informationsver-
anstaltungen anzubieten, um sicher zu gehen, 
dass seitens der Jugendlichen keine Hemmun-
gen bestehen, Fragen zu stellen. 

Auch das Image von Verwaltungen und der Po-
lizei kann durch solche Veranstaltungen ver-
bessert werden. Die „Behörden“ begeben sich 
in das direkte Lebensumfeld der Zielgruppen 
und zeigen damit eine gewisse Flexibilität und 
Pro-Aktivität. Im Anschluss sollte es unbedingt 
Gelegenheit geben, noch individuell Fragen zu 
stellen und das Gespräch zu suchen, um auch 
persönliche Begegnung zu ermöglichen und 
Hemmschwellen abzubauen. Generell lässt sich 
bezüglich der Polizei beobachten, dass das Ins-
titut zur Förderung von Bildung und Integration 
(INBI) als „neutraler“ Projekt- und Ansprechpart-

ner zur Senkung von Hemmschwellen beitragen 
konnte und den Kontakt der Polizei zu Gemein-
den, Vereinen und auch einzelnen Personen er-
leichtert hat.

Kommunalverwaltungen verfügen aus ihrer all-
gemeinen Integrationsarbeit heraus über vielfäl-
tige Kontakte zu Moscheevereinen, Gemeinden 
und anderen Migrantenorganisationen. Dieser 
direkte Zugang kann für Informationsabende 
von der Verwaltung genutzt werden, wobei es 
dabei auf die richtige Ansprache der jeweiligen 
Organisation ankommt. Migrantenorganisatio-
nen werden von vielen und unterschiedlichen 
Stellen angesprochen und können nicht immer 
auf jede Anfrage reagieren. Eine persönliche An-
sprache im Vorfeld ist daher sehr wichtig.

Ein gutes Beispiel für die nachhaltige Zusam-
menarbeit mit Jugendverbänden bietet auch 
das Projekt „Perspektivwechsel“ in NRW. Hier 
fungiert die Alevitische Jugend in NRW als Teil-
projektträgerin und vertritt im Bundesverband 
als größte Migrantenjugendselbstorganisation 
und anerkannter Träger der Jugendhilfe die Inte-
ressen von rund 33.000 Kindern, Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen im Alter bis 27 Jahren. 
Im Regionalverband NRW sind mehr als 40 Orts-
jugenden organisiert, wodurch ein quantitativ 
bedeutender Zugang zu Jugendlichen ermög-
licht wird. Projektziel ist es, diese Jugendlichen 
bereits frühzeitig über die verschiedenen Aus-
bildungs- und Studienmöglichkeiten sowie über 
Möglichkeiten eines beruflichen Quereinstiegs 
aufzuklären. 

Informationsangebote in politischen Gremien 
und Arbeitskreisen

Zielgruppen solcher Angebote sind Arbeits-
marktakteure, Politiker/innen, Multiplikator/
innen bei Stadt und Land, in sozialen Einrichtun-
gen, (Berufs-)Schulen, freien Trägern, Verbän-
den etc.
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Auch hier ist eine gute Einbindung und Vernet-
zung der Projektpartner in lokale, regionale und 
überregionale Gremien und Arbeitsgruppen von 
höchster Bedeutung. Im Projekt „Vielfalt in der 
Polizei“ wurden zum Beispiel durch Informati-
onsangebote in politischen Gremien wie den 
Beiräten für Migration und Integration auf Stadt- 
und Landesebene, dem Initiativausschuss für 
Migrationspolitik in RLP, der AG Interkulturelle 
Öffnung in Arbeit und Ausbildung des Landes 
RLP, die Arbeitsgruppe Multikulturelle Gesell-
schaft der Stadt Mainz u.v.m. die Inhalte und 
Ziele des Projektes einer breiten Fachöffentlich-
keit bekannt gemacht.

In öffentlichen Verwaltungen sind Art und Um-
fang der Information und der Einbindung politi-
scher Gremien konkret geregelt und die jeweils 
festgelegte Form ist bei der Arbeit einzuhalten. 
Anderseits kann die Information und Einbindung 
politischer Gremien positiv genutzt werden, weil 
durch sie ein starker Multiplikatoreneffekt er-
reicht werden kann. Außerdem ist es durch die 
Arbeit mit diesen Zielgruppen möglich, auch auf 
struktureller Ebene Impulse zu geben und die 
interkulturelle Öffnung in verschiedenen Berei-
chen voranzutreiben. 

Um das Gesamtziel der interkulturellen Öffnung 
der Verwaltung zu fördern, ist die Gewinnung von 
Auszubildenden und Mitarbeiter/innen mit Mig-
rationshintergrund ein ausgesprochen wichtiger 
Faktor, für den es klarer Entscheidungen und 
Maßnahmen der Personalentwicklung auf den 
Leitungsebenen der Verwaltung bedarf. Durch 
eine aktive Gremienarbeit können diese Prozes-
se unterstützt werden, da gezielt Personen in Lei-
tungsfunktionen angesprochen werden. Gleich-
zeitig werden Informationen über Beratungs- und 
sonstige Angebote der Projekte sowie der Verwal-
tungsbehörden selbst breit gestreut und in eine 
Vielzahl an Institutionen hinein getragen.

Informationstreffen mit dem Jobcenter, der 
Agentur für Arbeit und der Jugendberufsagentur

Zielgruppen sind in erster Linie Abteilungsleiter/
innen, Teamleiter/innen, Arbeitsvermittler/innen 
sowie das Personal der Berufsinformations- 
zentren.

Als zentrale Anlaufstellen sind Agentur für Ar-
beit, Jugendberufsagentur und Jobcenter die 
öffentlichen Stellen, an denen Jugendliche am 
Übergang von der Schule in die Ausbildung 
häufig zuerst Informationen einholen. In den 
meisten Schulen besuchen die entsprechenden 
Klassenstufen gemeinsam das Berufsinfor- 
mationszentrum der lokalen Agentur für Arbeit 
oder der Jugendberufsagentur, um dort die An-
gebote zur Berufsorientierung zu nutzen und 
sich beraten zu lassen. Häufig gibt es noch  
zusätzliche Informationsangebote und Service-
leistungen für Jugendliche, die auch gern wahr-
genommen werden.

Vor diesem Hintergrund ist es von besonderer 
Bedeutung, dass die oben genannten Zielgrup-
pen umfassend über die Ausbildungsangebote 
in der öffentlichen Verwaltung informiert sind 
und diese Ausbildungsberufe geeigneten Schü-
ler/innen vorschlagen. Zugangskriterien und An-
forderungen in der Ausbildung sowie im späteren 
Berufsleben müssen hierfür hinlänglich bekannt 
sein und angemessen kommuniziert werden. In 
der praktischen Durchführung hat sich gezeigt, 
dass bei den zuständigen Stellen teilweise ein 
deutlicher Informationsbedarf besteht, was bei-
spielsweise die Bewerbungsvoraussetzungen 
bei der Polizei betrifft.

Informationsgespräche mit diesen Zielgruppen 
sind ein geeigneter Weg, um auf dem bereits 
bestehenden Wissen aufzubauen, es zu aktua-
lisieren und mögliche Missverständnisse bezüg-
lich der Ausbildungsmodalitäten aus dem Weg 
zu räumen.
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Kleinere Berufsinformationsveranstaltungen 
anderer gesellschaftlicher Akteure, zum Bei- 
spiel von Gesellschaftsclubs

Zielgruppen sind hier vor allem Jugendliche. Je 
nach Ausgestaltung der Veranstaltung können 
aber auch, Eltern, Lehrer/innen und Multiplika-
tor/innen angesprochen werden. 

Arbeitsmarktakteure wie die Agentur für Arbeit, 
das Jobcenter, die Jugendberufsagenturen, die 
Städte, aber auch zivilgesellschaftliche Akteure 
wie Gesellschaftsclubs organisieren des Öfte-
ren Veranstaltungen zur Berufsorientierung, die 
auch von den Verwaltungen aktiv genutzt wer-
den können. Die Anbieter sind häufig froh, wenn 
Ausbildungsbetriebe eigeninitiativ auf sie zuge-
hen und ihre Beteiligung anbieten. Häufig erfolgt 
jedoch auch eine Kontaktaufnahme der Anbieter 
durch ihre Netzwerke, in Sitzungen regionaler 
Gremien und durch Newsletter. Netzwerkarbeit 
ist nicht nur deshalb essentieller Bestandteil 
einer wirksamen Personal(akquise)politik. Den 
Personalverantwortlichen muss jedoch ein aus-
reichendes Zeitbudget für solche Aktivitäten zur 
Verfügung gestellt werden.

Die direkte Ansprache von Jugendlichen über 
soziale Netzwerke

Zielgruppen solcher Angebote sind Jugendliche 
und Personalverantwortliche in den Verwaltun-
gen. 

Eine zeitgemäße Möglichkeit, die direkte An-
sprache von Jugendlichen zu flankieren, ergibt 
sich aus den interaktiven Netzwerken im Inter-
net (wie beispielsweise Facebook, Twitter etc.). 
So können alle zielgruppenspezifischen Informa-
tionen über die Verwaltung auch in Internetfo-
ren zugänglich gemacht werden und Veranstal-
tungen wie Jobmessen oder Exkursionen in die 
Verwaltungen können effektiv über soziale Netz-
werke bekannt gemacht werden. 
Die meisten Jugendlichen bewegen sich einen 

großen Teil ihrer freien Zeit im Internet und be-
ziehen dort Informationen, auch bezüglich der 
Berufswahl. Die meisten empfinden die virtuelle 
Welt als selbstverständlichen Teil ihrer Lebens-
welt. Informationen können so auf eine von der 
Zielgruppe gut akzeptierte Weise schnell und 
mit nur wenig Aufwand einer breiten Öffentlich-
keit zur Verfügung gestellt werden.

Durch Kommentar- und Bewertungsfunktionen 
werden allgemeine Informationen persönlicher 
(und damit authentischer) und gewinnen zu-
sätzlich an Attraktivität. Bei kleineren Veranstal-
tungen ergibt sich zudem die Möglichkeit, die 
Resonanz des spezifischen Angebotes bei der 
Zielgruppe im Vorfeld zu überprüfen und/oder 
mit einem Anmeldeverfahren zu versehen.

Die Alevitische Jugend in NRW, die rheinland-
pfälzische Polizei wie auch viele andere Ver-
waltungen haben beispielsweise einen projekt-
eigenen Account in einem sozialen Netzwerk 
eingerichtet, wo sämtliche relevanten Informati-
onen – zum Beispiel geplante Informationsver-
anstaltungen, anstehende Bewerbungstrainings 
oder Ausschreibungen für Praktika – zur Verfü-
gung gestellt werden. Auch ein in einem anderen 
Zusammenhang erstelltes Video, in welchem 
dazu aufgerufen wurde, sich mit Ausbildungs-
möglichkeiten in öffentlichen Verwaltungen zu 
befassen, wurde dort eingestellt. Das Video 
wurde in kürzester Zeit innerhalb der Commu-
nity bekannt, wurde „geliked“, kommentiert, mit 
anderen geteilt etc. und erlangte dadurch eine 
hohe Popularität.

Für oft tendenziell konservativ aufgestellte Ver-
waltungen ist das Internet und die Nutzung sei-
ner verschiedenen Dienste und Möglichkeiten 
häufig noch relativ neu. Es besteht daher meist 
noch der Bedarf, geeignete virtuelle Ansprache-
konzepte weiter zu entwickeln und mit der dem 
Medium inhärenten Schnelllebigkeit mitzuhal-
ten, was großer Flexibilität bedarf. Gerade in 
öffentlichen Verwaltungen müssen jedoch be-
stimmte Dienstwege eingehalten, Genehmigun-
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gen eingeholt und Begründungen für neue Maß-
nahmen gegeben werden, was ein schnelles 
Reagieren auf Veränderungen in der digitalen 
Welt für Verwaltungsmitarbeitende erschwert.

Ansprache durch gleichaltrige MultiplikatorInnen

Eine reine Wissensvermittlung wird der Komple-
xität beruflicher Entscheidungsprozesse nicht 
gerecht. Zusätzlich müssen individuell veranker-
te Vorbehalte und Vorurteile gegenüber der Ver-
waltung abgebaut werden. 

Häufig herrschen bei Jugendlichen realitätsferne 
Vorstellungen über berufliche Alltagssituationen 
in einer öffentlichen Verwaltung. Diese reichen 
von monotonen Arbeitsabläufen („da sitze ich 
den ganzen Tag zwischen grauen Wänden und 
Aktenordnern“) bis hin zu Ansichten des Nicht-
dazugehörens („Jemanden wie mich stellen die 
sowieso nicht ein“). Um einen Einstellungswan-
del zu erreichen, muss dieser an den Bedürfnis-
sen der Jugendlichen ansetzen. 

Im Jugendalter sind es neben den Eltern vor 
allem andere Jugendliche, an denen man sich 
orientiert. Hinzu kommen andere Erwachsene, 
mit denen sich die Jugendlichen im Besonde-
ren identifizieren und die aufgrund bestimmter 
Eigenschaften oder Tätigkeiten als „Vorbilder“ 
betrachtet werden.

Gerade im Übergang Schule – Beruf eignet sich 
der so genannte „Peer-Education-Ansatz“ als 
pädagogisches Konzept besonders gut. Dem-
nach vermitteln Jugendliche anderen Jugendli-
chen ihr Wissen auf Augenhöhe und mit deutlich 
mehr Empathie als es andere Gruppen vermö-
gen. Die Kommunikation zwischen den Jugend-
lichen ist daher entsprechend anschlussfähiger, 
Ratschläge werden eher berücksichtigt. 

Im Projekt „Perspektivwechsel“ bildet die Ale-
vitische Jugend gemäß dieses Ansatzes ehren-
amtliche Multiplikator/innen aus. Diese wurden 

intensiv darin geschult, anderen jungen Men-
schen zu vermitteln, welche Ausbildungsmög-
lichkeiten es in öffentlichen Verwaltungen gibt, 
welche schulischen und außerschulischen Vor-
aussetzungen benötigt werden und wie ein erfolg-
versprechendes Bewerbungsanschreiben aus- 
zusehen hat. Darüber hinaus erhielten die Mult-
plikator/innen Tipps zur Erstellung von Bewer-
bungsunterlagen und zum richtigen Auftreten in 
den Bewerbungsgesprächen. Im Anschluss an 
die Schulung sollen die Jugendlichen in ihren 
jeweiligen Gemeinden als so genannte „Ausbil-
dungslots/innen“ für andere Jugendlichen in 
sämtlichen Fragen rund um die Ausbildung in der 
öffentlichen Verwaltung zur Verfügung stehen.

Gemeinsam mit den pädagogisch ausgebildeten 
Projektmitarbeiterinnen veranstalten die Aus-
bildungslots/innen mehrere Berufsinformati-
onsveranstaltungen an ihren Standorten. In der 
Regel nehmen daran auch Vertreter/innen aus 
öffentlichen Verwaltungen teil. Zum einen erhal-
ten die Jugendlichen dadurch die Möglichkeit, 
direkt mit Verantwortlichen aus den Verwaltun-
gen in Kontakt zu treten und individuelle Fragen 
zu klären, beispielsweise mit Blick auf Hospita-
tions- oder Praktikumsmöglichkeiten. 

Zum anderen wird das vermittelte Wissen sicht-
bar und personalisiert, Hemmnisse und Vorur-
teile können dadurch besser abgebaut und das 
Interesse am konkreten Berufsbild gesteigert 
werden. Diese Wirkung verstärkt sich vor allem 
dann, wenn es sich bei den Verantwortlichen 
aus den Verwaltungen um Personen handelt, 
mit denen sich Jugendliche identifizieren kön-
nen. Daher ist es bei der Auswahl geeigneter Do-
zentinnen und Dozenten ratsam, die jeweiligen 
Lebensläufe und kulturellen Hintergründe zu be-
rücksichtigen. 

Besonderen Eindruck bei den Jugendlichen 
machten im Projektverlauf diejenigen Dozieren-
den, die noch relativ jung sind und selbst eben-
falls aus eingewanderten Familien stammen. 
Das Fazit eines jungen Teilnehmers lautete im 
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Nachgang der Veranstaltung zum Beispiel: „Ich 
hätte nicht gedacht, dass so jemand bei denen 
genommen wird“. 

Auch in anderen Regionen arbeiten Verwal-
tungen mit dem Peer-Education-Ansatz. Im 
Kreis Recklinghausen wurden beispielswei-
se an einer Gesamtschule Schüler/innen zu 
„BewerbungsScouts“ ausgebildet. Die Bewer-
bungsScouts unterstützen anschließend ihre 
Mitschüler und Mitschülerinnen bei Bewerbun-
gen. Viele Schüler/innen wünschen sich mehr 
Hilfe bei Bewerbungen. Häufig haben aber we-
der Eltern noch Lehrkräfte Kapazitäten und Res-
sourcen, um den Schüler/innen dabei behilflich 
zu sein. Die Unterstützung durch Mitschüler/in-
nen wird teilweise sogar eher angenommen und 
akzeptiert.

Die jugendlichen BewerbungsScouts bekom-
men für ihr Engagement ein Zertifikat, das sie 
ihren eigenen Bewerbungen beifügen können. 
Sie lernen selbst, wie man eine gute Bewerbung 
verfasst, und helfen gleichzeitig ihren Mitschü-
ler/innen eine Bewerbung zu verfassen. Die 
BewerbugnsScouts arbeiten ehrenamtlich und 
eigenverantwortlich. Sie lernen, team- und kon-
fliktfähig zu sein, und erwerben kommunikati-
ve Kompetenz. Sie sind Vorbilder und bringen 
durch ihr Wissen anderen etwas bei. Durch das 
Prinzip „Schüler für Schüler“ erhält die Schule 
eine zusätzliche Qualität, die zur Identifikation 
der Jugendlichen mit ihrer Schule beiträgt. 

4   Unterstützung im Bewerbungs-  
  prozess: Berufsorientierung,  
  Individuelles Coaching und  
  Testtrainings für Jugendliche 

Die formellen Qualifikationsanforderungen sind 
in der öffentlichen Verwaltung in der Regel be-
reits im Vorfeld festgelegt. Entsprechend gering 
ist der vorhandene Spielraum, in Einzelfällen 
von diesen Anforderungen abzuweichen. Stan-

dards betreffen neben schulischen Qualifika-
tionen nicht selten auch soziale Aspekte, zum 
Beispiel Höchstgrenzen für unentschuldigtes 
Fehlen während der Schulzeit.

Für die Beamtenausbildung kommen weitere 
Kriterien wie Gesundheitszustand oder (mit Ein-
schränkungen) die Staatsangehörigkeit hinzu.21 
Hierdurch findet eine nicht unerhebliche Vorse-
lektion statt, auf die in diesem Beitrag nur hin-
gewiesen werden soll. Dieser Abschnitt themati-
siert Ansätze, die sich an jene jungen Menschen 
richten, die formell über die notwendigen Qualifi-
kationen verfügen, im Bewerbungsprozess aber 
dennoch verschiedenen Benachteiligungen aus-
gesetzt sind.

Zur Erhöhung der Bewerberzahlen in der öffentli-
chen Verwaltung tragen neben Informationsver-
anstaltungen und Strukturveränderungen, wie 
zum Beispiel wirksamen Marketingstrategien, 
Anpassung der Personalpolitik, Weiterbildun-
gen von Verwaltungsmitarbeiter/innen, auch 
Maßnahmen bei, die an den individuellen Fähig-
keiten, Interessen und Fertigkeiten der jungen 
Menschen mit Migrationshintergrund ansetzen. 

Nicht selten scheitern Personalgewinnungspro-
zesse am Dismatch zwischen den formell festge-
legten Arbeitsplatzanforderungen einerseits und 
den Potenzialen und Kompetenzen der Bewer-
ber/innen andererseits. In vielen Bewerbungs-
verfahren werden besondere Kompetenzen von 
Bewerber/innen mit Migrationshintergrund, wie 
Sprachkompetenzen, kulturspezifisches Wis-
sen und interkulturelle Kompetenz, die für den 
Erfolg der Arbeit bei der Polizei oder in der Ver-
waltung von großer Bedeutung sind, nicht oder 
nicht ausreichend berücksichtigt. Mängel im 
deutschen Sprachgebrauch, auch wenn sie für 
die konkrete Verwaltungstätigkeit vielleicht nur 

2 Bei der Polizei gelten zusätzlich Kriterien wie körperliche Fit-
ness, eine Mindestgröße, ein Höchstalter, das nicht überschrit-
ten werden darf sowie die Freiheit von Vorstrafen. Indes können 
auch Personen ohne deutsche Staatszugehörigkeit als Polizis-
ten verbeamtet werden, sofern sie über einen unbefristeten 
Aufenthaltstitel verfügen 
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von nachrangiger Bedeutung sind, werden indes 
oft als Ausschlusskriterium angeführt. 

Häufig ist jedoch auch zu beobachten, dass 
es arbeits- und ausbildungssuchenden jungen 
Erwachsenen schwerfällt, ihre eigenen Stär-
ken, Fähigkeiten und Kenntnisse richtig einzu-
schätzen. Während manche von ihnen eher zur 
Selbstüberschätzung neigen, flüchten andere 
aufgrund negativer Erfahrungen und Enttäu-
schungen in Passivität und Resignation. Eine 
verengte Sicht auf eine begrenzte Zahl an be-
ruflichen Möglichkeiten trägt ebenfalls zur Wahl 
ungeeigneter Ausbildungsgänge bei. Die Viel-
zahl teilweise recht unbekannter Ausbildungs-
möglichkeiten in der Verwaltung wird dagegen 
wenig beachtet.

Diese jungen Menschen scheitern entsprechend 
häufiger im Bewerbungsverfahren oder brechen 
ihre begonnene Ausbildung wieder ab. Ande-
re beschäftigen sich schlicht zu spät mit ihren 
beruflichen Vorstellungen. Grundsätzlich treffen 
diese Beobachtungen sowohl auf junge Men-
schen mit als auch ohne Migrationshintergrund 
zu. Gleichwohl kann konstatiert werden, dass 
Jugendliche mit Migrationshintergrund tenden-
ziell seltener über Wege und Mittel verfügen, um 
strukturelle Benachteiligungen sowie weitere 
Defizite zu kompensieren.

Berufsorientierung, individuelles Coaching und 
Testtrainings können diese Lücken zumindest 
teilweise schließen und zur Steigerung von 
Passgenauigkeit zwischen Arbeitsplatzanforde-
rung und individuellen Fähigkeiten beitragen. 
Voraussetzung ist ein Methodenmix aus Empo-
wermentstrategien, Kompetenzfeststellungsver-
fahren, Berufsorientierungsmaßnahmen und 
Bewerbungstrainings.

Coaching: Vertrauen als Basis –  
Motivation als Motor

Ein Erstgespräch zwischen Teilnehmendem und 
Coach dient dazu, sich auf gemeinsame Ziele 
und Wege zu verständigen und erstes Vertrauen 
aufzubauen. Dementsprechend spielt das Wohl-
befinden der Teilnehmenden eine große Rolle, 
die es durch die Schaffung einer geeigneten At-
mosphäre und durch die Wahl einer angemesse-
nen Gesprächskultur zu fördern gilt.

Der Coach muss zu Beginn der Maßnahme sei-
ne künftige Rolle klären. So steht er für Fragen 
zur Verfügung und bietet Unterstützung an. Ver-
antwortlich für den Erfolg sind jedoch vor allem 
die Teilnehmenden selbst. Die/der Teilnehmen-
de kooperiert aber nur dann, wenn er/sie vom 
Vorteil der Maßnahme überzeugt ist. Der Coach 
muss sie/ihn daher mit bereits erzielten (Pro-
jekt-)Erfolgen und beispielhaften Biografien an-
derer Teilnehmender für sich gewinnen.

Kompetenzfeststellungsverfahren

Wie bereits erläutert, verfügen viele Jugendliche 
über keine oder falsche Vorstellungen hinsicht-
lich der eigenen Potenziale und Kompetenzen. 
Durch verschiedene Methoden kann im Rahmen 
individueller oder gruppenbezogener Coachings 
Abhilfe geschaffen und das Matching zwischen 
Bewerberprofil und Arbeitgeberanforderungen 
verbessert werden. Die Methoden sollen Auf-
schluss über den aktuellen Kenntnis- und Inter-
essenstand geben und durch eine anschließen-
de Information und individuelle Beratung den 
Grundstein für die spätere Berufswahl legen.

Potenziale umfassen die seelische, physische 
und emotionale Beschaffenheit sowie die in-
tellektuellen Voraussetzungen, über die jedes 
Individuum in Grundzügen verfügt. Potenziale 
bilden also die Grundlage für die Kompetenzent-
wicklung, die sich erst durch die Interaktion mit 
der Umwelt ausbildet. Kompetenzen lassen sich 
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grob in persönliche (emotionales Bewusstsein, 
Selbstvertrauen, Selbsteinschätzung, Selbst-
kontrolle, Anpassungsfähigkeit, Innovation 
etc.) und soziale (Empathie, Einfluss nehmen, 
Kommunikation, Konfliktbewältigung, Führung, 
Teamfähigkeit) unterteilen. (GOLEMAN 1999)

Bei der Kompetenzfeststellung sind Verfahren 
der Selbst- und der Fremdbeschreibung zu unter-
scheiden. Die Fremdbeschreibung erfolgt durch 
den Coach sowie durch andere Teilnehmende im 
Rahmen der Gruppenarbeiten. Der Coach hält 
sich mit eigenen Bewertungen zunächst zurück 
und beschränkt sich auf die Rolle des Beobach-
ters. Erst zu einem späteren Zeitpunkt spiegelt 
er seine Beobachtungen im Rahmen eines ver-
traulichen Einzelgesprächs gegen.

Fremdbeschreibungen in der Gruppe lassen sich 
gut mit Sozialtrainings und Simulationsverfah-
ren verknüpfen. Die Teilnehmenden müssen da-
bei gemeinsam verschiedene Aufgaben lösen, 
etwa der richtige Umgang mit EDV-Tools oder 
die Suche nach Verkehrsverbindungen. Häufig 
werden Lösungen durch eine oder mehrere Per-
sonen vor der Gruppe präsentiert, wobei die Vor-
tragenden anschließend von der Gesamtgruppe 
bewertet werden. Die Teilnehmenden lernen auf 
diese Weise, sowohl eigene als auch fremde 
Stärken und Schwächen eigenständig zu erken-
nen und zu kommunizieren.

Zum Verfahren der Selbstbeschreibung gehören 
beispielsweise Online-Tests, bei denen die Teil-
nehmenden ihre eigenen Stärken und Schwä-
chen etwa in simulierten Situationen einschät-
zen müssen und gleichzeitig eine standardisierte 
Auswertung zurückgespiegelt bekommen.

Eine andere Möglichkeit besteht darin, die Teil-
nehmenden in leitfadengestützten Vier-Augen-
Gesprächen mit dem Coach über die eigenen 
Erfahrungen, Wahrnehmungen und Vorstellun-
gen frei reden zu lassen. Aufgabe des Coachs ist 
es, das Gespräch zu moderieren und kritische 
(aber keinesfalls wertende) Zwischenfragen zu 

stellen. Zum Ende des Gesprächs erfolgt eine 
Gesprächszusammenfassung durch den Coach.

Die verschiedenen Verfahren dienen vor allem 
der Motivation und Potenzialerkennung. Verbor-
gene Talente und unbewusste Vorlieben sollen 
auf diese Weise zu Tage gefördert und von den 
Teilnehmenden auch als solche identifiziert wer-
den. Erfahrungen im Projektverlauf zeigen, dass 
auf diese Art und Weise Kompetenzen aufge-
deckt wurden, die zuvor nicht erkannt oder zu-
mindest nicht abgerufen wurden. Nicht selten 
erwachsen diese aus Migrationserfahrungen: 
zum Beispiel Sprachkenntnisse, kulturspezifi-
sches Wissen, Verhaltensweisen, Wertvorstel-
lungen.

Berufliche Orientierung

„Wer nicht weiß, wohin er will, muss sich nicht 
wundern, wenn er ganz woanders ankommt“. 
(Mark Twain)

In der folgenden Phase gilt es, auf der Basis fest-
gestellter Kompetenzen einen Berufswahlorien-
tierungsprozess einzuleiten. Hierzu eignen sich 
gruppenbezogene Methoden, da sich in dieser 
Phase die gemeinsame Reflexion und der Erfah-
rungsaustausch unter den Jugendlichen positiv 
auf den Entscheidungsprozess auswirken.

Die berufliche Orientierung sollte möglichst breit 
aufgestellt sein, dementsprechend sollte der 
Coach auch über ein breitgefächertes Wissen 
über Ausbildungsmöglichkeiten verfügen. Obwohl 
der Fokus im Beispielprojekt „Perspektivwechsel“ 
auf die öffentliche Verwaltung gelegt wurde, war 
aufgrund der Vielfalt im öffentlichen Sektor eine 
große Auswahl gewährleistet. Dennoch sollte die 
individuelle Entscheidung von Jugendlichen für 
die Privatwirtschaft selbstverständlich gleichwer-
tig anerkannt und gefördert werden.

Die berufliche Orientierung sollte nicht nur in-
teraktiv innerhalb der Gruppe erfolgen, sondern 
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auch mit externen Kontakt- und Begegnungsmög-
lichkeiten flankiert werden. Hierzu können zum 
Beispiel verschiedene ReferentInnen (etwa aus 
den Verwaltungen oder den Kammern) eingela-
den werden. Diese stellen ihre vielseitigen Aus-
bildungsberufe vor und beantworten individuelle 
Fragen. Vertieft wird das Wissen der Teilnehmen-
den vor allem durch Selbst- oder Gruppenrecher-
che im Internet. Hierfür haben sich inzwischen 
zahlreiche informative Internetseiten etabliert.

Bewährt haben sich auch gemeinsame Exkursio-
nen zu regionalen Berufs- und Ausbildungsmes-
sen sowie zu (öffentlichen) Arbeitgebern. Im Pro-
jekt „Perspektivwechsel“ besuchte die Gruppe 
mehrere Rathäuser, wo sie die verschiedenen 
Arbeitsmöglichkeiten hautnah besichtigen und 
in Interaktion mit möglichen „KollegInnen der 
Zukunft“ treten konnten.

Auch Sparkassen und Landesbehörden (wie die 
Bezirksregierung) wurden auf diese Weise be-
sucht. Die Erfahrungen und Eindrücke wurden 
anschließend sowohl in der Gruppe als auch im 
Feedbackgespräch mit dem Coach reflektiert. Im 
Anschluss an diese Phase eignen sich Praktika 
oder Hospitationen zur genaueren Erkundung 
des Berufsfeldes.

Bewerbungstrainings / Trainings für den 
Einstellungstest

Das Werkzeug für das korrekte Erstellen von Be-
werbungsunterlagen sollte ebenfalls durch den 
Coach vermittelt werden. Den jungen Erwachse-
nen wird gezeigt, wie aussagekräftige schriftli-
che Bewerbungsunterlagen optimal gestaltet 
werden können. Weitere Möglichkeiten, den Be-
werbungsprozess positiv zu beeinflussen, sind 
Farb- und Stilberatungen, zum Beispiel mit Blick 
auf ihre Bewerbungsfotos, oder auch simulierte 
Vorstellungsgespräche.

Öffentliche Verwaltungen verwenden zur eige-
nen Personalrekrutierung in der Regel Eignungs- 

und Einstellungstests. Auf diese Verfahren kön- 
nen Teilnehmende in Ansätzen vorbereitet wer-
den. Durch simulierte Tests können sie sich auf 
vergleichbare Prüfungssituationen vorbereiten, 
wodurch übertriebene Anspannungen und  
Blockaden im Ernstfall verringert werden kön-
nen. Zudem kann allgemeines, aber auch test- 
und berufsrelevantes Wissen im Vorfeld aufge-
frischt werden.

Durch das Trainieren der verschiedenen Auf-
gabentypen unter Prüfungsbedingungen kön-
nen die Jugendlichen herausfinden, in welchen 
Bereichen sie sich noch intensiver vorbereiten 
müssen. Im Projekt „Vielfalt in der Polizei“ wurde 
neben den Gruppentrainings zum Eignungstest 
bei Bedarf auch individuelle Förderung angebo-
ten, wenn Jugendliche, viele von ihnen mit Mi-
grationshintergrund, beispielsweise speziellen 
Trainingsbedarf bei der Rechtschreibung hatten. 

So konnten Defizite aus dem Bildungssystem 
teilweise ausgeglichen werden. Eine Unterstüt-
zung, die in den Familien aufgrund mangelhaf-
ter Deutschkenntnisse nicht möglich ist, wird 
zumindest ansatzweise kompensiert. Die Chan-
cengleichheit im Bewerbungsverfahren kann mit 
diesen Methoden ein Stück weit erhöht werden. 

Auch im Kreis Recklinghausen wurde mit dem Pi-
lotprojekt „test the test“ versucht, Jugendlichen 
durch eine gute Vorbereitung die Angst vor dem 
Einstellungstest bei der öffentlichen Verwaltung 
zu nehmen. Damit die Jugendlichen eventuelle 
Lernrückstände nacharbeiten können, gibt es 
Tipps von den Durchführenden zum Online-Ler-
nen, zu Bücherlisten und vieles mehr.

Die erste Testphase zur individuellen Unterstüt-
zung hat in allen Projekten überzeugt. Inzwischen 
werden in den Projekten „Option Kultur“ und 
„Vielfalt in der Polizei“ Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren zur Durchführung des Tests nach 
Projektende geschult. Die Teilnehmer/innen der 
Trainings haben ein sehr positives Feedback ge-
geben und bestätigt, dass ihnen diese Form der 
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Vorbereitung deutlich weitergeholfen hat. Dies 
hat unter Anderem dazu geführt, dass sich das 
Angebot durch Mund-zu-Mund-Propaganda un-
ter den Jugendlichen sehr schnell herumgespro-
chen hat und stark nachgefragt wurde.

In Anbetracht der demografischen Entwicklung 
sind die Bemühungen, Mitarbeiter/innen mit 
ausgeprägten interkulturellen Kompetenzen und 
einer hohen Sensibilität zu gewinnen, ein bedeu-
tender Beitrag zur interkulturellen Öffnung der 

Verwaltungen. Durch eine größere Diversität 
der Mitarbeiterschaft, auch in den oberen Hie-
rarchieebenen, kann man erwarten, dass sich 
Prozesse und Strukturen nachhaltig verändern 
und die Interessen und Bedarfe großer Bevöl-
kerungsteile besser vertreten und wahrgenom-
men werden. Durch Öffnungsprozesse wird die 
Vielfalt der Gesellschaft auch in der Verwaltung 
widergespiegelt und der Fachkräftebedarf kann 
mittel- und längerfristig deutlich besser gesi-
chert werden.

Dominik Donges, Sabine Fischer, Petra Kulhoff & Bettina Rauschmayr
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Interkulturelle Kompetenz als Anforderungsmerkmal in der 
Personalauswahl*
W. Rainer Leenen, Siegfried Stumpf & Alexander Scheitza

Beim Erwerb und der Weiterentwicklung inter-
kultureller Kompetenzen spielen personale Vo-
raussetzungen und Vorbedingungen eine Rolle, 
die sich kaum in organisationsinternen Fort- und 
Weiterbildungen vermitteln lassen. Jede Organi-
sation trifft also im Prozess der Personalrekrutie-
rung implizit Qualitätsentscheidungen, die sich 
über kurzzeitpädagogische Angebote nicht mehr 
korrigieren lassen. Organisationen, die für ihr Per-
sonal ein hohes und ausdifferenziertes Niveau an 
interkultureller Kompetenz anstreben, sind gehal-
ten, schon in der Personalauswahl auf vorhande-
ne Voraussetzungen und Anknüpfungspunkte 
für eine interkulturelle Kompetenzentwicklung 
zu achten. Diese Einsicht war Ausgangspunkt 
eines durch das XENOS-Programm „Integration 
und Vielfalt“ geförderten Projektes, mit dem der 
Forschungsschwerpunkt Interkulturelle Kompe-
tenz der Fachhochschule Köln die Personalaus-
wahlverfahren der Polizei NRW ins Visier nahm. In 
Kooperation mit dem Landesamt für Ausbildung, 
Fortbildung und Personalangelegenheiten der 
Polizei in NRW (LAFP) soll das Kriterium Interkul-
turelle Kompetenz bzw. die Fähigkeit zur Entwick-
lung interkultureller Sensibilität in das Auswahl-
verfahren der Polizei integriert werden1. 

* Es handelt sich hier um eine gekürzte Fassung einer ausführ-
licheren Publikation zum Thema (LEENEN, STUMPF & SCHEITZA 
2014). Wir danken dem ibidem Verlag für die Freigabe einer 
Veröffentlichung in diesem Band.
1 Das von 2012-2014 laufende Projekt „Interkulturelle Kompe-
tenz und Inklusion in der Personalauswahl der Polizei (IKIP)“ 
verfolgt neben der Integration und Erfassung des Merkmals 
Interkulturelle Kompetenz in das Anforderungsprofil auch eine 
Überprüfung der kulturellen Fairness des Auswahlverfahrens.

1 Interkulturelle Kompetenz als  
 Anforderungsmerkmal für die 
 Polizei

Unser Verständnis von Kompetenz knüpft an das 
vom Arbeitskreis Assessment Center e.V. erarbei-
tete Konzept von Kompetenz im Organisations-
kontext an (vgl. HÖFT & GOERKE 2014): Danach 
beschreibt „Kompetenz“ eine abgrenzbare Grup-
pe von thematisch zusammenhängenden Verhal-
tensweisen, die ein organisational erwünschtes 
Ziel bewirken oder fördern. Kompetenzen ma-
chen sich somit in einem produktiven Verhalten 
bemerkbar, für das Akteure über spezifische per-
sonale Merkmale verfügen müssen. Solche Merk-
male können sehr unterschiedlich sein: Es kann 
sich z.B. um kognitive Leistungsvoraussetzungen 
wie Intelligenz, um Persönlichkeitseigenschaften 
entlang der „Big-Five-Traits“, Werthaltungen, Mo-
tive, Fähigkeiten und Fertigkeiten, Wissen und 
Erfahrung handeln. Eine Kompetenz kann somit 
als eine spezifische „Mischung“ aus unterschied-
lichen personalen Merkmalen gesehen werden, 
die in ihrem Zusammenwirken produktives Ver-
halten ermöglichen. 

Wir haben versucht, solche Eigenschaften und  
Fähigkeiten, die PolizistInnen benötigen, um  
in kulturellen Überschneidungssituationen an-
gemessen und effektiv zu handeln, theoretisch 
und empirisch näher zu bestimmen. Zu die-
sem Zweck haben wir einerseits den Stand der  
Forschung zur Frage nach den für interkulturelle 
Kompetenz entscheidenden Faktoren und Merk-
malen erhoben. Darauf aufbauend wurden mit- 
tels  einer empirischen Untersuchung interkul- 
turell erfahrene PolizeibeamtInnen nach er- 
folgskritischen Verhaltensweisen in beruflichen  



92

kulturellen Kontaktsituationen befragt. Die Un-
tersuchungsergebnisse wurden jeweils in einem 
Workshop mit interkulturellen Fachexperten 
und einem weiteren Workshop mit Feldexper-
ten kritisch diskutiert. Das Verfahren mündet 
in einen Vorschlag für ein um die interkulturelle 
Komponente erweitertes Anforderungsprofil, das 
zunächst der Behördenleitung des für das Aus-
wahlverfahren zuständigen Landesamtes (LAFP) 
und schließlich dem Ministerium für Inneres und 
Kommunales NRW vorgelegt werden wird.

2   Stand der Forschung zum Thema  
 „Interkulturelle Kompetenz“

Die Forschungsliteratur zum Thema „Interkul-
turelle Kompetenz“ ist inzwischen quantitativ 
und qualitativ kaum noch überschaubar. Einen 
gewissen Einblick in die angelsächsische For-
schungsdiskussion liefern „The Sage Handbook 
of Intercultural Competence” (DEARDORFF 2009), 
das „Handbook of Intercultural Training” in der 
3. Auflage (LANDIS, BENNETT & BENNETT 2004) 
sowie fortlaufend das „International Journal of 
Intercultural Relations“. Einen Eindruck von der 
ausgesprochen kontrovers geführten Diskussi-
on in Deutschland liefern die in einem Sonder-
band der Zeitschrift „Erwägen, Wissen, Ethik“ 
veröffentlichten Stellungnahmen zu dem von A. 
Thomas vorgelegten Ansatz (BENSELER, BLAUCK, 
KEIL-SLAWIK & LOH 2003). Einen Überblick liefern 
auch die Veröffentlichungen von STRAUB (2007) 
und SCHEITZA (2009). Wir nähern uns dem Thema 
für die Zwecke dieses Artikels über einige Grund-
satzüberlegungen. 

2.1  Interkulturelle Kompetenz: kontext-  
         übergreifend oder kontextspezifisch?

Eine Grundsatzfrage zieht sich durch die Lite-
ratur der letzten 20 Jahre zu „interkultureller 
Kompetenz“: Handelt es sich um ein Konstrukt, 
das derart verallgemeinert werden kann, dass 
es für unterschiedliche Anforderungssituationen 

das gleiche beinhaltet? Oder sind in bestimmten 
Handlungsbereichen Teilmerkmale dieser Kom-
petenz stärker, andere weniger oder zuweilen 
auch gar nicht gefordert? Für ersteres spricht, 
dass von interkultureller Kompetenz immer dann 
die Rede ist, wenn Personen aufeinandertreffen, 
die in kulturell unterschiedlichen Bedeutungs-
welten sozialisiert worden sind und von daher 
mehr oder weniger inkompatible Bedeutungen 
in eine Interaktionssituation hineintragen. Die 
Folge sind Verständnislücken, die über Routine-
handeln nicht problemlos zu schließen sind. Da-
rüber hinaus sind solche Begegnungen durch 
eine strukturelle Unschärfe gekennzeichnet: Die 
Interaktionspartner können sich nie sicher sein, 
ob überhaupt und wenn ja, an welcher Stelle kul-
turelle Differenzen ins Spiel kommen. Kulturelle 
Kontaktsituationen erfordern daher immer kom-
plexe Orientierungsleistungen und einen konst-
ruktiven Umgang mit den entstehenden Unklar-
heiten und Unsicherheiten. In der Literatur wird 
für Kompetenzen dieser Art auch der Begriff „kul-
turallgemein“ (culture general) verwendet.

Doch auch für eine kontextabhängiges Verständ-
nis interkultureller Kompetenz gibt es gute Grün-
de: Definiert man interkulturelle Kompetenz als 
Handlungskompetenz, muss diese in berufliche 
Handlungskontexte „eingelassen“ sein und sich 
mit der dort erforderlichen fachlichen Professio-
nalität verschränken. Je nach beruflicher Praxis 
einerseits und der kulturellen Unterschiedlichkeit 
der Interaktionspartner andererseits sind für ge-
lingendes Handeln in interkulturellen Situationen 
eben nicht nur allgemeine Orientierungs-, Selbst-
management- und Kommunikationsfähigkeiten 
erforderlich, sondern um die kulturelle Dimensi-
on erweiterte fachliche Wissensbestände und In-
teraktionsfähigkeiten. 
Die Ausgangsfrage nach dem kontextübergreifen-
den oder dem bereichsspezifischen Charakter „in-
terkultureller Kompetenz(en)“ wäre demnach so 
zu beantworten, dass interkulturelle Kompetenz 
kontextübergreifende, kulturallgemeine Elemente 
beinhalten muss. Als Handlungskompetenz ver-
standen, muss allerdings auch die Fähigkeit zur 
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Bewältigung konkreter Anforderungssituationen 
dazugehören, d.h. so genannte „kontextspezifi-
sche“ aber auch „kulturspezifische“ Fähigkeiten. 
‚Generalistische‘ Fähigkeiten müssen sich mit 
situations-, tätigkeits- und berufsfeldspezifischen 
Fertigkeiten verbinden. Berufliche Kompetenz-
profile können demnach nur begrenzt handlungs-
feldübergreifend bestimmt werden. Sie geraten 
umso abstrakter und weniger aussagefähig je 
weiter sie sich von einem konkreten Handlungs-
feld entfernen.

2.2 Bereiche interkultureller Kompetenz

In der Berufsforschung wird üblicherweise mit 
drei- oder vierdimensionalen Modellen gearbei-
tet, die eine Sortierung von Kompetenzelementen 
in Kompetenzklassen erlauben. Gebräuchlich ist 
eine Differenzierung zwischen Fach- und Metho-
denkompetenzen, Selbst- und Sozialkompeten-
zen sowie personalen und handlungsbezogenen 
Kompetenzen, wobei die Kompetenzbereiche un-
terschiedlich zusammengefasst werden. Eine ein-
fache Sortierung nach drei Bezugspunkten (VON 
ROSENSTIEL, O.J. ) unterscheidet: 

1. die handelnde Person und ihre  
Persönlichkeit,

2. die Sachdimension und ihre 
Anforderungen und 

3. die dabei entstehenden interaktiven/ 
kommunikativen Herausforderungen. 

Entsprechend kann man berufliche Handlungs-
kompetenz als Kompetenzkonstrukt verstehen, 
das personale Kompetenzen oder Persönlich-
keitseigenschaften, Fachkompetenzen und Sozi-
al-kommunikative Kompetenzen einschließt. Für 
den interkulturellen Bereich sind die drei Bereiche 
beruflicher Handlungskompetenz um die oben 
erwähnten kulturallgemeinen und kulturspezifi-
schen Kompetenzen zu erweitern. Damit ergibt 
sich ein Rahmenkonzept zur Erfassung interkultu-
reller Kompetenzen, das fünf Kompetenzbereiche 
mit interkultureller Relevanz unterscheidet: 

  Personale Kompetenzen 
  Selbst- und Sozialkompetenzen
  Kulturallgemeine Fähigkeiten
  Kulturspezifische Fähigkeiten 
  Interkulturelle Fachlichkeit

Personale Kompetenzen
Wir gehen davon aus, dass bestimmte Persön-
lichkeitsmerkmale oder Persönlichkeitseigen-
schaften den unverzichtbaren Kern bzw. die Ba-
sis interkultureller Kompetenzen bilden. Diese 
werden von DELLER & ALBRECHT (2007) als „eine 
relativ stabile und zeitlich überdauernde Verhal-
tensanlage“ definiert. Die Autoren vertreten die 
Ansicht, dass die in Kulturbegegnungssituationen 
geforderte psychische Anpassungsleistung insbe-
sondere emotionale Stabilität und Fähigkeiten 
der Stressbewältigung voraussetzt.
Ebenso gehören die miteinander verwandten 
Eigenschaften Offenheit und Ambiguitätstole-
ranz zu den interkulturell besonders relevanten 
Persönlichkeitsmerkmalen. Ambiguitätstoleranz 
beschreibt die Fähigkeit, Widersprüche und 
Mehrdeutigkeiten in Situationen und Handlungs-
weisen zu ertragen, ohne sich unwohl zu fühlen 
oder aggressiv zu reagieren. Die Offenheit einer 
Person wird von vielen Autoren als eine grundle-
gende Persönlichkeitsvoraussetzung für erfolgrei-
che interkulturelle Lernprozesse angesehen (z.B. 
BERRY, 2004). Sie wird in der Forschung als eine 
psychologische Tendenz charakterisiert, neue In-
formationen leicht aufzunehmen und veränder-
ten Umständen relativ unbefangen und mit wenig 
Widerstand zu begegnen. VAN DE VIJVER & LEUNG 
(2009) gehören zu den neueren Autoren, die her-
vorheben, dass sich in verschiedenen Studien 
ein vergleichsweise stabiler Zusammenhang zwi-
schen interkulturellen Anpassungserfolgen bzw. 
einem erfolgreichen Agieren in einem internati-
onalen Handlungsfeld und Persönlichkeitszügen 
wie z.B. Offenheit, Flexibilität oder Empathiefä-
higkeit herauskristallisiert.

Selbst- und Sozialkompetenzen
Interkulturell relevante Selbstkompetenzen sind 
z.B. die Fähigkeit zur differenzierten Selbstwahr-
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nehmung und zur realistischen Selbsteinschät-
zung. Ohne diese ist die Wirkung des eigenen kul-
turbestimmten Handelns in der Interaktion nicht 
abschätzbar, was unter Umständen bedeutsamer 
sein kann als die immer wieder beschworene 
Fähigkeit zur Perspektivenübernahme, die zu 
den Sozialkompetenzen zu zählen ist. KREWER & 
SCHEITZA (1995) unterscheiden selbstbezogene, 
partnerbezogene und interaktionsbezogene Sozi-
alkompetenzen: Die selbstbezogenen Sozialkom-
petenzen zielen auf Fähigkeiten des Identitäts-
managements angesichts der Angreifbarkeit und 
Fragilität des Selbstkonzeptes im interkulturellen 
Feld. Dazu gehört z.B. die Fähigkeit, sich auch ei-
nem fremdkulturellen Gegenüber als vertrauens-
würdig und kompetent darstellen, sein Gesicht 
wahren und Identität ‚aushandeln‘ zu können. 
Bei den partnerbezogenen Sozialkompetenzen 
geht es vor allem um die Fähigkeit, andere kul-
turelle Perspektiven einnehmen zu können und 
um die Qualität der Fremdwahrnehmung. Inter-
aktionsbezogene Sozialkompetenzen beziehen 
sich auf die Fähigkeit, Beziehungen aufbauen 
bzw. aufrechterhalten zu können und sich „social 
support“-Systeme zu erschließen.

Kulturallgemeine Fähigkeiten
Die besondere Bedeutung so genannter kultu-
rallgemeiner Fähigkeiten ist darin zu sehen, dass 
sie zur Bewältigung sehr unterschiedlicher Kul-
turkontaktsituationen befähigen. Bewusstheit 
der Kulturabhängigkeit des eigenen Denkens, 
Deutens und Handelns oder eine Vertrautheit mit 
der Dynamik interkultureller Kommunikationspro-
zesse, mit dem Ablauf psychischer und sozialer 
Adaptionsprozesse sowie den dabei wirksamen 
Verstärkungsmechanismen und Brisanzfakto-
ren (PAIGE, 1993) sind grundlegende Vorausset-
zungen für den erfolgreichen Umgang mit den 
Herausforderungen kultureller Begegnungssitu-
ationen. J.M. BENNETT (2009) zählt zu diesen kul-
turallgemeinen Fähigkeiten auch die Möglichkeit, 
kulturelle Orientierungskarten (culture maps) 
aufzurufen, mit deren Hilfe man eigene und frem-
de kulturelle Orientierungsmuster in Bezug zuein-
ander setzen bzw. ‚positionieren‘ kann. Kulturelle 

Orientierungskarten sind einfache Rahmungen 
zur Einordnung kultureller Differenzen wie z.B. 
bestimmter Kommunikationsstile, Konfliktstile, 
Denk-, Argumentations- oder Lernstile. Die Mög-
lichkeit der Positionierung eigener und fremder 
Präferenzen fördert „self-awareness“ und ein Ver-
ständnis für die Einbettung solcher Orientierun-
gen in tiefere Schichten unserer Weltauslegung.

Kulturspezifische Fähigkeiten
Zu den kulturspezifischen Kompetenzen im en-
geren Sinne zählen beispielsweise die Vertraut-
heit mit fremden kulturspezifischen Bedeutungs-
mustern (bestimmten Emblemen, Ritualen oder 
Tabus anderer Kulturen) oder die Teilhabe an 
historischen Erinnerungen anderer Kommunika-
tionsgemeinschaften. In vielen Auflistungen in-
terkultureller Kompetenzmerkmale wird Sprach-
kompetenz sträflich vernachlässigt, obwohl „die 
Möglichkeit der Partizipation an einer (fremd-) 
kulturellen Lebensform oft ganz direkt von der 
Fähigkeit abhängig (ist), Sprachspiele ‚mitspie-
len‘ zu können. Lebensformen, Weltbilder oder 
Weltansichten bleiben ohne Fremdsprachen-
kompetenz häufig fremd“ (STRAUB, im Druck).

Interkulturelle Fachlichkeit
Was als interkulturelle Fachlichkeit und Metho-
denkompetenz zu gelten hat, ist derzeit erst in 
Umrissen bestimmbar. Grundsätzlich geht es 
darum, berufliche Fachlichkeit mit den zuvor ge-
nannten Kompetenzen, insbesondere mit kultu-
rallgemeinen und kulturspezifischen Fähigkeiten 
zu verschränken. Interkulturelle Beratungskom-
petenz im Umfeld eines Asylbewerberzentrums 
bedarf einer größeren Vertrautheit mit Trauma-
tisierungsprozessen und deren Folgewirkungen; 
die Bildungsberatung in einem Auslandsbüro des 
Deutschen Akademischen Austauschdienstes an 
einer vietnamesischen Universität verlangt nach 
vertieften landeskundlichen Kenntnissen. Dies 
sind natürlich nur plausible Beispiele, die die 
Kenntnis eines genaueren Anforderungsprofils 
nicht ersetzen können. STRAUB & ZIELKE (2007) 
sprechen mit Blick auf das Berufsfeld der Gesund-
heitsversorgung davon, dass dazu ein empirisch 
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fundierter Überblick über die im Handlungsfeld 
anzutreffenden subjektiven Repräsentationen 
und eine Rekonstruktion der dort üblichen Hand-
lungspraxis erforderlich wäre. Für das Berufsfeld 
Polizei schließen wir diese Lücke mit der im Ab-
schnitt 3.1 dargestellten empirischen Personal-
analyse.

3  Empirische Personalanalyse

Um zu möglichst validen Aussagen zu gelan-
gen, muss eine Personalanalyse einerseits auf 
eine vergleichsweise große Stichprobe an Un-
tersuchungspartnern zurückgreifen. Anderer-
seits muss sie Verfahren einsetzen, die nicht 
nur oberflächliche Eigenschaftsbeschreibungen 
erfassen, sondern möglichst konkrete Interakti-
onssituationen und Erfahrungen ans Tageslicht 
befördern. Für die Erforschung beruflicher Anfor-
derungen bedeutet dies ein sorgsames Austa-
rieren quantitativer und qualitativer Gütekriteri-
en. Im Projekt IKIP haben wir uns entschieden, 
den quantitativen Anforderungen an eine große 
Stichprobe durch eine Fragebogenbefragung 
nachzukommen. Interviews mit einer kleineren 
Zahl erfahrener PolizeibeamtInnen sollten hin-
gegen einen möglichst tiefen Einblick in die in-
terkulturellen Anforderungen des Polizeiberufs 
gewähren.

Das Erkennen der interkulturellen Anteile einer 
Arbeitssituation setzt eine gewisse Vertrautheit 
mit interkulturellen Themen voraus und die Fä-
higkeit, kulturelle Faktoren zu identifizieren so-
wie deren Wirkung zu reflektieren. Aus diesem 
Grund wurden für die Teilnahme am Intervie-
wverfahren gezielt solche PolizeibeamtInnen 
angesprochen, die sich bereits mit interkultu-
rellen Fragestellungen der Polizeiarbeit befasst  
hatten2.  

2 Es wurden zum einen solche Personen angesprochen, die 
dem Projektteam aus interkulturellen Fortbildungen bei der Po-
lizei NRW bekannt waren. Zum anderen wurden vom für inter-
kulturelle Fortbildungen zuständigen Dezernats 34.3 des LAFP 
infrage kommende Personen benannt.

Bei der Fragebogenerhebung wurde eine grö-
ßere Repräsentativität der Untersuchungs-
stichprobe angestrebt. Zur Gewinnung von  
UntersuchungsteilnehmerInnen wurde über die 
nordrhein-westfälischen Polizeibehörden zur 
Teilnahme aufgerufen. Es ist davon auszugehen, 
dass sich in erster Linie Personen, die das inter-
kulturelle Thema in irgendeiner (nicht unbedingt 
nur positiven) Art anspricht, sich für eine Unter-
suchungsteilnahme zur Verfügung stellten.

Offene Fragen/qualitative Untersuchung
An der Fragebogenerhebung nahmen insgesamt 
88 Personen teil. Mit 38 Personen wurden Inter-
views durchgeführt. 

3.1. Erhebungsmethode REP Interview 

Für den vertieften Einblick in die interkulturellen 
Anforderungen von PolizeibeamtInnen haben wir 
uns für ein Interviewverfahren auf Grundlage 
der Repertory Grid Methode von KELLY (1991) 
entschieden (REP Interview). Das REP Interview 
ist eine standardisierte, teilstrukturierte Be-
fragungstechnik, die es ermöglicht, subjektive 
Einschätzungen (Konstrukte) von Personen zu 
erfassen. Kern der Befragung ist die Erhebung 
von Konzepten, mittels derer die Befragten auf-
grund ihrer Erfahrungen Unterschiede zwischen 
verschiedenen Akteuren (z.B. für ein Tätigkeits-
feld geeigneter vs. weniger geeigneter Personen) 
machen. Diese Konzepte werden in einer Tabelle 
(Grid) in Form von kurzen Beschreibungen fest-
gehalten. Die REP-Methodik haben wir für unsere 
Fragestellung adaptiert.

Interkulturelle Kompetenz als Anforderungsmerkmal in der Personalauswahl
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Die Interviews hatten eine Länge von 30-90 
Minuten. Die Tonaufzeichnungen wurden im 
Anschluss an die Interviews verschriftet. Die 

Auswertung der REP Interviews orientierte sich 
an der Inhaltsanalyse nach MAYRING (2010) und 
vollzog sich in vier Schritten:

Leitfaden des Interviewverfahrens nach REP-Methodik

1. Einführung und Vorbereitung

a)  Erläuterung des Untersuchungskontextes- und -ziels, „Kennzeichen guter inter-
kultureller Polizeiarbeit“ und des Ablaufs des Erhebungsverfahrens.

b)  Zusicherung von Anonymität bei der Auswertung und Einholen der Erlaubnis einer Tonaufnahme. 

c)  Vorstellung dreier Facetten interkultureller Polizeiarbeit, auf 
die während des Interviews fokussiert wird: 

 Aufgabenbewältigung: Das Ausmaß, in dem die anstehenden Aufgaben von 
dem/der PolizeibeamtIn gerade in Situationen mit kultureller Vielfalt und kul-
turellen oder subkulturellen Unterschieden gut bewältigt werden.

 Kollegialität: Das Ausmaß, in dem ein/e PolizeibeamtIn mit den unterschiedlichsten KollegInnen gut 
zusammen arbeiten kann und von diesen als kompetente/r und beliebte/r KollegIn gesehen wird.

 Akzeptanz beim Bürger: Das Ausmaß, in dem ein/e PolizeibeamtIn mit den unterschiedlichs-
ten BürgerInnen (dem polizeilichen „Gegenüber“), insbesondere solchen mit Migrationshinter-
grund, gut zurechtkommt und bei diesen auf Akzeptanz und Kooperationsbereitschaft stößt.

2. Verfahrensablauf

a)  Die InterviewteilnehmerInnen bilden sog. „Elemente“, d.h. sie ordnen reale Kolle-
gInnen der Gegenwart oder jüngeren Vergangenheit in ein Schema mit allen Kom-
binationen positiver und neutral/negativer Ausprägungen der drei Merkmale (Auf-
gabenbewältigung, Kollegialität und Akzeptanz beim Bürger) ein.

 Ein Beispiel für ein solches „Element“ wäre mit den folgenden Merkmalsausprägungen:

  (i)    Aufgabenbewältigung → positiv, 
  (ii)   Kollegialität → neutral/negativ
  (iii)  Akzeptanz beim Bürger → positiv

 Durch die Kombination der drei Merkmale mit den zwei Ausprägungen ergeben sich im Falle 
unserer Untersuchung insgesamt acht Elemente.

b)  Die Befragten benennen und erläutern Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwi-
schen den mit Personen belegten Elementen. Diese Vergleiche erfolgen mit Hilfe ei-
ner Zufallstabelle. Es werden drei Elemente gemäß dieser Tabelle miteinander vergli-
chen und Ähnlichkeiten und Unterschiedlichkeiten zwischen den diesen Elementen 
zugeordneten Personen beschrieben (z.B. Elemente 2-4-7; 1-5-8; 3-4-5; etc.).

 Die Leitfrage für diese Dreiervergleiche lautet:

 „Bitte überlegen Sie, was zwei der Elemente gemeinsam haben und was sie damit vom dritten  
 Element unterscheidet.“ 

 Zur Konkretisierung von Verhaltensmerkmalen wird nachgefragt:

 „Wie zeigt sich dieser Unterschied im Verhalten?“
 „Was tun/machen diese beiden, wenn sie dieses Merkmal zeigen?“
 „Was tut/macht dagegen die/der andere?“
 „Können Sie mir eine Beispielsituation schildern, wo dieser Unterschied deutlich wird?“

W. Rainer Leenen, Alexander Scheitza & Siegfried Stumpf
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1.  Herausarbeiten von Verhaltens- 
beschreibungen

 In den Transkripten der Interviews wur- 
den die Textstellen markiert, in denen 
eine produktive oder unproduktive Ver-
haltensweise eines/r PolizeibeamtIn be- 
schrieben wurde. Aussagen der Respon- 
denten über allgemein „gutes“ oder 
„schlechtes“ Polizeiverhalten oder über  
eigenes Verhalten wurden ebenfalls in 
die Auswertung aufgenommen (produk- 
tive/“gute“ und unproduktive/“schlechte“ 
Verhaltensweisen wurden entsprechend 
gekennzeichnet). Alle markierten Äußerun-
gen wurden im Originalwortlaut in eine Aus-
wertungstabelle übertragen. 

2.  Transformation zu Verhaltensparaphrasen
 Die Originalzitate wurden zu verhaltens-

beschreibenden Aussagen mit einer ver-
einheitlichten Satzstruktur transformiert 
(Subjekt-Prädikat-Objekt-Struktur).

3.  Verdichtung zu Bewältigungsfaktoren 
(Clusterbildung I)

 Für inhaltlich ähnliche Verhaltensbeschrei-
bungen wurden gemeinsame Überschrif-
ten gesucht. Dem Paradigma der Grounded 
Theory (GLASER & STRAUSS 1967) folgend, 
wurden diese Cluster im Verlauf der Durch-
sicht von Verhaltensparaphrasen immer 
wieder modifiziert, geteilt bzw. verbunden.

4.  Verdichtung zu Anforderungsmerkmalen 
(Clusterbildung II)

 In einem vergleichbaren Prozess wurden Be-
wältigungsfaktoren zu Anforderungsmerk- 
malen gebündelt.

Interkulturelle Kompetenz als Anforderungsmerkmal in der Personalauswahl

Wortlaut Paraphrase Bewältigungsfaktor Anforderungsmerkmal

„Der sieht das nicht 
nur als so eine Sach-
aufgabe, sondern er 
weiß, man muss mehr 
tun, wenn man die 
auch tatsächlich für 
sich gewinnen will.“

Sieht Probleme nicht 
nur als Sachaufgaben, 
sondern versucht das 
Gegenüber mit Migra-
tionshintergrund für 
sich zu gewinnen.

Herstellen einer  
persönlichen  
Beziehung

Bürgernähe/ 
Bürgerzugewandtheit

Abb. 2: zeigt beispielhaft den Auswertungsprozess von einem Originalwortlaut zum Anforderungsmerkmal.

3.2  Erhebungsmethode Critical Incident  
 Fragebogen 

Für die Fragebogenbefragung wurde die Metho-
de der Critical Incidents (Kritischen Ereignisse) 
eingesetzt. Das Verfahren geht auf FLANAGAN 
(1954) zurück und dient der systematischen 
Beschreibung von Situationen sowie von Ver-
haltensweisen, die zu einem erfolgreichen oder 
nicht erfolgreichen Situationsumgang beitragen.
In dem von uns eingesetzten Fragebogen ha-
ben wir die an der Untersuchung teilnehmenden 
PolizeibeamtInnen mit offenen Fragestellungen 
nach erlebten Situationen aus ihrer eigenen Er-
fahrungswelt befragt. Die Befragten wurden da-

bei gebeten, möglichst detaillierte Angaben zur 
Ausgangssituation, dem Verhalten aller betei-
ligter Personen und den resultierenden Konse-
quenzen zu machen. Analog zur Befragung mit 
Hilfe des REP Interviews haben wir die Unter-
suchungsteilnehmerInnen gebeten anzugeben, 
wie ein/e erfahrene/r kompetente/r oder aber 
unerfahrene/r inkompetente/r PolizeibeamtIn in 
der beschriebenen Situation handeln würde. Bei 
der Auswertung der Verhaltensbeschreibungen 
wurde ebenso inhaltsanalytisch vorgegangen 
wie bei der Auswertung der REP-Interviews.
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3.3  Ergebnisse der empirischen Studie

Die REP Interviews erwiesen sich als reichhaltige 
Quelle der Beschreibung von aus interkultureller 
Sicht produktiven und kontraproduktiven Ver-
haltensweisen aus der Polizeipraxis. In den 38 
Interviews konnten insgesamt 1973 Verhaltens-
beschreibungen kodiert werden. In den 88 Cri-
tical Incident Fragebögen wurden 130 kritische 
Ereignisse geschildert, aus denen insgesamt 

534 Verhaltensbeschreibungen destilliert wur-
den. Insgesamt basiert die Anforderungsanalyse 
damit auf 2.507 Verhaltensbeschreibungen, die 
in dem beschriebenen Clusterbegriffsprozess 
schließlich zu 19 Anforderungsmerkmalen ver-
dichtet wurden.
Abbildung 3 stellt die Anforderungsmerkmale 
und die Häufigkeit ihrer Ladung mit Verhaltens-
beschreibungen dar.

Anforderungsmerkmal Häufigkeit

Bürgernähe und Bürgerzugewandtheit 317

Polizeiliche Korrektheit 310

Teamorientierung und Kollegialität 307

Adaptives Kommunikationsverhalten 179

Empathie und Perspektivenübernahme 149

Zielstrebigkeit und Durchsetzungsvermögen 148

Emotionale Kontrolle und Geduld 141

Grundlegende Kommunikationsfähigkeit, Beherrschen von Kommunikations- 
techniken 139

Toleranz und Respekt vor Kulturunterschieden 128

Flexibilität und Kreativität in der Aufgabenbewältigung 112

Deeskalation und Konfliktmanagement 111

Kulturwissen und Kulturerfahrung 96

Offenheit und Unvoreingenommenheit 82

Analysekompetenz 75

Polizeiliches Fachwissen und Erfahrung 51

Psychische Belastbarkeit 51

Identifikation mit dem Polizeiberuf 48

Kritik-, Lern- und Reflexionsfähigkeit 46

Fremdsprachenkenntnisse 17

Abb. 3: Anforderungsmerkmale und die Häufigkeit ihrer Ladung mit Verhaltensbeschreibungen

W. Rainer Leenen, Alexander Scheitza & Siegfried Stumpf



99

Durch eine Unterscheidung in 

a) Situationsübergreifende generelle 
Kompetenzen vs. spezifisch inter-
kulturelle Kompetenzen und 

b) eher stabile Kompetenzen vs. eher 
veränderbare Kompetenzen

lassen sich in einem weiteren Schritt aus den 
19 Anforderungsmerkmalen solche Merkmale 
destillieren, die einerseits ganz speziell in in-
terkulturellen Anforderungssituationen relevant 
werden und andererseits durch systematische 
Lern-, Erfahrungs- oder Trainingsprozesse nur 
schwer bzw. langsam verändert werden können 
und daher als Eingangsbedingungen für die Aus-
bildung zum/zur PolizeivollzugsbeamtIn beson-
ders berücksichtigt werden sollten. Abbildung 
4 zeigt ein aus den genannten Kriterien gebil-
detes Schema. Merkmale, die als grundlegende 
Voraussetzungen interkultureller Kompetenz im 
Rahmen der Personalauswahl erfasst werden 
sollten, finden sich im Quadranten C.

4   Zusammenführung theoretischer  
 und empirischer Befunde

Die Ergebnisse unserer empirischen Anforde-
rungsanalyse und unserer Literaturrecherche 
zu interkultureller Kompetenz weisen eine große 
Schnittmenge auf (vgl. Abb. 5). Beide Zugänge 
führten zu den Merkmalen Offenheit, Flexibilität, 
Empathie und Fremdsprachenkenntnisse. Das 
auf empirischem Weg identifizierte Merkmal 
Emotionale Kontrolle/Geduld scheint darüber 
hinaus sehr eng verwandt mit den in der Lite-
ratur häufig erwähnten Merkmalen Psychische 
Belastbarkeit und Fähigkeit zur Regulation von 
Emotionen. Diese Merkmale, die sowohl theore-
tisch als auch empirisch begründet sind, halten 
wir für besonders relevant und schlagen deren 
Integration in die Personalauswahl vor.

Abb. 4: Strukturmodell der aus der Anforderungsanalyse gewonnenen Kompetenzen

Interkulturelle Kompetenz als Anforderungsmerkmal in der Personalauswahl
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5  Transfermöglichkeiten und  
 Ausblick

Das dargestellte Verfahren lässt sich ohne wei-
teres auf andere Verwaltungsorganisationen 
übertragen. Für eine Gewinnung interkultureller 
Anforderungsmerkmale gibt es durchaus auch 
weniger aufwändige Möglichkeiten als die be-
schriebene empirische personenanalytische 
Methodik. KANNING (2003) nennt als Alternativen 
die intuitive sowie die arbeitsplatzanalytische 
Methodik. Bei diesen beiden Ansätzen müssen 
allerdings Abstriche hinsichtlich der Güte der 
Ergebnisse gemacht werden. Bei der intuitiven 
Methode werden die Anforderungen einer Tätig-
keit von Experten eingeschätzt. Die Ergebnisse 
sind sehr subjektiv, da sie vom individuellen Er-
fahrungshintergrund des Experten bzw. der Ex-
perten abhängig sind. Neue Erkenntnisse über 
ein Tätigkeitsfeld sind durch den Rückgriff auf 
Erfahrungswerte aus der Vergangenheit nicht zu 
erwarten. Die arbeitsplatzanalytische Methode 
zeichnet sich durch ein systematischeres Vor-
gehen aus: Eine berufliche Tätigkeit wird hier 

in einzelne Elemente zerlegt, zu denen dann 
Anforderungen formuliert werden. Die Subjekti-
vität der Anwender macht sich jedoch auch hier 
bemerkbar, wenn nicht auf standardisierte Ins-
trumente zurückgegriffen werden kann. Einen 
aktuellen und realitätsbezogenen Einblick in die 
mit einem Beruf verbundenen Anforderungen 
gewährleistet letztlich aber nur die in diesem 
Beitrag vorgestellte personenanalytische Metho-
de durch die Untersuchung des Verhaltens und 
der Merkmale von Arbeitsplatzinhabern.

Ist eine Integration interkultureller Kompetenz-
merkmale in das Eignungsprofil vollzogen, so 
muss als nächster Schritt eine Weiterentwick-
lung der Auswahlinstrumente betrieben werden, 
um sicherzustellen, dass interkulturelle Kompe-
tenzen reliabel, valide und fair im Auswahlpro-
zess erhoben werden können. Im Projekt IKIP 
wird diese Aufgabe im letzten Projektabschnitt 
angegangen, wobei der Schwerpunkt auf der 
Entwicklung eines Interviewverfahrens zur Erfas-
sung interkultureller Kompetenzmerkmale liegt. 

Abb. 5: Ergebnisse von Anforderungsanalyse und Literaturrecherche im Vergleich

Grundlegende Anforderungsmerkmale interkultureller Kompetenz

Ergebnisse der Literaturrecherche Ergebnisse der empirischen Studie

Fähigkeit zur Empathie Empathie und Perspektivenübernahme

Psychische Belastbarkeit 
Fähigkeit zur Regulation von Emotionen Emotionale Kontrolle / Geduld

Flexibilität Flexibilität / Kreativität

Fremdsprachenkompetenz Fremdsprachenkenntnisse

Offenheit Offenheit und Unvoreingenommenheit

Toleranz / Respekt v. Kulturunterschieden

Realistische Selbstwahrnehmung & Selbstein-
schätzung

Kultur-Bewusstsein

Vertrautheit mit der Dynamik interkultureller 
Kommunikation

Kulturelles Deutungswissen
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Neben „Teilhabe“ und „interkultureller Kompe-
tenz“ ist „Kulturfairness“ einer der Schlüssel-
begriffe in der politischen Diskussion um ver-
besserte Integrationsangebote und um eine 
„interkulturelle Ausrichtung“ (Barbara John) der 
öffentlichen Verwaltung. In fast allen Bundeslän-
dern hat es in den letzten Jahren politische Initia-
tiven zur sog. interkulturellen Öffnung der Verwal-
tung gegeben. Nordrhein-Westfalen hat mit dem 
„Gesetz zur Förderung der gesellschaftlichen 
Teilhabe und Integration in Nordrhein-Westfalen“ 
von 2012 und insbesondere mit der Landesiniti-
ative „Mehr Migrantinnen und Migranten in den 
öffentlichen Dienst – Interkulturelle Öffnung der 
Landesverwaltung“ (Kabinettsbeschluss vom 
21.12.2010) und jährlichen Umsetzungsberich-
ten drei strategische Ziele festgeschrieben: „Der 
Anteil der Migrantinnen und Migranten im Öffent-
lichen Dienst soll erhöht, die interkulturelle Kom-
petenz der Landesbediensteten soll gesteigert 
und die interkulturelle Öffnung soll landesweit 
angestoßen werden.“ (MINISTERIUM FÜR ARBEIT, 
INTEGRATION UND SOZIALES DES LANDES NORDRHEIN-
WESTFALEN 2013: S. 5). Da die Erhöhung des An-
teils von Personen mit Migrationshintergrund an 
den Beschäftigten dezidiert „ohne verpflichtende 
Quote“ und ohne den Gleichbehandlungsgrund-
satz verletzende Maßnahmen erreicht werden 
soll, ist es politisch von besonderem Interesse, 
Zugangshindernisse und „mögliche Hemmnisse 
bei der Auswahl und Einstellung von Menschen 
mit Migrationshintergrund“ (ebenda S. 6) identifi-
zieren und ggf. auch abbauen zu können.

In diesem Beitrag stellen wir zunächst den aktu-
ellen Forschungsstand zum Thema „Kulturfair-
ness“ dar. Anschließend diskutieren wir sowohl 
verschiedene Erklärungsmöglichkeiten für unter-
schiedliche Erfolgsquoten von BewerberInnen mit 

und ohne Migrationshintergrund als auch Ansatz-
punkte zur Verringerung solcher „Spreizungen“. 
Mit der Empfehlung verschiedener Maßnahmen 
zur Verbesserung der Kulturfairness in Auswahl-
verfahren schließen wir unseren Beitrag ab.

1  Forschungskonzepte zu 
 „Kulturfairness“

In der Forschung wird das Problem, dass Test- 
und Auswahlverfahren aus verschiedenen Grün-
den Verzerrungen aufweisen können, die die 
Chancen bestimmter sozialer Gruppierungen 
positiv bzw. negativ beeinflussen, mit den Be-
griffen „adverse impact“ und „cultural bias“ dis-
kutiert. Bezeichnenderweise liegen Forschungs-
ergebnisse hierzu vor allem aus Ländern mit 
einem entwickelten Bewusstsein für die Proble-
me kultureller Diversität vor (siehe beispielswei-
se für die Niederlande TE NIJENHUIS, J. & VAN DER 
FLIER, H. 1999).

„Adverse impact“ ist ein Begriff aus dem US-
amerikanischen Arbeitsrecht. Nach den Uniform 
Guidelines on Employee Selection Procedures, 
einem Dokument der EQUAL EMPLOYMENT OPPOR-
TUNITY COMMISSION ET AL. 1978 , wird darunter 
eine deutlich unterschiedliche Auswahlquote im 
Rahmen von Einstellungs- oder Beförderungs-
entscheidungen verstanden, die zu Lasten der 
Mitglieder einer bestimmten Rasse, einer eth-
nischen Gruppe oder eines Geschlechts geht1. 
„Adverse impact“ meint nicht, dass ein Mitglied 
der Mehrheit gegenüber einem Mitglied aus 

1 In den uniform guidelines heißt es wörtlich: „A substantially dif-
ferent rate of selection in hiring, promotion, or other employment 
decision which works to the disadvantage of members of a race, 
sex, or ethnic group.” Siehe http://www.uniformguidelines.com.
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einer Minderheitengruppe bevorzugt wird. Es 
bezeichnet vielmehr das Phänomen einer nicht 
intendierten Schlechterstellung einer Gruppe 
durch ein Verfahren, das identische Standards 
auf jeden in gleicher Weise anwendet. Ein be-
liebtes Beispiel zur Veranschaulichung ist die 
in einem Einstellungsverfahren für Feuerwehr-
leute gestellte Anforderung, einen 50 kg schwe-
ren Sack drei Stockwerke hochzutragen. Diese 
Auswahlanforderung könnte sich zum Beispiel 
in einer niedrigeren Auswahlquote von Frauen 
niederschlagen. Der entstehende „adverse im-
pact“ ist nun nicht an und für sich unrechtmä-
ßig. Er wird es erst dann, wenn der Arbeitgeber 
keinen Bezug zwischen dieser Anforderung im 
Auswahlverfahren und den Berufsanforderun-
gen herstellen kann. Nach den Uniform Guideli-
nes sollte sich ein Arbeitgeber dann (mit diesem 
Bezug zum Berufserfolg) rechtfertigen müssen, 
wenn ein ‚substantiell unterschiedlicher‘ Erfolg 
im Auswahlverfahren festzustellen war. Dieser 
wurde angenommen, wenn die sog. 80%-Regel 
verletzt wurde. Wenn in einem Auswahlverfah-
ren zum Beispiel 40 % der männlichen, aber nur 
20% der weiblichen Bewerber erfolgreich sind, 
dann liegt der Quotient aus beiden Erfolgsraten 
bei 50% und unterschreitet damit die geforderte 
80%-Schwelle (vgl. ZEDECK 2010).

„Cultural bias“ bezeichnet Verzerrungen, die in 
Test- und Auswahlverfahren bei einem ethnisch 
bzw. kulturell diversen Bewerbersample durch 
selbstverständlich unterstellte kulturelle Annah-
men entstehen. Dies passiert typischerweise, 
wenn vor dem Hintergrund einer bestimmten Kul-
tur ein Verhalten als „normal“ und erwartbar un-
terstellt wird, das nicht in jedem kulturellen Umfeld 
als normal angesehen wird. Im Auswahlverfahren 
für die Feuerwehr könnte eine solche Verzerrung 
z.B. durch die Anforderung, ein Schwimmzeugnis 
vorzulegen, entstehen. Schwimmen ist eine nicht 
in jeder Herkunftskultur von jedermann erwarte-
te Kompetenz. Und erst recht ist der Besitz eines 
Schwimmzeugnisses überhaupt nicht selbstver-
ständlich. Eine Verzerrung kann sich hier also 
dadurch einschleichen, dass in einem Auswahl-

verfahren Belege eingefordert werden, die von 
bestimmten Gruppen des Samples aus systemi-
schen Gründen schwerer zu beschaffen sind (z.B. 
Urkunden aus dem Herkunftsland) oder in deren 
kulturellem Milieu als weniger wichtig angesehen 
werden. 

Die Forschungsliteratur unterscheidet grundsätz-
lich drei Typen von Fehlern bzw. Verzerrungen, 
die in Test- und Assessmentprozessen unterlau-
fen können (vgl. VAN DE VIJVER & TANZER 2004: 
124 ff). Von einer Konstrukt-Verzerrung (cons-
truct bias) wird gesprochen, wenn bestimmte 
Konstrukte, die im Auswahlverfahren gemessen 
werden sollen, von Mitgliedern unterschiedlicher 
Kulturen völlig anders verstanden und bewertet 
werden. Wenn man das Konstrukt ‚Unhöflichkeit‘ 
beispielsweise durch das Ausmaß an Gesprächs-
unterbrechungen definiert, dann wird diese Ope-
rationalisierung zwischen den USA und Brasilien 
nicht kulturell äquivalent sein (vgl. LEUNG & VAN 
DE VIJVER 2008: 150). Oder das Konstrukt „kri-
tisches Denken“ oder „Adaptionsbereitschaft“ 
könnte von in Europa aufgewachsenen Personen 
anders verstanden und bewertet werden als von 
in China sozialisierten Personen. 

Methoden-Verzerrung (method bias) ist ein As-
sessment-Problem, das durch die im Verfahren 
eingesetzten Methoden ausgelöst wird. Dazu 
zählt auch die im Verfahren geforderte Sprach-
fertigkeit. Aus der psychologischen Diagnostik 
bei Einwandererkindern kennt man den Effekt, 
dass bilinguale Kinder bestimmte Aufgaben 
schlechter lösen als einsprachig aufgewach-
sene Kinder (vgl. SCHÖLMERICH & LEYENDECKER  
2009: 434). Der Effekt kann verstärkt werden, 
wenn Fragen und Arbeitsanweisungen in ei-
ner artifiziellen Sprachlichkeit gefasst sind, die 
dem Sprachstand der ‚second language spea-
ker‘ nicht entsprechen. Generell beeinflusst 
also die Sprachlastigkeit von Auswahlverfah-
ren die Chancen von Minoritätsangehörigen im 
Vergleich zu Majoritätsangehörigen. Analog zur 
Sprachlastigkeit kann auch die Kulturlastigkeit 
des Verfahrens kritisch reflektiert werden. Ver-
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steckte kulturelle Anforderungen können sich 
beispielsweise in den in Tests verwendeten 
Karikaturen oder Zeichnungen verbergen oder 
in den geforderten Antwortschemata, wenn sie 
dem üblichen Kommunikationsstil der Respon-
denten nicht entsprechen. Generell kann auch 
die allgemeine Vertrautheit mit Testverfahren je 
nach kultureller Gruppierung stark variieren und 
zu Ergebnisverzerrungen führen.

Schließlich wird von einer Item-Verzerrung (item 
bias) gesprochen, wenn ein Auswahltest aus ei-
ner anderen Sprache übersetzt worden ist und 
bestimmte Ausdrücke in ihrer ursprünglichen 
Bedeutung nicht erfassbar sind.

Verzerrungen dieser Art können nicht nur in PC-
gestützten oder schriftlichen Befragungen, son-
dern auch im Assessment-Center auftauchen, in 
dem die BewerberInnen meist mit simulierten 
Anforderungssituationen konfrontiert werden. 
Das können besonders irritierende Situationen 
oder auch Konkurrenz- oder Stresssituationen 
sein. Der ‚method bias‘ hinsichtlich der Sprach-
fertigkeiten könnte im Assessment-Center bei-
spielsweise durch Übungen entstehen, die eine 
besondere Wendigkeit, Reaktionsschnelligkeit 
und Treffsicherheit in der Assessmentsprache 
voraussetzen (z.B. in Rollenspielen oder simu-
lierten Streitgesprächen). Auch über Beobach-
tungen und Bewertungen der Rater kann sich 
ein „bias“ in das Verfahren einschleichen. Die 
Rater müssen interkulturell geschult sein, um 
sprachliche Transferfehler bei mehrsprachi-
gen BewerberInnen, um unterschiedliche Stan-
dards der Selbstdarstellung und Präsentation 
von Kompetenz, ein kulturspezifisches Erleben, 
Wahrnehmen und Verarbeiten von Situationen 
(insbesondere von kritischen Situationen) sowie 
kulturabhängige Rollen- und Kommunikations-
erwartungen erkennen und kulturfair beurteilen 
zu können. Damit hängt die Qualität des Verfah-
rens nicht zuletzt auch von der interkulturellen 
Auswahlkompetenz der Gutachter ab.

2  Hypothesen zu den Ursachen  
 unterschiedlicher Erfolgsquoten

Es ist ausgesprochen verführerisch, empirische 
Befunde zu unterschiedlichen Erfolgsquoten in 
Auswahlverfahren direkt in Aussagen über des-
sen vorhandene oder fehlende „Kulturfairness“ 
umzumünzen. Das ist natürlich voreilig, weil die 
Unterschiede allein noch nichts über kausale Zu-
sammenhänge aussagen. Detailliertere Informa-
tionen über Besonderheiten der (unterschiedli-
chen) Bewerber und BewerberInnen sowie über 
die Spezifik des Auswahlverfahrens können al-
lerdings Hypothesen mehr oder weniger stark 
stützen bzw. zweifelhaft erscheinen lassen. 

Eine erste Hypothese, die sich bei unterschied-
lichen Erfolgsquoten nahelegt, würde die un-
terschiedlichen Bildungsvoraussetzungen von 
BewerberInnen mit und ohne Migrationshin-
tergrund in den Blick nehmen. Migrationshin-
tergrund wird in unserer Gesellschaft oft auch 
mit schlechteren Bildungschancen und schlech-
teren Bildungsabschlüssen in Verbindung ge-
bracht. Die Frage wird also gestellt werden, ob 
nicht Bildungsunterschiede in einem ursächli-
chen Zusammenhang zu den unterschiedlichen 
Erfolgsquoten stehen. Hier wäre demnach zu 
überprüfen, ob Migrationshintergrund ein von 
Bildung unabhängiger Kausalfaktor ist.

Eine zweite Hypothese lenkt den Blick auf die 
Tatsache, dass Personen mit Migrationshinter-
grund in aller Regel zweisprachig oder mehr-
sprachig sein werden und ein großer Teil dieser 
Gruppe Deutsch als Zweitsprache erworben 
haben wird. Die Frage, ob Sprache als Einfluss-
faktor in Frage kommt, lässt sich anhand der 
Vergleiche von Subtests überprüfen. Sind die 
Mittelwertunterschiede zwischen den Gruppen 
bei Subtests mit komplexen sprachlichen Anfor-
derungen deutlich größer als bei Testverfahren, 
die wenig und einfaches sprachliches Material 
verwenden, spricht viel für die Sprachfähigkeits-
hypothese. 

Kulturfairness in der Personalauswahl
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Erklären ließe sich das möglicherweise mit dem 
kulturellen Milieu, in dem Sprache erworben wird. 
Das betrifft nicht nur die zweisprachig Sozialisier-
ten, sondern auch einsprachig aufgewachsene 
Personen. In bestimmten sozialen bzw. kulturel-
len Milieus sind kompliziertere Sprachwendun-
gen (wie der Gebrauch des Konjunktivs oder ver-
schachtelter Satzkonstruktionen) weniger üblich. 
Auch bestimmte poetische oder altmodische Aus-
drücke aus der Hochsprache (wie etwa Feldrain, 
Aue, Gestade) kommen wenig oder gar nicht zur 
Anwendung. An diesem Punkt setzte eine behör-
denübergreifende Arbeitsgruppe an, die das In-
nenministerium des Landes Niedersachsen 2007 
mit dem Auftrag eingesetzt hat, das Thema Mig-
rantInnen im Auswahlverfahren zu analysieren. 
Besonders die Überprüfung des vierstündigen 
Eignungstests durch Arbeitsgruppenmitglieder mit 
Migrationshintergrund war aufschlussreich: Be-
stimmte Testbestandteile setzten ein kulturelles 
Sprachrepertoire voraus, über das MigrantInnen 
weniger als deutsche BewerberInnen verfügten. 
So stieß man in der Untersuchung des Testverfah-
rens zum Beispiel auf Worte wie „Lunte“, „Hirse“, 
„Docht“, „Gesinde“ oder „Spelunke“, die sich für 
die ‚migrantischen‘ BewerberInnen als Stolper-
stein erwiesen. In den Tests zur Merkfähigkeit 
wurden auch alte deutsche Straßennamen wie 
„Erlengrund“, „Schnekensee“ oder „Weseraue“ 
verwendet und von den BewerberInnen mit Mig-
rationshintergrund schlechter memoriert als von 
den deutschen TeilnehmerInnen. BewerberInnen 
mit Migrationshintergrund bzw. aus bildungsfer-
nen Familien haben nach den Schlussfolgerungen 
der Arbeitsgruppe auch größere Schwierigkeiten 
mit Worten wie beispielsweise „Mulde“, „schraffie-
ren“ oder „skurril“2. Ganz pragmatisch wurden sol-
che Ausdrücke in den Items des Fragenkatalogs 
des Einstellungsverfahrens 2009 durch kulturneu-
tralere Begriffe ersetzt. Die Projektgruppe führt in 
ihrem Ergebnisbericht eine leichte Reduktion der 
Differenz (z.B. bei den männlichen Bewerbern von 
27,2 % im Jahr 2008 auf 20,7 % im Jahr 2009) auf 
die bereits eingeleiteten Veränderungen zurück 

2 Im Auswahlverfahren NRW konnten wir vergleichbare Schwie-
rigkeiten bei den Worten „Kahn“ oder „Fibel“ feststellen.

(vgl. NIEDERSÄCHSISCHES MINISTERIUM FÜR INNERES, 
SPORT UND INTEGRATION 2009: 30).

Erfolgsunterschiede in den Subtests eines Aus-
wahlverfahrens lassen sich allerdings kaum auf 
einzelne unverständliche Worte oder sprachliche 
Wendungen zurückführen. Häufig ist die Gesamt-
anlage eines Subtests bzw. ein bestimmter Denk- 
oder Problemlösungsansatz der Stolperstein für 
die ‚migrantischen BewerberInnen‘. DE SOETE, 
LIEVENS & DRUART (2012: 400) konstatieren in 
diesem Zusammenhang, dass es für bestimmte 
kognitive Testverfahren geradezu kennzeichnend 
ist, dass sie vergleichsweise hohe Spreizeffekte in 
der multikulturellen Personalauswahl erzeugen. In 
der Forschungsliteratur spricht man von einem Di-
lemma, da sich diese Instrumente generell durch 
eine hohe prognostische Validität auszeichnen. 

W. Rainer Leenen, Alexander Scheitza & Siegfried Stumpf

Diversity-Validity-Dilemma

wird der Zielkonflikt beim Einsatz von Auswahl-
instrumenten genannt, bei dem Instrumente 
mit valider Erfolgsprognostik gleichzeitig star-
ke Unterschiede im Bewältigungserfolg durch 
kulturell und ethnisch unterschiedliche Grup-
pen erzeugen. Solche Instrumente könnten 
auf der einen Seite eine zuverlässige Hilfe bei 
der Auswahl von für die Berufsanforderungen 
geeigneten BewerberInnenn sein, hindern den 
Arbeitgeber aber auf der anderen Seite daran, 
eine diverse Mitarbeiterschaft zu rekrutieren. 
Tests zu kognitiven Fähigkeiten gelten gene-
rell als die Testinstrumente mit der höchsten 
prognostischen Validität (vgl. SCHMIDT & HUN-
TER 1998); sie erzeugen aber gleichzeitig auch 
die größten Unterschiede zwischen Bewer-
berInnen der Majorität und aus Minderheits-
gruppen (vgl. z.B. den Überblick in DE SOETE, 
LIEVENS & DRUART 2012). Hinzu kommt, dass 
gerade für die Berufsgruppe Polizei kognitive 
Testwerte geringere Zusammenhänge mit dem 
Berufserfolg aufweisen als dies für zahlreiche 
andere Berufsgruppen wie z.B. Manager der 
Fall ist (vgl. SALGADO ET AL. 2003; DE SOETE, 
LIEVENS, OOSTROM & WESTERVELD 2013, S. 247). 
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Seit dem Überblicksartikel von PLOYHART & HOLTZ  
(2008) werden in der Forschung geeignete Stra-
tegien diskutiert, das Diversity-Validity-Dilemma 
zu unterlaufen oder abzuschwächen. Unter den 
verschiedenen Lösungsrichtungen, die aufgrund 
bisher vorliegender Forschungsbefunde beson-
ders viel versprechend zu sein scheinen (vgl. 
ausführlicher dazu SCHMITT & QUINN 2010 sowie 
DE SOETE, LIEVENS & DRUART 2012) erscheinen 
uns die folgenden zwei Strategien am aussichts-
reichsten, um die Unterschiedlichkeit der Leis-
tungen von Angehörigen verschiedener kulturel-
ler Gruppen zu reduzieren und gleichzeitig die 
Validität des Verfahrens zu sichern.

(1) Stärkerer Einsatz von Simulationen (z.B.  
typische Assessment-Center-Aufgaben) oder 
simulationsnaher Befragungsmethoden (z.B. 
Situational-Judgment-Tests oder strukturierte 
Interviewformen wie das situative Interview)
Bei Situational-Judgment-Tests und situativen 
Interviews werden BewerberInnen gefragt, wie 
sie in bestimmten „berufstypischen“ Situatio-
nen handeln würden. Generell gelangt man mit 
diesen Verfahren zu Spreizungswerten, die deut-
lich unter dem Niveau von kognitiven Fähigkeits-
tests liegen. Dennoch sind aber auch hier Sprei-
zungen vorhanden, die bezogen auf Cohen´s d 
auf geringem bis mittlerem Niveau liegen. Als 
Schlüsselelement kann hierbei die Realitätsnä-
he („Fidelity“) der eingesetzten Verfahren be-
trachtet werden, was sowohl die Aufgaben- bzw. 
Reizseite betrifft als auch die Reaktionsseite 
(Stimulus-Fidelity vs. Response-Fidelity). So pro-
duzieren z.B. Situational-Judgment-Aufgaben  
geringere Spreizungen, wenn die zu lösende 
Situation nicht in Textform beschrieben wird, 
sondern als Videofilm dargestellt ist (Stimulus-
seite), und zudem offene Antwortformate statt 
z.B. Multiple-Choice-Varianten (Reaktionssei-
te) vorliegen. DE SOETE, LIEVENS, OOSTROM UND 
WESTERFELD (2013) haben einen nach diesen 
Prinzipien konstruierten Situational-Judgement-
Test im Anwendungsfeld der Polizistenauswahl 
in den Niederlanden eingesetzt. Ihre Studie 
zeigt, dass dieses Verfahren nur sehr geringe  

Mittelwertunterschiede zwischen BewerberIn-
nen mit vs. ohne Migrationshintergrund produ-
ziert (Cohen’s d = 0.14). Zudem gibt es Hinweise 
auf die prognostische Validität des Verfahrens. 
Die empirische Relation zwischen Testleistung 
und Validitätskriterium scheint nicht von der kul-
turellen Zugehörigkeit der BewerberInnen (mit 
vs. ohne Migrationshintergrund) abzuhängen. 
Dies spricht für die Fairness des Verfahrens. 

(2) Reduktion von nicht leistungsbezogener 
(konstruktirrelevanter) Varianz im Auswahlver-
fahren (Strategien gegen Sprach- und Kulturlas-
tigkeit)
Hier geht es grundsätzlich darum, diejenigen 
Varianzanteile in den Prädiktormessungen (z.B. 
einem Testverfahren), die in keinem Zusammen-
hang mit dem zu messenden Kriterium (der Be-
währung am Arbeitsplatz) stehen, so weit wie 
möglich zu eliminieren. Unterschiede zwischen 
den Leistungen im Auswahlverfahren sollten 
möglichst eng mit Performanz-Unterschieden 
am Arbeitsplatz korrelieren. Forschungsergeb-
nisse legen nahe, dass der Anteil der Varianz 
an den Testergebnissen, die irrelevant für die 
Leistung am Arbeitsplatz ist, durchweg beträcht-
lich ist (OUTTZ & NEWMAN 2010). Als wichtiger 
„Treiber“ für konstruktirrelevante Varianz kann 
die Sprachlastigkeit der eingesetzten Verfahren 
(„verbal load“) angesehen werden. Minoritäten 
weisen oftmals schlechtere Werte in der verba-
len Leistungsfähigkeit auf, so z.B. beim Lesever-
ständnis und beim Ausdruck in Wort und Schrift. 
Folglich sollten die verbalen Anforderungen, die 
das Auswahlinstrument den Kandidaten aufer-
legt, streng auf das Ausmaß beschränkt werden, 
das die spätere berufliche Tätigkeit erfordert. 
Die Schwierigkeit liegt hier darin, die tatsächli-
chen Voraussetzungen für ein effektives berufli-
ches Handeln von den in einer Organisation oder 
in einem Berufsfeld kolportierten Anforderungen 
zu unterscheiden. Die Praktiker in einem Berufs-
feld erliegen zuweilen einem Mythos besonders 
erwünschter oder unumgänglich notwendiger be-
ruflicher Anforderungen, der einer nüchternen An-
forderungsanalyse nicht standhält. Vorliegende 
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Untersuchungsergebnisse zeigen, dass Ansätze 
zur Reduktion der Sprachlastigkeit der Verfahren 
(z.B. Videodarstellungen statt schriftlicher Situati-
onsbeschreibungen, vgl. Punkt (1)) Leistungsun-
terschiede zwischen unterschiedlichen kulturel-
len Gruppen tatsächlich reduzieren können.
Ein weiterer Treiber konstruktivirrelevanter Vari- 
anz kann in der ‚Kulturlastigkeit‘ des Auswahl-
verfahrens („cultural load“) bestehen, das ja 
oftmals aus Sicht der kulturellen Mehrheit kon-
struiert wird. Die vorliegenden Befunde zur Wirk-
samkeit von Maßnahmen zur Reduktion von 
‚Kulturlastigkeit‘ geben ein noch unklares Bild ab 
und weitere Forschungen sind hier erforderlich. 

Die Optimierung eines Auswahlverfahrens unter 
Berücksichtigung der Gesichtspunkte von Adver-
se Impact und Fairness kann nur dann wirklich 
umfassend erfolgen, wenn neben differenzierten 
Analysen zum Abschneiden unterschiedlicher 
kultureller Gruppen im Auswahlverfahren auch 
Daten zur Kriteriumsvalidität dieses Verfahrens 
verfügbar sind und damit die Zusammenhänge 
zwischen Leistung im Auswahlverfahren und Er-
folg am Arbeitsplatz bekannt sind. Liegen Validi-
tätsdaten vor, so kann man z.B. prüfen, inwieweit 
das Weglassen ganzer Verfahren oder einzelner 
Subtests, die starke Mittelwertunterschiede her-
vorrufen, die Validität des Gesamtverfahrens be-
lasten würde.

Im abschließenden Kapitel sollen nun einige ge-
nerelle Empfehlungen zur Vermeidung von Ad-
verse Impact und Unfairness gegeben werden. 
Grundsätzlich sollte jedes Auswahlverfahren im 
Hinblick sowohl auf Validität als auch Fairness 
evaluiert werden und die hierfür erforderlichen 
Daten erhoben werden.

3  Empfehlungen zur Sicherung   
 von mehr Kulturfairness in 
 Auswahlverfahren

So viel Sprache wie nötig 
Kommunikation – schriftlich wie mündlich – ist 
für die meisten Verwaltungsberufe das zentra-
le Werkzeug. Eine gute und sichere Ausdrucks-
fähigkeit ist für VerwaltungsmitarbeiterInnen 
für den Aktenverkehr innerhalb und zwischen 
Behörden unabdingbar. Unverzichtbar ist auch 
die Fähigkeit, durch Kommunikation mit einem 
Gegenüber in Kontakt zu treten und Ziele durch 
den differenzierten Einsatz kommunikativer Mit-
tel zu erreichen. Die häufig in Auswahlverfahren 
eingesetzten Rechtschreibtests bilden nur einen 
geringen Teil der im Berufsalltag erforderlichen 
sprachlichen Fähigkeiten ab. Angesichts der au-
tomatischen Rechtschreibprüfung, die fast alle 
Computerprogramme inzwischen bieten, ist der 
hohe Stellenwert, der orthografischen Fähigkei-
ten in vielen Auswahlverfahren beigemessen 
wird, kaum mehr nachzuvollziehen. Darüber hi-
naus ist zu hinterfragen, inwiefern die Kenntnis 
von Begriffen außerhalb des beruflichen Alltags-
sprachgebrauchs in einem Auswahlverfahren 
für einen Verwaltungsberuf notwendig ist. Eine 
Überprüfung von Wortschatz und Rechtschreib-
fähigkeit sollte daher maßvoll sein und sich an 
den Aufgaben und Bedingungen einer zukünfti-
gen Tätigkeit orientieren.

So wenig Sprache wie möglich 
Unsere Forschungsergebnisse weisen darauf 
hin, dass die Ergebnisse der Tests zur Erfassung 
von Intelligenz oder zu Teilbereichen kognitiver 
Leistungsfähigkeit mitunter stark durch Sprach-
fähigkeit konfundiert sind. Sprachlastige Test-
verfahren erfassen offensichtlich weniger das 
analytische Leistungsniveau eines Kandidaten 
oder einer Kandidatin, sondern vielmehr seine/
ihre Fähigkeit, eine Aufgabenstellung sprachlich 
schnell und richtig zu erfassen. Wir konnten er-
kennen, dass sich die Unterschiede zwischen Be-
werberInnen mit und ohne Migrationshintergrund 
bei Verfahren mit kurzen, einfachen bzw. selbst-
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erklärenden Aufgabenstellungen und mit sprach-
freiem Material deutlich verringern. Für die Erfas-
sung aller Anforderungsmerkmale jenseits von 
Sprachfähigkeit empfehlen wir daher den Einsatz 
von sprachfreien bzw. sprachreduzierten Verfah-
ren. Unverzichtbare sprachliche Instruktionen 
und Stimuli sollten eine einfache und klare Spra-
che verwenden. Um dies zu gewährleisten, bietet 
es sich an, bei der Konstruktion bzw. Überarbei-
tung von Instrumenten Nicht-Muttersprachler in 
die Formulierungen einzubeziehen. 

Verhaltensüberprüfung statt schriftlicher Test-
verfahren
Schriftliche Testverfahren sind besonders be-
liebt, weil sie erlauben, größere Bewerberzahlen 
mit überschaubarem Aufwand einer Auswahl 
zu unterziehen. Sie können auch recht gut Auf-
schluss über das analytische Leistungsniveau 
einer Person geben und lassen Wahrscheinlich-
keitsaussagen über die zu erwartende Bewälti-
gung beruflicher Anforderungen zu. Einen unmit-
telbareren Eindruck über die Fähigkeiten einer 
Person gewinnt man jedoch, wenn reale und 
typische Anforderungen einer Tätigkeit simuliert 
und der Kandidat bei der Bewältigung dieser 
Aufgaben beobachtet wird. Die praktischen und 
interaktiven Teile eines Assessment-Centers bie-
ten diese Möglichkeit.
Anders als schriftliche Verfahren (traditionell 
mit Papier-und-Bleistift oder am PC) können in 
einem Assessment-Center auch Aspekte von 
Kommunikation erfasst werden, die über Recht-
schreibung hinausgehen: die Ausdrucksfähigkeit 
eines Kandidaten, seine Fähigkeit, mit anderen 
Personen ins Gespräch zu kommen, auf sie ein-
zugehen und Gespräche auch bei Hindernissen 
zielführend zu gestalten.

Interkulturelle Schulung von AC-BeurteilerInnen
Auch Assessment-Center sind nicht kulturfrei: In 
einem AC spiegeln sich idealerweise nicht nur 
die Anforderungen einer zu besetzenden Stelle 
wider, sondern auch die von der Organisation für 
richtig und wichtig gehaltenen Verhaltensweisen 
und Handlungsorientierungen bei der Berufs-

ausübung. Dies betrifft beispielsweise den Kom-
munikationsstil, das Auftreten vor Publikum (be-
sonders in Belastungssituationen), den Einsatz 
von Gesten, Mimik sowie Blickkontakt, aber auch 
die von einem/einer KandidatIn präsentierten 
Lösungswege für den Umgang mit Problemen. 
Werden organisationsinterne BeurteilerInnen 
eingesetzt, ist zu vermuten, dass diese aufgrund 
ihrer betrieblichen Sozialisationserfahrung ver-
traute Verhaltensweisen und Handlungsstrategi-
en bei KandidatInnen anders – und zwar besser 
– bewerten, als eher ungewöhnliche. Wird die 
Reproduktion gewohnter Standards zur Messlat-
te für Erfolg, gerät die Organisation unweigerlich 
in eine „Homogenisierungsfalle“, die Innovati-
onen und Anpassungen an neue Bedingungen 
schwer machen. Prozesse wie die interkulturelle 
Öffnung einer Organisation im Allgemeinen oder 
eine Steigerung der kulturellen Vielfalt in der 
Mitarbeiterschaft im Speziellen, sind auf diese 
Weise kaum realisierbar.
Um kulturelle Vielfalt zu erreichen, ist es nötig, 
dass im AC das Erreichen der Organisationsziele 
und weniger die Einhaltung bekannter Lösungs-
wege oder das Präsentieren organisationsüb-
licher Verhaltensweisen positiv bewertet wird. 
Aufgrund ihrer (zumindest in Teilen) anderen 
Sozialisationserfahrung werden BewerberInnen 
und Bewerber mit Migrationshintergrund mit-
unter anders mit Problemstellungen umgehen 
und andere Lösungswege suchen. Auch werden 
sie sich dabei gelegentlich anders präsentie-
ren und ausdrücken als ihre „bio-deutschen“ 
Konkurrenten. Um diese Unterschiede nicht als 
Seltsamkeit und fälschlicherweise als Defizit zu 
bewerten, benötigen die BeurteilerInnen in ACs 
Wissen über Kultur und kulturelle Unterschiede. 
Eine interkulturelle Schulung sollte also Teil der 
Ausbildung zum/zur BeurteilerIn sein und – wie 
andere AC-relevante Aspekte auch – einer regel-
mäßigen Auffrischung unterzogen werden.

Kompensationsmöglichkeiten
Trotz der dargestellten unterschiedlichen Mög-
lichkeiten, Auswahlinstrumente kulturfairer zu 
machen, wird es kaum gelingen, eine gewisse 
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Benachteiligung von Personen zu vermeiden, 
die Deutsch nicht als Erstsprache bzw. „Mutter-
sprache“ gelernt haben. Es stellt sich die Frage, 
ob sich dieser Nachteil auf irgendeine Art und 
Weise wieder ausgleichen lässt. 
Für alle Tätigkeiten, in denen Fremdsprachen-
kenntnisse von Vorteil sind, liegt eine Möglichkeit 
auf der Hand: Viele BewerberInnen mit Migrati-
onshintergrund verfügen über Sprachkenntnis-
se in so genannten Bedarfssprachen der Öffent-
lichen Verwaltung. Gegenüber BewerberInnen, 
die nur in einer Sprachumgebung groß gewor-
den sind (und allenfalls über Schulkenntnisse 
in sog. Bildungsniveau-Sprachen wie Englisch 
oder Französisch verfügen), haben BewerberIn-
nen, in deren Herkunftsfamilie italienisch, grie-
chisch, russisch, türkisch oder arabisch gespro-
chen wurde, hier einen beruflich verwertbaren 
Vorteil. Dieses Potenzial in den Blick zu nehmen 
und entsprechende Fremdsprachkenntnisse im 
Rahmen der Personalauswahl zu erfassen, bie-
tet vielen BewerberInnen mit Migrationshinter-
grund die Möglichkeit, eine gewisse Benachteili-
gung durch die Sprache des Auswahlverfahrens 
auszugleichen. Wir empfehlen daher, im Anfor-
derungsprofil bei allen BewerberInnen auch 
Fremdsprachenkenntnisse in unterschiedlichen 
Bedarfssprachen zu berücksichtigen.

Monitoring der Verfahren
Die Auseinandersetzung mit kultureller Fairness 
hat in Deutschland noch keine lange Tradition. 
Für die meisten auf dem Markt befindlichen 
Auswahlinstrumente liegen keine Untersuchun-
gen zur Kulturfairness vor. Ebenso wenig sind 
die von größeren Organisationen eingesetzten 
meist „maßgeschneiderten“ Verfahren auf ihre 
Adverse-impact-Effekte bei BewerberInnen an-
derer kultureller Herkunft untersucht. Bis das 
entsprechende Know-how vorhanden ist und 
Eingang in die Entwicklung neuer Verfahren ge-
funden hat, können Organisationen die von uns 
dargestellten Empfehlungen aufgreifen und ihre 
aktuellen Auswahlinstrumente entlang unserer 
Vorschläge überarbeiten. Es sollte dabei genau 
überprüft werden, wie sich die Ergebnisse eines 
interkulturell modifizierten Auswahlverfahrens 
von denen vorhergehender Durchläufe unter-
scheiden. Die Ergebnisse dieses Monitorings 
ermöglichen eine fortschreitende Optimierung 
des Auswahlverfahrens. Darüber hinaus liefert 
eine systematische Erfassung relevanter Daten 
hilfreiche Erkenntnisse über die Anfälligkeit von 
Tests, Subtests und Items für kulturelle Verzer-
rungseffekte.
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Weiterbildung als zentrales Element der Interkulturellen Öffnung
Dominik Donges, Caglar Kanar & Karl-Peter Assauer

Weiterbildung ist ein zentrales Mittel bei der in-
terkulturellen Öffnung von Organisationen. Der 
folgende Artikel fasst wichtige Erfahrungen und 
Erkenntnisse von Weiterbildungen zweier Xenos-
Projekte1 zusammen. Er legt dar, welchen Stel-
lenwert Weiterbildung innerhalb interkultureller 
Öffnungsprozesse einnimmt, welche Rahmen-
bedingungen dabei zu beachten sind, wie Wei-
terbildung für diesen Zweck konzeptioniert wer-
den sollte, wie Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
akquiriert werden können, mit welchen Metho-
den gearbeitet wird und wie der Erfolg überprüft 
werden kann. Abschließend werden in Thesen-
form Handlungsempfehlungen gegeben.

1 Rahmenbedingungen der  
 Weiter bildungen

Zielgruppen

Weiterbildungskonzepte unterscheiden sich in 
der Praxis im Wesentlichen darin, an welche Ziel-
gruppe sie sich richten. Ob es sich um eine rela-
tiv homogene Gruppe (beispielsweise innerhalb 
einer Abteilung) handelt, oder ganz unterschied-
liche Ämter als Zielgruppen angesprochen sind, 
beeinflusst nicht unerheblich die tatsächliche 
Ausgestaltung des Weiterbildungsangebotes. Es 
gilt daher vorab festzulegen, wer Adressat oder 
Adressatin einer spezifischen Maßnahme ist. In 
der Projektpraxis wird diese Entscheidung meis-
tens im Vorfeld geklärt, wobei ad-hoc Modifizie-
rungen durchaus nicht unüblich sind. 

1 Bei den XENOS-Projekten handelt es sich um „Perspektiv-
wechsel“ des Multikulturellen Forums e.V. aus Lünen und um 
„Option – Kultur“ aus dem Kreis Recklinghausen.

Im Projekt „Perspektivwechsel“ waren Vertre-
tende der Jobcenter aus dem Westfälischen 
Ruhrgebiet (Kreis Unna, Hamm und Dortmund) 
von Beginn an aktive Initiatoren und Unterstüt-
zer des interkulturellen Öffnungsprozesses und 
haben sich bereits an projektvorbereitenden Ge-
sprächen beteiligt. Damit wurde im Vorfeld eine 
sektorale Begrenzung auf den Bereich der Ar-
beitsverwaltung festgelegt. Aufgrund der sozio-
geografischen (kreisfreie Städte und Landkreis) 
und organisatorischen (gemeinsame Einrichtung 
Jobcenter Kreis Unna und Dortmund oder zuge-
lassene kommunale Trägerschaft im Jobcenter 
Hamm) Unterschiede zwischen den Jobcentern, 
und nicht zuletzt aufgrund ihrer internen funkti-
onalen Differenzierung (Arbeitsvermittlung, Fall-
management, Leistungsgewährung etc.) handelt 
es sich dennoch um keine homogene Gruppe. 
Daher muss zwischen grundsätzlichen Bedarfen 
innerhalb einer Arbeitsverwaltung und spezifi-
schen Bedarfen in bestimmten Regionen oder 
Aufgabenbereichen unterschieden werden. 

Das Projekt „Option – Kultur“ spricht dagegen 
alle Mitarbeiterinnnen und Mitarbeiter ein-
schließlich der Führungskräfte der Verwaltung 
an: alle Fachbereiche einer Stadtverwaltung, 
nicht nur die klassischen Berufsbilder (Büro, 
Sachbearbeitung etc.), sondern auch Beschäfti-
gungsfelder, die man nicht sofort mit den kom-
munalen Verwaltungen assoziiert (Musikschule, 
Feuerwehr, Familien- und Jugendarbeit etc.). Die 
Eingrenzung ist in diesem Fall regional (Kreis 
Recklinghausen) bei gleichzeitiger sektoraler 
Vielfalt (alle Fachbereiche). 
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Ausgangszustand

Weiterbildungsangebote müssen passgenau an 
den konkreten Bedarfen der Zielgruppen anset-
zen. Vorab sind daher der Ist-Zustand und die 
Soll-Situation mit der jeweiligen Organisation 
abzuklären. Hierfür eignen sich vor allem quali-
tative Erhebungsmethoden wie offene oder teil-
standardisierte Befragungen, etwa in Form von 
leitfadengestützten Interviews oder moderierten 
Gruppendiskussionen. In beiden Projekten erga-
ben sich aus den Vorab-Gesprächen mit Vertre-
terinnen und Vertretern verschiedener Organisa-
tionseinheiten wichtige Impulse für die späteren 
Schulungsinhalte und -formate.

Vorab durchgeführte Bedarfsanalysen zeigten, 
dass entweder Geschäftsführungen für sich 
und ihre Mitarbeitenden einschlägige Qualifi-
zierungsbedarfe feststellten oder Mitarbeitende 
selbst Bedarfe nach Qualifizierungen im Bereich 
der interkulturellen Öffnung formulierten. Durch 
die Darstellung von Ist- und Soll-Situation aus 
individueller Sicht, z.B. einzelner Mitarbeiter, 
sowie aus betrieblicher Sicht, z.B. durch die Ge-
schäftsführung und die festgestellten Differen-
zen, wurde der Handlungsbedarf offensichtlich. 
Die beteiligten Verwaltungen haben die Zeichen 
der Zeit durchaus erkannt und sind sich der 
Notwendigkeit und Chancen interkultureller Öff-
nungsprozesse bewusst.

Überwiegend Übereinstimmung gab es bei 
der Feststellung, dass Interaktionen zwischen 
Mitarbeitenden und ihrer (multikulturellen) 
Kundschaft in vielen Fällen verbesserungsfä-
hig sind. Auf den unterschiedlichen Ebenen 
werden Probleme der Kundschaft nicht immer 
richtig eingeschätzt. Zum Teil wird von Verstän-
digungsproblemen und fehlendem Wissen über 
unterschiedliche soziale, kulturelle Hintergrün-
de sowie unterschiedlichen Geschlechterrollen-
verständnissen berichtet. Dabei ist fehlender 
persönlicher Kontakt (außerhalb des institutio-
nalisierten Rahmens) und fehlende Erfahrung 
mit unterschiedlichen männlichen/weiblichen 

Handlungsmustern der Kundschaft – unabhän-
gig von der behördlichen Begegnung – laut eige-
ner Einschätzung eine der Hauptursachen. Die 
behördlichen (Arbeits-) Zwänge und die grund-
sätzliche Tatsache, dass sich Mitarbeitende der 
Jobcenter und anderer kommunaler Verwaltun-
gen sowie deren Kundschaft in einem Abhängig-
keitsverhältnis befinden, können im Arbeitsalltag 
nicht immer ausreichend reflektiert werden, so-
dass Missverständnisse und Kommunikations-
probleme zu entstehen drohen. Von den Füh-
rungskräften in den jeweiligen Verwaltungen 
wurde neben dem Bedarf nach interkultureller 
Weiterbildung auch konstatiert, dass zukünftig 
mehr Auszubildende bzw. Mitarbeitende mit Mig-
rationshintergrund bei ihnen (und in anderen Be-
hörden) arbeiten sollen. Nach Berücksichtigung 
aller relevanten Aspekte, ist ein kultursensible-
rer Kontakt mit der Kundschaft die wichtigste zu 
bearbeitende Aufgabe. Zukünftig mehr Auszubil-
dende mit Migrationshintergrund aufzunehmen, 
ist ebenfalls von zentraler Bedeutung.

Rahmenvereinbarungen

Der Erfolg einer Weiterbildungsmaßnahme hängt 
im Besonderen vom Unterstützungsgrad auf Sei-
ten der Zielorganisation ab. Hierbei spielen vor 
allem die seitens der Organisation zur Verfügung 
gestellten zeitlichen, personellen und finanziel-
len Ressourcen eine große Rolle. Anders als vie-
le private Unternehmen klagen kommunale Ver-
waltungen nicht selten über begrenzte finanzielle 
Kapazitäten, sodass ressourcenintensive Weiter-
bildungsmaßnahmen wie die hier beschriebe-
nen ohne zusätzliche öffentliche Förderung (zu-
mindest während der Anfangsphase) kaum zu 
realisieren sind. Beide hier vorgestellten Ansätze 
werden im Rahmen des XENOS-Programms „In-
tegration und Vielfalt“ aus Mitteln des Bundes 
und des Europäischen Sozialfonds gefördert, 
sodass die Umsetzung auf einer vergleichsweise 
günstigen finanziellen Basis fußt. Nichtsdesto-
trotz bringen die öffentlichen Verwaltungen nicht 
unerhebliche eigene Kapazitäten mit ein.
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Im Projekt „Perspektivwechsel“ stellen die Job-
center ihre Mitarbeitenden für mehrere Tage im 
Jahr frei, um an den Angeboten des Bildungs-
trägers teilnehmen zu können. Für die konkrete 
Angebotserstellung haben sie im Vorfeld eigene 
Ansprechpartner/innen zur Verfügung gestellt, 
die sowohl an den Vorbereitungen teilnahmen 
als auch im weiteren Prozess als Schnittstelle 
zwischen Bildungsträger und Behörde im opera-
tiven Bereich fungieren. Hierfür wurden mehre-
re Planungs- und Reflexionsgespräche pro Jahr 
zwischen dem Bildungsträger und den Jobcen-
tern vereinbart. Sie dienen sowohl der kritischen 
Auseinandersetzung des bisher Erreichten als 
auch der weiteren Planung und Modifizierung 
von Weiterbildungsangeboten. Zusätzlich wer-
den die Geschäftsführungen zweimal jährlich 
im Rahmen eines Steuerungstreffens an den 
strategischen Projektgesprächen beteiligt. Auf 
Leitungsebene wird der Thematik besonders  
Aufmerksamkeit gewidmet, sodass das Projekt-
team einer kontinuierlichen und verlässlichen 
Unterstützung sicher sein kann.

Bei „Option – Kultur“ begünstigte eine umfas-
sende Strukturreform innerhalb der Kommunal-
verwaltung die Bereitstellung zusätzlicher Res-
sourcen. Mit Beginn des Jahres 2012 übernahm 
der Kreis Recklinghausen als so genannte „Op-
tionskommune“ gemäß Kommunalträger-Zulas-
sungsverordnung aus dem Jahr 2004 sämtliche 
Aufgaben der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende in Eigenregie. Damit einher ging eine 
grundlegende Neuordnung und Bündelung ver-
schiedener kommunaler Aufgaben. So wurden 
alle sozialen Leistungen des Kreises und seiner 
Kommunen ab 2012 unter einem Dach im „Haus 
der Sozialen Leistungen“ zusammengefasst, 
um fortan wohnortnah für die Bürgerinnen und 
Bürger erreichbar zu sein. Sozialpädagogische 
Fachkräfte, Verwaltungskräfte, Arbeitsvermitt-
lerinnen und Arbeitsvermittler, der medizinische 
Dienst und psychologische und andere Fach-
dienste arbeiten hier eng zusammen. Zentrale 
Akteure  des „Hauses der Sozialen Leistungen“  
sind seitdem ein „Lotse“ bzw. „Lotsin“. Er oder 

sie sind der/die erste Ansprechpartner/in für 
die Hilfe suchenden Bürgerinnen und Bürger. 
Aufbauend auf den anspruchsvollen und vielfäl-
tigen Aufgaben der Lotsen ist ein individuelles 
Schulungspaket entwickelt worden.2 

2 Programmfestlegung

Auf Grundlage der vorab erhobenen Bedarfe und 
in enger Absprache mit den Kooperationspart-
nern wurde in beiden Projekten ein inhaltlich 
und methodisch zielgruppenadäquates Weiter-
bildungsangebot mit unterschiedlichen Schwer-
punkten etabliert. Im Vorfeld der  Durchführung 
sind  weitere Vorüberlegungen getroffen worden. 
Hierzu gehören qualitative Aspekte ebenso wie 
geeignete Inhalte und Formate sowie Strategien 
zur Zielgruppenakquise.

Qualitätskriterien

Für die erfolgreiche Konzeption von Bildungsan-
geboten gibt es Qualitätskriterien, wie z.B.  klar 
formulierte Ziele, die kritische Reflexion des ei-
genen kulturellen Hintergrundes oder die Sen-
sibilisierung für andere Kulturen. Nach diesen 
Kriterien ist es erforderlich, dass nach der  in-
haltlichen Festlegung für ein Seminar, ein Ab-
stimmungsprozess zwischen den einzelnen Pro-
jektbeteiligten (Auftraggeber, Konzeptverfasser, 
Projektleitung, Dozenten) erfolgen muss. Diese 
enge Abstimmung gewährleistet einen optima-
len Seminarverlauf und -erfolg. Für den Erfolg 
eines Seminars ist darüber hinaus die Auswahl 
von nicht nur fachlich geeigneten, sondern auch 
aus interkulturellen Gesichtspunkten kompe-
tenten Dozenten von erheblicher Bedeutung. 
Die eingesetzten Dozenten verfügen über ein-
schlägige Erfahrungen in den Bereichen, in de-
nen sie eingesetzt werden.  So kommt aktuell 
(September 2014) z.B. im Bereich Tourismus ein  

2 Siehe hierzu den Beitrag von Sabine Fischer und Hans Uske 
in diesem Band.
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entsprechend ausgebildeter Experte zum Ein-
satz, der über exzellente Kenntnisse im nach-
haltigen Fremdenverkehr verfügt. Ein anderes 
Beispiel für ein erfolgreiches und zielführendes 
Training war der Einsatz eines psychologischen 
Psychotherapeuten als Dozenten, der als Fach-
experte in einem Seminar „Grundlagentraining 
zum Erwerb interkultureller Kompetenzen in der 
psychosozialen Arbeit“ referierte. 

Weiterbildungsthemen und-formate

Inhaltliche wie organisatorische Aspekte müssen 
gegenüber den vorhandenen Strukturen sowie der 
vorherrschenden Kultur in der entsprechenden 
Organisation „anschlussfähig“ sein. Dies muss 
bereits bei der Gestaltung eines Seminars be-
rücksichtigt werden. Im Projekt „Option – Kultur“ 
gab es sowohl Angebote für homogene Teilneh-
mergruppen, wie beispielsweise Schulsozialar-
beiter, Feuerwehrleute oder Mitarbeiter eines 
Straßenverkehrsamtes, die zusammen arbeiten 
und ebenso gemeinsam an den Schulungen teil-
genommen haben. Darüber hinaus gab es auch 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich aus 
heterogenen Gruppen zusammensetzten, die 
sich über das allgemeine offene Anmeldeverfah-
ren des Studieninstitutes Emscher Lippe, also 
der Fort- und Weiterbildungseinrichtung des 
Kreises Recklinghausen, an den Seminaren an-
meldeten.

Innerhalb des Projektes “Option – Kultur“ gab 
es sowohl Trainings, die als Einzelveranstal-
tung konzipiert worden waren, als auch modu-
larisierte Trainingseinheiten, die in einen fachli-
chen Kontext eingebettet waren und die alleine 
als isolierte Workshops ungeeignet wären. Die 
Schulungsreihe für die Schulsozialarbeiter war 
beispielsweise modularisiert. Die Teilnehmer 
hatten hier zu Beginn die Möglichkeit, aus bis 
zu fünf Modulen auszuwählen. Einstieg in diese 
Qualifizierung war eine Basisschulung zu grund-
legenden Begriffen wie Kultur oder Selbstreflexi-
on. Weitere Module thematisierten die Bereiche 

Kommunikation und Identität oder vermittelten 
Kenntnisse zum Aufbau geeigneter Netzwerke. 
Einzelveranstaltungen wurden in erster Linie 
für das oben bereits erwähnte Studieninstitut 
Emscher-Lippe (SEL) konzipiert. Die Seminare 
behandelten spezielle Formen von Kommunika-
tion, wie z.B. die Besonderheit der Amtssprache 
Deutsch oder den Umgang mit psychisch kran-
ken Menschen. Während Schulungsreihen  sich 
in der Regel an einen bestimmten, geschlos-
senen Teilnehmerkreis richteten, waren die 
Einzeltermine als offene Angebote konzipiert. 
Schulungsreihen fanden z.B. im Rahmen der 
Schulungen für Schulsozialarbeiter oder auch 
für die Lotsinnen und Lotsen in den Häusern der 
Sozialen Leistungen statt.3

Zusätzliche Schulungsinhalte wurden durch Im-
pulse aus Interviews und Brainstormings zwi-
schen Projekt und Fachdozenten erarbeitet. 
Weitere Ideen zu Themen ergaben sich aus Ge-
sprächen oder Bitten einzelner Fachexperten 
aus den beteiligten Städten.

Wichtig war dabei, dass sich die Fortbildungsan-
gebote durch ihre Praxisnähe auszeichnen. „Ha-
ben wir uns verstanden?“, „Die Amtssprache ist 
deutsch“ – das „Wording“ der Seminartitel ergab 
sich aus Wünschen, die Mitarbeitende in Inter-
views geäußert haben. Im Projekt kommt ein brei-
ter Kulturbegriff (eben nicht nur Menschen, die 
eine andere Muttersprache haben, sondern auch 
Alte, Junge, Behinderte usw.) zum Tragen, der 
sich an unterschiedliche Mitarbeitende und Fach-
bereiche richtet. So ist beispielsweise das Semi-
nar „Leichte Sprache“ für alle interessant, weil 
Behördensprache häufig missverständlich ist.

Aufgrund von aktuellen Ereignissen (z.B. tödli-
cher Angriff auf eine Mitarbeiterin im Jobcenter in 
Neuss) reagierten Arbeitskreise und bestehende 
Sicherheitstrainings wurden unter dem Gesichts-
punkt der interkulturellen Thematik geändert.4

3 Siehe hierzu den Beitrag von Sabine Fischer in diesem Band.
4 Siehe hierzu den Beitrag von Helena Donecker und Sabine 
Fischer in diesem Band.
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Auch im Projekt „Perspektivwechsel“ gibt es ver-
schiedene Weiterbildungsformen. Die Seminare 
sind auf einen bis maximal drei Tage verteilt.  
Sie richteten ihren Fokus entweder auf generel-
le Kommunikationstrainings, personalbezogene 
Trainings, rechtliche Aspekte oder auf bestimm-
te Personengruppen (Türkeistämmige Migrant/
innen, Russischsprachige Migrant/innen, Zu-
wanderer aus Südosteuropa etc.). Hinzu kom-
men dialogorientierte Tagesveranstaltungen zu 
Themen wie psychische Erkrankungen, zur Lage 
der Sinti und Roma, oder ein Kennenlerntisch 
mit afrikastämmigen Bürger/innen. Schließlich 
finden jährlich auch mehrere Exkursionen statt, 
beispielsweise zu Moscheen, Synagogen, alevi-
tischen Cem-Häusern, in bestimmte Stadtteile 
oder auch in Museen (z.B. Jüdisches Museum, 
Museum für russlanddeutsche Kulturgeschichte 
etc.). Die Resonanz ist hinsichtlich aller Formate 
positiv, manche Jobcenter bevorzugen die eher 
wissensintensiven Seminare, andere legen grö-
ßeren Wert auf Begegnungen.

Die Einbindung von Migrantenorganisationen 
als Unterstützerinnen des interkulturellen Öff-
nungsprozesses ist eine bei weitem noch nicht 
flächendeckend etablierte Methode innerhalb 
der Behörden. Für einen erfolgreichen interkul-
turellen Öffnungsprozess ist diese Partizipation 
von Migrantenorganisationen jedoch ratsam. 
Die projektbeteiligten Verwaltungen wählen 
durch die Kooperation mit Migrantenorganisatio-
nen einen innovativen Weg zur Stärkung eigener 
Kompetenzen. Im Projekt „Perspektivwechsel“ 
fungieren sie vor allem als Exkursionsziele für 
die Praxiselemente. Darüber hinaus beteiligen 
sie sich mit ausgewählten VertreterInnen der 
jeweiligen Communities an  Dialogveranstaltun-
gen. Dadurch wird der Austausch „auf Augenhö-
he“  zwischen Verwaltungsmitarbeitenden und 
Menschen verschiedener Kulturen außerhalb 
ihrer im Arbeitsalltag vorherrschenden instituti-
onalisierten Machtbeziehung gefördert.

Innerhalb des Projektes „Option – Kultur“ wurden 
Migrantenorganisationen als Inputgeberinnen 

für die Seminare für Verwaltungsmitarbeiten-
de herangezogen. Das Rhein-Ruhr-Institut für 
Sozialforschung und Politikberatung (RISP) an 
der Universität Duisburg-Essen befragte Migran-
tenorganisationen zu ihren Einstellungen und 
Standpunkten über die Verwaltung, wie die Mi-
granten sie aus ihrer Sicht wahrnehmen. Hier 
wurden Vorschläge und Ideen von Bürgern und 
Migrantenorganisationen in Überlegungen von 
Seminarkonzeptionen einbezogen.5

3  Akquisition von Teilnehmerinnen  
 und Teilnehmern

Die freiwillige Teilnahme hat den Vorteil, dass 
eine zusätzliche Motivation/Überzeugung zum 
Zeitpunkt der konkreten Durchführung kaum 
noch erforderlich ist. In diesem Fall muss dem 
Aspekt der Gewinnung von Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern allerdings stärkere Bedeutung bei-
gemessen werden. Auch wenn die interkulturelle 
Weiterbildung – wie im Falle der hier beschrie-
benen Projekte – durch externe Bildungsträger 
angeboten und durchgeführt wird, ist es ratsam, 
der Organisation (in diesem Fall den Verwaltun-
gen) selbst die Gewinnung von Interessent/in-
nen zu überlassen, oder sie zumindest an der 
Akquise aktiv zu beteiligen. Anderenfalls haftet 
der Maßnahme der Charakter eines vergleichs-
weise unbedeutenden Zusatzangebotes an, das 
gegenüber obligatorischen Kernweiterbildungen 
weniger arbeitsplatzbezogene Relevanz bean-
sprucht. Die interkulturellen Weiterbildungsan-
gebote sollten daher möglichst in das allgemei-
ne Weiterbildungsprogramm integriert sein und 
die Organisation sich eindeutig zur Notwendig-
keit dieses Angebotes bekennen. Der Informati-
onszugang sollte grundsätzlich für die gesamte 
Zielgruppe (Mitarbeitende auf allen Ebenen) ge-
währleistet sein.

Durch verschiedene Strategien kann die Verwal-
tung die Teilnehmendenakquise aktiv fördern:

5 Siehe hierzu den Beitrag von Ursula Kreft in diesem Band.
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  Grundsätzlich ist eine Unterstützung der 
Fort- bzw. Weiterbildung durch vorgesetzte 
Stellen wünschenswert. Andernfalls errei-
chen Einladungen zu Seminaren gegebe-
nenfalls nicht die Adressaten, weil sie nicht 
weitergeleitet wurden, oder sie werden 
nicht hinreichend beachtet, weil ihr Nutzen 
für den Arbeitsalltag nicht auf den ersten 
Blick erkannt wird. Erfahrungsgemäß muss 
die Mehrheit der Mitarbeitenden zunächst 
noch von der sozialen Notwendigkeit und 
den ökonomischen Vorteilen eines interkul-
turellen Kompetenzzuwachses überzeugt 
werden. Das gilt in der Regel für alle Ebe-
nen. Verläuft diese Überzeugungsarbeit 
Top-Down, ist sie deutlich erfolgreicher. 

  Besonders die Verwaltungsspitzen sollten 
die interkulturellen Weiterbildungen aus-
drücklich und öffentlichkeitswirksam un-
terstützen. Das öffentliche Bekenntnis zur 
Bedeutung interkultureller Kompetenzer-
weiterung zeigt Wirkung, vor allem in der 
mittleren Führungsebene. Die eigene Teil-
nahme an Fortbildungselementen kann 
diesen Effekt noch deutlich verstärken. 

 Neben der Geschäftsführung kann die 
Teilnahme auch von Seiten der Personal-
entwicklung forciert werden. So wurden 
beispielsweise interkulturelle Weiterbil-
dungselemente im Rahmen der jährlichen 
Entwicklungsgespräche mit den Mitarbei-
tenden thematisiert und mit einem höhe-
ren Stellenwert versehen. Die generelle 
Teilnahmebereitschaft, oder auch das indi-
viduelle Nahelegen eines Fortbildungsbe-
suches, kann die Motivation steigern.

  Bewährt hat sich auch eine im Vorfeld der 
Weiterbildungen angesetzte Fachveran-
staltung für alle Mitarbeiter/innen eines 
Fachbereiches auf der die Inhalte der Trai-
nings vorgestellt und den potenziellen Teil-
nehmenden zur Diskussion gestellt wur-
den. Diese partizipative Gestaltung wurde 

zum Beispiel im Fall der Schulsozialarbei-
ter/innen erprobt. Die Einbeziehung der 
Auftragnehmer und Teilnehmer/innen in 
die inhaltliche Gestaltung der Seminare 
wirkte sich in jedem Fall positiv aus, bei-
spielsweise auf die Motivation und das 
Feedback der Teilnehmer sowie an den Se-
minarverlauf.

  Eine Herausforderung ist auch die Aktivie-
rung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 
die im Normalfall kein oder nur wenig Inter-
esse an einer Teilnahme an Seminaren zur 
interkulturellen Öffnung haben. So ist bei-
spielsweise eine neutrale oder im fachlichen 
Arbeitskontext stehende Seminarankündi-
gung eines Trainings durchaus sinnvoll.

 Ein zeitverzögert eintretender, aber sehr 
wirksamer Akquisitionsfaktor ist der so ge-
nannte „Schneeball-Effekt“: Die hohe Zu-
friedenheit von Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern mit dem Seminar führt in nicht 
wenigen Fällen dazu, dass unmittelbare 
Kolleginnen und Kollegen bei späteren An-
geboten ebenso teilnehmen und wiederum 
ihre positiven Erfahrungen weitergeben.  
Darauf deuten die stetig steigenden Teil-
nehmerinnen- und Teilnehmerzahlen hin.

 Auch eine „unfreiwillige“ Teilnahme an ei-
nem Seminar kann durchaus zum Ziel füh-
ren, wenn Mitarbeitende von sich aus kei-
ne oder nur wenig Notwendigkeit erkennen 
oder sich selbst nie angemeldet hätten. 
Sind interkulturelle Fortbildungen obliga-
torisch, erreicht die Organisation definitiv 
auch jene, die sich niemals freiwillig dazu 
bereit erklärt hätten. Dies gewährleistet die 
flächendeckende Sensibilisierung für das 
Thema, erhöht jedoch gleichzeitig das Wi-
derstandspotenzial in den Veranstaltungen 
selber.6

6 Zu negativen Auswirkungen „unfreiwilliger“ Teilnahmen siehe 
auch den Beitrag von Alexander Scheitza und Suse Düring-Hes-
se in diesem Band.
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4  Programmdurchführung

Didaktische Methoden

Interkulturelle Weiterbildung zeichnet sich durch  
Methodenvielfalt aus. Das heißt, es werden die 
jeweils geeigneten Methoden angewandt: Vor-
träge, Frontalunterricht, Gruppenarbeit, Diskus-
sionen, Fallstudien, Simulationen, Rollenspiele, 
Self-Assessment, Filme, Video usw. Dabei geht 
es um die Erweiterung von Wissen über unter-
schiedliche kulturelle Hintergründe, über die 
Rollen beider Geschlechter in unterschiedlichen 
Kulturen, und um Selbsterfahrung. Persönliche 
Werthaltungen und Einstellungen werden über-
prüft, Begegnungen zwischen Mitarbeitenden 
und ihrer (potenziellen) Kundschaft ermöglicht, 
persönliche Kontakte hergestellt. Der Methoden-
mix eignet sich dafür, evtl. vorhandene Vorurtei-
le und Stereotypen aufzubrechen, Hemmschwel-
len zu verringern und die Lebenssituationen 
unterschiedlicher Personen zu reflektieren.

Berichte über Alltagserfahrungen und über un-
problematische wie problematische  Kommuni-
kationserfahrungen mit Menschen unterschied-
licher Migrationsherkünfte bilden den Einstieg. 
Die Rahmenbedingungen, in denen die einzel-
nen Teilnehmenden agieren, werden zu Beginn 
festgehalten. Anschließend werden Wünsche 
und Veränderungsbedarfe auf Seiten der Teil-
nehmenden geäußert. Im weiteren Verlauf wer-
den unterschiedliche Methoden wie Rollenspie-
le, Kleingruppenarbeit, Initiierung von Dialogen 
zu spezifischen Themenstellungen angewandt. 
Ein Beispiel sind Simulationen oder Übungen 
(MAYER 2008). Hier wird der Effekt von kulturel-
len Unterschieden im menschlichen Handeln si-
muliert. Es werden Situationen simuliert, bei de-
nen Menschen glauben, das gleiche Verständnis 
von Grundregeln zu teilen. Beim Bemerken der 
Unterschiede durchlaufen die Spieler/innen ei-
nen „Mini-Kultur-Schock“. Sie müssen nun da-
rum kämpfen, einander zu verstehen und sich 
mit den Unterschieden anzufreunden, damit 
interkulturelle Kommunikation effektiv stattfin-

den kann. Solche und ähnliche Methoden ma-
chen gelingende  interkulturelle Kommunikation 
erfahrbar. Sie kann mit in den Arbeitsalltag der 
Einzelnen genommen werden. Personen, die im 
täglichen Kundenkontakt stehen, können das 
Gelernte dort zum Einsatz bringen. Diejenigen, 
die auf übergeordneten Ebenen arbeiten, wer-
den mit den Anforderungen an Offenheit, Empa-
thie, Verständnis und den in allen Kulturen ange-
legten Kompetenzen des Einzelnen konfrontiert 
und können dies zukünftig in ihre Überlegungen  
und Entscheidungen (Personaleinstellungen) 
mit einbeziehen.

Herausforderungen

Die Rahmenbedingungen der Seminare sind im 
Vorfeld klar definiert worden: Als Gruppengröße 
hat sich in den Trainings eine Teilnehmerzahl 
von maximal fünfzehn bewährt. Die meisten 
Seminare waren ein- bis zweitägig. Die Grup-
penzusammensetzung variierte. Beispielsweise 
wurden bei „Option – Kultur“ für Schulungen der 
Feuerwehr die Lerngruppen von Leitungskräften 
zusammengestellt. Bei den offenen Schulungen 
war eine Teilnahme für alle Interessierten mög-
lich. Die eingesetzten Dozenten wurden unmit-
telbar vor den Trainings intensiv gebrieft. Dabei 
wurde das erstellte Konzept mit der Expertise 
und den Erfahrungen des eingesetzten Dozen-
ten und den Erwartungen der Teilnehmer/innen 
abgeglichen, soweit im Vorfeld bekannt.

Schon zu Beginn des Seminars werden die Er-
wartungen abgefragt. Die Trainer/innen müssen 
nun gleichermaßen sensibel und flexibel sein: 
oftmals sind die Gruppen so heterogen zusam-
mengesetzt, dass sich eine Gruppendynamik 
entwickelt, die eine Abkehr vom geplanten Se-
minarverlauf notwendig macht. Ebenso müssen 
sie mit Widerständen und Vorbehalten der Teil-
nehmenden rechnen. Ein Trainer erzählte nach 
einem Seminar mit Mitarbeitenden aus Ord-
nungsämtern und Stadtkassen  (deren Aufgabe 
es ist, Geld einzufordern), dass das vorgesehene 
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Konzept nicht angenommen wurde. Für solche 
Situationen sind erfahrene Trainer/innen vorbe-
reitet, indem sie den geplanten Ablauf situati-
onsangemessen verändern können und ggf. die 
Ansprache verändern oder Simulationen durch-
spielen. Es ist wichtig, die Teilnehmenden ernst 
zu nehmen und aktiv in das Seminargeschehen 
einzubinden. Dabei ist es nützlich, wenn sie 
Fallbeispiele aus ihrer eigenen Arbeit einbrin-
gen können. Sie dürfen nicht das Gefühl haben, 
dass Mitarbeiter/innen Diskriminierung unter-
stellt wird, eine Schuldzuweisung erfolgt, wenn 
Kommunikation nicht gut verläuft.

Praxiselemente

Die Exkursionen im Projekt „Perspektivwechsel“ 
bieten die Möglichkeit, durch „Einblick“ in un-
terschiedliche religiöse Einrichtungen, Migran-
teneinrichtungen, Unternehmen der ethnischen 
Ökonomie usw. persönlich den Horizont zu er-
weitern, mit allen Sinnen und durch Kommuni-
kation mit den Menschen vor Ort – sowie zwi-
schen allen an der Exkursion Beteiligten – ihre 
Erfahrungsräume zu erweitern. Durch dieses 
Zusatzangebot werden die zuvor in klassischen 
Seminaren vermittelten Inhalte real erfahrbar 
gemacht. So besuchen die Teilnehmenden bei-
spielsweise religiöse Einrichtungen (z.B. Mo-
scheen, Synagogen, Hindutempel, Cem-Häu-
ser), Quartiere mit besonderer multiethnischer 
Zusammensetzung (Dortmunder Nordstadt) 
oder Museen (Jüdisches Museum, Museum für 
russlanddeutsche Kulturgeschichte). Dort erhal-
ten die Teilnehmenden spezifischen kulturbe-
zogenen Input (z.B. über die Vielfalt im Islam, 
zur Migrationsgeschichte der Spätaussiedler/
innen etc.) und Gesprächsmöglichkeiten mit 
Vertreter/innen aus den jeweiligen Communi-
ties. So wurde beispielsweise die Moschee als 
Ort für Gespräche über die Rolle der Frau, das 
Kopftuchtragen oder die Vereinbarkeit von Be-
ruf und Gebetszeiten sowohl mit qualifizierten 
(islamischen) Theolog/innen als auch mit Ge-
meindevertreter/innen diskutiert. Diese Form 

des Austausches geht über das in herkömmli-
chen Seminaren Erlernte deutlich hinaus. Eine 
andere Exkursion führte die Teilnehmenden in 
mehrere durch Migrant/innen geführte Betrie-
be. Flankiert wurden die Besuche durch einen 
wissenschaftlichen Vortrag zur Migrantenökono-
mie. In Kombination mit der direkten Begegnung 
verschiedener Betriebsinhaber/innen, ihren in-
dividuellen Werdegängen und ihren besonderen 
Ressourcen und Herausforderungen erhielten 
die Jobcenter-Mitarbeitenden (hier überwie-
gend aus dem Arbeitgeberservice) sowohl einen 
theoretischen als auch praktischen Einblick in 
die Lebenswelten und -lagen ihrer potenziellen 
Kund/innen und konnten ihre Erfahrungen auch 
untereinander direkt reflektieren.

Auftaktveranstaltungen, Arbeitskreise und 
Workshops

Im Projektverlauf von „Option – Kultur“ kamen 
auch renommierte Fachexperten zum Einsatz. 
Prof. Ahmet Toprak (FH Dortmund) referierte im 
Rahmen des Arbeitskreises Kinder, Jugend und 
Familie zum Thema „Lebenswelten muslimi-
scher Familien“ und gab wertvolle Impulse für 
die tägliche Arbeit von Mitarbeiter/innen rele-
vanter Ämter. Es war u.a. Ziel des Arbeitskreises, 
erfolgreich erprobte Konzepte kennenzulernen, 
diese zu bewerten und daraus resultierend eine 
gemeinsame Strategie zu entwickeln und für 
das eigene Handeln nutzbar zu machen. 
Prof. Aladin El-Mafaalani (FH Münster) hielt im 
Rahmen einer Auftaktveranstaltung für eine 
Schulungsreihe  für Schulsozialarbeiter/innen ei-
nen Vortrag zur Migrationssensibiltät an Schulen.

Auch leitende Mitarbeiter aus Kommunen stell-
ten Modellprojekte vor: Malte Dahlhoff, Ausbil-
dungsleiter aus Hamm, erläuterte einen Ansatz, 
wie man Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund einen Einstieg in eine Beschäftigung bei 
der Stadt erleichtern kann.
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5  Evaluation und Modifizierung 

Ein wichtiger Bestandteil eines Weiterbildungs-
angebotes ist die Überprüfung der Ergebnisse 
und Wirkungen auf Seiten der Teilnehmenden. 
Unmittelbar nach Beendigung des konkreten 
Weiterbildungsmoduls werden die Teilnehmen-
den daher gebeten, ihre Einschätzungen zum 
bisher Erlernten mündlich darzulegen. Ergän-
zend werden anonymisierte Feedbackbögen 
ausgehändigt.

Neben der unmittelbaren Sammlung von Ein-
drücken ist es ferner hilfreich, eine zeitlich ver-
zögerte Nachbefragung bei den Teilnehmenden 
durchzuführen, weil bestimmte kognitive Verän-
derungsprozesse erst nach der Rückkehr in den 
Arbeitsalltag richtig zur Entfaltung kommen. Die 
Erhebung kann in Form eines standardisierten 
Fragebogens erfolgen, birgt jedoch aufgrund der 
unpersönlichen Ansprache die Gefahr eines ge-
ringen Rücklaufes. In den Beispielprojekten wur-
de auf diese Art der Nachbefragung verzichtet. 
Stattdessen wurde auf informelle Reflexionsge-
spräche im Rahmen der Personalentwicklung 
gesetzt. Die Eindrücke der Teilnehmenden wer-
den auf Seiten der Verwaltungen gesammelt und 
an den jeweiligen Bildungsträger rückgekoppelt. 
Auf Grundlage der eingeholten Feedbacks er-
folgt dann eine organisationsübergreifende Ge-
samtauswertung in Form der gemeinsamen Re-
flexionsrunden.

Die Ergebnisse aus den Reflexionsgesprächen 
wurden zum Anlass genommen, weitere Weiter-
bildungsangebote entsprechend zu modifizieren 
bzw. neue zu erstellen. So wurden etwa die di-
rekten Gesprächsmöglichkeiten mit Vertreterin-
nen und Vertretern verschiedener Communities 
als sehr positiv empfunden und der Wunsch 
nach Ausbau dieser Elemente im Rahmen der 
Weiterbildung geäußert. Auch die Kombination 
von Frontalunterricht und interaktiven Einheiten 
im Rahmen der Seminare wurde begrüßt und 
gegenüber eher „trockenen“ Veranstaltungsfor-
maten bevorzugt. Ebenso kam der Einsatz von 

Dozentinnen und Dozenten, die entweder selbst 
aus einer spezifischen Herkunftskultur stammen 
oder bereits über praktische Erfahrungen im Be-
reich einer Arbeitsverwaltung verfügen, bei den 
Teilnehmenden signifikant besser an.

Zu den organisatorischen Aspekten, die einer 
kritischen Überprüfung unterzogen wurden, ge-
hörten z.B. der zeitliche Umfang. Den meisten 
Mitarbeitenden fällt es schwer, eine dreitägige  
Fortbildung zu besuchen. Eine Verkürzung auf 
zwei Tage war zwar einerseits wünschenswert, 
wurde jedoch bei gleichen Inhalten als zu kom-
pakt empfunden. Eine verträglichere Lösung 
war die Verschiebung des dritten Seminartages 
um wenige Wochen. Dieser dritte Tag diente vor 
allem der Auffrischung und Reflexion des Erlern-
ten und wurde von den allermeisten Teilneh-
menden auch in Anspruch genommen.

Im Rahmen der Auswertungen wurden auch 
neue Bedarfe und Themen kommuniziert, die 
im Vorfeld der Angebotserstellung noch keine 
so große Relevanz aufwiesen. So kam im zwei-
ten Projektjahr von „Perspektivwechsel“ aus ak-
tuellem Anlass das Thema „Zuwanderung aus 
Südosteuropa“, in Kombination mit dem mehr-
heitlich geäußerten Bedarf an Informationen 
zur Kultur der Roma, neu hinzu. Auch rechtliche 
Aspekte im Zuge der Auseinandersetzung mit 
Zugewanderten wurden stärker nachgefragt, so-
dass entsprechende Tagesseminare zu aufent-
halts- und sozialrechtlichen Fragen angeboten 
wurden.

6  Handlungsempfehlungen

 Interkulturelle Öffnung muss ein Quer-
schnittsthema für alle  Bereiche der Ver-
waltung sein. Dies muss sich folgerichtig 
auch auf Themen der Weiterbildung aus-
wirken. Gelingt es, interkulturelle Aspekte 
i.S. eines Cultural Mainstreamings in alle 
Seminare der beruflichen Aus- und Weiter-
bildung zu verankern, ist ein großer Schritt 
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in Richtung einer kultursensiblen Öffnung 
getan.

 Schon bei der Gestaltung von Weiterbil-
dungsangeboten muss Partizipation grei-
fen. Von Seiten der Migrantinnen und 
Migranten kommen sehr viele sinnvolle 
Vorschläge für Schulungsthemen, aber 
auch für Strategien: 1.) um Jugendliche 
für eine Ausbildung in der öffentlichen  
Verwaltung zu gewinnen und 2.) für eine 
bessere Ansprache von Jugendlichen für 
eine Tätigkeit in der öffentlichen Verwal-
tung. Auch bei der Akquise von Weiterbil-
dungen sollte die Verwaltung neue Wege 
gehen. 

 Migrantenorganisationen können auch 
im Kontext der Weiterbildungen eine ak-
tive Rolle spielen, beispielsweise als Ge-
sprächspartner im Rahmen dialogorien-
tierter Veranstaltungen, oder auch als Ort 
für Exkursionen, in denen Mitarbeitende 
außerhalb ihres alltäglichen Arbeitskon-
textes einen Einblick in verschiedene Kul-
turen erhalten können.

 Zudem gilt es, die Zielgruppe (in diesem 
Fall die Mitarbeitenden aus den verschie-
denen Verwaltungen) nicht nur als Objekte 
der Weiterbildungsansätze zu betrachten, 
sondern sie aktiv in die Gestaltung der 
Angebote einzubeziehen. Hierzu gehören 
die partizipative Bedarfserhebung im Vor-
feld ebenso wie Feedbackgespräche und 
Nachbefragungen zu Evaluationszwecken. 
Die Zielgruppe ist entsprechend ihrer Be-
darfe, aber auch ihrer bereits vorhande-
nen Ressourcen genauestens zu analy-
sieren, wenn verhindert werden soll, dass 
Angebote an den Erwartungen ihrer Teil-
nehmenden vorbeigehen. 

 Weiterbildung muss, damit sie erfolgreich 
ist, eine win-win-Situation für alle Prozess-
beteiligten erzeugen. Die Mitarbeitenden 

müssen erkennen, dass die neuen Er-
kenntnisse einen Gewinn für ihre tägliche 
Arbeit darstellen, die Interaktion mit den 
Bürgerinnen und Bürgern erleichtert und 
somit den Erfolg ihrer Arbeit steigert. Auf 
der anderen Seite erfahren die Bürgerin-
nen und Bürger eine  kultursensiblere Be-
ratung, mehr Wertschätzung und Ausgren-
zungserfahrungen können somit zukünftig 
vermieden werden.

 Führungskräfte, nicht zuletzt diejenigen 
auf mittlerer Ebene, spielen eine wichtige 
Schlüsselrolle im Prozess der Weiterbil-
dung. Sie sind verantwortlich dafür, dass 
interkulturelle Weiterbildung in ihrem Ver-
antwortungsbereich stattfindet, indem sie 
die verschiedenen Angebote mit den Be-
darfen und Interessen ihrer Mitarbeiten-
den zusammenbringen. Sie haben in der 
Regel einen guten Überblick über die Her-
ausforderungen innerhalb der verschiede-
nen (Unter)Abteilungen und sollten daher 
frühzeitig in die Bildungsplanungen in-
volviert werden. Gleichzeitig verfügen sie 
über die erforderlichen Kompetenzen, um 
Mitarbeitende für die Weiterbildung zu ge-
winnen. 

 
 Letzten Endes ist die Politik gefordert. Nur 

sie kann die notwendigen Rahmenbedin-
gungen schaffen, einen Öffnungsprozess 
erfolgreich zu gestalten. Sie kann die (in-
frastrukturellen) Strukturen verändern, 
d.h., die Verwaltung muss interkulturelle 
Öffnung „top down“ leben: von der Füh-
rungskraft bis zum Mitarbeitenden. In vie-
len Kommunen gibt es schon gute Ansät-
ze und Erfolge in Öffnungsprozessen, z.B. 
Leitlinien oder Integrationskonzepte o.ä. 
In diesen Kommunen nimmt interkulturel-
le Weiterbildung eine wichtige Rolle ein.

 Wenn Weiterbildung Veränderungen aus-
lösen will, muss sie die Köpfe der Teilneh-
menden erreichen. Veränderungsprozesse 
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sind langwierige Lernprozesse. Die Verän-
derung von Denk- und Handlungsweise 
ist mitunter auch mit Unsicherheiten und 
Krisen verbunden. Das Bewusstsein für 
die Dringlichkeit zu schaffen, ist ein erster 
von vielen Schritten, die erforderlich sind, 
bis neues Wissen oder neue Erkenntnisse 
im Denken und Handeln auch wirklich fest 

verankert sind. Veränderungen benötigen 
Zeit und können nicht unmittelbar nach 
Seminarende erwartet werden. Soll inter-
kulturelle Weiterbildung nachhaltig sein, 
darf sie sich nicht in punktuellen Veran-
staltungen erschöpfen, sondern muss als 
dynamischer und fortwährender Prozess 
verstanden werden.
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„Wieso sitze ich hier?“ – Widerstände in Fortbildungen zur 
Interkulturellen Kompetenz in Verwaltungsorganisationen

Alexander Scheitza & Suse Düring-Hesse

1 Einleitung

Fortbildungen, die eine Verbesserung der Kom-
munikation und Interaktion mit Angehörigen 
anderer Kulturen zum Inhalt haben, wurden ur-
sprünglich für die Vorbereitung bzw. Begleitung 
von Auslandseinsätzen entwickelt. Seit Mitte der 
1990er Jahre ist in Deutschland auch die Ausei-
nandersetzung mit kultureller Vielfalt im Inland 
(„domestic diversity“) zum Gegenstand so ge-
nannter „interkultureller Trainings“ geworden. 
Schon in dieser frühen Phase waren es vor allem 
Beschäftigte des öffentlichen Dienstes, für die 
entsprechende Fortbildungen entwickelt und 
durchgeführt wurden. Teilnehmer/innen dieser 
Fortbildungen waren damals fast ausschließlich 
deutsch-stämmige Mitarbeiter/innen von staat-
licher Einrichtungen, die überdurchschnittlich 
häufig Kontakt zu Personen mit nicht-deutschen 
Wurzeln hatten und dabei einem besonders 
starkem Problemdruck ausgesetzt waren: Leh-
rer/innen, Mitarbeiter/innen von Arbeitsagentu-
ren, Polizei oder Strafvollzug.

Die politische Orientierung hin zu einer aktiven 
Gestaltung und Förderung von Integration Mit-
te der 2000er Jahre markiert den Beginn eines 
regelrechten Booms: Meist gefördert durch Mit-
tel des Bundes, der Länder oder der EU finden 
interkulturelle Trainings in den letzten Jahren in 
Verwaltungsorganisationen unterschiedlichster 
Art Einzug. Längst geht es nicht mehr nur um 
Kontakte mit „problematischer Klientel“, son-
dern um die nicht zuletzt aufgrund der demo-
grafischen Entwicklung immer häufiger werden-
den kulturellen Überschneidungssituationen im 
alltäglichen Verwaltungshandeln. Flankiert von 
den verhältnismäßig neuen Leitgedanken einer  

stärkeren Service- und Kundenorientierungen in 
der öffentlichen Verwaltung sollen Mitarbeiter/
innen von Ämtern und Behörden aller Art beim 
angemessenen und effektiven Umgang mit Per-
sonen unterstützt werden, die aufgrund ihrer 
Biographie über weniger Systemkenntnis und oft 
auch über geringere Sprachkenntnisse verfügen. 

Aus unserer langjährigen Erfahrung mit einer 
Vielzahl interkultureller Fortbildungen mit Mit-
arbeiter/innen unterschiedlicher Verwaltungs-
organisationen lassen sich die Teilnehmer/
innen solcher Fortbildungen grob in drei Typen 
unterteilen: Zum einen gibt es diejenigen, die 
die Notwendigkeit erkennen, sich mit anderen 
Formen des Denkens, Bewertens und Han-
delns sowie den gelegentlich eingeschränkten 
Verständigungsmöglichkeiten im Kontakt mit 
Migrant/innen auseinanderzusetzen. Diese Teil-
nehmer/innen haben ein genuines Interesse an 
interkulturellen Fragestellungen. Sie sind bereit, 
eigene Verhaltensroutinen kritisch zu hinterfra-
gen und ggf. zu modifizieren. Zum anderen gibt 
es aber auch diejenigen, die gegenüber einer 
Auseinandersetzung mit anderen kulturellen 
Werten und Praktiken negativ eingestellt sind. 
Die Notwendigkeit einer Anpassung sehen die-
se Verwaltungsmitarbeiter/innen eher beim 
Gegenüber. Personen dieses Typus sind in der 
Regel älter, haben meist ihre berufliche Sozia-
lisation zu Zeiten eines traditionellen, weniger 
kundenorientierten Verständnis der Tätigkeiten 
von Verwaltungs- und Vollzugsorganisationen 
durchlaufen und verfügen meist nur über we-
nige interkulturelle Erfahrungen außerhalb des 
eigenen Arbeitskontextes. Sie begegnen inter-
kulturellen Fortbildungen mit großen Vorbehal-
ten, gelegentlich sogar mit expliziter Ablehnung. 
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Schließlich gibt es als dritten Typus Personen, 
denen der Sinn und Zweck einer interkulturellen 
Fortbildung zwar nicht auf Anhieb einsichtig ist, 
die aber durchaus für eine Fortbildung dieser 
Art zu gewinnen sind. Dafür müssen allerdings 
die Gründe für eine Teilnahme vermittelt und ein 
Lernarrangement getroffen werden, auf das sie 
sich bereitwillig einlassen können. 

Die Vorbehalte, auf die man in interkulturellen 
Trainings in Verwaltungsorganisationen stoßen 
kann, haben mitunter viel mit den Veränderun-
gen zu tun, die dieser Arbeitsbereich in den 
vergangenen 20 Jahren erfahren hat: Knappe 
finanzielle und personelle Ressourcen haben zu 
einer stärkeren Arbeitsbelastung vieler Mitarbei-
ter/innen geführt. Interkulturelle Anforderung 
werden vor diesem Hintergrund als Zusatzbelas-
tung bzw. als Überforderung betrachtet.

Widerstände sind nicht die Regel bei der Durch-
führung interkultureller Trainings. Sie können 
aber jederzeit auftreten und Lernerfolge er-
schweren oder verhindern. In diesem Artikel 
beschreiben wir zunächst die Rahmenbedingun-
gen von interkulturellen Fortbildungen in der öf-
fentlichen Verwaltung. Anschließend stellen wir 
unterschiedliche Äußerungsformen von Wider-
ständen in Fortbildungsveranstaltungen dar und 
zeigen daraufhin auf, wogegen sich diese Wi-
derstände richten können. Im Anschluss setzen 
wir uns mit den Motiven und Hintergründen von 
Widerständen auseinander und leiten daraus 
verschiedene Interventionsmöglichkeiten für 
Fortbildner/innen ab. Wir unterscheiden dabei 
zwischen Maßnahmen, die im Vorfeld, während 
des Trainings und nach dem Training getroffen 
werden können. 

2 Interkulturelle Fortbildungen in  
 der öffentlichen Verwaltung

Fortbildungen in der öffentlichen Verwaltung 
unterscheiden sich von Fortbildungen im privat-
wirtschaftlichen Bereich und stellen Trainer/
innen daher vor besondere Herausforderungen. 
Bevor wir auf die Formen und Ursachen von Wi-
derständen in interkulturellen Trainings in Ver-
waltungsorganisationen zu sprechen kommen, 
wollen wir auf einige Besonderheiten von Fort-
bildungen insbesondere im ordnungspolitischen 
Aufgabenbereich eingehen. 

Besonders in ordnungspolitischen Aufgabenbe-
reichen von öffentlichen Verwaltungen sind Mit-
arbeitende in ihrem Arbeitsalltag hierarchisch 
vorstrukturierte Interaktionen gewohnt

In Wirtschaftsorganisationen geht es darum, 
Produkte kundengerecht zu entwickeln bzw. at-
traktive Dienstleistungen anzubieten. Während 
Wirtschaftsunternehmen immer in Konkurrenz 
zu anderen Anbietern stehen, sind besonders die 
ordnungspolitischen Aufgabenbereiche der Ver-
waltung wie beispielsweise Polizei, Feuerwehr, 
Ordnungswesen oder Straßenverkehrswesen in 
der Regel konkurrenzlos. Für ihre Leistungen 
gibt es keinen Markt, ihre Kunden haben keine 
Wahlmöglichkeit, sondern sind auf die Dienst-
leistungen angewiesen. Umgekehrt können sich 
auch die Mitarbeitenden der entsprechenden 
Ämter und Behörden ihre Kunden nicht aus-
suchen, sondern sind rechtlich Erbringung zur 
ihrer Dienste verpflichtet. Diese Konstellation 
hat Folgen: Nicht immer begegnen sich Mitar-
beiter/innen solcher Verwaltungsorganisationen 
und ihre Kunden/innen auf Augenhöhe, sondern 
stehen in einem (vordergründig) einseitigem Ab-
hängigkeitsverhältnis zueinander: Die Verwal-
tungsmitarbeiter/innen verkörpern die Anliegen 
des Staates und sind angehalten, rechtliche 
Vorgaben gegenüber einzelnen Bürgern umzu-
setzen. Dabei können sie auf der gesetzlichen 
Grundlage bestimmte Dinge durchsetzen, wenn 
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diese zum Wohle der Allgemeinheit erforder-
lich sind oder Gefahr im Verzug besteht. Diese 
Machtposition macht es einfach, Anpassungen 
in der Kommunikation eher vom Gegenüber zu 
fordern. Im Laufe einer langjährigen Tätigkeit 
kann sie bei manchen Verwaltungsmitarbeiter/
innen zu einer gewissen Verschlossenheit ge-
genüber einer Weiterentwicklung ihrer kommu-
nikativen und interaktiven Fertigkeiten führen. 

Die Fortbildungskultur in der ordnungspolitisch 
tätigen öffentlichen Verwaltung ist eher „algo-
rithmisch“ orientiert

Ein Algorithmus ist eine eindeutige Handlungs-
vorschrift zur Lösung eines Problems. Algo-
rithmen bestehen aus genau definierten Ein-
zelschritten. Die Formel für algorithmisches 
Handeln lautet „Wenn A vorliegt, tue X“. Ver-
waltungshandeln, das sich aus gesetzlichen 
Vorgaben herleitet, ist im ordnungspolitischen 
Aufgabenbereich in vielen Fällen zwangsläufig 
algorithmisch orientiert. Vor allem bei der Ge-
fahrenabwehr und bei der Notwendigkeit eines 
sofortigen Einschreitens gibt es klare Vorgaben 
(„Checklisten“) die schnelles und effektives 
Handeln ermöglichen sollen.

Besonders in Verwaltungsorganisationen wie 
Polizei, Feuerwehr, Ordnungswesen oder Kata-
strophenabwehr orientiert sich die Aus- und  
Fortbildung stark an diesem Muster: Die Vermitt-
lung allgemeinverbindlicher Handlungsregeln 
und -routinen nimmt eine zentrale Rolle ein. Im-
mer wieder auf den neuesten Stand gebrachte 
(Handlungs-)Techniken und der sachgemäße 
Einsatz immer modernerer technischer Hilfs-
mittel werden mit den Beschäftigten eingeübt. 
Diese vorwiegend an algorithmischem Handeln 
ausgerichtete Fortbildungskultur prägt auch die 
Erwartungen an Fortbildungen zu interkulturel-
ler Kompetenz: Analog zu den Fortbildungen im 
(handlungs-)technischen Bereich wünschen sich 
Teilnehmer/innen häufig klare Anweisungen 
zum richtigen Handeln in bestimmten Situatio-

nen. Auch in Fortbildungen für Verwaltungsmit-
arbeitende mit hoher Kunden-/Bürgerfrequenz 
trifft man gelegentlich auf den Wunsch nach ei-
ner „Checkliste“ für den Umgang mit Menschen 
anderer Herkunft.

Diese Erwartungen können interkulturelle Fort-
bildungen jedoch nicht erfüllen: Auch wenn Per-
sonen zur gleichen Zeit in einem ähnlichen kultu-
rellen Umfeld sozialisiert wurden, ist ihr Denken, 
Fühlen und Handeln doch immer auch von ganz 
persönlichen Erfahrungen und Gemütszustän-
den sowie von den Handlungsmöglichkeiten in 
einer ganz konkreten Situation abhängig. Kul-
tur wirkt also nicht mechanistisch, klar fassbar 
und für alle Mitglieder einer kulturellen Gruppe 
gleichermaßen und in gleicher Form. Algorithmi-
sches Handeln kann daher kein Ziel interkultu-
reller Fortbildungen sein. Stattdessen geht es 
in interkulturellen Trainings darum, Verständi-
gungsprobleme, die aus einer anderen Weltsicht 
rühren, zu erkennen und kommunikative Hürden 
bei der Herstellung von Verständnis zu überwin-
den. Die Teilnehmer/innen interkultureller Fort-
bildungen werden angeregt, kulturelle Faktoren 
als verhaltensbeeinflussende Faktoren mitzu-
denken, ihre mögliche Wirkung aufzuspüren und 
diese bei der Entwicklung eigener Handlungsop-
tionen zu berücksichtigen. Letztlich geht es bei 
interkulturellen Trainings um die Entwicklung  
feinerer Sensoren für menschliches Verhalten 
und um die Steigerung der Kreativität für das 
eigene Handeln. 
Interkulturelle Fortbildungen orientieren sich 
daher stärker an einem heuristischen Lernpara-
digma, bei dem es darum geht, mit begrenztem 
Wissen und unvollständigen Informationen zu 
guten Lösungen zu kommen.

In der öffentlichen Verwaltung werden häufig 
interne Fortbildner/innen eingesetzt

In vielen Wirtschaftsorganisationen ist es üblich, 
für Fortbildungen externe Experten einzusetzen. 
Besonders im Rahmen der Führungskräfteent-
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wicklung setzt man auf Know-how aus den So-
zial- und Kommunikationswissenschaften, um 
Personen mit technischer oder kaufmännischer 
Ausbildung für neue Aufgaben mit höheren so-
zialen und kommunikativen Anforderungen zu 
qualifizieren. In öffentlichen Verwaltungen fin-
den wir häufig einen Mix aus einerseits internen 
Fortbildnern, d.h. Personen, die selbst in Verwal-
tungsorganisationen tätig sind bzw. tätig waren 
und andererseits externen Experten, die auch 
hier vorzugsweise im sozialen und kommunikati-
ven Fortbildungsbereich eingesetzt werden. Die 
Ursachen für eine Tendenz zum Einsatz interner 
Aus- und Fortbildner/innen liegen vermutlich 
unter anderem in der beschriebenen algorith-
mischen Orientierung von Aus- und Fortbildung: 
Das Ideal des Lehrenden ist der Experte für das 
spezifische Handlungsfeld, der die Fragestellun-
gen des Arbeitsalltags aus eigener Anschauung 
genau kennt und sein Wissen an die nächste 
Generation weitergibt. Ein weiterer Grund, Ver-
waltungsmitarbeitenden den Vorzug zu geben 
liegt sicherlich auch im Sparsamkeitsgebot der 
öffentlichen Verwaltung, da das Engagement 
externer Fachleute in der Regel mit höheren di-
rekten Kosten verbunden ist als beispielsweise 
die Freistellung einer Verwaltungskraft für Fort-
bildungszwecke.

Der Einsatz interner Fortbildner/innen hat vor 
allem im fachlichen und rechtlichen Bereich 
durchaus Vorteile: Sie sichern den Bezug zu den 
Herausforderungen des Tätigkeitsfeldes und 
erleichtern außerdem die Identifikation der Teil-
nehmenden mit dem Lehrenden als Vorbild für 
das eigene Handeln. Die Möglichkeiten interner 
Fortbildner/innen, Verwaltungsmitarbeiter/in-
nen für das relativ neue Gebiet der interkulturel-
len Kommunikation und Interaktion zu qualifizie-
ren, sind jedoch begrenzt. Die angesprochene 
hohe Komplexität der Lerngegenstände Interkul-
turalität und Diversität sowie ihre Umsetzung in 
interkulturelle Lernarrangements erfordern eine 
spezielle fachliche Expertise. Ohne sozialwis-
senschaftlichen Hintergrund ist die Komplexität 
des Themenfeld nur schwer aufzubereiten und 

ohne pädagogisches Know-how wird es eher sel-
ten gelingen, interkulturelle Sensibilität effektiv 
und nachhaltig zu vermitteln. Ein/e externe/r 
interkulturelle/r Fortbildner/in muss sich jedoch 
bewusst sein, dass eine fehlende Feldexpertise 
bei Fortbildungen in Verwaltungsorganisationen 
mehr Skepsis hervorruft als in anderen Bran-
chen und Fachexpertise oft nicht automatisch 
zur Akzeptanz als kompetente/r Trainer/in führt. 

Es gibt eine Neigung zu Fortbildungsverpflich-
tungen

Im Umgang mit den Bürger/innen ist die öffent-
liche Verwaltung dazu verpflichtet, Sachverhalte 
gleicher Art auch gleich zu behandeln und zu 
entscheiden. Aus dem Ideal der Gleichbehand-
lung leitet sich die von uns schon beschriebene 
algorithmische Organisations- und Fortbildungs-
kultur her. Das Ideal der Gleichbehandlung führt 
aber auch dazu, dass gegebenenfalls Fortbil-
dungen „flächendeckend“ für einen ganzen 
Aufgabenbereich verpflichtend durchgeführt 
werden, d.h. sämtliche Verwaltungsmitarbeiter/
innen eines Fachgebietes zu einem bestimmten 
Thema fortgebildet werden. Der Grundgedanke, 
dass alle Mitarbeiter/innen eines Bereichs über 
den gleichen Stand an Kenntnissen und Fertig-
keiten verfügen sollten, ist durchaus positiv, im 
fachlich-rechtlichen Bereich ist er sogar alterna-
tivlos. Bei Verhaltens- und Kommunikationstrai-
nings ist eine Verpflichtung aller Mitarbeiter/in-
nen zur Teilnahme allerdings wenig hilfreich. Der 
Ansatz von Gleichbehandlung kann hier proble-
matisch werden, wenn nur ein Teil der Angespro-
chenen den Sinn und Zweck einer Fortbildung 
erkennt. Personen, die einem Fortbildungsthe-
ma mit Skepsis begegnen, sind vor allem in den 
üblichen Kurzzeitveranstaltungen nur schwer zu 
erreichen. Wenn sie ihre Skepsis laut artikulie-
ren, können sie darüber hinaus die Lernmöglich-
keiten der ganzen Gruppe stark einschränken.

Bei interkulturellen Fortbildungen sind die aus 
einer Fortbildungsverpflichtung erwachsenen 
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Widerstände besonders häufig. Besonders Per-
sonen, die die Ursachen für Schwierigkeiten in 
Kommunikation und Zusammenarbeit einseitig 
den Kunden zuschreiben, werden kaum ein Be-
dürfnis nach Fortbildung erkennen und artikulie-
ren. Der Impuls für ein interkulturelles Training 
geht oft von der Führungsebene einer Verwal-
tungsorganisation oder auch von kommunalen 
Integrationsbüros aus, die einen Fortbildungs-
bedarf erkannt und Finanzierungsmöglichkei-
ten für interkulturelle Weiterbildung aufgetan 
haben. Werden die Gründe für die Implemen-
tierung einer Fortbildung nicht ausreichend 
den Mitarbeiter/innen kommuniziert, laufen 
diejenigen, die eine interkulturelle Fortbildung 
durchführen, Gefahr, als „Erfüllungsgehilfen“ für 
nicht nachvollzogene Organisationsziele zu wer-
den und stellvertretend der Kritik an „denen da 
oben“ ausgesetzt zu sein. 

Die Teilnahme an Fortbildungen hat einen 
relativ geringen Incentive-Charakter

Mitarbeiter/innen, die durch Fortbildungen ein 
Interesse an einem bestimmten Thema und ihre 
allgemeine Lernbereitschaft demonstrieren kön-
nen, zeigen sich in Fortbildungen deutlich offe-
ner. Durch die Fortbildungsteilnahme empfehlen 
sie sich für anspruchsvollere Tätigkeiten und, oft 
damit verbunden, für eine bessere Bezahlung. 
Widerstände gegen die Inhalte oder Methoden 
einer Fortbildung sind unter diesen Umständen 
selten. Berufliche Laufbahnen, die stärker vor-
bestimmt sind, bieten deutlich eingeschränktere 
Aufstiegsmöglichkeiten und sind durch die eige-
ne Leistungsbereitschaft weniger beeinflussbar. 
Für die freiwillige Teilnahme an Fortbildungen 
der Mitarbeitenden aus diesen Bereichen gibt 
es daher meist nur eine intrinsische, kaum eine 
extrinsische Motivation.

3 Äußerungsformen und Ziele 
 von Widerständen 

Widerstände in interkulturellen Trainings können 
sich auf unterschiedliche Art und Weise äußern. 
Zum einen können diese explizit kommuniziert 
werden, zum anderen lassen auch viele nonver-
bale Äußerungen Rückschlüsse auf die Haltung 
der Teilnehmenden zu. Verschränkte Arme, ein 
abgewandter Blick oder ein weggedrehter Kör-
per sind häufig Indikatoren einer ablehnenden 
Haltung. Noch deutlicher erkennbar werden die-
se, wenn die Augen bei Äußerungen des/r Trai-
ner/in verdreht werden oder wenn auf Aufforde-
rungen des/r Trainer/in nicht reagiert wird. Auch 
eine verspätete Rückkehr in den Seminarraum 
nach einer Pause kann für Desinteresse oder 
Widerstand sprechen. Unmissverständlich wird 
eine solche Haltung, wenn offen gegen Inhalte 
oder Methoden protestiert wird, ein Weiterbil-
dungsbedarf abgelehnt wird oder die angebo-
tene Fortbildung als falscher Ansatz für die Be-
hebung eines durchaus erkannten Missstandes 
bezeichnet wird. Das Gefühl einer Zumutung 
ausgesetzt zu sein kann aber auch indirekter – 
z.B. in Form zynischer Äußerungen – artikuliert 
werden. 

Neben den Äußerungsformen lassen sich auch 
verschiedene Ziele von Widerständen unter-
scheiden. So kann sich die Abwehr der Teil-
nehmenden entweder gegen die Themen und 
Inhalte, gegen die eingesetzten Methoden oder 
auch gegen die Person des/r Trainer/in richten. 
Im Folgenden stellen wir verschiedene Zielrich-
tungen von Widerständen dar, die besonders in 
interkulturellen Fortbildungen anzutreffen sind. 
Wir gehen dabei besonders auf die Zusammen-
hänge zwischen Widerstandsmustern und den 
im vorigen Kapitel erläutern Kontextfaktoren ein. 
Um die verschiedenen Widerstandsfiguren zu 
veranschaulichen, haben wir ihrer Beschreibung 
ein typisches Teilnehmerzitat vorangestellt.
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Widerstände gegen Themen und Inhalte

Wenn sich der Widerstand gegen die interkul-
turelle Thematik richtet, wird die Fortbildungs-
veranstaltung grundsätzlich in Frage gestellt. 
Dieser Ablehnung können unterschiedliche Vor-
stellungen zugrunde liegen:

„Wieso sitze ich hier?“

Diese Haltung ist ein allgemeiner Ausdruck einer 
fehlenden Identifikation mit dem interkulturellen 
Thema. Häufig steckt hinter diesem Ausspruch 
die Haltung, den beruflichen Alltag auch ohne 
zusätzliche „interkulturelle Kompetenz“ ausrei-
chend gut bewältigen zu können. Die Teilneh-
mer/innen reduzieren durch diese Aussage ihre 
Tätigkeiten auf das Abarbeiten von Vorgaben. 
Die Verantwortung für das Gelingen von Kom-
munikation wird dem Gegenüber zugeschrieben. 
Das eigene Handeln wird nicht infrage gestellt. 
Teilnehmer/innen mit dieser Haltung sind ver-
haftet im algorithmischen Handeln. Eine Fortbil-
dung, die keine Arbeitserleichterung durch die 
Vermittlung von Checklisten und Wenn-dann-
Vorgaben bietet, sondern eine kritische Reflexi-
on des eigenen Handeln und eine Loslösung von 
gewohnten Sichtweisen und Routinen erfordert, 
wird für unsinnig gehalten.
In diesem Ausdruck äußert sich häufig auch Kri-
tik an denjenigen, die für die Durchführung der 
interkulturellen Fortbildung verantwortlich ge-
halten werden. Die Veranstaltung wird als Beleg 
dafür gesehen, dass „die Führungsebene den 
Blick für die wirklich dringenden Probleme ver-
loren hat“. 

„Wieso wir und nicht die?“

Diese Äußerung ist meist in verpflichtenden Fort-
bildungen zu hören. Die Verpflichtung zur Fortbil-
dung wird dabei als Infragestellung der eigenen 
Kompetenz begriffen, die man natürlich nicht 
kommentarlos akzeptieren kann. Hinter dieser 

Aussage können latente Selbstzweifel oder auch 
ein Mangel an Wertschätzung von außen stehen. 
Der/die Teilnehmer/in füllt diese Schwachstelle, 
indem er/sie möglichst deutlich kommuniziert, 
dass er/sie seine/ihre Arbeit sehr wohl gut im 
Griff hat. Es sind die Anderen, Fremden die „nicht 
wissen, wie man sich hier richtig benimmt“. Die 
eigene Unsicherheit mündet in einer kulturzen-
tristischen Haltung, bei der von Einwanderern 
eine Anpassung an die in Deutschland üblichen 
Werte und Konventionen verlangt wird. Für das 
Gelingen von Integration sind demnach einsei-
tig die Migranten/innen zuständig, während die 
Aufnahmegesellschaft (und man selbst!) davon 
unberührt bleibt. Teilnehmer/innen mit dieser 
Haltung versuchen häufig, den/die Fortbildner/
in in eine grundsätzliche Debatte über (geschei-
terte) Einwanderungspolitik zu verwickeln und 
zu einer politischen Verortung herauszufordern. 

„Ich lasse mich nicht missionieren.“

In dieser Äußerung verknüpft sich die Ablehnung 
gegen eine für unnötig gehaltene Fortbildungs-
veranstaltung mit einer Weigerung, das eigene 
Verhalten kritisch zu reflektieren und gegebe-
nenfalls zu modifizieren. Der Fortbildungsveran-
staltung wird unterstellt, sie wolle den Teilneh-
menden eine andere Weltsicht aufoktroyieren 
(„Sie wollen, dass ich was werde, was ich gar 
nicht sein will!“). Eindringlich verteidigen die 
Teilnehmer/innen ihre vertrauten Arbeitsmuster 
und leugnen jede Mitverantwortung für Schwie-
rigkeiten in interkulturellen Überschneidungssi-
tuationen. Dieser Haltung liegt häufig eine Angst 
vor dem Verlust einer vertrauten und übersichtli-
chen Welt zugrunde.

„Wir wollen lieber…“ 

Diese Äußerung ist Folge einer verpflichtenden 
Teilnahme, die in diesem Fall auch offen an-
gesprochen wird: Man distanziert sich deutlich 
von der Notwendigkeit einer interkulturellen 
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Fortbildung und hält andere Themen für weit-
aus wichtiger. Um das geringe Interesse und die 
nicht vorhandene Notwendigkeit zu unterstrei-
chen, werden als Gegenvorschlag meist ganz 
andere Themengebiete genannt und Maßnah-
men vorgeschlagen, die keine Reflexion des ei-
genen Handelns erfordern („Wir brauchen mehr 
Informationen darüber, was das neue XY-Gesetz 
für uns bedeutet.“ „Wir brauchen eine bessere 
Software.“). Eine interkulturelle Fortbildung soll 
vor allem Arbeitsabläufe erleichtern und Hand-
lungssicherheit vermitteln: „Wenn schon eine 
interkulturelle Fortbildung, dann bitte harte Fak-
ten und Sachen die ich direkt umsetzen kann“. 
Diese Forderung können seriöse interkulturelle 
Trainings, die Kultur nicht als mechanistischen 
Wirkfaktor betrachten, nur sehr eingeschränkt 
erfüllen.

Widerstände gegen Trainer/in

Die bisher dargestellten Widerstände gegen die 
Themen und Inhalte einer interkulturellen Fort-
bildung lassen sich als Forderungen nach einem 
Abbruch der aktuellen bzw. der Durchführung 
einer anderen Fortbildung verstehen. Obwohl 
diese dem/der Trainer/in kommuniziert werden, 
ist der eigentliche Adressat dieser Forderung die 
Person, die die Fortbildung auf den Weiterbil-
dungsplan gesetzt hat, also in der Regel ein/e 
Vorgesetzte/r. Da diese Person meist nicht an-
wesend ist richten sie sich stellvertretend an 
den/die Trainer/in. Widerstände können sich 
aber ganz konkret auch gegen den/die Trainer/
in richten.

„Sie haben doch gar keine Ahnung von ...“ 

Mit dieser Äußerung wird klar zwischen der (mög-
licherweise gar nicht infrage gestellten) interkul-
turellen Fachkompetenz des/r Trainers/in und 
der Feldkompetenz der Fortbildungsteilnehmen-
den unterschieden. Der/die Trainer/in wird in 
eine für wirklichkeitsfern gehaltene theoretisch-

akademische Ecke gestellt. Personen, die sich 
auf diese Weise äußern, sehen offensichtlich 
ihren „Hoheitsanspruch“ über die Qualität ihrer 
Arbeit in Gefahr und fürchten, man unterstelle 
ihnen unzureichende Kompetenz. In dieser Lo-
gik wäre eine aktive Teilnahme ein Zugeständnis 
eigener Defizite und wird daher verweigert. 

„Sie sollten mal eine Woche meinen Job machen.“

Diese Äußerung schließt an die vorige an. Vor-
dergründig weist sie auf die Möglichkeit einer 
Korrektur der Feldfremdheit des/r Trainers/in 
hin und man kann als Trainer/in geneigt sein, 
dieses Argument für berechtigt zu halten: Je 
besser man die konkreten interkulturellen He-
rausforderungen eines Berufes kennt, desto 
konkreter können in einem Training auch Wahr-
nehmungsprozesse und Handlungsoptionen 
besprochen werden. Trainer/innen sollten sich 
jedoch darüber im Klaren sein, dass sie mit der 
Zustimmung zu diesem Argument die Definition 
über die Sinnhaftigkeit einer Fortbildung in die 
Hände der Teilnehmenden geben. Diese legen 
dann fest, wann man den Status eines Experten 
erreicht hat. Kann man eine einwöchige Hospi-
tanz im betreffenden Aufgabenbereich nachwei-
sen, kann die Latte problemlos höher gelegt wer-
den: „Richtig verstehen werden Sie unsere Arbeit 
erst, wenn Sie einen Monat/ein Jahr etc. bei uns 
gearbeitet haben“. Diese Widerstandfigur kann 
sich übrigens auch gegen interne Fortbildner/
innen richten: „Wer fortbildet verliert doch auto-
matisch den Kontakt zur wirklichen Arbeit“. 

Widerstände gegen Methoden

Die oben aufgeführten Widerstände zeigen sich 
meist in der Anfangsphase eines Trainings. Sie 
können im weiteren Verlauf immer wieder auf-
flackern und den Ablauf verzögern. Nach der 
Einstiegsphase richten sich Widerstände jedoch 
häufiger gegen die im Training eingesetzten Me-
thoden.
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„Ich bin doch nicht zum Malen hier!“ oder  
„Rollenspiele – nur über meine Leiche!“

Um für die Wahrnehmung und Verarbeitung kul-
tureller Überschneidungssituationen zu sensi-
bilisieren, werden in interkulturellen Trainings 
häufig erfahrungsorientierte Methoden einge-
setzt. Die Teilnehmenden werden dabei aufge-
fordert, selbst aktiv zu werden, beispielsweise 
ihre Weltsicht zeichnerisch darzustellen oder in 
simulierten Situationen zu agieren. Hinter dem 
Einsatz solcher Methoden steckt die pädagogi-
sche Erkenntnis, dass eine aktive Auseinander-
setzung mit einem Thema zu effektiveren und 
nachhaltigeren Lernergebnissen führt als der 
passive Konsum von Informationen. Dieser me-
thodische Ansatz ist manchen Teilnehmenden 
nicht vertraut. Es geht hier nicht um das Ein-
üben bestimmter Techniken, sondern darum, 
ein feineres Gespür für kulturelle Faktoren zu 
bekommen, vorhandene Unterschiedlichkeit zu 
akzeptieren und sein Handlungsrepertoire zu er-
weitern. Derart „tiefes“ Lernen erfordert die Aus-
einandersetzung mit der eigenen Person und 
ihren eigenen Denk-, Bewertungs- und Hand-
lungsschemata. Für manche Teilnehmende wird 
hier eine Grenze der Privatheit überschritten, 
der sich im Widerstand gegen die Methoden äu-
ßert. 
Darüber hinaus stellen aktivierende Methoden 
bei einigen Teilnehmenden den selbst definier-
ten Status und die selbst zugeschriebene Fach-
lichkeit infrage. Äußerungen wie „Ich lass mich 
doch hier nicht zum Affen machen!“ weisen auf 
eine Angst vor dem Verlust von Respekt und An-
sehen vor Kolleg/innen und den fremden Trai-
ner/innen hin.

4  Motive von Widerständen 

Für die dargestellten Widerstände bieten sich 
unterschiedliche Maßnahmen an. Bei der Wahl 
der geeigneten Interventionsstrategie ist weni-
ger wichtig, ob sich ein Widerstand gegen Inhal-
te, Trainer oder Methoden richtet. Entscheiden-
der sind die unter dieser Oberfläche liegenden 
Motive. Diese lassen erkennen, worum es den 
Teilnehmenden mit ihrer direkten oder indirek-
ten Kritik eigentlich geht.

Rebellion gegen die Organisationsleitung

Wie wir dargestellt haben, richten sich einige 
Widerstände im Kern gegen die Initiatoren einer 
interkulturellen Fortbildung. Der Widerstand ge-
gen das Training drückt eine Unzufriedenheit mit 
der „Politik“ der Organisation aus. In der Regel 
sind es neue Organisationsziele, mit denen Mit-
arbeiter/innen nicht einverstanden sind. Sie ver-
stehen den Sinn und Zweck eines in die Wege 
geleiteten Veränderungsprozesses nicht und 
können sich mit einer Neuausrichtung von Pro-
zessen und Praktiken nicht identifizieren. Gegen 
die „Verordnung“ einer Fortbildung wird daher 
rebelliert. 
Eine Rebellion gegen die Organisationsleitung 
kann auch in einer als zu gering empfundene 
Anerkennung der eigenen Arbeit seitens der Vor-
gesetzten ihre Ursache haben. Bei einem Man-
gel an Anerkennung wird die Verpflichtung zur 
Teilnahme an einer Fortbildung schnell als Un-
terstellung fehlender Kompetenz und dement-
sprechend nicht ausreichend professionellem 
Handeln interpretiert. In solchen Fällen bietet 
das Training eine geeignete Plattform, um die 
eigene Verärgerung und Frustration auszudrü-
cken.
Nicht selten haben Widerstände, die sich ei-
gentlich gegen Vorgesetzte richten, eine Vor-
geschichte. Sie sind Folge einer schon länger 
vorliegenden Unzufriedenheit oder gar eines 
Zerwürfnisses mit dem/der Vorgesetzten. Der/
die Mitarbeiter/in hat „noch eine Rechnung mit 

Alexander Scheitza & Suse Düring-Hesse



135

dem/der Vorgesetzten offen“ und nutzt dafür 
die Fortbildungsveranstaltung, da er auf diese 
Weise seine Kritik indirekt und damit auch ge-
fahrloser äußern kann. 

Beherrschung individueller Unsicherheiten 
und Ängste

Die in einem interkulturellen Training gezeigten 
Widerstände können auch in individuellen Ängs-
ten ihre Ursache haben. Diese individuellen 
Ängste können beispielsweise aus der eigenen 
Arbeitssituation rühren. Manche Teilnehmer/
innen haben im beruflichen Alltag Situationen 
erlebt, die sie in der eigenen beruflichen und so-
zialen Handlungskompetenz stark verunsichert 
haben. Sie empfinden zum Beispiel Machtlosig-
keit gegenüber Kunden, die die gewohnten und 
teils auch rechtlich vorgegebene Abläufe massiv 
stören, mitunter sogar aggressiv auftreten. Der 
einfache Weg, diese Hindernisse aus dem Weg 
zu schaffen und wieder das Gefühl von Hand-
lungsmacht zu erlangen, besteht darin, Anpas-
sungen einseitig von Kunden/innen zu verlan-
gen und jede Form eigener Veränderung und 
Weiterentwicklung abzulehnen.
Eine ähnliche Dynamik verbirgt sich hinter ten-
denziell rassistischen und diskriminierenden Äu-
ßerungen in interkulturellen Fortbildungsveran-
staltungen. Hier ist es oft eine fremd gewordene 
und als nicht mehr beherrschbar empfundene 
Umwelt, die zur Verunsicherung führt. Men-
schen, denen es schwerfällt, sich eine eigene 
Überforderung einzugestehen, sich ihr zu stellen 
und neue Wahrnehmungs-, Denk- und Verhal-
tensmuster zu entwickeln, haben die Tendenz 
einen Sündenbock für die subjektiv aus den Fu-
gen geratene Welt zu suchen. Rassistische Ideo-
logien bieten dafür eine dankbare Blaupause, 
indem sie „die Fremden“ zur Ursache des eige-
nen Unwohlseins erklären. 
Es sind aber nicht nur Arbeits- und Lebenser-
fahrungen die Unsicherheiten und Ängste er-
zeugen. Auch die interkulturelle Fortbildung 
selbst kann der Auslöser sein. Fortbildungen 

bezwecken immer Veränderungen. Die Entwick-
lung interkultureller Kompetenz im Besonderen 
macht es erforderlich, sich von vertrauten Nor-
malitätsvorstellungen, Wahrheiten, Sichtweisen 
und Handlungsroutinen zu lösen. Dieser Dis-
tanzierungsprozess wird fast immer anfangs als 
Verunsicherung erlebt. Erst wenn sich reifere, 
neue Formen der Wahrnehmungen, des Bewer-
tens, der Schlussfolgerungen und des Handelns 
etabliert haben, kehrt die Sicherheit zurück. Aus 
Angst vor der Übergangsphase fällt es vielen 
Personen jedoch schwer, diesen (Lern-)Schritt 
zu wagen. 
Verunsicherungen entstehen darüber hinaus 
dadurch, dass es bei interkulturellen Fortbildun-
gen nicht nur um einen Wissenszuwachs oder 
das Erlernen von Techniken geht. Sie erfordern 
eine Auseinandersetzung mit der eigenen Per-
son. Teilnehmer/innen ohne sozialwissenschaft-
lichen Hintergrund sind eine kritische Reflexion 
der eigenen Person und der Hintergründe des 
eigenen Fühlen, Denken und Handeln gelegent-
lich weniger gewohnt. Das Erkennen von Schwä-
chen und blinden Flecken vollzieht sich selten 
ohne eine Verunsicherung, die mitunter als sehr 
bedrohlich erlebt werden kann.

Bedürfnis nach Zugehörigkeit

Die Gruppensituation in einer Fortbildung ist im 
engeren Sinne kein Motiv für Widerstände. Wie 
die einzelnen Teilnehmenden sich zu einem Fort-
bildungsinhalt oder eine Methode stellen, hängt 
häufig aber auch von der Haltung der anderen 
Teilnehmenden ab. Das Bedürfnis nach Zugehö-
rigkeit zu einer Gruppe oder auch das Bedürfnis 
nach Nähe zu einer Person mit hohem Ansehen 
in der Gruppe kann Widerstände in einem Trai-
ning immens verstärken. Einem Gruppendruck 
zu widerstehen, erfordert ein hohes Maß an 
Unabhängigkeit. Häufig lassen sich auch Teil-
nehmende mit einer eher offenen Grundhaltung 
gegenüber dem interkulturellen Thema oder 
den in der Fortbildung eingesetzten Methoden 
von einer in der Gruppe dominierenden oder von  
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informellen Führungspersonen gezeigten, ne-
gativer Haltung beeinflussen und zur Äußerung 
bzw. Unterstützung von Widerständen verleiten. 

5  Umgang mit Widerständen

Interkulturelle Trainings können ihre Ziele nur 
erreichen, wenn Widerstände entweder nicht 
vorkommen oder aber im Fortbildungsverlauf 
aufgelöst werden können. Aber nicht jede, von 
einem/r Teilnehmer/in einer interkulturellen 
Fortbildung geäußerte kritische Bemerkung ist 
gleich ein Widerstand. Hinter Äußerungen wie 
„Was soll mir denn das Wissen über … brin-
gen?“ oder „Was hat diese Übung mit meinem 
Arbeitsalltag zu tun?“ kann ganz einfach der 
Wunsch nach mehr Verständnis für die in einem 
interkulturellen Training behandelten Inhalte 
und die zu deren Vermittlung eingesetzten Me-
thoden liegen. Als Trainer/in sollte man auf sol-
che Fragen vorbereitet sein und in der Lage sein, 
die gewünschte Information zu geben und zu er-
klären, warum man was tut. Da viele in interkul-
turelle Fortbildungen eingesetzte Übungen mit 
einem Überraschungseffekt arbeiten, wird man 
gelegentlich um etwas Geduld bitten müssen, 
bevor das mit einer Methode verknüpfte Ziel of-
fen gelegt wird. Sind die Teilnehmenden bereit, 
sich auf den kurzen Aufschub einer Erklärung 
einzulassen und sind sie durch Erklärungen von 
der Sinnhaftigkeit von Inhalten zu überzeugen, 
dann sind keine tiefliegenden Widerstände am 
Werk, sondern ein legitimer Wunsch nach mehr 
Verständnis für das Fortbildungsgeschehen. 

In diesem Artikel haben wir auf Trainingssituati-
onen fokussiert, bei denen die Teilnehmenden 
eben nicht einfach durch Informationen und 
Erklärungen für eine konstruktive Haltung zu 
gewinnen sind. Wird eine kritische Haltung wie-
derholt – verbal oder nonverbal – kommuniziert, 
dann lässt diese sich nicht ignorieren. Im Folgen-
den beschreiben wir verschiedene Maßnahmen, 
die dazu beitragen können, das Aufkommen von 

Widerständen einzudämmen bzw. aufgetretene 
Widerstände aufzulösen. Wie wir dargelegt ha-
ben, wird mit einem Widerstand häufig ein Be-
dürfnis kommuniziert. Widerstände bieten somit 
die Möglichkeit, die tatsächlich vorhandenen 
Bedürfnisse von Teilnehmer/innen zu erfassen. 
Je umfassender das Training auf die Bedürfnis-
se der Teilnehmer/innen eingeht, umso größer 
und nachhaltiger wird auch der Lerneffekt sein. 
Daher gehen wir zunächst auf die im vorigen Ka-
pitel dargestellten Motive von Widerständen ein.

Ansatzpunkte bei „Rebellion gegen die Orga-
nisationsleitung“

Dem Widerstandmotiv „Rebellion gegen die Or-
ganisationsleitung“ liegt immer ein gespanntes 
Verhältnis zwischen Mitarbeitenden und Orga-
nisationsleitung zugrunde. Um auszuschließen, 
dass eine interkulturelle Fortbildung als „von 
oben verordnet“ empfunden wird, ist es ent-
scheidend, die Mitarbeitenden in den Entschei-
dungsprozess für ein interkulturelles Training 
einzubeziehen. Interkulturelle Weiterbildung 
sollte nicht nur ein Bedürfnis der Leitung der 
Organisationseinheit sein, sondern von den Mit-
arbeitenden getragen werden. Betrachten sich 
diese als (Mit-)Initiatoren eines Trainings, sind 
Widerstände dieser Art ausgeschlossen. Am 
besten gelingt die Identifikation mit einem Fort-
bildungsthema, wenn der Implementierung der 
Fortbildung eine Diskussion über Herausforde-
rungen am Arbeitsplatz und über die Ziele der 
Organisation vorangestellt wird. 
Die Mitarbeitenden sollten eine sinnvolle Einbet-
tung des Themas in ihre alltägliche Routine bei-
spielsweise im Rahmen von Teamsitzungen er-
arbeiten können. Sinn und möglicher Mehrwert 
der Veranstaltung muss sichtbar werden. Idea-
lerweise haben die Mitarbeitenden der betref-
fenden Organisationseinheit bereits ein „Leitbild 
zur interkulturellen Öffnung“ oder vergleichba-
ren Maximen für das eigene Handeln erarbeitet, 
an denen die interkulturelle Fortbildung ando-
cken kann. Hat man als Trainer/in den Verdacht, 
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dass eine Fortbildung an den Teilnehmenden 
vorbei implementiert wurde, empfiehlt es sich, 
die Trainingsziele so zu formulieren, dass diese 
sich trotzdem angesprochen fühlen. Dem in-
terkulturellen Thema kann man beispielsweise 
durch Zielformulierungen wie Stressreduktion, 
Vereinfachung der Arbeitssituation oder eine 
Verbesserung der eigenen Professionalität ei-
nen attraktiveren Rahmen geben.

Ansatzpunkte bei „Beherrschung individuel-
ler Unsicherheiten und Ängste“

Diesem Widerstandmotiv liegt der empfundene 
Verlust von Kontrolle oder Handlungsfähigkeit 
zugrunde. Es ist daher wichtig, den Trainings-
teilnehmern/innen diese Defizitgefühle zu neh-
men. Auch hier kann wieder die Organisations-
leitung eine wichtige Rolle spielen, indem sie 
die Wertschätzung der Mitarbeitenden deutlich 
zum Ausdruck bringt, diese aber auch zu eigen-
ständigem Denken und Handeln ermutigt und 
somit zu Akteuren des Geschehens macht. In 
der Veranstaltung ist es für den/die Trainer/
in wichtig, möglichst früh ein Verständnis für 
die Herausforderungen der Arbeitssituation der 
Teilnehmenden bzw. auch für verunsichernde 
gesellschaftliche Veränderungen zu kommuni-
zieren. Von Fortbildnern/innen ist ein „weicher“, 
empathischer Trainingsstil gefragt. Eine sehr ra-
tionale Herangehensweise ist hier meist fehl am 
Platz. Die Aufarbeitung der Arbeitssituationen 
sollte viel Raum einnehmen und Inhalte so ver-
mittelt werden, dass es einen großen Wiederer-
kennungseffekt gibt, an den dann neue Betrach-
tungsweise angeschlossen werden können. Da 
es darum geht, Teilnehmenden das Gefühl von 
Kontrolle und Handlungsfähigkeit zurückzuge-
ben, empfiehlt es sich, weniger mit Antworten, 
sondern mit Fragen zu arbeiten und die Teilneh-
menden anzuregen, sich selbst neue Betrach-
tungs- und Handlungsweisen zu erschließen. 
Methoden, in denen die Teilnehmenden etwas 
von ihrer Person Preis geben müssen, sollten 
erst eingesetzt werden, wenn sich bei den Teil-

nehmern/innen eine Bereitschaft zur Mitarbeit 
(compliance) eingestellt hat. Dabei sollte der 
spielerische Charakter der Übungen betont und 
mit Humor dem Geschehen eine Leichtigkeit ge-
geben werden.
Schwierig ist der Umgang mit Unsicherheiten 
und Ängsten, wenn sich als Abwehrreaktion eine 
rassistische, diskriminierende Haltung etabliert 
hat. Die Abwertung Anderer ist in diesen Fällen 
notwendig, um das eigene Ich aufzuwerten, das 
seinen Wert nicht aus der eigenen Person he-
raus generieren kann. Der psychologische Ge-
winn, den eine Person aus einer rassistischen 
Haltung erzielt, ist für diese meist so existentiell, 
dass ihm nicht durch Kurzzeitinterventionen und 
vor allem nicht in einem Gruppensetting begeg-
net werden kann. 

Ansatzpunkte bei „Bedürfnis nach Zugehö-
rigkeit“

Die Grundkonstellation für dieses Motiv sind ein-
zelne Trainingsteilnehmer/innen, die durch mar-
kige Äußerungen das Training und/oder den/
die Trainer/in kritisieren. Um zu demonstrieren, 
dass sie mit ihrer Sichtweise nicht allein sind, 
benutzen sie dabei bewusst die Wir-Form („Wir 
brauchen so etwas nicht!“). Selten wird es gelin-
gen, einen vorgeblichen Meinungsführer für ein 
Training zu gewinnen. Die Bemühungen des/der 
Trainer/in sollten sich daher an die anderen Teil-
nehmenden richten. Um einer Eskalation oder 
einer Anstiftung neutraler Teilnehmer/innen 
entgegenzuwirken, ist es hilfreich, möglichst 
früh einzelne Teilnehmer/innen als Verbündete 
zu gewinnen. Dies gelingt beispielsweise, indem 
man Äußerungen, die Offenheit und Interesse 
signalisieren, positiv verstärkt. In vielen Fällen 
kann man neutrale Teilnehmer/innen für das 
Training gewinnen, wenn man eine positive Äu-
ßerung als modern und auf der Höhe der Zeit, 
eventuell strategisch sogar als repräsentativ 
für die gesamte Gruppe markiert („Ich sehe,  
Sie sind sich bewusst, dass es gute Gründe  
dafür gibt, manche Handlungsroutinen zu über-
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denken, da unsere Gesellschaft so vielfältig ge-
worden ist.“). Veranstaltungen, bei denen die 
Gefahr einer Solidarisierung mit ablehnenden 
Teilnehmenden besteht, sollte man grundsätzlich 
klar, straff und freundlich moderieren. Es emp-
fiehlt sich, den Agitator zu isolieren und verstärkt 
motivierte Teilnehmer/innen zu Wort kommen 
lassen und das Thema mit diesen gemeinsam 
weiter entwickeln. Eine direkte Konfrontation mit 
dem Anfacher von Widerständen lässt diesem 
mehr Aufmerksamkeit zuteilwerden und stört 
zudem den Trainingsfluss. Als Intervention führt 
eine Auseinandersetzung nur dann zum Erfolg, 
wenn der/die Trainer/in über schlagkräftige und 
überzeugende Argumente verfügt, die die Be-
hauptungen der anderen Seite für die anderen 
Teilnehmenden nachvollziehbar widerlegen. 

Abschließend beschreiben wir entlang der ver-
schiedenen Phasen eines Fortbildungsprozes-
ses, welche Möglichkeiten Fortbildner/innen 
haben, das Aufkommen von Widerständen zu 
verhindern, bzw. effektiv mit aufgetretenen Wi-
derständen umzugehen. 

Optimierung der Rahmenbedingungen

Die wohl effektivste Vorgehensweise gegen 
Widerstände besteht in vorbeugenden Maß-
nahmen. Wenn der/die Trainer/in eine Anfrage 
nach einem interkulturellen Training erhalten 
hat, sollte er/sie sich genau über die Hintergrün-
de der Anfrage erkundigen. Je mehr er/sie über 
die folgenden Aspekte in Erfahrung bringt, desto 
eher kann er/sie das Auftreten von Widerstän-
den einschätzen:

 Identifiziert sich die Führung selbst 
mit den Inhalten einer interkulturel-
len Fortbildung oder möchte sie nur 
deshalb ein interkulturelles Training, 
weil dies gerade „en vogue“ ist?

 Liegt der Trainingsanfrage ein Wunsch 
der Mitarbeiter/innen zugrunde?

 Nimmt die Leitungsebene bei der 
Behandlung interkultureller The-
men in der Organisation(seinheit) 
eine Vorbildrolle ein?

 Verfügt die Organisation(seinheit) 
über ein Leitbild für interkul-
turell sensibles Handeln?

Je mehr dieser Fragen mit nein zu beantworten 
sind, desto größer ist die Wahrscheinlichkeit für 
das Auftreten von Widerständen. Darüber hi-
naus ist zu klären, ob es konkrete Auslöser für 
die Trainingsanfrage gibt. Problematische Ar-
beitssituationen, die immer wiederkehren aber 
auch Einzelereignisse, die einen nachhaltigen 
Eindruck bei den Mitarbeitenden hinterlassen 
haben, sollten dem/der Trainer/in unbedingt be-
kannt sein. Damit ein Training einen Effekt hat, 
ist es auch wichtig zu erfahren, welche Versuche 
bereits zur Verbesserung der interkulturellen Ar-
beit unternommen wurden. Schließlich ist abzu-
klären, was sich Führung und die Teilnehmenden 
von der interkulturellen Fortbildungsveranstal-
tung versprechen. Erfolgserwartungen, die in 
Hinblick auf die Problemlage, die Vorkenntnisse 
oder die zur Verfügung stehenden Zeit unrealis-
tisch sind, sollten vom Trainer/in klar benannt 
werden. 
Darüber hinaus sollte sich der/die Trainer/in vor 
der Fortbildung mit dem Tätigkeitsbereich der 
Teilnehmenden vertraut machen. Dabei geht 
es vor allem darum, Aufgaben, Rollen, Arbeits-
abläufe und -inhalte möglichst gut zu kennen. 
Dieses Wissen entzieht nicht nur manchen Wi-
derständen die Grundlage, es hilft auch dabei, 
Inhalte und Methoden möglichst passend für die 
Zielgruppe zu modellieren.
Um an sämtliche der aufgeführten Informationen 
zu gelangen, empfehlen wir ein ausführliches 
Gespräch mit der Führung sowie eine Befragung 
der Teilnehmer/innen. Für letztere bietet sich 
eine schriftliche Befragung der gesamten Teil-
nehmergruppe an oder aber Interviews mit einer 
Stichprobe. 
Mit der Führungsebene sollte nicht nur im Vor-
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feld ein ausführliches Gespräch geführt werden, 
diese sollte nach Möglichkeit auch in die Durch-
führung der Veranstaltung eingebunden wer-
den. Durch diese Einbindung erhält das Thema 
bei den Teilnehmer/innen ein anderes Gewicht, 
daneben wird ihnen auf diese Weise Wertschät-
zung und Anerkennung zuteil. Eine Teilnahme 
von Führungskräften an der gesamten Fort-
bildungsveranstaltung hat Vor- und Nachteile: 
Sie macht einerseits deutlich, dass sich die 
Führungsperson(en) mit einem Thema identifi-
zieren und sich ebenso wie ihre Mitarbeiter als 
Lernende begreifen. Sie kann aber auch zu ei-
nem vermehrten Auftreten sozial erwünschten 
Verhaltens bei den anderen Teilnehmenden füh-
ren, das der Nachhaltigkeit der Lernergebnisse 
nicht unbedingt zuträglich ist. Alternativ zu einer 
Teilnahme an der ganzen Fortbildung kann das 
Führungspersonal bei der Einleitung der Veran-
staltung präsent sein und durch einen kurzen 
Vortrag die Relevanz des Fortbildungsthemas 
für den Arbeitsbereich verdeutlichen. Denkbar 
ist auch eine Teilnahme der Leitungseben an 
einer Abschlussdiskussion, die gegebenenfalls 
auch genutzt werden kann, um in der Veranstal-
tung erarbeitete Handlungsempfehlungen zu 
präsentieren und zu übergeben. 

Konzeption des Trainings

Ein Training, das die Lernerfahrungen und -ge-
wohnheiten der Teilnehmenden und deren Ar-
beitskontext berücksichtigt, reduziert das Auf-
treten von Widerständen. Die Inhalte sollten 
daher in nachvollziehbarem Bezug zum Tätig-
keitsbereich stehen. Sowohl Inhalte als auch 
Methoden sollten darüber hinaus weder eine 
Über- noch eine Unterforderung der Teilnehmen-
den darstellen. Vorsicht ist beim Einsatz von Me-
thoden geboten, bei denen Teilnehmende etwas 
Persönliches Preis geben müssen. Diese sollten 
erst dann eingesetzt werden, wenn sich unter 
den Teilnehmenden wie auch zwischen Trainer/
in und Teilnehmenden ein vertrauensvolles Ar-
beitsklima etabliert hat. Um eine entspannte 

Lernatmosphäre zu gewährleisten, ist außerdem 
für genügend und ausreichend lange Pausen zu 
sorgen.
Geklärt werden muss in der Konzeptionsphase 
auch, ob das Training in der Nähe des Arbeits-
platzes oder in der neutralen Umgebung einer 
externen Tagungsstätte durchgeführt wird. Fi-
nanzielle und praktische Erwägungen (der kurze 
Gang ins Büro in der Mittagspause; die Kinder, 
die vom Kindergarten abgeholt werden müssen) 
sprechen für eine Fortbildung in der Nähe des 
Arbeitsplatzes. Eine größere räumliche Distanz 
zum Arbeitsplatz macht es jedoch häufig leich-
ter, neue Perspektiven einzunehmen und sich 
von Handlungsroutinen zu lösen.
Schließlich stellt sich die Frage, ob ein/e Trai-
ner/in allein die Veranstaltung moderiert, oder 
ob diese von einem Trainer/innen-Team durch-
geführt wird. Trainer/innen-Teams können in 
einer Trainingsveranstaltung in der Regel eine 
größere Dynamik erzeugen als ein einzelner 
Trainer. Sie verfügen über ein breiteres metho-
disches Repertoire. Durch unterschiedliche Trai-
ningsstile steigt die Wahrscheinlichkeit, zu mög-
lichst vielen Teilnehmenden einen Zugang zu 
finden. Harmoniert ein Trainer/innen-Team gut, 
wird die Lernatmosphäre von den Teilnehmern 
meist positiver bewertet als bei einem allein 
arbeitenden Trainer. Die Entscheidung für oder 
gegen ein Trainer/innen-Team hängt einerseits 
vom Budget des Fortbildungsveranstalters und 
andererseits von der Größe der Teilnehmergrup-
pe ab. Wir empfehlen, die Veranstalter/innen 
ausdrücklich auf die Vorteile eines Trainer/in-
nen-Teams hinzuweisen. Die Gruppengröße für 
eine Veranstaltung mir nur einem/r Fortbildner/
in sollte 12 Personen nicht übersteigen.

Ein guter Einstieg

In welchem Maße sich die Teilnehmenden auf 
eine Veranstaltung einlassen, ob Interesse ge-
weckt wird oder sich Widerstände aufbauen, 
entscheidet sich häufig in den ersten Minu-
ten eines Trainings. Dabei kommt es vor allem  
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darauf an, wie der/die Trainer/in das Trainings-
ziel vermittelt und wie er/sie sich selbst darstellt.
Ein packender Einstieg kann Türen öffnen, an-
regen und Skepsis aus dem Weg räumen. Man-
che Teilnehmenden kann man durch Zahlen und 
Daten von Sinn und Zweck einer Fortbildungs-
veranstaltung überzeugen. Stärker wirkt häufig 
ein konkretes Beispiel, das veranschaulicht, um 
was es im Training gehen soll. Dieses sollte im 
Idealfall aus dem Tätigkeitsfeld der Teilnehmen-
den stammen. Noch einschlägiger wirkt eine in-
terkulturelle Inszenierung. Dabei spielt der/die 
Trainer/in ein für die Kultur der Teilnehmenden 
ungewöhnliches Verhalten (er begrüßt beispiels-
weise alle Teilnehmenden persönlich, fragt nach 
ihrem Befinden, nimmt ein Telefongespräch 
auf dem Handy an etc.). Die gezeigten Verhal-
tensweisen sollen die Teilnehmenden bewusst 
irritieren. Nach einigen Minuten bricht der/die 
Trainer/in die Inszenierung ab, schlüpft in seine 
„echte“ Rolle als Fortbildner/in und wertet mit 
den Teilnehmenden aus, welche Eindrücke und 
Reaktionen das seltsame „kulturelle“ Verhalten 
ausgelöst hat. Mit einer solchen Inszenierung 
gelingt es in der Regel, die Aufmerksamkeit der 
Teilnehmenden zu gewinnen. Diese sind „direkt 
im Thema“. Der Einsatz der Methode zu Beginn 
eines Trainings ist allerdings nicht ohne Risiko. 
Manche Teilnehmende fühlen sich durch das 
Vorspielen einer Rolle getäuscht und entwickeln 
aufgrund des Eindrucks „ an der Nase herum ge-
führt worden zu sein“ einen Widerstand gegen 
das Training. Auch der Rollenwechsel des/der 
Trainers/in gelingt nicht immer problemlos.

Bei der Vorstellung des/der Trainers/in entschei-
det sich, ob diese/r als kompetent, vertrauens-
würdig und sympathisch empfunden wird. Nach 
unserer Erfahrung ist es sinnvoll, eine mittlere 
Distanz zu den Teilnehmer/innen herzustellen: 
Der/die Trainer/in sollte seine Kenntnis des Tä-
tigkeitsfeldes der Teilnehmenden und Verständ-
nis für die Herausforderungen ihres Arbeitsbe-
reiches zeigen. Von einer zu starken Betonung 
eines möglicherweise vorhandenen akademi-
schen Profils raten wir ab. Stattdessen sollte er/

sie seine/ihre Erfahrung und seine/ihre Profes-
sionalität als Fortbildner/in darlegen. 
Wichtig ist es darüber hinaus, gleich zu Beginn 
ein Klima der Zusammenarbeit herzustellen. Wir 
empfehlen, im Rahmen der Einführung die un-
terschiedlichen Rollen von Trainern/innen und 
Teilnehmenden anzusprechen und darüber die 
Rollen und Verantwortungen beider Seiten zu 
definieren. Da Trainer/innen einen Arbeitsbe-
reich nie so gut kennen werden wie die Teilneh-
menden, sollten sie sich als Fachleute für das 
interkulturelle Thema darstellen. Die Experten-
rolle für das Arbeitsfeld bleibt 100%ig bei den 
Teilnehmenden. Die Fortbildung wird daran an-
schließend als Situation definiert, in der beide 
Seiten ihr Wissen und ihr Know-how zur Verfü-
gung stellen, sich austauschen, ergänzen und 
gemeinsam die Voraussetzungen und Möglich-
keiten einer verbesserten interkulturellen Kom-
munikation erarbeiten. Die Verantwortung für 
das Gelingen der Veranstaltung sollten eben-
falls beide Seiten gemeinsam tragen. Die Teil-
nehmenden sollten ermutigt werden, Kritik und 
Verbesserungsvorschläge zeitnah und nicht erst 
am Fortbildungsende zu kommunizieren. Die-
sem Vorgehen liegt der Gedanke zugrunde, dass 
mögliche Widerstände früh aufgedeckt und  
einer Bearbeitung zugänglich gemacht werden 
können. In Zusammenhang mit der Teilung von  
Verantwortung und der Darstellung des Pro- 
grammablaufs empfehlen wir auch, die ver- 
wendete Methodik zu erklären. Die Teilnehmen-
den sollten dabei nicht nur zu einer aktiven 
Teilnahme aufgefordert werden, sondern gege-
benenfalls auch auf möglicherweise verunsi-
chernde Momente vorbereitet werden.
Darüber hinaus ist eine Erwartungsabfrage un-
verzichtbar, um bereits existierende Widerstän-
de („keine Rollenspiele“) oder mögliche Fehl-
annahmen über die Veranstaltungsinhalte, die 
sich zu Widerständen entwickeln können, auf-
zudecken („Wie gehe ich mit Russen um“). Wir 
empfehlen eine schriftliche Abfrage mit Hilfe der 
Metaplan-Technik.
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Strategien und Maßnahmen im Trainings-
verlauf 

Wie bereits gesagt, wird bei mancher kritischen 
Bemerkung in einem interkulturellen Training 
nur ein Bedürfnis nach Information und mehr 
Verständnis über das Trainingsgeschehen arti-
kuliert, das durch die entsprechende Erklärung 
zu decken ist. Der/die Trainer/in kann in sol-
chen Fällen das Fortbildungsgeschehen erkenn-
bar unterbrechen und von einer Metaebene aus 
erläutern und gegebenenfalls mit den Teilneh-
menden diskutieren, warum an einer bestimm-
ten Stelle des Training eine bestimmte Methode 
eingesetzt oder ein bestimmter Inhalt behandelt 
wird. Für die Teilnehmenden wird auf diese Wei-
se erkennbar, dass sie Mitverantwortliche und 
auch Mitgestalter des Trainingsprozesses sind. 
Bemerkt der/die Trainer/in in der Teilnehmer-
gruppe eine gewisse Unruhe (Gespräch mit 
dem/der Nachbarn/in) oder eine geringe Auf-
merksamkeit (verstohlener Blick auf das Smart-
phone), kann er/sie durch eine Variation seines/
ihres Stils versuchen, das Lernklima zu verbes-
sern. Erfolgreich ist dabei meist eine Anpassung 
an die Fortbildungsgewohnheiten der Teilneh-
mergruppe bzw. an die in ihrer Organisation ge-
lebte (Interaktions-) Kultur.  Manche Teilnehmer-
gruppen bevorzugen beispielsweise einen eher 
kollegialen Umgang, andere halten einen ‚tradi-
tionellen Lehrer-Stil‘ für durchaus nützlich und 
haben nichts dagegen, wenn der/die Trainer/
in „Unterrichtsfragen“ an einzelne Teilnehmer/
innen richtet. 
Das Lernklima kann ebenso durch eine Variati-
on von Inhalten, Methoden oder der Gliederung 
des Trainings positiv beeinflusst werden. Welche 
Methoden sind zu anspruchsvoll, welche für die 
Teilnehmergruppe vielleicht zu banal, auf welche 
wird „allergisch“ reagiert? Was gilt es hervorzu-
heben, was lediglich zu benennen, welche Inhal-
te können weggelassen werden, um die Gruppe 
in der zur Verfügung stehenden Zeit passend 
schulen zu können? Um flexibel auf kritische 
Trainingssituationen reagieren zu können, ist es 
sinnvoll, über ein großes Methodenrepertoire zu 

verfügen und die für alternative Übungen not-
wendigen Materialien im wahrsten Sinnen des 
Wortes „in der Tasche zu haben“.
Widerstände der leichteren Art lösen sich häu-
fig durch die angesprochenen, spontanen Va-
riationen auf, und es ist nicht nötig, diese im 
Training zu kommentieren. Bewirken die auf-
geführten Maßnahmen nicht den gewünschten 
Erfolg, ist von grundlegenderen Widerständen 
auszugehen. In diesen Fällen ist es nötig, die Wi-
derstände zu thematisieren und die hinter den 
Widerständen liegenden Bedürfnisse zu ergrün-
den. Der vorgesehene Trainingsablauf wird dabei 
unterbrochen und es erfolgt eine Diskussion, in 
der die Teilnehmenden ihrem Unmut freien Lauf 
lassen können. Die Aufgabe des/der Trainers/
in besteht darin, die meist negativen Äußerun-
gen in positive umzuformulieren („Sie wünschen 
sich also …“). Wenn es sinnvoll erscheint, kön-
nen diese Wünsche weiter ergründet werden 
(„Warum ist es so wichtig für sie, dass …“). Nach 
Abschluss der Bedürfnissammlung gilt es, diese 
auf ihre Realisierbarkeit zu überprüfen und ge-
meinsam zu überlegen, wer für die Befriedigung 
des Bedürfnisses verantwortlich ist. Unter Um-
ständen stellen die Teilnehmenden fest, dass 
sie selbst die Möglichkeit haben, ihre Arbeitssi-
tuation zu verbessern. Möglicherweise erkennen 
sie sogar, dass die Fortbildung genau dafür eine 
Hilfestellung sein kann. Eventuell wird aber auch 
deutlich, dass eine Weiterbildung zu einem an-
deren Thema angebracht ist. In diesem Fall stellt 
sich die Frage, ob der/die Trainer/in die richtige 
Person für eine entsprechende Veränderung der 
Fortbildungsinhalte wäre. Ist dies nicht der Fall, 
muss die Veranstaltung abgebrochen werden. 
Wichtig ist es, die Führungsebene in diese Re-
flexionen einzubeziehen. Um einen offenen Aus-
tausch sicherzustellen, empfiehlt es sich, Lei-
tungspersonal erst nach der Sammlungsphase 
hinzuzuziehen. Die Ergebnisse der Diskussion 
können dann den Führungskräften vorgestellt 
und mit diesen diskutiert werden.
In interkulturellen Trainings kann es auch Situ-
ationen geben, in denen Einzelpersonen Sinn 
und Zweck der Veranstaltung massiv kritisieren 

„Wieso sitze ich hier?“ – Widerstände in Fortbildungen zur Interkulturellen Kompetenz in Verwaltungsorganisationen
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ohne dabei von anderen Teilnehmenden Zu-
spruch zu erhalten. Ein/e Einzelne/r behindert 
also den Lerngewinn einer interessierten und 
offenen, womöglich durch die Agitation etwas 
eingeschüchterten Gruppe. In solchen Fällen 
bietet sich an, in einer Pause mit der betreffen-
den Person unter vier Augen zu sprechen (un-
ter Umständen muss die Veranstaltung dafür 
kurz unterbrochen werden). In diesem Gespräch 
kann sich der/die Trainer/in nach den Motiven 
für das Verhalten erkundigen. Nur selten wird es 
gelingen, die Ursachen des Widerstands schnell 
zu beheben. Ist der/die betreffende Teilnehmer/
in nicht bereit oder in der Lage sein/ihr Verhal-
ten abzustellen, sollte ihm das Verlassen der 
Veranstaltung ermöglicht werden. Als Ultima Ra-
tio muss ein Platzverweis erfolgen, der selbst-
verständlich den Veranstaltern der Fortbildung 
mitzuteilen und zu erklären ist.

Nach der Fortbildung

Fortbildungsveranstaltungen, die nicht die ge-
wünschten Ziele erreichen, sind für alle Betei-
ligte, Teilnehmer/innen, Trainer/innen und Ver-
anstalter/innen unerfreulich. Nichtsdestotrotz 
lassen sich aus einer misslungenen Veranstaltung  
auch lehrreiche Schlüsse ziehen. Idealerweise 

geschieht dies erst einige Zeit nach dem Training. 
In Abschlussrunden am Ende eines nicht gut ver-
laufenen Trainings sind die Beteiligten meist zu 
erschöpft und zu emotionalisiert für eine nüch-
terne Analyse. Wenn möglich sollten sich Trainer/
in, Vertreter/innen der Teilnehmenden sowie die 
Leitungspersonen, die für die Durchführung des 
Trainings verantwortlich zeichnen nach ungefähr 
einer Woche zusammensetzen, um gemeinsam 
zu ergründen, woran das Training gescheitert ist. 
Hierbei sollte der Trainingsverlauf ohne Schuldzu-
weisungen analysiert werden. Die vom Trainer/
in wahrgenommenen Widerstände sollten hier 
ebenso besprochen werden, wie die Kritik der 
Teilnehmenden. Letztlich geht es auch bei dieser 
Analyse darum, die Bedürfnisse der Teilnehmen-
den zu ergründen und zu ergründen, ob und wie 
sich diese in Zukunft besser befriedigen lassen.
Aus einem Abgleich von (a) Funktion und Aufga-
ben der Fortbildungsteilnehmer/innen in ihrem 
alltäglichen Arbeitsbereich, (b) den erwarteten 
Trainingsziele und (c) den tatsächlich erreichten 
Trainingszielen, lässt sich die Zielorientierung 
zukünftiger Maßnahmen der Personal- und Orga-
nisationsentwicklung ableiten. Die im Trainings-
verlauf entstandenen Irritationen leisten somit 
letztlich auch einen Beitrag für eine gezielte zu-
künftige Einbettung des Themas in die Verwal-
tungsorganisation.

Alexander Scheitza & Suse Düring-Hesse
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Sicherheit bei der Beratung im Jobcenter – Der Beitrag der inter-
kulturellen Kompetenz beim Umgang mit kritischen Situationen
Helena Donecker

Ein trauriger Anlass als Brücke zum 
Projekt

Bereits zu Beginn des XENOS-Projektes „Option 
– Kultur“ im Kreis Recklinghausen rückte im Be-
reich Soziales/Jobcenter das Thema Sicherheit 
in den Vordergrund. Anlass war der Vorfall in 
Neuss, bei dem eine Sachbearbeiterin des Job-
centers ums Leben kam (siehe Kasten) und wei-
tere gewalttätige Übergriffe auf Beschäftigte der 
Jobcenter. Die Mitarbeitenden und Verantwort-
lichen wollten wissen, wie sie sich vor solchen 
Übergriffen besser schützen können. Sie äußer-
ten Ende 2012 unter anderem den Wunsch, an 
speziellen Seminaren zum Thema „Sicherheit“ 
teilnehmen zu wollen.
Im Rahmen des XENOS-Projektes nahmen Be-
schäftigte des Jobcenters an Weiterbildungs-

veranstaltungen teil, bei denen es um umfassen-
de Deeskalation und Gewaltprävention ging. „In-
terkulturelle Kompetenz“ spielte dabei eine ganz 
wesentliche Rolle. Mitarbeitende des XENOS-
Projektes arbeiteten ihrerseits beim Jobcenter-
Arbeitskreis „Sicherheit“ und dessen Unterar-
beitsgruppen mit. Im Folgenden wird zunächst 
dargelegt, wie problematische Situationen im 
Jobcenter zustande kommen können, und inwie-
weit Missverständnisse auch kultureller Art da-
bei eine Rolle spielen. Daran anschließend wird 
gezeigt, wie das Projekt „Option – Kultur“ in Wei-
terbildungsseminaren und Arbeitskreisen einen 
Beitrag zur Sicherheit im Jobcenter geleistet hat.

Tod im Jobcenter: 
Kunde ersticht Sachbearbeiterin
26.09.2012

Eine 32 Jahre alte Sachbearbeiterin des Jobcenters 
im rheinischen Neuss ist von einem Kunden ersto-
chen worden. Tatverdächtig ist ein 52 Jahre alter 
Mann aus der Stadt. 

Der mutmaßliche Täter war bei dem unangemel-
deten Besuch mit ihr allein im Büro, als er sie mit 
dem Messer attackierte. Ein Kollege des Opfers 
alarmierte die Polizei. Die Frau starb später im 
Krankenhaus. 
Der Mann wurde nahe dem Jobcenter vorläufi g festgenommen. Über das Tatmotiv wurde zunächst 
nichts bekannt. Eine Mordkommission ermittelt, wie die Polizei des Rhein-Kreises Neuss berichtete. 

Quelle: Handelsblatt GmbH 
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Professionelle Deeskalation im  
Jobcenter ist mehr als unmittelbare 
Abwehr von Gewalt

Jobcenter im gesamten Bundesgebiet nahmen 
den Tod der Sachbearbeiterin in Neuss zum An-
lass, um bestehende Sicherheitskonzepte zu 
überprüfen und Beschäftigte zu sensibilisieren. 
Dazu gehört, sich mit den Fragen, wie es zu ver-
balen und körperlichen Übergriffen kommt und 
wie man diese vermeiden bzw. sich davor schüt-
zen kann, auseinanderzusetzen.
Eigentlich geht es um eine – aus Verwaltungs-
sicht – sachliche Situation: die Antragstellung/
Beratung/Vermittlung. Doch schnell kann es 
durch Wut, Ärger, Enttäuschung, Hilflosigkeit, 
Abhängigkeit, Angst, Frustration oder gegensei-
tiges Nichtverstehen zu einer schwierigen Bezie-
hungs- und Kommunikationssituation kommen. 
Die Beschäftigten des Jobcenters reagieren auf 
aufgebrachte und unhöfliche Kunden mit be-
tonter Sachlichkeit und professioneller Distan-
ziertheit und wirken dabei auf manche Kunden 
unter Umständen arrogant, unmenschlich und 
gleichgültig. Einige Kundinnen und Kunden füh-
len sich dann in ihrer Not weder gesehen noch 
verstanden und reagieren gegebenenfalls mit 
ersten verbal-aggressiven Äußerungen. Es pas-
siert auch, dass Beschäftigte ohne erkennbaren 
Grund aufgestaute Wut und Unzufriedenheit der 
Kundschaft mit abbekommen. Die Eskalations-
spirale kann hier ihren Lauf nehmen. Ablehnen-
de/negative Entscheidungen und Bescheide 
den Kundinnen und Kunden in einer Art und 
Weise zu vermitteln, dass sich Wut und Ohn-
macht nicht gegen die Beschäftigten des Job-
centers richten, ist in Theorie und Praxis wohl 
sehr unterschiedlich!
Gerade im Jobcenter findet man bei den Kun-
dinnen und Kunden eine große Bandbreite an 
Lebenssituationen mit ganz unterschiedlichen 
Ausgangslagen für die Jobvermittlung, wie z.B. 
bei Menschen mit Beeinträchtigungen, altersbe-
dingten Problemen, Sucht- und Schuldenproble-
men, psychischen und seelischen Leiden oder 
aber Sprachschwierigkeiten und vieles mehr. 

Unterschiede in der Kommunikations- und Er-
fahrungsweise der Kundinnen und Kunden und 
der Beschäftigten können dabei erheblich sein 
und der Umgang mit diesen Unterschieden nicht 
leicht: Die „schwierigen“ Kundinnen und Kunden 
wirken unter Umständen eingeschränkt, unhöf-
lich mit mangelndem Ausdrucksvermögen. Ein 
Blick aus einer anderen Perspektive zeigt, dass 
diese kommunikativen Mittel und Umgangs-
formen in einem anderen Lebenskontext auch 
benötigt werden, um dort weiterzukommen. 
So bringen z.B. manche Menschen, die wir als 
„Migranten“ sehen, eine Sicht- und Handlungs-
weise mit in unser Gespräch, welche sich im 
Umfeld, in dem sie groß geworden sind, als nütz-
lich und notwendig erwiesen hat. Gleiches lässt 
sich auch für unser „als normal empfundenes 
Verhalten“ festhalten. In einem anderen Kon-
text und Umfeld können diese Handlungs- und 
Kommunikationsweisen als mangelhaft und un-
verständlich aufgefasst werden. Im Kontakt mit 
der Behörde kann es hierdurch z.B. auf beiden 
Seiten zu Abwehrgefühlen kommen. Der tägliche 
Umgang mit den Kundinnen und Kunden, die 
aus Nöten und Zwängen heraus das Jobcenter 
aufsuchen müssen, kann dann für die Beschäf-
tigten sehr belastend sein. Hinzu kommen sich 
verändernde rechtliche Regelungen, die auch 
für die Beschäftigten nicht immer einfach in der 
Umsetzung sind. 
Es reicht daher nicht, sich gegen mögliche Über-
griffe schützen zu können, sondern vielmehr 
setzt eine professionelle Deeskalation viel frü-
her an. Neben der Vermeidung aggressions-
auslösender Reize (z.B. lange Wartezeiten in 
schlecht belüfteten Räumen, ein nicht transpa-
renter Ablauf, keine Beschäftigungsmöglichkeit 
für kleine Kinder usw.) ist die Wahrnehmung, 
Interpretation und Bewertung des Kundenver-
haltens sowie die Reflexion der Wirkung des ei-
genen Verhaltens auf das Gegenüber eine wich-
tige Voraussetzung der Prävention und aktiven 
Deeskalation.
Um das Verhalten der unterschiedlichen Kun-
dinnen und Kunden verstehen und angemes-
sen handeln zu können, ist eine der wichtigsten 

Helena Donecker
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Kompetenzen der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Jobcenters die interkulturelle Kom-
petenz. Die Kommunikation mit den Kundinnen 
und Kunden sollte mit Blick auf Unterschiede 
bezüglich ihres Geschlechts, Alters, der Bildung, 
des Lebensweges, der Religion, der Herkunft, 
der begleitenden Erkrankungen und persönli-
chen Ausgangslage auf Augenhöhe erfolgen. Es 
liegt bereits auf der Hand, dass dies keine leich-
te Aufgabe ist, die man selbstverständlich und 
beiläufig von den Beschäftigten erwarten kann. 
Zumal die Lebensbedingungen und Bedürfnisse 
der Kundschaft immer heterogener werden.

Warum ist das eigentlich so wichtig 
mit den „kulturellen“ Unterschieden?

Beispiele lassen sich zahlreiche finden: Denn, 
wenn z.B. eine Kundin mit Migrationserfahrung 
während des Gesprächs mit dem Mitarbeiter 
des Jobcenters die Augen nach unten richtet und  
leise „vor sich hinmurmelt“, ist das nicht zwangs-
läufig ein offen gezeigtes Desinteresse, sondern 
vielleicht auch der Kontakt zweier unterschied-
licher Wertesysteme. In einem Gespräch, in dem 
die altersmäßig noch junge Sachbearbeiterin 
einem älteren Ehepaar aus einem arabischen 
Land gegenübersitzt, kann die Erwartung an die 
Rollenverteilung sehr voneinander abweichen. 
Spricht z.B. der Ehemann stellvertretend für sei-
ne Frau oder fühlt die junge Sachbearbeiterin 
sich z.B. mit ihrem gelernten Fachwissen nicht 
ernst genommen, so können hierfür auch unter-
schiedliche Bewertungs- und Handlungsmuster 
als Erklärung zur Hilfe gezogen werden, um nicht 
mit eiligen Rückschlüssen wie „Machogesell-
schaft“, oder „respektlose Jugend“ auseinander 
zu gehen. Auch auf der non-verbalen Ebene sind 
„Miss“-Deutungen leicht zu erwarten. Das Hoch-
ziehen der Augenbrauen bzw. Schnalzen am 
vorderen Gaumen wird bei unterschiedlichen 
Gesprächspartnern auch unterschiedlich ein-
gesetzt und aufgefasst. Es kann von deutschen 
Gesprächspartnern z.B. als großspurig, kritisch 
und abwertend aufgefasst werden oder aber 

schlicht und ergreifend bedeuten, dass jemand 
eine Frage oder Aussage verneinen möchte, wie 
z.B. in türkischen und arabischen Kulturräumen. 
Die direkte Aufforderung der Sachbearbeiten-
den bitte sofort nachzufragen, wenn etwas nicht 
verstanden wird, wird von einer Person, die aus 
der eigenen Kommunikationskultur gelernt hat, 
dass Rückfragen als „dumm und ungebildet“ 
gelten, wie u.a. in Nepal, nicht ohne Weiteres 
in die Tat umzusetzen sein. Sich nicht verstan-
den fühlen oder etwas nicht verstehen können, 
führt oft zu einem Gefühl der Verzweiflung und 
der Ausgrenzung. Und dies sowohl auf der Seite  
der Betroffenen als auch auf der Seite der Be-
schäftigten!
Diese kurzen Beispiele geben einen Hinweis 
darauf, wie schnell Missverständnisse entste-
hen können. Es geht dabei nicht darum, alle 
möglichen Missverständnisse und Unterschiede 
einer Liste entsprechend auswendig zu lernen 
und schon im Vorhinein alle Unsicherheiten aus-
schließen zu können – dies ist leider eine un-
mögliche und nicht zu bewältigende Aufgabe, so 
verlockend dies auch wäre. Vielmehr geht es da-
rum, im Umgang mit Situationen, die man nicht 
sicher interpretieren kann, sicherer zu werden. 
Es kann an einigen Stellen hilfreich sein zu wis-
sen, welche Handlungen auf welche Personen-
gruppe wie wirkt. Eine erstklassige „Kopie“ der 
„fremden“ Verhaltensformen vermeidet jedoch 
nicht zwangsläufig unangenehme oder auch lus-
tige Situationen, wie das folgende Foto zeigt:

Sicherheit bei der Beratung im Jobcenter

Quelle: Jupiter Images
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Viel wichtiger ist es, unverständliche Handlun-
gen und Verhaltensweisen des Gegenübers 
nicht direkt als persönlichen Angriff oder Affront 
zu deuten und Mutwilligkeit zu unterstellen. 
Hierbei kann es an mancher Stelle angebracht 
sein, etwas Kenntnisse über unterschiedliche 
Verhaltensmuster zu besitzen und die eigene 

Wahrnehmung zu prüfen. Hierzu müssen die 
Beschäftigten des Jobcenters sich ihrer eige-
nen kulturbedingten Werte,  Denk- und Verhal-
tensmuster bewusst sein bzw. werden, um mit 
diesem „Anderssein“ wertfrei umgehen zu kön-
nen. Es ist als kulturbedingtes „Anderssein“ und 
nicht als „richtig oder falsch“ einzustufen.

Helena Donecker

Migranten = Probleme?

Von „schwierigen Mitbürgern“ ist die Rede, von „interkultureller Kompetenz“ bei „Maßnahmen der 
Selbstsicherung“. Ist das XENOS-Projekt der Ansicht, Migranten bereiten Probleme, die man mit 
Projektmitteln beheben muss? Das ist keineswegs unsere Ansicht! Die Gefahr besteht, missver-
standen zu werden. Bei der Weiterbildung in der Verwaltung geht es häufig darum, Kundenkon-
takte zu verbessern. Dort, wo etwas funktioniert, muss nicht weitergebildet werden. Weiterbildung 
ist dann nötig, wenn im Kontakt mit den Bürgerinnen und Bürgern etwas schief läuft. Das gilt für 
Einheimische und Zugewanderte. Wenn auf diesen Seiten von Weiterbildung die Rede ist, dann 
geht es in der Regel um solche schwierigen Situationen. Die waren auch schon früher Inhalt der 
Weiterbildung für Verwaltungsangestellte. Nur dass bisher kaum ein Augenmerk auf die kulturelle 
Vielfalt der Kundinnen und Kunden gelegt wurde. Das XENOS-Projekt „Option – Kultur“ will unter 
anderem hier Veränderungen bewirken, damit die Verwaltung kundengerechter handeln kann. 
Das kommt allen zugute, ob mit oder ohne Migrationshintergrund. Eine Verwaltung muss auch mit 
problematischen Situationen fertig werden und angemessen auf schwierige Kunden reagieren, 
die es in allen Bevölkerungsschichten gibt. Zum Glück gehören Migrantinnen und Migranten in der 
Regel ebensowenig dazu wie Einheimische!

Quelle:  2. Newsletter des XENOS-Projektes „Option – Kultur“ vom 01.10.2012

Weiterbildung im Rahmen des  
XENOS-Projektes „Option – Kultur“

Bei den ersten Überlegungen zum Thema  
„Sicherheit“ stand bei den Beschäftigten des 
Jobcenters im Kreis Recklinghausen zunächst 
die reine Abwehr, das Reagieren im Vordergrund. 
Die Aufgabe des Projektes „Option – Kultur“ be-
stand darin, eine nachvollziehbare Brücke zwi-
schen dem „Wunsch nach Sicherheit“ und dem 
„offenen und professionellen Umgang mit dem 
Anderssein“ zu schlagen. In Gesprächen mit 
Vertretern des Jobcenters konnten sehr früh 
allgemeine Anknüpfungspunkte gefunden wer-
den. Zudem war das XENOS-Projekt bereits im 

Arbeitskreis ´Sicherheit` des Jobcenters ver-
treten. Durch die enge Zusammenarbeit mit 
dem Projekt konnte der Einfluss des eigenen 
Verhaltens, der Kommunikationswege, des früh-
zeitigen Erkennens von Unterschieden und von 
„Nicht“- bzw. Missverstehen in die Diskussion 
eingebracht und in das Schulungskonzept auf-
genommen werden.
Über das XENOS-Projekt wurde somit ein speziell 
auf das Jobcenter zugeschnittenes zweitägiges 
Training „Maßnahmen der Selbstsicherung und 
Steigerung der Handlungskompetenz“ angebo-
ten. Jedem Deeskalationstraining durch Vertreter 
der Polizei schließt sich ein Tag zur Vermittlung 
interkultureller Kompetenzen an. Dabei geht es 
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zum einen ganz allgemein um Gefährdungsana-
lysen, Selbstsicherungs-, Präventions- und Dees-
kalationsstrategien und zum anderen auch um 
Fragen der interkulturellen Verständigung und 
des Verstehens sowie der Gefahr von Stereoty-
pen, Vorurteilen, Projektionen und Verzerrungen. 
Die Seminare für die Beschäftigten des Jobcen-
ters wurden im Laufe der Zeit weiter an deren Be-
dürfnisse im täglichen Arbeitsablauf angepasst. 
So wurden die Inhalte gestrafft und, wie im fol-
genden Auszug aus der Seminarbeschreibung zu 
sehen, unter neuem Titel auch für weitere Fach-
bereiche mit Kundenkontakt angeboten:

Diese Kombination wurde von den Beschäftig-
ten positiv aufgenommen. Im ersten Projektjahr 
konnte im Bereich Schulungen hierdurch ein 

intensiver Einstieg geschafft werden und Mitar-
beitende aus unterschiedlichen Aufgabenberei-
chen in Kreis und Städten geschult werden. Die 
inhaltlichen Erwartungen der Teilnehmenden 
gingen jedoch mitunter weit auseinander. So 
wurden neben Anteilen, die stärker in Richtung 
Selbstverteidigung gehen sollten, auch häu-
fig vorgefertigte „Check-Listen“ gewünscht, bei 
denen zu den jeweiligen Kulturräumen die not-
wendigen Verhaltens- und Kommunikationsfor-
men nachzulesen seien. Die Aussicht, sich mit 
hilfreichem Hintergrundwissen über kulturelle 
Unterschiede in einen fortlaufenden Reflexions-
prozess zu begeben, bei dem u.a. Aufmerksam-
keit, Offenheit und Vieldeutigkeit eine wichtige 
Rolle spielen, klingt demgegenüber für die eine 
oder andere Person nicht so greifbar und vielver-
sprechend. Doch da auch im beruflichen Kontext 
die drei im Schaubild aufgeführten Seiten die 
zwischenmenschlichen Kontakte beeinflussen, 
wäre eine „WENN-DANN“-Checkliste in diesem 
Zusammenhang endlos fortzuführen und somit 
wenig praktikabel.

Schulungen zum deeskalierenden Umgang mit 
schwierigen Situationen werden in vielen Auf-
gabenbereichen der Verwaltung gewünscht. Im 
Rahmen des XENOS-Projektes wurden sie, wie 
weiter oben beschrieben, um Vielfalt berücksich-
tigende Maßnahmen ergänzt und in folgenden 
Bereichen umgesetzt: Jobcenter, Straßenver-
kehrsamt, Soziales, Kreiskasse, Ordnungswe-
sen und im offenen Schulungsangebot für alle 
Beschäftigten. 
Über die Kombination der beiden Bereiche 
„Deeskalation“ und „Umgang mit Unterschieden 
und interkulturelle Kompetenz“ konnten auch 

Sicherheit bei der Beratung im Jobcenter

„Lösungsorientiert, präventiv und interkul-
turell kompetent mit kritischen Situationen 
umgehen“

Zielgruppe:

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aller Fach- 
richtungen, die in ihrem Arbeitsalltag auf 
Menschen treffen, die in schwierigen Situa- 
tionen feindselig und ungehalten agieren […]

Schwerpunkte:

  Veranschaulichung von Kommunika-
tionshindernissen und deren Folgen

  Wie entstehen Konflikte? Wie kann ich 
mich selber schützen?

  Die Begriffe Kultur und interkulturelle 
Kompetenz

  Erfahrungsaustausch zu interkulturel- 
len Konflikten und arbeitsalltäglichen 
Missverständnissen bzw. deren Analyse

  Umgang mit Konflikten, Strategien zur 
Lösung von Konfliktsituationen und in-
terkulturellen Missverständnissen „zum 
Mitnehmen in den Berufsalltag“

PERSON	  
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Mitarbeitende erreicht werden, die an einem rei-
nen „Interkulturelle Kompetenz“-Seminar nach 
eigener Aussage nicht teilgenommen hätten. 
Dadurch konnte ein größerer Kreis an Interes-
senten erreicht werden. Durch die Zusammen-
arbeit mit dem Arbeitskreis „Sicherheit“ des 
Jobcenters Kreis Recklinghausen konnte der 
Aspekt „Vielfalt“ an unterschiedlichen Stellen 
mitgedacht werden.

Arbeitskreis Sicherheit

Die Vorfälle in den Jobcentern haben auch 
dazu geführt, dass im Kreis Recklinghausen ein  
„Arbeitskreis Sicherheit“ gegründet wurde. Un-
ter der Leitung des Jobcenters beteiligten sich 
hieran Vertreter und Vertreterinnen aller Be-
zirksstellen, die Fachbereichsleitung des Job-
centers, die Personal-, Gleichstellungs- und 
Schwerbehindertenvertretung, Vertreterinnen 
des XENOS-Projektes, der Betrieblichen Gesund-
heitsförderung und der Sicherheitsbeauftragte 
des Kreises. Im Rahmen dieses Arbeitskreises 
wurde ein Sicherheitskonzept für das Jobcenter 
erarbeitet, das wichtige Grundlagen zur Vor- 
sorge, zur Vorgehensweise im Notfall und zur  
anschließenden Nachsorge beinhaltet. Daneben 
wurden grundsätzliche Aussagen und Empfeh-
lungen zum Thema Sicherheit getroffen.

Das ca. 160 Seiten umfassende Sicherheitskon-
zept  des Jobcenters enthält für die Beschäftig-
ten die erforderlichen Informationen für einen 
eventuellen Notfall. Die in den Arbeitsgruppen 
entwickelten Maßnahmen sollen in die tägli-
che Arbeit des Jobcenters einfließen und sind 
im Notfallordner dokumentiert. Es wurde ein 
gemeinsames Plakat für das Jobcenter in un-
terschiedlichen Sprachen entwickelt, das den 
Besuchern ein klares „Nein zu Gewalt“ aufzeigt. 
Hier ein Beispiel der Unterarbeitsgruppe „Vor-
sorge/Image“ zu relevanten Punkten im Bereich 
Gewaltvorsorge und Imagepflege:

Diskussionen aus den verschiedenen Arbeits-
kreissitzungen 

Der Kontakt zwischen Beschäftigten des Job-
centers und Kundinnen und Kunden ist durch 
die unterschiedlich empfundenen Machtstel-
lungen geprägt: Die der Beschäftigten auf 
der Grundlage der bestehenden Gesetze und 
der Organisation und die der Kundinnen und 
Kunden auf der Grundlage ihrer verbrieften 
gesetzlichen Rechte. Die Machtstellungen wer-
den unterschiedlich wahrgenommen und Kun-
dinnen und Kunden sehen oft die Macht auf 
der Seite der Beschäftigten des Jobcenters, 
der sie hilflos ausgeliefert sind. Soweit darf 
es erst gar nicht kommen. Das Verstehen der 
einzelnen rechtlichen und sachlichen Zusam-
menhänge ist wichtig, um die Handlungen an-
ders einordnen zu können – z.B. Almosen. In 
anderen Ländern gelten sie als Geschenk und 
wichtige religiöse Geste oder Hilfe vom Staat, 
in anderen Staatsformen als Zeichen eines 
Verdienstes für Staatstreue. 
Gerade aber die Notlagen, in denen sich Kun-
dinnen und Kunden befinden, wenn sie beim 
Jobcenter vorsprechen, vermitteln ihnen das 
Gefühl, dass sie völlig „machtlos“ der Entschei-
dung ausgeliefert sind und sie reagieren dar-
auf unter Umständen mit Wut und Aggression.

Helena Donecker



149

Mehrere Aktivitäten müssen parallel unternom-
men werden, damit ein positiveres Image zu 
einer positiveren Gesamthaltung führen kann. 
Hierunter fällt auch, dass die vielen positiven 
Geschichten und Schritte, die im Alltag und im 
Kontakt mit den unterschiedlichen Kundinnen 
und Kunden zur Realität gehören, nach außen 
getragen werden. In den Diskussionen der Ar-
beitsgruppe wurden Maßnahmen angesprochen 
wie 

  die Leitung des Kundenstroms,
  die Erstellung einer Broschüre „Best-Prac-

tice“,
  die Aufbereitung von verständlichen Infor-

mationen zu Fördermöglichkeiten, Abläu-
fen und Aufgaben des Jobcenters, die im 
Wartebereich angeboten werden, 

  ein Einarbeitungskonzept für Berufsein-
steiger im Jobcenter (Themen wie Kommu-
nikation/Vielfalt) und vieles mehr.

Auch das XENOS-Projekt „Option – Kultur“ hat 
einen Platz im Notfallordner des Jobcenters er-
halten. Dort wurden Themen zu Fortbildungen 
der Beschäftigten ausgeführt, z.B. interkulturel-
le Trainings, Schulungen im Bereich Vielfalt. Es 
wurde aber auch noch einmal dargestellt, wie 
schnell Missverständnisse entstehen können.

Sicherheit bei der Beratung im Jobcenter

Abb. 1: Beispiel der Unterarbeitsgruppe „Vorsorge/Image“
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Abb. 2: „Vielfalt entdecken Anderssein akzeptieren – weil es sicher macht!“ aus dem Notfallordner des Jobcenters

Missverständnisse 
In der Beratungspraxis beruhen Probleme 
o f t  a u f  k o m m u n i k a t i v e n u n d 
interkulturellen Missverständnissen. Die 
Gefahr, missverstanden zu werden, 
besteht in jedem Kontakt von Menschen. 
Missverständnisse dürfen aber nicht dazu 
führen, dass  Menschen ausgegrenzt 
werden oder Situationen eskalieren. Damit 
im Kontakt mit den Bürgerinnen und 
Bürgern nichts „schief“ läuft – das gilt für 
Einheimische und für Zugewanderte - ist 
es nötig, dass beide Seiten lernen, die 
Hintergründe und den Kontext für das 
Verhalten des jeweiligen Gegenübers  zu 
erkennen und einzuschätzen. Emotionen 
können die Arbeit beflügeln, aber auch 
„ Sand ins Getriebe bringen“. Gerade in 
Beratungssituationen spielt neben der 
sachlichen auch die Beziehungsebene 
eine wichtige Rolle. 

Analphabetismus hat nichts mit mangelnder Intelligenz zu tun!  
Man geht zur Schule, lernt dort Lesen und Schreiben. Für Manche kommt jedoch ganz individuell 
Vieles zusammen und ihre Kenntnisse reichen hinterher nicht aus, um den Alltag zu bewältigen. 
Wenn sie einen Satz lesen, verstehen sie dessen Sinn nicht. Ganz normale Alltagssituationen wie  
Einkaufen, der Restaurantbesuch, die Fahrt mit dem ÖPNV werden zu einer echten 
Herausforderung. Schlimm ist es, wenn sie bei Behörden irgendwelche Formulare ausfüllen 
müssen. Ausreden wie „ Ich habe meine Lesebrille vergessen“ oder sich selber den Finger zu 
brechen, um nichts ausfüllen zu müssen, zeigen die Not von rund 7,5 Millionen funktionalen 
Analphabeten in Deutschland. Erkennen die Berater dies nicht, wird der betroffenen Person 
schnell mangelnde Bereitschaft und  Kooperation unterstellt. 

Die Verwaltung muss auch auf schwierige Kunden 
reagie-ren, die es in allen Bevölkerungsschichten gibt. 
Auf  schwie-rige Gesprächssituationen besser 
vorbereitet sein und diese besser bewältigen zu 
können,  Verhaltensweisen erkennen und einschätzen, 
kann mit Schulungen zu „Interkultureller Kompetenz 
und Vielfalt/ Umgang mit Konflikten und schwierigen 
Gesprächssituationen  erreicht werden.  

Weil es sicher macht! Vielfalt entdecken, Anderssein akzeptieren 

Für viele Menschen ist die Verwaltung 
immer noch ein Buch mit sieben 

Siegeln  

	   	   	   	  

LINKS
Focus Online:  http://www.focus.de/finanzen/karriere/perspektiven/arbeiten-im-ausland/tid-9356/ 
business-knigge_aid_267099.html
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Nachhaltigkeit, Transfer, Innovation – Wie drittmittelfinanizierte 
Projekte paradoxe Ansprüche bewältigen und realistische 
Strategien finden
Ute Pascher-Kirsch & Hans Uske

Wie erfüllen Projekte zur interkulturellen Öffnung 
der Verwaltung den Anspruch der Nachhaltig-
keit und wie gelingt es ihnen, dieser Erwartung 
nachzukommen? Wie können die Ergebnisse 
für andere Institutionen (Verwaltungen) nutzbar 
gemacht werden? Das sind zwei zentrale Aus-
gangsfragen (nicht nur) für die Projekte, deren 
Ergebnisse in dieser Aufsatzsammlung vorge-
stellt werden. 
Wenn im Folgenden von Nachhaltigkeit und 
Transfer von Projekten die Rede ist, so sind da-
mit solche Projekte gemeint, die vor allem aus 
öffentlichen Mitteln gefördert werden, sei es auf 
EU-, Bundes- oder Landesebene und die im Kon-
text sozialer Innovationen stehen.
In dem folgenden Beitrag werden zunächst all-
gemeine Überlegungen zu den Anforderungen 
„Nachhaltigkeit und Transfer“ von drittmittelfi-
nanzierten Projekten sowie zu Nachhaltigkeits-
strategien formuliert. Anschließend geht es um 
die Frage, wie Nachhaltigkeits- und Transferstra-
tegien trotz aller beobachtbaren Schwierigkeiten 
in zeitlich und finanziell begrenzten Projekten 
umsetzbar sind.

1  Die Anforderungen „Nachhaltig- 
 keit und Transfer“ 

Drittmittelfinanzierte Projekte müssen in der 
Regel nachweisen, dass sie ihre Entwicklungen 
und Ergebnisse (oftmals auch als Innovation be-
zeichnete Prozesse und Produkte des Vorhabens) 
nachhaltig verankern, also nach Projektende dau-
erhaft implementiert haben werden. Damit unter-
scheidet sich diese Begriffsdefinition von Nach-
haltigkeit von der ursprünglichen Bedeutung des 
Begriffs als Umweltaspekt und „nachhaltige Ent-

wicklung“ als sustainable development wie er seit 
Erscheinen des sog. Brundtland Reports („Our 
Common Future“) 1987 vorwiegend im ökolo-
gischen Diskurs und der Ökonomie verwendet 
wird: „Nachhaltige Entwicklung“ wurde von da 
an zum Leitbild einer verantwortungsbewussten 
(globalen) Gesellschaft, die auch Generationen-
gerechtigkeit einforderte1. In unserem Kontext 
heißt Nachhaltigkeit vor allem eine konkrete 
und langfristige Übernahme oder Nutzung neu 
oder weiter entwickelter Produkte und Dienst-
leistungen – unabhängig von der ökologischen 
oder ökonomischen Nachhaltigkeit, aber nicht 
unbedingt ohne diese. 
In der Förderperiode 2007-2013 des Europäi-
schen Sozialfonds (ESF) wurde „Nachhaltigkeit“ 
(neben Chancengleichheit) sogar als ein Quer-
schnittsziel definiert. Geförderte Projekte ver-
pflichteten sich damit, sich an der nationalen 
und europäischen Nachhaltigkeitsstrategie zu 
orientieren2. Wenn es also um die mit ESF-För-
dermitteln initiierte interkulturelle Öffnung von 
Unternehmen oder Verwaltungen geht, muss 
nachvollziehbar dargestellt werden, dass das 
Projektanliegen auch nach Projektende weiter-
verfolgt wird, die Verwaltung also nicht in alther-
gebrachte Praxen zurückfällt, sondern geöffnet 
bleibt, bzw. Schritte unternimmt, sich weiter zu 
öffnen. 
Ferner müssen Projektakteure Schritte planen 
und aufzeigen, wie sie ihr Projekt „transferfä-
hig“ gestalten, für andere Bereiche/Sektoren 
oder Regionen übertragbar machen oder diesen 

1 Diese Darstellung ist stark verkürzt; zur Entwicklung und Ge-
schichte des Begriffs und der damit verknüpften Konzepte sie-
he u.a. QUENNET-THIELEN (1996, S. 9-10). 
2 http://www.esf.de/portal/generator/1122/querschnittsziele.
html [25. August 2014].
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Transfer sogar selbst organisieren. Die überzeu-
gende Darstellung einer erfolgreichen Transfer-
strategie erhöht die Förderungswürdigkeit eines 
öffentlich geförderten Projektes, denn aus der 
Perspektive von Fördergebern sind Fördermit-
tel umso besser angelegt, je mehr sie zeitlich 
(Nachhaltigkeit) oder räumlich (Transfer) bewir-
ken.
Allerdings: Nur in den seltensten Fällen wird 
in Projekten etwas völlig neues erfunden, ein 
„Prototyp“, der dann per Transferprozesse zur  
„Serienreife“ kommen soll. Tatsächlich beruhen 
die meisten Projekte bereits auf Transfer. Die 
interkulturelle Öffnung der Verwaltung zum Bei-
spiel ist eine Praxis, die nicht neu erfunden wer-
den muss. Projekte im Rahmen der  2. XENOS-
Förderrunde („XENOS – Integration und Vielfalt“ 
– 2012-2014) können von den Erfahrungen 
früherer Förderprojekte aus dem XENOS-Förder-
programm sowie aus anderen Programmen pro-
fitieren. Zudem bestehen mittlerweile vielfältige 
kommunale Netzwerke zu diesem Thema.
Gleichwohl ist die interkulturelle Öffnung der 
Verwaltung, wie sie beispielsweise im XENOS-
Projekt „Option – Kultur“ des Kreises Reckling-
hausen angestrebt wird, für den Landkreis eine 
neue Strategie und damit eine soziale Innovati-
on. Und aus dieser Innovation können wiederum 
Transfers beispielsweise in andere Landkreise 
erfolgen.
Fasst man den (sozialen) Innovationsbegriff wei-
ter und versteht darunter eben nicht nur eine 
Basisinnovation im Sinne einer Erfindung von 
etwas völlig neuem, sondern die Verbreitung 
einer neuen sozialen Praxis in andere Zusam-
menhänge, dann erfüllen die meisten öffentlich 
geförderten Projekte bereits den Charakter von 
Transferprojekten. Allerdings wird dann unter 
dem Stichwort „Transfer“ etwas anderes von  
ihnen verlangt. 

2 Strategien der Nachhaltigkeit

In der Praxis beginnt das erste Nachdenken über 
Nachhaltigkeit bereits mit der Formulierung der 

Projektidee. Denn die Idee, zum Beispiel zur Ent-
wicklung bestimmter Maßnahmen für benach-
teiligte soziale Gruppen, fußt doch meistens 
darauf, dass man daran interessiert ist, ein Ziel 
längerfristig zu erreichen und umzusetzen. Und 
sei es nur deswegen, weil in Projektanträgen 
Strategien formuliert werden müssen, die bewei-
sen, dass Projekte auch nach der Förderphase 
weiter bestehen und/oder weiter wirken. Solche 
Projekte basieren schließlich auf der Idee von 
zeitlich begrenzten finanziellen Mitteln, die auch 
als Anschubfinanzierung betrachtet werden kön-
nen. Deshalb muss ebenfalls nachgewiesen wer-
den, dass Transferprozesse möglich sind bzw. 
während der Projektlaufzeit eingeleitet werden.
Häufig ist dies ein schwieriger Anspruch. Wenn 
Fördermittel wegfallen, müss(t)en diese Mittel 
durch Eigen- oder Fremdmittel bzw. Eigenleis-
tungen ersetzt werden. In der Regel sind solche 
finanziellen Ressourcen aber nicht vorhanden. 
Oder es gibt auch Fälle, in denen das Geschäfts-
modell des Antragstellers sogar darauf beruht, 
Fördermittel zu akquirieren – also genau die 
Ressourcen zu erhalten, die später nachhaltig 
ersetzt werden sollen.
Wie kann Nachhaltigkeit unter diesen Bedingun-
gen trotzdem gelingen? Um diese Frage beant-
worten zu können, muss  zunächst geklärt wer-
den, wie geförderte Projekte mit der Aufgabe der 
Nachhaltigkeit tatsächlich umgehen und welche 
Strategien sie verfolgen, um dieses Problem zu 
lösen.

Strategie Nr. 1: Erwartbare Effekte
Der Verweis auf Effekte, die durch Projekte be-
wirkt werden, ist eine häufig angewandte Stra-
tegie, um Nachhaltigkeit zu behaupten. Das 
Problem (aber auch der Vorteil) besteht darin, 
dass diese Effekte sich in der Regel während 
der Projektlaufzeit einer Evaluation weitest-
gehend entziehen. Ob und wie beispielsweise 
eine Bildungsmaßnahme weiterwirkt, wenn 
sie nicht mehr durchgeführt wird, kann wäh-
rend dieser Zeit nur schwer gemessen werden. 
Ob ein Projekt zur interkulturellen Öffnung der 
Verwaltung zum Beispiel  eine Sensibilisierung  

Ute Pascher-Kirsch & Hans Uske
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von Verwaltungsmitarbeiter/-innen bewirkt hat, 
die dazu führt, dass die Verwaltung ihre Kundin-
nen und Kunden in Zukunft kulturkompetenter 
behandelt, kann in der Regel ebenso nur vermu-
tet werden. Denn Effekte können ebenso ver-
puffen wie sie nachhaltige Wirkungen erzeugen 
können.3

Strategie Nr. 2: Projektketten
Projekte wirken weiter, wenn es Nachfolgepro-
jekte gibt. Das Problem der fehlenden Fördermit-
tel ist damit gelöst: sie fließen weiter. Im Sinne 
der Fördergeber ist das natürlich keine Nachhal-
tigkeit, weshalb die meisten Förderprogramme 
auch ausschließen, dass Projekte in der nächs-
ten Förderrunde „einfach“ weitergeführt werden.
In Projektanträgen kommt diese Nachhaltig-
keitsstrategie deshalb nicht vor, wohl aber im 
Projektalltag. Das hat mehrere Gründe:

1. Eine Weiterführung des Projektes bzw. der 
Projektziele und Weiterbeschäftigung des 
eingesetzten Personals über den Förder-
zeitraum hinaus ist ohne Fördermittel in 
der Regel unrealistisch. Wer Förderpro-
jekte durchführt, muss aber rechtzeitig 
an Nachfolgeprojekte denken, sonst hat 
die Organisation, die diese Projekte durch-
führt zu Projektende das Problem, ohne 

3 Da Projekt-Evaluationen, wenn sie überhaupt stattfinden, oft-
mals nur während der Laufzeit der Förderprojekte erfolgen und 
damit mit ihnen zeitlich enden, können sie allenfalls Prognosen 
abgeben. Das, was sie messen könnten, also die mittel- und 
langfristigen Wirkungen, die mit der Nachhaltigkeit ja behauptet 
werden, fallen außerhalb der Projektlaufzeit, können also von 
ihnen nicht gemessen werden. Vielleicht ist das ja ein Grund, 
warum prozessbegleitende Evaluationen von Förderprojekten 
(im Gegensatz zu summativ/ ex ante angelegten Programme-
valuationen) nach einem Boom in den Nullerjahren wieder 
aus der Mode gekommen sind (z.B. beim XENOS-Programm). 
Tatsächlich können solche Evaluationen die Ansprüche, die an 
sie gestellt werden, nur schwer erfüllen. Und diese Ansprüche 
steigen. 2013 hat die Deutsche Gesellschaft für Evaluation e.V. 
(DeGEval) in einem Positionspapier „Evidenz und Evaluation“ 
darauf hingewiesen, dass von Evaluationen zunehmend „Evi-
denzen“ im Sinne von robusten Belegen und Beweisen erwartet 
werden. Das Eintreten von angestrebten Effekten soll möglichst 
sicher belegt werden. Es sei zwar verständlich, so die DeGEval, 
dass Auftraggeber Evidenzen für die Wirksamkeit von Interven-
tionen verlangen, dies könne Evaluation aber in der Regel nicht 
leisten. (www.degeval.de/publikationen/positionspapiere).

Personal dazustehen, weil das eingesetzte 
Personal sich aufgrund der Projektbefris-
tung wegbeworben hat.

2.  Die Förderlogik bedingt es, sich mit einem 
Förderantrag in den thematischen Feldern 
zu bewegen, in denen man Kompetenzen 
entwickelt hat, da dies meistens zu den 
Zuwendungsvoraussetzungen gehört. Die 
antragstellende Einrichtung belegt ihre 
Kompetenzen in bestimmten Themenbe-
reichen durch aktuell durchgeführte Pro-
jekte. Es ist dementsprechend sinnvoll, 
sich bei Nachfolgeanträgen möglichst 
nahe an diese anzulehnen.

3. Auf der anderen Seite hat auch die Pro-
grammebene ein Interesse daran, erfolg-
reiche Projektträger als Akteure in zukünf-
tigen Förderrunden auszuwählen, denn 
sie sind Garanten für Verlässlichkeit und 
künftige Erfolge.

Aus dieser Logik heraus entstehen variierende 
Projektketten, bei denen der Projektkern (bei-
spielsweise eine bestimmte Weiterbildungsmaß-
nahme für Arbeitslose) meist erhalten bleibt, der 
Projektkontext (zum Beispiel eine Erweiterung 
der Zielgruppe oder der Rahmenbedingungen) 
verändert wird. Eine weitere Variante dieser 
Strategie besteht darin, das Förderprogramm zu 
wechseln, beispielsweise von der Bundesförde-
rung auf eine Landesförderung umzustellen.

Strategie Nr. 3: Strukturveränderung
Die Implementation von Projekten oder Projekt-
ergebnissen in vorhandene oder aufzubauende 
Strukturen ist sicherlich die effektivste Form der 
Nachhaltigkeit, allerdings auch die Schwierigste. 
Denn diese Strategie lebt in der Regel von einem 
Wechsel der Akteure, das heißt, eine Entwick-
lung oder ein Produkt soll nach Projektende von 
einer anderen Einrichtung übernommen wer-
den. Zwei Beispiele: Eine arbeitsmarktpolitische 
Maßnahme, die von einem Träger entwickelt 
wird, muss, wenn sie zur Regelförderung der  

Nachhaltigkeit, Transfer, Innovation
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Arbeitsverwaltung werden will, diese davon über-
zeugen, dass der Wechsel von Fördergeldern hin 
zur Regelfinanzierung durch das Jobcenter nicht 
nur effektiv und effizient ist, sondern auch im 
rechtlichen Rahmen und Auftrag des Jobcenters 
bleibt. Die Maßnahme muss zudem kompatibel 
sein mit der Organisationskultur der Arbeits-
verwaltung. Auch Prozesse der interkulturellen 
Öffnung von Organisationen sind oftmals von 
außen (mit-)initiiert. Die Strukturen der jeweili-
gen Organisation verändern sich aber nur dann 
nachhaltig, wenn es gelingt, das Eigeninteresse 
der Organisation zu wecken. Und auch dann ist 
längst nicht sicher, ob die Organisation die nöti-
gen, zumeist knappen Ressourcen bereitstellen 
wird.
Um diesen Rahmenbedingungen Rechnung zu 
tragen, hat es in der Vergangenheit immer wie-
der Versuche gegeben, durch die Bildung großer 
Verbundprojekte Nachhaltigkeit mittels Struk-
turveränderungen sicherzustellen. Ein Beispiel 
ist die Gemeinschaftsinitiative EQUAL, die in der 
Förderphase 2000-2007 das zentrale arbeits-
marktpolitische Programm des Europäischen So-
zialfonds darstellte. Die EQUAL-Projekte4 sollten 
durch eine Strategie des so genannten horizon-
talen und vertikalen Mainstreamings Nachhaltig-
keit und Transfer sicherstellen. Einige der dama-
ligen Überlegungen inklusive der Wortwahl sind 
bedauerlicherweise in Vergessenheit geraten. 
„Vertikales Mainstreaming“ bedeutet, Projekt-
ideen und Ergebnisse bei Entscheidungsträgern 
aktiv bekannt zu machen, statt darauf zu warten, 
dass sie beachtet und für interessant befunden 
werden. „Horizontales Mainstreaming“ bedeu-
tet, ein Projekt „in die Breite“ zu verankern, also 
Projektergebnisse aktiv zu transferieren, anstatt 
nur Transferfähigkeit herzustellen inklusive ei-
ner abschließenden Transferveranstaltung. Um  
erfolgreiches „Mainstreaming“ zu erreichen, soll-
ten in den EQUAL-Entwicklungspartnerschaften 

4 Die folgenden Beobachtungen und Verweise auf die Ge-
meinschaftsinitiative EQUAL beruhen auf den Erfahrungen 
der beiden Autor/-innen, die beide als Evaluator/-innen und 
Teilprojektkoordinator/-innen die Durchführung von Entwick-
lungspartnerschaften in den Jahren 2002-2007 verfolgt haben.

möglichst komplementäre Partner gemeinsam 
an einem Problem arbeiten, also beispielsweise 
Bildungsträger, Arbeitsverwaltungen, Gewerk-
schaften, Kammern und Kommunen. Diese 
komplexe Projektstruktur hat Projekte mitunter 
schwerfällig und dadurch scheinbar ineffektiv 
gemacht. Hinzu kam, dass die EQUAL-Projekte 
zugleich durch transnationale Entwicklungs- und 
Transferprozesse europaweit für arbeitsmarkt-
politische Innovationen sorgen sollten5. Dieser 
Anspruch war bei einer dreijährigen Projektlauf-
zeit jedoch in der Regel nicht durchzuhalten.
Für die Herstellung von Nachhaltigkeit aber 
bleibt der Gedanke zentral, dass Nachhaltigkeit, 
soweit diese auf Strukturveränderungen abzielt, 
nicht von einer Institution alleine zu bewerkstel-
ligen ist, sondern in Kooperation oder Allianz 
verschiedener Akteure miteinander, und einen 
längeren Zeitraum voraussetzt.

Strategie Nr. 4: Transfer
Dies gilt insbesondere für den Transfer von Pro-
jektergebnissen, auf den unten noch zurück-
zukommen sein wird. Denn eine gelungene 
Transferstrategie kann wichtige Beiträge zur 
Nachhaltigkeit liefern und ein Projekt, das Nach-
haltigkeit verspricht, eignet sich besser zum 
Transfer.
Transfer bedeutet schließlich, Projektentwicklun-
gen, Konzepte, Methoden etc. von einem Kon-
text in den anderen zu verlegen, zum Beispiel 
von Institution zu Institution oder von Region zu 
Region (auch Region zu Institution). Je erfolgrei-
cher Transferprozesse sind, desto plausibler er-
scheinen im Nachhinein Nachhaltigkeitskonzep-
te. Wenn sich der Gedanke der interkulturellen 
Öffnung der Verwaltung auch in anderen Städten 
ausbreitet, wenn Entwicklungskonzepte übernom- 
men, Erfahrungen verbreitet, Erfolge auch an-
dernorts erzielt und kommuniziert werden, dann 
steigen auch die Chancen in der eigenen Verwal-
tung Öffnungsprozesse auf Dauer zu stellen.

5 Vgl. PGI – Programm für die Gemeinschaftsinitiative EQUAL 
2005
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3 Beispiele für Nachhaltigkeit und  
 Transfer

Diese Beobachtungen zeigen, dass Nachhaltig-
keits- und Transferkonzepte von Förderprojekten 
umso erfolgreicher sind, je klarer sie auf einer 
Kombination dieser vier dargestellten Strategien 
beruhen und wenn sie gleichzeitig eingebunden 
sind in ein thematisches Feld verschiedener in 
dieselbe Richtung weisender Projekte. Dies soll 
im Folgenden an zwei Beispielen verdeutlicht 
werden.

3.1  Beispiel Kulturkompetente Pflege

Die Implementation von Konzepten der kultur-
kompetenten oder kultursensiblen Pflege ist mitt-
lerweile Gegenstand vieler Förderprojekte, auch, 
aber nicht nur im Rahmen des Bundesprogramms 
XENOS. Es geht dabei um veränderte Ausbil-
dungsinhalte, einschlägige Personalentwicklung, 
Diversity- und Organisationsentwicklungskonzep-
te in Pflegeeinrichtungen und Fachschulen.6

Die Idee, die hinter all diesen Projekten steht, hat 
sich im letzten Jahrzehnt als Gewissheit durch-
gesetzt: Die Zahl der Kundinnen und Kunden der 
Altenpflege werden in Folge des demografischen 
Wandels und der höheren Lebenserwartung stei-
gen und der Fachkräftebedarf in der Altenpflege 
wird sich erhöhen. Gleichzeitig wird der Kreis der 
Kundinnen und Kunden aufgrund der Zuwande-
rungsprozesse kulturell immer differenter. All das 
legt Konzepte nahe, einerseits Menschen mit Mi-
grationshintergrund als Beschäftigte in der Alten-
pflege zu gewinnen und andererseits die Pflege 
selbst kultursensibler zu gestalten.
Was aktuell so plausibel erscheint, galt vor 15 
Jahren noch als exotische Herangehensweise. 
Als das Rhein-Ruhr-Institut (RISP) in Duisburg 
1999 zusammen mit dem Berufsfortbildungs-

6 Zu aktuellen Projektansätzen vgl. die von XENOS Panorama 
Bund herausgegebene Broschüre „Neue Wege im Gesundheits- 
und Pflegebereich – Innovative Ansätze zur Arbeitsmarktinte-
gration. Interkulturelle Öffnung und Fachkräftesicherung.“  
(XENOS Panorama Bund 2014)

werk des DGB (bfw) in Wuppertal ein Landes-ESF-
Projekt durchführte mit dem Titel „Älter werden 
in Deutschland“, traf die Argumentation selbst 
bei kommunalen Fachleuten auf Unverständnis. 
Noch seien die früheren Gastarbeiter/-innen ja 
nicht im Rentenalter, im Alter würden sie sowie-
so in ihre Heimatländer zurückkehren und wenn 
nicht, würde die Pflege von der Familie, die ja eine 
Großfamilie sei, übernommen werden. Allerdings 
waren bereits vor 15 Jahren diese Argumente 
nicht stichhaltig, aber sie waren plausibel, weil 
sie eingebunden waren in gesellschaftlich ver-
breitete Vorstellungswelten vom Leben und Älter-
werden der ehemaligen „Gastarbeiter“, also be-
stimmten diskursiven Rahmenbedingungen, die 
diese Meinung nahelegten.
Dass Kulturkompetenz in der Pflege heute als 
selbstverständlicher Anspruch formuliert werden 
kann – ohne damit schon gewährleistet zu sein 
– hat viele Gründe. Heute gibt es mehr und mehr 
pflegebedürftige Menschen mit Migrationshin-
tergrund, es gibt Pflegedienste und Altenpflege-
einrichtungen, die sich dieser Personengruppen 
annehmen und Kulturkompetenz ist in die Rege-
lausbildung integriert worden. In der Altenpflege 
arbeiten bereits viele Migrantinnen und Migran-
ten. Die vielfältigen Projekte auch und gerade 
im XENOS-Programm, die im Bereich der kultur-
kompetenten Pflege angesiedelt waren und sind, 
haben diesen Wandel nicht bewirkt, sie haben 
ihn aber unterstützt und beschleunigt. Sie haben 
mit dazu beigetragen, dass Kulturkompetenz in 
vielen Einrichtungen der Altenpflege nachhaltige 
Praxis geworden ist. Sie haben Transfers bewirkt 
– ohne Transfer unmittelbar aktiv zu betreiben!

3.2  Beispiel Bildungsnetzwerke

Der Aufbau von regionalen Netzwerken ist nicht 
nur im Bereich der Bildung ein Gegenstand von 
Förderprogrammen. Ende 2014 endet zum Bei-
spiel das umfangreiche BMBF-Förderprogramm 
„Lernen vor Ort“ in dem 40 Kommunen aus ganz 
Deutschland in fünf Jahren regionale Bildungs-
netzwerke aufbauen und damit zusammenhän-
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gende Bildungsinnovationen entwickelt haben 
werden. Die Ergebnisse sollen ab 2014 dann 
von „Transferagenturen“ auch für andere Kom-
munen nutzbar gemacht werden.
Dass viele Missstände in der Bildung auf man-
gelnder Zusammenarbeit und Vernetzung der 
jeweiligen Akteure zurückzuführen sind, ist eine 
Annahme, die in Bildungsdiskursen häufig vor-
getragen wird. Wenn Erzieher/-innen nicht mit 
Grundschullehrer/-innen kommunizieren, kön-
nen für die Kinder eher Probleme beim Über-
gang in die Grundschule entstehen. Wenn die 
Bildungsberatungsstellen in einer Kommune 
nicht zusammenarbeiten, ist es zum Beispiel für 
Eltern schwierig, eine sachgerechte Beratung zu 
finden. Wenn regionale Unternehmen nicht mit 
den Schulen der Region vernetzt sind, erschwert 
das die Berufsorientierung der Jugendlichen 
und führt zu Fehlentwicklungen beim Übergang 
Schule-Beruf.
Netzwerke sind daher ein wichtiger Pfeiler in 
Strategien zur Verbesserung der regionalen Bil-
dungssituation. Die Frage ist nur: Wie baut man 
sie auf? Und noch wichtiger: Wie stellt man si-
cher, dass sie nachhaltig weitergeführt werden?
2003-2006 hat das BMBF zehn regionale Netz-
werke gefördert, die beispielhaft die Bildungssi-
tuation Jugendlicher mit Migrationshintergrund 
verbessern sollten. Eines dieser Beruflichen 
Qualifizierungsnetzwerke (BQN) wurde in der Em-
scher-Lippe-Region aufgebaut7. Zehn Partner, 
darunter Weiterbildungsträger, Wissenschaftler, 
RAA, Unternehmensberater, MSO, haben in drei 
Jahren in verschiedenen Aktionsfeldern und Teil-
projekten erfolgreich gearbeitet. Nach der För-
derlaufzeit von drei Jahren löste sich das Netz-
werk dann allerdings auf.
Im BQN-Netzwerk Emscher-Lippe waren die 
Kommunen nur Randakteure. Im BMBF-Pro-
gramm „Lernen vor Ort“ (2009-2014) sollten sie 
zentrale Akteure der aufzubauenden Netzwer-

7 Der Aufbau und Durchführung des BQN Emscher-Lippe fand 
unter Beteiligung des RISP statt. Außerdem war das RISP bera-
tend an der Durchführung des Projektes „Lernen vor Ort“ des 
Kreises Recklinghausen beteiligt. Auf diesen Erfahrungen beru-
hen u.a. die folgenden Ausführungen.

ke darstellen. In 40 ausgewählten Städten und 
Landkreisen sollte daher mittels Fördergelder, 
die nun ausschließlich für Kommunen bestimmt 
waren, eine neue kommunale Steuerungsstruk-
tur im Bereich der Bildung entstehen und zwar 
über alle Bildungsstufen hinweg, von der frühen 
Bildung bis hin zur Weiterbildung. Die Netzwerk-
steuerung lag nun ebenfalls bei den Kommunen 
– ebenso die Hoffnung auf Nachhaltigkeit und 
Transfer.
Eine solche Struktur hat Nachteile. Bis ein 
kommunal gesteuertes Projekt „in die Gänge“ 
kommt, dauert es in der Regel einige Monate. 
Der Aufbau einer aussagefähigen Website dau-
ert sogar deutlich länger. Verwaltungslogik und 
Projektlogik können bisweilen sehr verschieden 
sein. Andererseits besteht berechtigte Hoff-
nung, dass kommunale Steuerungsstrukturen 
(im Gegensatz zu Trägerstrukturen) auch ohne 
Fördermittel zumindest teilweise weiterbeste-
hen werden (und dadurch auch Nachhaltigkeit 
erzeugen!). 

4 Nachhaltigkeit im aktuellen  
 XENOS-Projekt „Option – Kultur“ 

Das XENOS-Projekt „Option – Kultur“ hat sich zum 
Ziel gesetzt, Schritte zur interkulturellen Öffnung 
der Verwaltung im Kreis Recklinghausen und in 
den zehn Städten des Kreises zu unternehmen 
und diesen Prozess nachhaltig in den administ-
rativen Strukturen zu verankern. In dem Aufsatz 
von Helena Donecker und Sabine Fischer „Ver-
waltung ist nicht gleich Verwaltung“ (in diesem 
Band) beschreiben die Autorinnen das Vorgehen 
im Projekt. Im Folgenden gehen wir kurz auf die 
Nachhaltigkeitsstrategie des Projektes ein, weil 
sie ein gutes Beispiel dafür ist, wie Nachhaltigkeit 
über ein Zusammenwirken verschiedener Strate-
gien erreicht werden kann.
Die Aufgabe, vor der das Projekt steht, lässt sich 
folgendermaßen formulieren:
Interkulturalität soll gelebte Praxis in der Verwal-
tung werden und sich damit als Teil der Organi-
sationskultur entwickeln. Erst wenn es gelingt, 
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interkulturelle Perspektiven beispielsweise in 
die Weiterbildungs- und Personalakquisitions-
routinen zu implementieren, wenn entscheiden-
de Akteure überzeugt sind, dass diese geändert 
werden müssen, wenn Diskurse entstehen (und 
auf Dauer gestellt werden können), die den Nut-
zen von Interkulturalität für die Organisation 
plausibel machen, und die üblichen Einwände 
und Widerstände ihre Plausibilität verlieren, 
dann kann Interkulturalität zum Bestandteil der 
Organisationskultur der Verwaltung werden. Und 
erst dann wird die Verwaltung „geöffnet“. Sie  
hat sich damit nachhaltig verändert.
Projekte, die sich zum Ziel gesetzt haben, nach-
haltig Prozesse der interkulturellen Öffnung von 
Verwaltungen zu bewirken, sind daher darauf an-
gewiesen, die zentralen Akteure der Verwaltung 
aktiv an diesem Prozess zu beteiligen oder die-
se dazu zu bewegen, die Öffnungsprozesse von 
sich aus anzustoßen. Öffnung kann nicht von 
außen geschehen, sondern nur als Eigenleis-
tung der jeweiligen Institutionen. Dafür die Stell-
schrauben zu finden, war eine der wichtigsten 
Aufgaben im Rahmen des Projektes „Option – 
Kultur“. Im Wesentlichen lassen sich sechs die-
ser Stellschrauben identifizieren:

1. „Top down“ und „bottom up“ ansetzen
Für das Projekt „Option – Kultur“ war es von 
Bedeutung, dass der Landrat als Chef der 
Kreisverwaltung Recklinghausen für alle Ver-
waltungsakteure sichtbar, der Initiator der Öff-
nungsprozesse war und ist.
Entscheidend für den Erfolg des Projektes war 
es zudem, dass das Projekt ausführlich in allen 
kreisangehörigen Städten der jeweiligen Verwal-
tungsspitze vorgestellt wurde und dass Anregun-
gen städtischer Akteure in das Konzept des Krei-
ses übernommen wurden. 
Interkulturelle Öffnung kann allerdings nicht ein-
fach angeordnet werden, denn damit wäre die 
Wahrscheinlichkeit sehr groß, dass diese sen-
siblen Prozesse von unten ausgebremst werden. 
Es war daher wichtig, in der Breite über das Pro-
jekt zu informieren, Diskussionen anzustoßen 

und möglichst an vielen Orten auf das Projekt-
ziel und die Aktivitäten hinzuweisen.

2. Schneeballeffekte erzeugen
Alle Aktivitäten und Interventionen des Projektes 
(z.B. Interviews, Gespräche, Seminare, Rundbrie-
fe, Informationsveranstaltungen) sind immer nur 
punktuelle Sensibilisierungsversuche, um das 
Projektziel zu erreichen. Erreicht werden kann 
damit aber niemals die Verwaltung als Ganzes. 
Wenn Sensibilisierung wirksam werden soll, so 
ist sie auf die Initiierung von Schneeballeffekten 
angewiesen. Das zu initiieren war mühsam, aber 
schließlich verstärkten sich die Effekte (verän-
derte Einstellungen der Mitarbeiter/-innen, ge-
schärftes Problembewusstsein für die Thematik 
und weiteres) gegenseitig.
In Gesprächen mit Beschäftigten der Verwal-
tung war häufig zunächst Skepsis zu spüren, ob 
das Projekt überhaupt sinnvoll sei, schließlich 
behandele man ja alle Bürgerinnen und Bürger 
gleich. Auch das Interesse an Weiterbildung zum 
Themenkomplex „Interkulturelle Öffnung“ war 
anfänglich gering. All das änderte sich im Laufe 
des zweiten Projektjahres unter anderem auf-
grund der oben geschilderten Schneeballeffek-
te. Heute (Sommer 2014) wird mehr Weiterbil-
dung nachgefragt als angeboten werden kann. 
Das Projekt ist innerhalb der meisten Bereiche 
der Verwaltung bekannt und akzeptiert.

3. Informelle Netzwerke nutzen
Ein wichtiges Instrument zur Herstellung von 
Schneeballeffekten waren und sind die infor-
mellen Netzwerke innerhalb sowie zwischen den 
Verwaltungen. Dabei geht es um bestehende 
Netzwerke und nicht so sehr um „Vernetzung“, 
also den Aufbau von Netzwerken, wie er in vie-
len Projekten propagiert wird. Dadurch entste-
hen häufig nur künstliche Gebilde, die sich dann 
nach einigen „Netzwerktreffen“ oftmals von 
selbst auflösen. Bestehende, meist nur infor-
melle Netzwerke hingegen sind Instrumente, die 
es Verwaltungsakteuren erlauben, ihre Arbeit 
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zum Beispiel über „kurze Dienstwege“ zu opti-
mieren. Diese informellen Netzwerke können ge-
nutzt werden und sie können über Projekte wie 
„Option – Kultur“ im Sinne des Projektanliegens 
weitergeknüpft werden.

4. Prozessketten initiieren
Wir haben oben dargestellt, welche Rolle Prozess-
ketten als Nachhaltigkeitsstrategie spielen. Auch 
„Option – Kultur“ profitiert von dieser Strategie. 
Im Zuge der Neustrukturierung der Integrations-
politik des Landes Nordrhein-Westfalen wurde im 
Jahr 2013 das Kommunale Integrationszentrum 
(KI) des Kreises Recklinghausen gegründet. Inter-
kulturelle Öffnung der Verwaltung wurde vom KI 
des Kreises als ein zentraler Arbeitsschwerpunkt 
für die nächsten Jahre gewählt. Die Bearbeitung 
des Gegenstandes und die daran gekoppelten Ak-
tivitäten werden damit, wenn auch vermutlich mit 
geringeren Ressourcen wie zuvor, in den kommen-
den Jahren auch institutionell abgesichert sein.

5. Weiterbildung institutionalisieren
Dazu trägt im Wesentlichen bei, dass das im 
Projekt „Option – Kultur“ entwickelte Weiterbil-
dungskonzept für die Verwaltungsangestellten 
zusammen mit dem Studieninstitut Kommu-
nale Verwaltung Emscher-Lippe entwickelt und 
institutionalisiert wurde. Das Studieninstitut ist 
verantwortlich für die Weiterbildung in den ver-
schiedenen Verwaltungen des Kreises Reckling-
hausen. Die Integration von Fragen der Kultur-
kompetenz in das Weiterbildungsangebot kann 
dadurch auf Dauer gestellt werden.

6. MSO einbinden
Ein weiterer Baustein in der Nachhaltigkeits-
strategie des Projektes ist die aktive Einbindung 
von Vertretungsinstitutionen der Menschen mit 
Migrationshintergrund in der Region. Das Pro-
jekt ist in Integrationsräten einiger Städte des 
Kreises vorgestellt worden. Es gab mehrere Ver-
anstaltungen mit MSO-Vertretern. Im Rahmen 

des Projektes wurden 27 zum Teil mehrstündige 
Interviews mit Migrantenselbstorganisationen 
(MSO) aus allen Städten des Kreises geführt, an 
denen 74 Personen teilnahmen8.  Die Interviews 
hatten zwei Funktionen. Einerseits sollten die 
Sichtweisen der Vertretungen der Migrantinnen 
und Migranten in die Gestaltung der Projektar-
beit einbezogen werden. Andererseits hatten die 
Interviews aber auch Sensibilisierungsfunktion 
für das Projektanliegen. 

5  Überlegungen zum Transfer

Im Rahmen von Förderprojekten wird „Transfer“ 
in der Regel als räumlicher Transfer betrachtet. 
Wird zum Beispiel in einem Unternehmen ein 
Modell zur betrieblichen Integration von Men-
schen mit Migrationshintergrund entwickelt, sol-
len auch andere Unternehmen davon profitieren. 
Werden in einer Verwaltung Konzepte zur inter-
kulturellen Öffnung erprobt, sollen auch andere 
Verwaltungen daran teilhaben.
Wir haben oben bereits ausgeführt, dass Trans-
fer und Nachhaltigkeit eng miteinander verbun-
den sind. In bestimmten Projekten lässt sich  
beides gar nicht voneinander trennen.
In dem XENOS-Projekt „Option – Kultur“ sind 
Transferprozesse von Abteilung zu Abteilung, von 
Stadtverwaltung zu Stadtverwaltung Bedingung 
für die Nachhaltigkeit der Projektaktivitäten in-
nerhalb des Kreises. Es ist illusorisch, dass in 
einem Projektgebiet mit zehn Stadtverwaltun-
gen und einer Kreisverwaltung, noch dazu mit 
Ämtern mit jeweils unterschiedlichen Organisati-
onskulturen parallele Interventionsformen mög-
lich wären, die alle Verwaltungen einschließen. 
Etwas anderes ist es, die Aktivitäten des Pro-
jektes und die daran gekoppelten Erfahrungen 
beispielsweise in andere Landkreise zu imple-
mentieren. Hierzu kann das Projekt allenfalls 
die Vorarbeiten leisten, zum Beispiel durch eine 
bundesweite Befragung aller Landkreise zum 

8 Zu den Ergebnissen siehe den Beitrag von Ursula Kreft in die-
sem Sammelband.
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Status quo der interkulturellen Öffnung9 und 
der Zurverfügungstellung der Ergebnisse sowie  
durch Informationsmaterialien (Handbücher, 
Praxisleitfäden, Publikationen wie der hier vor-
liegende Sammelband). Der Transfer selbst liegt 
dann aber außerhalb des Projektes. Dazu zum 
Abschluss dieses Beitrages folgende vier  Thesen:

1. Eigentlich zielt Transfer in die gegenteilige 
Richtung: Eine Person oder eine Organi-
sation hat ein Problem, sucht nach einer 
Lösung, findet sie beispielsweise bei ei-
nem Modellprojekt und überträgt dieses 
Modell auf die eigene Praxis. In Projek-
ten stellt sich das anders herum dar. Vom 
drittmittelgeförderten Projekt wird erwar-
tet, dass es den Transfer seiner Ergebnis-
se selbst organisiert. Dabei suchen dann 
erfolgreiche Projekte mit interessanten 
Lösungen ihrer eigenen Probleme nach 
anderen, kompatiblen Problemen, statt 
anders herum, dass Akteure mit bestimm-
ten Problemen nach Lösungsmöglichkei-
ten Ausschau halten!

2. Wenn Transferprozesse organisiert wer-
den sollen, reicht es daher nicht aus, 
transferfähige Produkte zu entwickeln und 
anschließend darauf zu warten (und zu 
hoffen), dass sich jemand für diese Ent-
wicklungen interessiert. Auch die in Pro-
jekten üblichen Transferveranstaltungen 
lösen das Problem nicht, weil damit das 
Problem des Transfers, die Übertragung ei-
ner Innovation von einem Kontext in einen 
anderen in der Regel nicht gelöst wird.

3. Projekte können Transferprozesse nur be-
dingt organisieren. Sie können sie aber 
initiieren, Transferbedingungen ausloten 
und Voraussetzungen für den Transfer 
schaffen. Der Transfer selber ist aber an 
die Akteure gebunden, für die er gedacht 
ist: Akteure der Zielregion, der Zielorgani-

9 Siehe den Beitrag von Ute Pascher-Kirsch in diesem Sammel-
band.

sation. Dann allerdings kann der Transfer 
effektiver gestaltet werden, wenn die Ent-
wickler der Ursprungsinnovation diesen 
Prozess aktiv begleiten.

4. Transferprozesse sind abhängig von Pro-
jektlandschaften und gesellschaftlichen 
Diskursen, die für bestimmte Probleme 
Plausibilitäten erzeugen. Wir haben oben 
dargelegt, wie dies in verschiedenen Pro-
jektfeldern (Kulturkompetente Pflege, Bil-
dungsnetzwerke) mehr oder weniger gelun-
gen ist. Projekte können solche Diskurse 
alleine schon dadurch unterstützen, dass 
sie erfolgreich sind, nachhaltig wirken und 
dies auch wirksam kommunizieren. Der 
vorliegende Sammelband versteht sich 
daher auch als Teil der Transferstrategie 
der vier beteiligten XENOS-Projekte.
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Bedarfe erkannt – Strategien in der Entwicklung.
Zum Status quo der Interkulturellen Öffnung deutscher Landkreise
Ute Pascher-Kirsch

1 Einleitung

Vor knapp 10 Jahren führte das Statistische 
Bundesamt die statistische Erhebungskategorie 
„Personen mit Migrationshintergrund“ ein. In der 
jährlichen Befragung, dem Mikrozensus, kann 
die amtliche Statistik seitdem unterscheiden 
zwischen der Bevölkerung mit und ohne Migra-
tionshintergrund sowie mit ausländischem Pass.

„Die hier verwendete Abgrenzung der Bevölke-
rung mit Migrationshintergrund berücksichtigt 
den Wunsch, den Blick bei Migration und Integ-
ration nicht nur auf die Zuwanderer selbst – das 
heißt die eigentlichen Migranten – zu richten, 
sondern auch bestimmte ihrer in Deutschland 
geborenen Nachkommen einzuschließen.“

(Statistisches Bundesamt 2014a)

Somit kann nun belegt werden, dass zum 
31.12.2012 in Deutschland ein Fünftel der Ge-
samtbevölkerung einen Migrationshintergrund 
aufweist. Große regionale Unterschiede sind 
hier beobachtbar. Regionaldifferenzierte Daten 
liegen für 2011 vor: Im Kreis Recklinghausen 
beispielsweise hat durchschnittlich 20,1% der 
Bevölkerung einen Migrationshintergrund und 
im Landkreis Rosenheim liegt der Anteil bei 
29,6% (Statistisches Bundesamt 2014b). Städ-
te wie zum Beispiel Offenbach oder Heilbronn 
weisen einen  Anteil von fast 50% auf und zwar 
49,7% bzw. 44,1%, in ostdeutschen Bundeslän-
dern liegt ihr Anteil insgesamt bei unter 5% (vgl. 
Statistisches Bundesamt, 2013, S. 40), wobei 
die kleineren Städte und Landkreise einen Mig-
rantenanteil von unter 3% aufweisen. Diese amt-
lichen Daten machen deutlich, dass es sich in 
Deutschland bei den Personen mit Migrations- 

hintergrund nicht um eine Minderheit handelt, 
die „irgendwie zu integrieren ist“. Es handelt 
sich hierbei um Menschen, die größtenteils in 
Deutschland geboren, aufgewachsen und sozi-
alisiert wurden und durch ihr Dasein nicht nur 
die kulturelle Vielfalt erweitern, sondern Teil 
unserer Gesellschaft sind. Der Blick wird nun 
gesellschaftsweit mehr und mehr auf diesen 
Personenkreis gerichtet, und dennoch scheint 
„irgendetwas“ mit dem (interkulturellen) Zusam-
menleben nicht zu funktionieren. Und deshalb, 
so ein Ausgangspunkt der folgenden Überlegun-
gen und der Analyse der Befragungsergebnisse 
zum Status quo der Interkulturellen Öffnung der 
Landkreise, ist der Wunsch nach interkultureller 
Öffnung von Verwaltung gegeben. Auch diese 
Prozesse orientieren sich an dem oben zitierten 
Ziel, Menschen mit Migrationshintergrund und 
damit einer „anderen“ kulturellen (ethnischen) 
Herkunft bestmöglich in Verwaltungsprozessen 
zu berücksichtigen.

Soll etwas geöffnet werden, so unterstellt dieser 
Prozess, dass Ausschließung stattfindet. Fischer 
(2007) konstatiert, interkulturelle Öffnung set-
ze Exklusion voraus und der Öffnungsprozess 
sei ein Prozess der Organisationsentwicklung. 
Betrachtet man die Öffnung von Landkreisen 
erscheint es passender, dass es sich dabei um 
einen Wandel von Institutionen handelt, der mit 
der interkulturellen Öffnung einhergehen wird. 
Auch Terkessidis nimmt diese Perspektive ein; 
sein Programm „Interkultur“ (2010, S. 130) ist 
daher für unsere Analyse aufschlussreich. Der 
Autor schreibt:

„In meinem Verständnis von Interkultur geht es 
also nicht wie im Multikulturalismus um die An-
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erkennung von interkulturellen Identitäten, die 
Relativität unterschiedlicher Perspektiven oder 
das Zusammenleben der Kulturen, sondern das 
Ziel ist die Veränderung der charakteristischen 
Muster, die aktuell mit der Vielheit eben nicht 
mehr übereinstimmen. Die Frage ist, wo man 
ansetzt, um diese Muster zu verändern. Ich wür-
de als Ausgangspunkt die Institutionen vorschla-
gen, denn diese können durch Politik und ent-
sprechende Maßnahmen tatsächlich beeinflusst 
werden. (…) Nur durch einen bewusst eingeleite-
ten Wandel in den Institutionen lassen sich die 
besagten Muster in Bewegung bringen. Daher 
möchte ich Interkultur auch verstehen als ‚Kul-
tur-im-Zwischen‘, als Struktur im Wandel (…).“ 

Die folgenden Ausführungen fassen die Unter-
suchungsergebnisse einer Befragung aller deut-
schen Landkreise zum Status quo der Interkultu-
rellen Öffnung der Landkreise (Stand: Frühjahr 
2014) zusammen. Wir werden sehen, inwiefern 
sich die deutschen Landkreise dem Institutio-
nenwandel mit dem Bezugspunkt „Interkultur“ 
bisher tatsächlich unterziehen und mit welchen 
Maßnahmen sie diesen einleiten. 

Methodische Anmerkungen

Die repräsentative Befragung, auf die sich die 
hier präsentierten Ergebnisse beziehen, fand 
zwischen dem 27. Februar und 4. April 2014 
statt; dabei handelte es sich um eine Aktivität 
des XENOS-Projekts „Option – Kultur“ („Der Kreis 
Recklinghausen wird Optionskommune – und 
will sich interkulturell öffnen“). Konzipiert und 
durchgeführt wurde die Erhebung vom Rhein-
Ruhr-Institut für Sozialforschung und Politikbe-
ratung (RISP) e.V. an der Universität Duisburg-
Essen,1 unterstützt vom Kreis Recklinghausen.2 

1 Mein Dank gilt an dieser Stelle Katrin Jansen, die mich bei der 
Konzeption des Befragungsinstrumentes unterstützt hat, sowie 
Alexandra Stenzel, die die Befragung onlinefähig gestaltet und 
den Datensatz aufbereitet hat.
2 Ebenso möchten wir uns beim Deutschen Landkreistag be-
danken, der die Umfrage bei seinen Mitgliedern bekannt ge-
macht und den Entwurf des Fragebogens begleitet hat.

Ziel der Befragung zum Status quo der Umset-
zung der Interkulturellen Öffnung war es u.a., 
dass Institutionen voneinander lernen können, 
indem die Vielfalt der kommunalen Ansätze und 
Maßnahmen zur interkulturellen Öffnung er-
fasst und präsentiert wird. Die Befragung wurde 
online durchgeführt. Das heißt, dass die Kreise 
zunächst vom Kreis Recklinghausen, dem Pro-
jektkoordinator des Projekts Option – Kultur, per 
E-Mail angeschrieben, und auf diesem Weg zur 
Teilnahme aufgefordert wurden. Die Ansprech-
personen erhielten mit der Nachricht einen 
Hyperlink, so dass wir als beauftragtes Institut 
keinen direkten Datenzugang benötigten, Da-
tenschutzprobleme entfielen daher. 

Der Fragebogen, der vor der Verteilung an die 
Landkreise einem Pretest unterzogen wurde, 
bestand aus zwei Teilen. Im ersten Frageteil wur-
den inhaltliche Fragen zum Thema der interkul-
turellen Öffnung der deutschen Landkreise ge-
stellt, im zweiten Teil erfassten wir statistische 
Kenndaten der Landkreise.

Die Grundgesamtheit für diese Befragung ent-
spricht der Anzahl aller deutschen Landkreise, 
das sind insgesamt 295. Davon hatten 105 den 
Fragebogen begonnen zu bearbeiten, 65 Land-
kreise (22%) füllten den Fragebogen vollständig 
aus. Diese Rücklaufquote von 22% kann als ein 
qualitativ guter Rücklauf gewertet werden.

Ute Pascher-Kirsch
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Exkurs: Erläuterung zur Rücklaufquote bei Online-Befragungen  

Die wissenschaftliche Literatur zur Rücklaufquote von Online-Befragungen spiegelt ein heteroge-
nes Bild: die in wissenschaftlichen Artikeln genannten Rücklaufquoten bei Online-Befragungen 
schwanken zwischen 6% und 80% (zum Beispiel BATINIC & MOSER, 2005, S. 65; BATINIC, 2003, 
S. 10; SCHONLAU, FRICKER & ELLIOTT, 2002, S. 20). Die Hauptursache dieser uneinheitlichen Anga-
ben ist, dass eine Vergleichbarkeit aller Arten von Online-Befragungen aufgrund der verschiedenen 
Formen und methodischen Konzeptionen schlechterdings unmöglich ist und damit zunächst kei-
ne generalisierbaren Aussagen getroffen werden können, die alle Online-Befragungen betreffen. 
Denn es muss zunächst unterschieden werden zwischen www-basierten Online-Befragungen und 
E-Mail-Befragungen. Aber auch auf welchem Wege die jeweiligen Adressatinnen und Adressaten 
kontaktiert wurden, über E-Mail-Adresslisten oder nur durch Verweise auf andere Internetseiten, 
kann eine ausschlaggebende Rolle spielen (BATINIC, 2003, S. 7 und 10).

Die Qualität der Rücklaufquote unserer Online-Befragung der deutschen Landkreise kann anhand 
der Hypothesen von BATINIC UND MOSER (2005) analysiert werden: Die Autoren gehen davon aus, 
dass Online-Befragungen eine höhere Rücklaufquote durch verschiedene Arten von Gratifikationen 
erzielen können. Diese werden in der Regel unterschieden in Bonuspunkt-Vergabe (besonders bei 
Paneluntersuchungen), Verlosungen, Bereitstellen eines Ergebnisberichtes oder auch gar keine 
Gratifikation. Als Anreiz in der Landkreisbefragung wurde die Bereitstellung der anonymisierten Er-
gebnisse versichert. Obwohl in der Untersuchung von Batinic und Moser bei der Versendung eines 
Ergebnisberichtes keine oder sogar negative Auswirkungen auf die Rücklaufquoten festgestellt 
wurden, halten sie diese Gratifikationsart bei homogenen Zielgruppen für sinnvoll. Dieses ist bei 
der Landkreisbefragung der Fall. Da einige Landkreise explizit um die Zusendung der Ergebnisse 
baten, scheint die Bereitstellung eines Ergebnisberichtes für die Landkreisbefragung durchaus ein 
Anreiz gewesen zu sein. 

Folgt man einer weiteren Hypothese von Batinic und Moser, so haben Online-Befragungen mit 
einem wissenschaftlichen Hintergrund höhere Rücklaufquoten als Befragungen mit kommerziel-
lem Hintergrund. Bei der Landkreisbefragung handelt es sich um eine wissenschaftlich fundierte 
Befragung, die sich mit einem forschungsrelevanten Thema befasst und keinen Marktforschungs-
zwecken dient.

Der Versand einer Erinnerung kann ebenfalls die Rücklaufquote bei Online-Befragungen erhöhen, 
jedoch ist dabei die Anzahl der Erinnerungen nicht entscheidend (BATINIC UND MOSER, S. 70). Bei 
der vorliegenden Befragung wurde nach vier Wochen eine Erinnerungs-E-Mail an alle Landkreise 
verschickt, was den erwünschten Effekt des stärkeren Rücklaufs erfüllte. Im Anschluss an diese 
E-Mail kam es zu einer Erhöhung des Rücklaufs von etwa zehn Prozent.

SCHNELL (2012, S. 295) definiert E-Mail-Befragungen als „Versendung eines Fragebogens an den 
Befragten per E-Mail“. In der Landkreisbefragung wurde jedoch nicht direkt der Fragebogen ver-
schickt, sondern eine Teilnahmeaufforderung mit einem Link zum Online-Fragebogen versandt. 
Trotzdem ist die Art der Rekrutierung gleich, nämlich mithilfe einer vollständigen Liste von E-Mail-
Adressen. Daher sind einige Aspekte dieser Befragungsart mit unserem Vorgehen identisch.
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Schnell folgend, gibt es insbesondere zwei problematische Faktoren, die die Rücklaufquote bei 
Web-Surveys im Allgemeinen beeinflussen (SCHNELL, 2012, S. 287): 

1) der Zugang der Zielperson zu den Kommunikationsmedium (PC und Internet) und
2) die Motivation der Zielperson.

Bei der Landkreisbefragung hebt sich die Problematik des Zugangs dadurch auf, dass bei den 
Landkreisverwaltungen der Zugang zu einem PC und dem Internet zum Ausstattungsstandard und 
Arbeitsalltag gehören. Die Motivation der Zielpersonen ist weder beeinflussbar noch messbar.

So führt Schnell speziell für E-Mail-Befragungen aus: „Daher eignen sich solche Surveys fast aus-
schließlich für Befragungen innerhalb homogener Organisationen mit vollständigen E-Mail-Listen, 
standardisierter Hard- und Software und hoch motivierten Angehörigen.“ (SCHNELL, 2012, S. 295). 
Bis auf den letzten Punkt – Motivation der Angehörigen ist nicht messbar – treffen alle Voraus-
setzungen auf die Landkreisbefragung zu. Die Landkreise stellen weitgehend homogene Einrich-
tungen dar, die E-Mail-Adressliste war vollständig, da alle Adressen aller Landkreisverwaltungen 
Deutschlands ermittelt wurden und – wie oben bereits erläutert – ist die Ausstattung mit Hard- 
und Software in den Landkreisverwaltungen standardisiert und vorhanden. Daraus kann gefolgert 
werden, dass die Rücklaufquote bei unserer Befragung am stärksten von dem Faktor der Motivati-
on der Mitarbeiter/-innen der Landkreisverwaltung abhängig ist. Dieser war von Seiten der Befra-
genden jedoch kaum beeinflussbar und auch – wie bereits erwähnt – nicht messbar. 

Ein Vorteil gegenüber anderen Web-Surveys stellte bei unserer Befragung dar, dass es sich dabei 
um eine Vollerhebung und keine Zufallsstichprobe handelte. Im Rahmen von Zufallsstichproben 
bei Web-Surveys fallen die oben genannten problematischen Faktoren stärker ins Gewicht. 

SCHNELL (2012) sowie auch LEOPOLD (2004) erwähnen neben den beiden oben erläuterten Aspek-
ten auch das Problem von technischen Schwierigkeiten beim Ablauf der Befragung, wie etwa die 
zeitnahe und hohe Verfügbarkeit des Fragebogens im Internet oder die Kompatibilität des Systems 
mit der Hard- und Software der Befragten (SCHNELL, 2012, S. 302). Derartige Probleme wurden in 
der Landkreisbefragung weder beim Pretest noch bei der Durchführung zurückgemeldet, so dass 
dieser Aspekt unsere Rücklaufquote kaum beeinflusst haben wird. 

Ein weiteres Problem bezüglich der Rücklaufquote, welches jedoch in der Literatur zu Web-Surveys 
nicht erwähnt wird, könnte jedoch folgender Faktor sein: Die E-Mail mit dem Zugang zum Online-
Fragebogen erreicht nicht diejenige Person in der Landkreisverwaltung, die den Fragebogen aus-
füllen kann oder soll. Hierbei entsteht das Problem, dass Personen, die den Fragebogen nicht 
ausfüllen sollen oder können, einen Blick auf den Fragebogen werfen, jedoch nach der ersten 
Frage bereits erkennen, dass sie diesen nicht sinnvoll beantworten können und deshalb die Be-
fragung abbrechen. Technisch erkennbar ist dies an den Abbruchquoten der Befragung nach der 
ersten (inhaltlich wichtigen) Frage. Bestenfalls wird die Befragung von den „falschen“ Personen 
an diejenige Person weitergeleitet, welche in der Lage ist, den Fragebogen zu beantworten. Im 
schlimmsten Fall wird die Befragung ignoriert oder vergessen. 
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2 Empirische Ergebnisse

2.1 Bedeutung interkultureller Öffnung  
 in deutschen Landkreisen

Mit Blick auf die eingangs zitierte Aussage des 
Statistischen Bundesamtes, ist es interessant, 
dass bei der statistischen Datenabfrage über die 
Hälfte der befragten Landkreise keine Aussage 
zum Anteil der Bevölkerung mit Migrationshin-
tergrund in ihren Landkreisen getroffen hat. Der 
„natürliche“ Umgang mit dieser Merkmalska-
tegorie und die Angabe entsprechender Zahlen 
– wenn auch nur als Zirka-Angabe – spricht un-
seres Erachtens bereits für eine gewisse Sensibi-
lität im Umgang mit der interkulturellen Öffnung 
eines Landkreises. Selbstverständlich ist es häu-
fig nicht unproblematisch die entsprechenden 
Bevölkerungszahlen zu berechnen oder diese 
abrufbar zu haben. Von derjenigen Person, die 
mit dem Ausfüllen eines Fragebogens zur inter-
kulturellen Öffnung ihres Landkreises betraut ist, 
kann jedoch eine Antwort auf diese Frage erwar-
tet werden, insbesondere auch dann, wenn die-
se – wie im Falle unserer Befragung – jederzeit 
unterbrochen werden kann, um Daten zu recher-
chieren und die Frage später zu beantworten.

Betrachtet man zusätzlich die Antworten auf die 
Frage nach dem Anteil der Mitarbeiter/-innen 
mit Migrationshintergrund 
in der Landkreisverwaltung 
selbst – und hier wurde  
explizit nur eine Schät-
zung erbeten – so zeigt 
sich, dass mehr als ein 
Drittel (36,9%) diese Frage 
nicht beantwortet haben 
und 13,8% die Antwortal-
ternative „nicht bekannt“ 
wählten; die Hälfte der Be-
fragten hat keine Angabe 
gemacht. An dieser Stelle 
kann die These aufgestellt 
werden, dass die deut-
schen Landkreise noch am 

Anfang des Prozesses stehen ein „Bewusstsein 
für die Relevanz“ der Differenzierung von Struk-
turdaten und damit des Programms Interkultur 
(Terkessidis) zu entwickeln. Insgesamt betrachtet 
ergaben sich keine signifikanten nennenswerten 
Unterschiede zwischen den Landkreisen bezo-
gen auf dieses Merkmal.

Unabhängig davon, welcher Ansatz oder welche 
Strategie von Interkultureller Öffnung in den be-
fragten Landkreisen verfolgt wird – dazu kommen 
wir weiter unten – geben 40% der Landkreise 
an, dass interkulturelle Öffnung in ihrem Land-
kreis eine sehr große und große Bedeutung hat. 
Am häufigsten, und zwar von 45% der befragten 
Landkreise, wurde die Antwortmöglichkeit „mit-
telstarke Bedeutung“ gewählt, so dass 85% aller 
Landkreise die Bedeutung dieser Strategien er-
kennen. Nur knapp 14% messen diesen Ansät-
zen eine geringe Bedeutung in ihrem Kreis bei, 
während vernachlässigbar eine Institution der 
Option „überhaupt keine Bedeutung“ zustimmt.

Außerdem war es interessant zu erfahren, in-
wieweit der initiierte Prozess der interkulturellen 
Öffnung in eine Gesamtstrategie des jeweiligen 
Landkreises integriert ist. Über ein Drittel der Land-
kreise gibt an, dass eine Einbettung in ein Gesamt-
konzept vorliege, 40% hingegen verneinen dies.

Abb. 1: Bedeutung der Ansätze interkultureller Öffnung im Landkreis
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Es gibt immer (gute) Gründe, eine Frage nicht zu 
beantworten; dafür werden in einer Befragung 
auch die Antwortkategorien „Weiß nicht“ oder 
„Keine Angabe“ aufgeführt. Allerdings verwun-

dert es doch, dass bei dieser Frage 8% der Be-
fragten „Weiß nicht“ und weitere 15% „Keine An-
gabe“ gewählt haben. Das bedeutet, dass mehr 
als ein Fünftel der Befragten nicht angeben oder 
angeben können, ob Interkulturelle Öffnung ein 
Teilaspekt eines Gesamtkonzeptes des Land-
kreises ist. Es sollte doch davon ausgegangen 
werden, dass die mit der Antwort betraute Per-
son wissen sollte, ob Interkulturelle Öffnung im 
Landkreis in eine Gesamtstrategie integriert ist 
oder nicht. In über 20% der Fälle kann demnach 
davon ausgegangen werden, dass eine Integra-
tion des Teilprozesses ohne weitere Einbettung 
stattfindet bzw. zumindest ist diese im Land-
kreis nicht sichtbar oder nicht wahrnehmbar für 
die antwortende Vertretung des Landkreises.

In Bezug auf die Frage nach der Einbettung der 
Interkulturellen Öffnung in eine Gesamtstra-
tegie des Kreises ist zudem die Beobachtung 
aufschlussreich, ob es einen Unterschied gibt 
zwischen den Landkreisen, die angeben, dass 
sie zu den so genannten Optionskommunen ge-
hören und denen, die es nicht sind bzw. diese 
Angabe nicht machen.

Abb. 2: Einbettung des Ansatzes der interkulturellen Öffnung  
 in ein Gesamtkonzept (alle Landkreise)

Ute Pascher-Kirsch

Abb. 3: Interkulturelle Öffnung (IKÖ) als Teil einer Gesamtstrategie des Landkreises
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Auffallend ist, dass von den 23 Landkreisen, 
die angeben, dass sie zu den Optionskommu-
nen gehören, fast die Hälfte (47,8%) aussa-
gen, Interkulturelle Öffnung (IKÖ) sei Teil ei-
ner Gesamtstrategie des Landkreises. Bei den 
37 nicht-optierenden Kommunen hingegen 
gab fast die Hälfte der befragten Landkreise 
(48,6%) genau das Gegensätzliche an, und 
zwar, dass IKÖ nicht Teil einer Gesamtstrategie 
sei. Möglich ist es, dass insbesondere die Land-
kreise, die eine Veränderung ihrer Verwaltungs-
strukturen im Bereich Arbeit und Soziales mit 
der Möglichkeit eine so genannte Optionskom-
mune zu werden genutzt haben, sich auch mit 
einer konsequenten Öffnung der Gesamtstra-
tegie leichter tun. Auch das XENOS-Projekt 
des Kreises Recklinghausen hat die Umorgani-
sation des Kreises zur Optionskommune zum 
Beispiel genutzt, um „interkulturelle Öffnung“ 
und „Kulturkompetenz“ gleich zu Beginn in die 
künftige Verwaltungsarbeit zu integrieren.
Ferner ist es von Interesse, in welches Gesamt-
konzept oder in welche Strategie der Ansatz 
der interkulturellen Öffnung des Landkreises 
integriert ist. Wenig überraschend ist, dass 
die meisten Antworten, interkulturelle Öffnung 
selbstredend mit „Integration“ und einem ent-
sprechenden Umsetzungsplan in Verbindung 
setzen: Interkulturelle Öffnung ist Teil des „In-
tegrationskonzepts“ oder des „Integrations-
plans“ – den bereits bestehenden oder auch 
den, der aktuell entwickelt wird. Genannt wurde 
auch, dass der Ansatz Teil des „Leitbild Integra-
tion“ sei oder ein Teil des „Migrationskonzepts“ 
oder der „Rahmenplanung zur Integration von 
Zugewanderten im Landkreis“. Interkulturelle 
Öffnung ist damit fast ausschließlich ein Pfei-
ler des Integrationskonzeptes oder -plans. Die 
Antworten wurden als Freitextantworten gege-
ben. D.h. hier hätte jede Strategie genannt wer-
den können, in die IKÖ tatsächlich integriert ist 
oder integriert werden wird. Wir sehen jedoch, 
dass Interkulturelle Öffnung primär mit „Integ-
ration“ in Verbindung gebracht wird und damit 
den Exklusionsprozessen des jeweiligen Land-
kreises entgegenwirken möchte.

Ein Landkreis nannte als Gesamtkonzept die 
„Internationalisierungsstrategie“ und ein weite-
rer betonte, dass nach der Einführung des Kon-
zepts der Interkulturellen Öffnung eine Integ-
rationsbeauftragte benannt würde und dann 
ein Integrationskonzept erarbeitet würde. D.h. 
Interkulturelle Öffnung ist für diesen Landkreis 
eine Voraussetzung, um Integration im Land-
kreis umzusetzen.

Weitere Antworten auf diese Frage geben zu-
dem Hinweise darauf, dass der Ansatz der IKÖ 
im Rahmen von Projekten entwickelt oder vor-
bereitet wird. So benannten zwei Landkreise 
ein laufendes XENOS-Projekt als Rahmen für 
die Interkulturellen Öffnungsprozesse; insge-
samt finden sich in den verschiedenen Antwor-
ten Hinweise darauf, dass weitere Landkreise 
an einem XENOS-Projekt teilnehmen. Neben 
dem vom BMAS-finanzierten Programm XENOS, 
das offenbar in einigen Landkreisen und/oder 
Kommunen interkulturelle Öffnungsprozesse 
angestoßen hat – drei Landkreise benannten 
explizit ihr laufendes XENOS-Projekt – wurden 
auch andere drittmittel-finanzierte Projekte 
benannt. In einem Landkreis wird ein Projekt 
zur Interkulturelle Öffnung der Verwaltung vom 
Europäischen Integrationsfonds (EIF) gefördert 
und in einem weiteren Landkreis ein Projekt 
im Förderprogramm des Landes Hessen „WIR-
Wegweisende Integration Realisieren“ durch-
geführt. In zwei Landkreisen werden Aktivitä-
ten im Rahmen des Forschungs-Praxis-Projekts 
„Integrationspotenziale ländlicher Regionen im 
Strukturwandel“ der Schader-Stiftung durchge-
führt. Darüber hinaus benennen einige Land-
kreise Netzwerkaktivitäten, aufgrund dessen 
ebenfalls IKÖ praktiziert wird.

Betrachtet man nun, welche Verwaltungseinheit 
mit der Durchsetzung der Interkulturellen Öff-
nung betraut ist, so passt die Verantwortungs-
übertragung innerhalb der Landkreise zu der 
genannten Einbindung in eine Gesamtstrategie:

Bedarfe erkannt – Strategien in der Entwicklung. Zum Status quo der Interkulturellen Öffnung deutscher Landkreise
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Geht man davon aus, dass die interkulturelle 
Öffnung eine Exklusion bestimmter Gruppen 
und Werte ausschließt, so ist es nicht verwun-
derlich, dass der Bereich Migration und Integ-
ration sowie die Ausländerämter in den Land-
kreisen mehrheitlich mit der Durchsetzung 
betraut sind. Schließlich ist der Ausgangspunkt 
für Interkulturelle Öffnung von Landkreisen und 
Verwaltungen die heterogener werdende Zu-
sammensetzung der Kundschaft. Mit der wach-
senden Bevölkerung mit Migrationshintergrund 
(ob ohne oder mit ausländischem Pass) ist auch 
„das Fremde in den Verwaltungsalltag eingezo-
gen, andere Sprachen, Werte, Normorientierun-
gen und Glaubenssysteme.“ (RIEHLE & SEIFERT, 
2001, S. 11). Somit wird als naheliegende Ver-
waltungseinheit, die sich primär mit der Thema-
tik zu beschäftigen hat, auf die Ausländerämter 
oder Migrationsabteilungen zugegangen. Denn 
dort gehören das „Fremde“ und damit eventuell 
einhergehende Kommunikationsschwierigkeiten 

bereits zum Alltag.3 Die wenigstens Nennungen 
treffen daher in unserer Befragung auf „alle Ver-
waltungseinheiten“ zu. 

Neben der Frage nach der administrativen 
Durchsetzung der Öffnungsprozesse ist die Fra-
ge nach der tatsächlichen Bedeutung dieser in 
der Landkreisverwaltung ein Gradmesser für 
die Rolle der interkulturellen Öffnungsprozesse 
in den Landkreisen. Ein gutes Drittel aller be-
fragten Landkreise gibt an, dass Interkulturelle 
Öffnung ein Thema der gesamten Landkreisver-
waltung sei. Dies spiegelt nicht unbedingt das 
tatsächliche Verwaltungshandeln wider, son-
dern vor allem die Wahrnehmung der antwor-

3 In seiner bereits fast 15 Jahre alten Studie zur „Verwaltungs-
kultur im Ausländeramt“, für die der Autor Gruppenninterviews 
geführt hat, kommt Eckart Riehle (2001, S. 92) zu der Schluss-
folgerung: „Die Grundeinstellung der Ausländerämter lautet 
nach unserer Erfahrung dagegen kurzgefasst, die Zuwande-
rung und die Zuwanderer sind das Problem, das wir für die Ge-
sellschaft bearbeiten.“

Nennungen Prozent 
der FälleAnzahl in %

Migrations- und Ausländerämter/-behörden oder  
Bereich für Migration/ Integration oder Beauftragte/r 
für Integration und Migration

25 30,9% 38,4%

Fachbereich Personal (und Organisation) 12 14,8% 18,5%

Fachbereich Bildung, Jugend und Soziales 11 13,6% 16,9%

Bereich Landrat 7 8,6% 10,8%

Zentrale Hauptstelle 5 6,2% 7,7%

Bereich Gleichstellung oder Gleichstellungsbeauftragte/r 4 4,9% 6,2%

Alle Verwaltungseinheiten, da dies ein  
Querschnittsthema ist.

2 2,5% 3,1%

(noch) keine Verwaltungseinheit 4 4,9% 6,2%

Sonstiges 5 6,2% 7,7%

keine Angabe/ fehlend 6 7,4% 9,2%

Gesamt 81 100,0% 124,6%

Tab. 1: Nennung der Verwaltungsbereiche, die mit IKÖ betraut sind (Mehrfachantworten)
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tenden Person. Es kann sein, dass dieser Wert 
auch höher ist oder niedriger. Dasselbe gilt für 
die andere Antwortkategorie. Und fast die Hälfte 
aller Befragten gibt an, dass IKÖ nicht für die ge-
samte Landkreisverwaltung gilt.

Die mehrheitlich mit „nein“ antwortenden Land-
kreise konnten ergänzen, in welchen Bereichen 
der Verwaltung IKÖ eine Rolle spielt. In den häu-
figsten Fällen wurden mindestens zwei Fachbe-
reiche oder Ämter genannt. Einige antworteten 
auch, dass „nicht in allen Bereichen“ die Thema-
tik eine Rolle spiele oder nannten mindestens 
drei bis sogar zehn Verwaltungseinheiten.

Entsprechend der Verknüpfung der Thematik 
der interkulturellen Öffnung mit „Integration“ 
wurden mit 19 Nennungen am häufigsten die 

Ausländerbehörden oder Migrationsämter als 
die ausgewählten Bereiche genannt, die mit 
der Thematik beschäftigt sind. Auch für die Job-
center haben interkulturelle Öffnungsprozesse 
in den Landkreisen offenbar eine größere Be-
deutung als für andere Verwaltungsbereiche: 
Mit 15 Nennungen werden sie ebenso häufig 
genannt wie Abteilungen der Fachbereiche So-
ziales, Sozialämter sowie Jugendamt und Bil-
dungsbereiche zusammen betrachtet. Die un-
ter „Sonstiges“ genannten Bereiche sind sehr 
heterogen. Vereinzelt wurden genannt: die/der 
Integrationsbeauftragte/r, das Regionalmanage- 
ment, „Büro Landrat“, das Gesundheitsamt und 
die Rettungsdienste, Team Gleichstellung, Fach-
bereich Wirtschafts- und Beschäftigungsförde-
rung und auch die Heimaufsicht. 
Auf einer anderen Ebene anzusiedeln sind die 
Angaben, dass für „alle Führungskräfte“ oder 
Auszubildende oder „primär publikumsinten-
sive Bereiche (Front-Office)“ die Interkulturelle 
Öffnung eine Rolle spielt, denn Führungskräfte 
ebenso wie Auszubildende gibt es selbstver-
ständlich in den verschiedenen Zuständigkeits-
bereichen.

Auch folgendes weiteres Befragungsergebnis 
passt zu diesen Befunden: Gefragt nach der Ini- 
tiative oder Initialzündung für das Engagement 
des jeweiligen Landkreises im Bereich IKÖ, 
nannten 17 Landkreise, also über ein Viertel 
der Befragten, die oder den Integrationsbeauf-
tragte/n. Dahinter rangiert die Verwaltungslei-
tung und/ oder der Landrat oder die Landrätin. 
In ca. 20% der Fälle geht dieses Anliegen auf 
die Initiative der Verwaltungsspitze zurück. 10 % 
gaben an, dass die Ideen aus einem Förderpro-
jekt resultieren. Auch gibt es wiederholt eine 
Gruppe von Befragten, und zwar über ein Viertel, 
die diese Frage nicht beantworten konnten. Die 
restlichen Antworten mit einem Anteil von 18% 
zeigen, dass die Initiative von ganz unterschied-
lichen Personengruppen oder Verwaltungsabtei-
lungen ausgehen kann, beispielsweise wurden 
auch Volkshochschulen oder die/der Gleichstel-
lungsbeauftragte genannt.
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Nennungen

Anzahl in %

Ja 24 36,9%

Nein 30 46,2%

Weiß nicht 3 4,6%

Keine Angabe 8 12,3%

Gesamt 65 100,0%

Tab. 2: Ist IKÖ ein Thema in allen Bereichen der  
 Landkreisverwaltung?

Verwaltungseinheiten Anzahl der 
Nennungen 

Ausländerbehörde,  
Migrationsamt

19

Jobcenter 15

Fachbereich Soziales,  
Sozialamt

8

Jugendamt, Schul- und  
Bildungsbereiche

7

Fachbereich Personal 6

Sonstige Bereiche 11

Tab. 3:  Interkulturelle Öffnung spielt nur in ausgewählten Verwal- 
               tungseinheiten eine Bedeutung (Mehrfachantworten) 
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Interkulturelle Öffnung heißt für uns …   
(Mehrfachantworten)

Nennungen

Anzahl    in %

... die Verbesserung der interkulturellen Kompetenz sonstiger  
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

55 27,4%

... die Verbesserung der interkulturellen Kompetenz der Führungskräfte. 45 22,4%

... eine Erhöhung des Anteils der Menschen mit Migrationshintergrund 
auf allen Laufbahnebenen.

44 21,9%

... interkulturelle Organisationsentwicklung. 19 9,5%

... die Entwicklung eines interkulturellen Leitbildes für den Landkreis. 17 8,5%

... die Einführung von Prüfkriterien (z.B. zur Kontrolle der Umsetzung 
des angepassten Leitbilds oder zur Erhöhung des Anteils der Beschäf-

tigten mit Migrationshintergrund).

7 3,5%

Sonstiges 14 7,0%

Gesamt 201 100%

Tab. 4: Annäherung an eine Definition von Interkultureller Öffnung 

Da es keine allgemeingültige Definition von inter- 
kultureller Öffnung gibt, die in der Praxis einheit-
lich verfolgt wird, wurde nach den wichtigsten 
Aspekten gefragt, die der jeweilige Landkreis im 
Rahmen der Interkulturellen Öffnung zu berück-
sichtigen hat (siehe Tabelle 4).

Die Antworten zeigen, dass sich für die Mehrheit 
der befragten Landkreise erstens interkulturelle 
Öffnung mit knapp 50% der Nennungen als Aus-
bildung interkultureller Kompetenz der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter sowie der Führungskräf-
te darstellt, und zweitens mit knapp 30% mehr 
Mitarbeiter/-innen mit Migrationshintergrund für 
den Dienst in der Landkreisverwaltung gewon-
nen werden sollen. Damit wird deutlich, dass den 
Befragten eine (inter-)kulturelle Veränderung der 
Landkreisverwaltung im Prozess der interkultu-
rellen Öffnung zunächst nicht so bedeutsam er-
scheint. Nur knapp 10% der Antworten fielen auf 
diese Antwortalternative; bezogen auf die Stich-
probe haben mit 19 Nennungen allerdings ins-
gesamt 29% der Landkreise die „interkulturelle  
Organisationsentwicklung“ als Ziel des Prozes-
ses der interkulturellen Öffnung genannt.

Damit kommen wir zu den Zielen und den Ak-
tivitäten, die zur Umsetzung der interkulturel-
len Öffnung in den Landkreisen durchgeführt 
werden. Dafür wird im folgenden Abschnitt 2.2 
zunächst das „Programm Interkultur“ kurz er-
läutert, wodurch die Aktivitäten der Landkreise 
strukturierter präsentiert werden können.

2.2 Dimensionen von Interkultur

Das „Programm Interkultur“ von TERKESSIDIS 
(2010) war für diese Untersuchung leitend. TER-
KESSIDIS (2010, S. 141) beschreibt Interkulturel-
le Öffnung als Veränderung einer Organisation 
oder Institution mit Blick auf unterschiedliche 
Dimensionen. Der Autor stützt sich dabei auf ein 
Modell des Kulturwissenschaftlers BRONISLAW 
MALINOWSKI (1944/2005), der im Wesentlichen 
die folgenden vier Dimensionen einer Institution 
identifiziert:

1. die Kultur der Institution (Verfassung, 
Regeln, Normen), 

2. der Personalbestand, 
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3. der materielle Apparat, 
4. die grundsätzliche Ausrichtung 

der Strategien der Institution.

Die erste Dimension die Kultur der Institution 
umfasst Regeln und Normen sowie die Verfas-
sung, die sich eine Institution gibt. Genauer be-
trachtet sind dies Organisationsprinzipien, die 
sich an langfristigen Zielen der Institution orien-
tieren. Dieses Kennzeichen geht damit einher, 
dass die einmal eingeführten Strukturen oft 
starr erscheinen und intensive Entwicklungspro-
zesse angestoßen werden müssen, damit sich 
diese ändern. Auch ist die Kultur einer Institu-
tion in der Regel nicht schriftlich fixiert, obwohl 
konkrete Maßnahmen beispielsweise eine Ver-
schriftlichung von „Corporate Codes“ (Betriebs-
vereinbarungen), existieren können. Diese Verein- 
barungen müssen zudem verinnerlicht und in der 
Institution gelebt werden. Für eine Veränderung 
der Kultur der Institution ist deshalb ein lang-
fristiges Umdenken auf der Leitungsebene von 
großer Bedeutung. Es müssen nicht nur die lang-
fristigen Ziele, sondern auch die Maßstäbe und 
Gewohnheiten der Institution verändert werden.

Die zweite Dimension, der Personalbestand 
einer Institution, betrifft das Zugehen auf be-
stimmte Personengruppen zur Personalgewin-
nung. Die Veränderung der Rekrutierungsstrate-
gien steht hier damit im Vordergrund; so müssen 
für eine Veränderung dieser Dimension zum 
Beispiel die Aufnahmebedingungen überdacht 
werden. Außerdem solle sich eine Institution fra-
gen, wieso sich bestimmte Gruppen nicht bei ihr 
bewerben oder, ob sie beispielsweise bestimmte 
(kulturelle) Vorausetzungen von den Stellenbe-
werber/innen einfordert. Neben der Personalre-
krutierung umfasst diese Dimension aber auch 
die Fortentwicklung des Personals der Instituti-
on, etwa durch Fort- und Weiterbildungen.

Die dritte Dimension umfasst den materiellen Ap-
parat einer Institution. Darunter sind die zur Ver-
fügung stehenden Ressourcen zu verstehen, wel-
che in Bezug auf die Interkulturelle Öffnung eine 

„Barrierefreiheit im engeren Sinne“ (TERKESSIDIS 
2010, S. 151) einschließt. Konkret kann dazu eine 
interkulturelle Raumplanung ebenso gehören 
wie Kommunikationsformen (nach innen und 
nach außen), die niedrigschwellig angelegt sind. 
Außerdem zählt der Autor dazu Maßnahmen, 
die zur Erhöhung des „Eindrucks der Internatio- 
nalität“ beitragen. Dies betrifft wohl insbesondere  
diejenigen Organisationsbereiche, „die mit Publi- 
kum zu tun“ (TERKESSIDIS 2010, S. 155) haben.

Die vierte Dimension, die Ausrichtung der Strate-
gien der Institution, umfasst die grundsätzliche 
Orientierung aller Entscheidungen einer Instituti-
on, also deren Strategien (Policy). Darunter wer-
den die kurzfristigeren Ziele und Maßnahmen 
gefasst, die das konkrete Ziel der Barrierefreiheit 
verfolgen. Fehlerhafte Effekte (Bias) aufgrund 
von umgesetzten Maßnahmen sind in der Praxis 
oft nicht zu vermeiden. So kann es zum Beispiel 
der Fall sein, dass eine bestimmte Maßnahme ihr 
Ziel entweder verfehlt (und damit eventuell sogar 
eine Situation verschlimmert wird) oder die Maß-
nahme unerwünschte Nebeneffekte erzeugt. 
Auch kann es vorkommen, dass ein konkretes 
dieser Ebene zugeordnete Ziel eine (positive) 
Veränderung auf den anderen Dimensionsebe-
nen des Personalbestandes und des materiellen 
Apparates erreicht, sich die Kultur der Institution 
dadurch jedoch nicht verändert hat.

2.2.1 Veränderungsdimension „Kultur 
 der Institution“

Die Dimension „Kultur der Institution“, die eine 
von vier der oben dargelegten Dimensionen von 
Interkultur darstellt, wird in der von uns durch-
geführten Befragung der Landkreisverwaltungen 
insbesondere durch die Frage nach den Zielen 
der Thematisierung und Umsetzung von interkul-
tureller Öffnung erfasst. Die vorgegebenen Ant-
wortmöglichkeiten spiegeln überwiegend diese 
Dimension wider; darüber hinaus sind noch einige 
wenige Antwortalternativen aufgenommen worden, 
die der Dimension 2 und 4 zugeordnet werden.

Bedarfe erkannt – Strategien in der Entwicklung. Zum Status quo der Interkulturellen Öffnung deutscher Landkreise
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Zu sehen ist, dass 61 der 65 befragten Landkrei-
se als Ziel der interkulturellen Öffnung betrach-
ten, Veränderungen auf der Dimension der Kultur 
der Institution in ihren unterschiedlichen Facetten 
vorzunehmen. Die meisten von ihnen – und zwar 
80% – nennen die Etablierung einer Willkom-
menskultur als eine der zentralen Zielsetzungen. 
Konsequent zu Ende gedacht, bedeutet diese 
Zielvorgabe, dass die eigenen Maßstäbe und Re-
geln nicht nur überdacht, sondern angepasst und 
Letztere umformuliert werden müssten.

Ute Pascher-Kirsch

Dimension
Nennungen

Anzahl in %

Kultur der Institution 61 54,0%

Personalbestand 35 31,0%

Ausrichtung der Strategien 17 15,0%

Gesamt 113 100,0%

Tab. 5: Dimensionen der Interkulturellen Öffnung  
 (mindestens eine Nennung pro Dimension pro Fall)

Dimen-
sion

Antwort Nennungen Prozent 
der 

FälleAnzahl in %

1 Das Ziel der Schaffung einer Willkommenskultur  
im Kreis.

50 13,4% 79,4%

1 Das Ziel gleichberechtigter Teilhabe aller Bewohnerin-
nen und Bewohner am gesellschaftlichen, wirtschaft-
lichen, kulturellen und politischen Leben im Landkreis.

44 11,8% 69,8%

1 Die Thematisierung ist eine Reaktion auf gesamtgesell-
schaftliche Veränderungen und Bedarfslagen (z.B.  
demographische Entwicklung).

42 11,3% 66,7%

2 Das Ziel der Erhöhung des Anteils von Beschäftigten  
mit Migrationshintergrund in der Verwaltung.

36 9,7% 57,1%

1 Das Ziel, den Landkreis attraktiver für die Zuwanderung 
von Fachkräften zu machen.

35 9,4% 55,6%

1 Wir verfolgen das Ziel der Bürgerorientierung und setzen 
damit die Interkulturelle Öffnung um.

32 8,6% 50,8%

1 Das Ziel, Herausforderungen der Mitarbeitenden mit 
dem Thema der Interkulturellen Öffnung abzubauen.

31 8,3% 49,2%

1 Die Erhöhung der Sensibilität für eine Mehrsprachigkeit 
in der Verwaltung, etwa durch mehrsprachige  
Informationsmaterialien.

26 7,0% 41,3%

1 Das Ziel der Modernisierung der Verwaltung. 19 5,1% 30,2%

2 Das Ziel, Mehrsprachigkeit in der Verwaltung zu 
erhöhen und zwar durch Erhöhung des Anteils  
mehrsprachiger Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

19 5,1% 30,2%

1 Das Ziel, antidemokratischen Strömungen und  
Fremdenfeindlichkeit entgegenzuwirken.

19 5,1% 30,2%

4 Wir setzen gesetzliche Vorgaben (AGG) um. 17 4,6% 27,0%

Sonstiges 2 0,5% 3,2%

Gesamt 372 100,0% 590,5%

Tab. 6: Zielsetzung der Thematisierung und Umsetzung Interkulturellen Öffnung der Landkreisverwaltung (Mehrfachantworten)
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Für nachhaltige Änderungen der Kultur einer Ins-
titution bedarf es langfristiger Zielsetzungen und 
entsprechender konkreter Planungen, die unab-
dingbar von der Leitung oder Führung der Instituti-
on getragen und vermittelt werden müssen. Dazu 
passt, dass ein Viertel der befragten Landkreise 
unter Interkultureller Öffnung versteht, dass die 
interkulturelle Kompetenz ihrer Führungskräfte 
verbessert werden muss (s.o., Tabelle 4). 

2.2.2 Weitere Dimensionen von Interkultur

Die drei weiteren Dimensionen interkultureller 
Öffnungsprozesse – Personalbestand, materi-
eller Apparat und die grundsätzliche Ausrichtung 
der Strategien der Institution – werden mit den 
Antworten auf die Frage nach den konkreten Maß-
nahmen zur Umsetzung der Ziele abgedeckt. Die 
Frage nach den interkulturell sich verändernden 
Rekrutierungsstrategien bildet beispielsweise die 
Dimension des Personalbestandes der befragten 
Institution ab. Darunter fallen Antwortmöglichkei-
ten wie beispielsweise, dass die Bewerbungsver-
fahren interkulturell optimiert werden müssen, 
bestimmte Gruppen gezielt in Ausschreibungen 
angesprochen oder Anforderungsprofile den 
Bewerber/-innen angepasst werden.
Die Dimension des materiellen Apparates bildet 
sich in Antwortmöglichkeiten wie etwa die Ein-
richtung von Beschwerdemanagements oder 
Bedarfsanalysen für Menschen mit Migrations-
hintergrund ab. Die Antwortmöglichkeiten, die zu 
der Dimension der Strategieausrichtung einer In-
stitution gezählt werden, betreffen Seminare und 

Trainings zu Themen der Interkulturellen Öffnung. 
Zusammenfassend zeigt sich folgendes Bild:

Die häufigsten Maßnahmen verweisen demnach 
auf Aktivitäten der Dimension „Ausrichtung der 
Strategien“, d.h. der eher kurzfristigen Zielerrei-
chung. Über die Hälfte aller genannten Maßnah-
men betrifft diese Dimension. Schaut man, wie 
viele Landkreise auf dieser Dimension bereits  
Aktivitäten ausüben, so ist zu sehen, dass über 
90% aller Landkreise Aktivitäten im Rahmen der 
Ausrichtung (kurzfristiger) Strategien durchführen.  

Von Interesse ist daher, durch welche expliziten 
Maßnahmen die Zielerreichung der interkultu-
rellen Öffnung in den Landkreisen erreicht wer-
den soll bzw. wird. Auch hier zeigt sich, dass die 
grundsätzliche Bewusstseinsschärfung für die 
Thematik zurzeit in den Landkreisen noch den 
höchsten Stellenwert einnimmt. Dies verdeut-
licht folgende Übersicht:
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Dimension Nennungen Prozent 
der 

Fälle
An-

zahl
in %

Ausrichtung der 
Strategien (4)

46 56,8% 92,0%

Personal- 
bestand (2)

18 22,2% 36,0%

Materieller 
Apparat (3)

17 21,0% 34,0%

Gesamt 81 100,0% 162,0%

Tab. 7: Dimensionen Maßnahmen Umsetzung der Ziele 
 (mindestens eine Nennung pro Fall)
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Maßnahmen Nennungen Prozent 
der Fälle

Anzahl in %

Strategie der Ausrichtung (Dimension 4)

Seminarangebote zu den Grundlagen der  
interkulturellen Kommunikation.

35 21,3% 57,4%

Durchführung von interkulturellen Trainings. 28 17,1% 45,9%

Schulungen der Mitarbeitenden zur interkulturellen  
Sensibilisierung.

20 12,2% 32,8%

Das Leitbild des Kreises wurde entsprechend erweitert. 6 3,7% 9,8%

Personalbestand (Dimension 2)

Es wird aktiv für eine Mitarbeit von Menschen mit  
Migrationshintergrund geworben (z.B. Plakataktion,  
mit besonderen Hinweisen in Stellenanzeigen etc.).

12 7,3% 19,7%

Die Bewerbungsverfahren wurden interkulturell optimiert. 7 4,3% 11,5%

Es wird explizit auf die Möglichkeit der Bewerbung von 
Nicht-EU-Ausländerinnen und Nicht-EU-Ausländern in 
Ausschreibungen hingewiesen.

6 3,7% 9,8%

Die Anforderungsprofile für Bewerberinnen und  
Bewerber wurden angepasst (z.B. durch eine höhere 
Bewertung von Mehrsprachigkeit).

3 1,8% 4,9%

Materieller Apparat (Dimension 3)

Angebot von Supervision. 9 5,5% 14,8%

Bedürfnis- und Bedarfsanalysen für Menschen mit  
Migrationshintergrund wurden durchgeführt.

5 3,0% 8,2%

Nutzungsstatistiken für relevante Einrichtungen wurden 
erstellt.

3 1,8% 4,9%

Mitarbeitende werden zu Lotsinnen und Lotsen  
ausgebildet.

3 1,8% 4,9%

Ein Beschwerdemanagement zur Vorbeugung von  
Diskriminierung wurde eingerichtet.

2 1,2% 3,3%

Eine interkulturell orientierte Qualitätsentwicklung  
wurde aufgebaut.

1 0,6% 1,6%

Sonstiges

Sonstiges (Berücksichtigung bei Bewerbungen,  
Netzwerkarbeit, keine konkreten Maßnahmen u.a.).

24 14,6% 39,3%

164 100,0% 268,9%

Tab. 8: Maßnahmen zur Umsetzung des Ziels der interkulturellen Öffnung (Mehrfachantworten)

Ute Pascher-Kirsch
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Allein die Veranstaltungsformate Seminare, Trai-
ning und Schulungen werden bereits von fast 
allen befragten Landkreisen angeboten: Knapp 
ein Viertel aller Landkreise bietet entweder Trai-
nings, Seminare oder Schulungen an. Ein weite-
res Viertel führt zwei dieser Maßnahmen durch, 
während fast jeder 10. Kreis sogar drei dieser 
Formate anbietet.

Zu vermuten ist, dass die Veranstaltungsaktivi-
täten deshalb so häufig angeboten werden, weil 
diese für die Landkreisverwaltungen zunächst am 
einfachsten und schnellsten (da niedrigschwellig) 
umzusetzen sind. Beispielsweise können Semi-
narangebote oder Trainings von Externen durch-
geführt werden, so dass zunächst zwar die Bereit-
schaft zur Einrichtung einer solchen Angebots bei 
der Landkreisverwaltung vorhanden sein muss, 
die Ausführung bzw. Umsetzung allerdings nicht 
so „risikoreich“ ist, weil sie nicht nur von außen 
erfolgt, sondern auch jederzeit wieder eingestellt 
werden kann. Trotzdem werden bereits durch sol-
che Maßnahmen Veränderungen in der Institution 
angestoßen und können einen positiven Einfluss 
auf die anderen Dimensionen zur Folge haben. 
Die Befragungsergebnisse zeigen, dass sowohl 
Aktivitäten der Dimension „materieller Apparat“ 
sowie „Personalbestand“ in den Landkreisen be-
reits ähnlich häufig durchgeführt wurden: 34% 
bzw. 36% aller Landkreise haben angegeben, 
Maßnahmen, die diesen beiden Dimensionen zu-
geordnet werden können, durchzuführen. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden: 
Grundlagen bieten mit über 57% die Mehrheit 
der befragten Landkreise an. Knapp ein Fünftel 
(19,7%) der befragten Landkreise geht zudem 
„aktiv“ auf Menschen mit Migrationshintergrund 
zu, um diese als Mitarbeitende zu gewinnen, da-
mit ist ein „aktiver Umbau des Personalbestan-
des“ (TERKESSIDIS 2010, S. 146) angelegt. Wäh-
rend oftmals davon ausgegangen wird, dass nur 
gewartet werden muss und dann löse sich ein 
„Personalproblem“ von selbst, wird bereits fast 
jeder fünfte Landkreis aktiv. Allerdings ist mit sie-
ben Nennungen die Aussage „Die Bewerbungs-

verfahren wurden interkulturell optimiert.“ bis-
her nur für wenige Landkreise eine Option, den 
Zugang für Beschäftigte zu verändern. Und eher 
selten werden in den Landkreisen bisher Ände-
rungen des materiellen Apparates angeschoben.

2.3 Veränderung durch Thematisierung?

Beobachtet werden konnte, dass Prozesse inter-
kultureller Öffnung in den deutschen Landkrei-
sen mittlerweile an Bedeutung gewonnen haben, 
welche Ziele durch diese Entwicklungsstrategie 
erreicht werden soll und wie die Zielsetzung um-
gesetzt wird. Zum Status quo gehört zudem die 
Frage nach möglichen Veränderungen durch die-
se in den Landkreisen angestoßenen Aktivitäten.

Fast 40% der Landkreise beschäftigt sich mit 
dem Thema eingehender seit vier und weniger 
Jahren; 15% jedoch verfolgen die interkulturelle 
Öffnung schon seit fünf Jahren und jeder zehnte 
Kreis gibt an, dass er sich seit zwischen sechs 
und 15 Jahren der Interkulturellen Öffnung an-
nimmt. Über ein Drittel der befragten Landkreise 
kann zu dieser Frage keine Antwort geben.

In 60% aller Fälle werden bereits Veränderungen 
von den befragten Landkreisen festgestellt wie 
folgende Abbildung zeigt:

Abb. 4: Beobachtete Veränderungen aufgrund der  
 Thematisierung von Interkultureller Öffnung
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Die Antworten auf diese Frage sind in vielerlei 
Hinsicht bemerkenswert: Zunächst fällt auf, 
dass nur jeder zehnte Landkreis keine Verände-
rungen aufgrund der interkulturellen Öffnungs-
prozesse beobachtet und ein weiteres Drittel 
angibt, dass „noch keine“ Veränderungen be-
obachtbar sind. Daraus kann geschlossen wer-
den, dass ein Drittel der Befragten zumindest 
mittelfristig Veränderungen erwartet. Unter den 
befragten Landkreisverwaltungen, die Auswir-
kungen bereits beobachtet haben, gab keine an, 
bisher negative Folgen aufgrund der Umsetzung 
oder Zielsetzung von IKÖ wahrnehmen zu kön-
nen. Nur 8% äußern sich dahingehend, dass sie 
ein eher ambivalentes Verhalten unter den Mit-
arbeitenden beobachten könnten, d.h. es gibt 
sowohl Skepsis oder Widerstand als auch eine 
Offenheit des Personals bzgl. der Veränderungs-
prozesse. Diese sind jedoch weder als eindeutig 
positiv oder negativ zu beschreiben. Letztlich 
nehmen über die Hälfte der befragten Land-
kreise explizit positive Veränderungen wahr. Die 
meisten unter ihnen geben an, sie könnten eine 
höhere Sensibilität oder Empathie-Fähigkeit 
der Mitarbeiter/-innen der Landkreisverwaltung 
gegenüber der Bevölkerung mit ausländischen 
Wurzeln oder Migrationshintergrund feststellen; 
letztlich trägt dies auch zu einer „erhöhten Kun-
denzufriedenheit“ mit der Verwaltung bei.

2.4 Weiterverfolgung der Thematik?

Nur zwei der befragten Landkreise geben an, 
dass IKÖ zukünftig keine Rolle spielen wird und 
knapp ein Fünftel gibt an, dass IKÖ zwar eine 
wichtiges Thema im Landkreis sei, in einigen 
Bereichen aber die Bemühungen noch intensi-
viert werden müssten. Weit mehr als die Hälfte 
(53,8%) der befragten Landkreise gibt an, dass 
sie auch in Zukunft die Thematik weiterverfol-
gen werden. Auch die entsprechenden Maßnah-
men sind zu einem Großteil bereits in Planung: 
61% geben an, dass sie konkrete Aktivitäten ge-
plant hätten. Dazu gehören wiederum Maßnah-
men, die der vierten Dimension des Programms  

Interkultur zugeordnet werden können, Inter-
kulturelle Trainings – mit 17,9% die häufigste  
Nennung – und Grundlagenseminare zu in-
terkultureller Kommunikation mit 17,1% der 
Angaben. Es fällt auf, dass bei den geplanten 
Maßnahmen nun auch die Erweiterung des 
Leitbildes des Landkreises häufig genannt wird. 
Über ein Drittel (35,1%) der Befragten haben die-
se Aktivität im Blick. Auch die interkulturelle Op-
timierung der Bewerbungsverfahren steht nun 
weit oben auf der Liste der Maßnahmen: 32,4% 
der befragten Landkreise denkt über eine ent-
sprechende Umsetzung nach. Zu beobachten ist 
auch, dass neben weiteren Maßnahmen auf der 
Ebene des Personalbestandes, nun Bedürfnis- 
und Bedarfsanalysen der Bevölkerung mit Migra- 
tionshintergrund als Maßnahme geplant sind.

Deutlich geworden ist, dass interkulturelle Öff-
nung als Veränderungsprozess von Verwaltung 
ein langwieriger Prozess ist, der auch mit lang-
fristigen Aktivitäten begleitet werden muss, um 
nachhaltig zur Öffnung zu gelangen.

3 Resümee

Mit Blick auf die Interkulturelle Öffnung deut-
scher Landkreise im Sinne des Programms In-
terkultur von Mark Terkessidis lassen sich die 
Ergebnisse der Erhebung bezogen auf die vier 
vorgestellten Veränderungsdimensionen folgen-
dermaßen zusammenfassen:

Die Kultur einer Institution zu verändern ist ein 
langwieriger Prozess. Die befragten Landkreise 
stellen sich dieser Aufgabe mehrheitlich, öffnen 
sich damit für die gesellschaftlichen Entwicklun-
gen in Deutschland und die sozialen Auswirkun-
gen in ihren Institutionen. Die Landkreise stellen 
in unterschiedlicher Art und Weise Überlegungen 
an, entwickeln kurz- und langfristige Konzepte 
und Strategien, wie sie die Zielerreichung der 
Etablierung einer Willkommenskultur und der 
gleichberechtigten Teilhabe aller Bürgerinnen 
und Bürger am gesellschaftlichen, wirtschaft-

Ute Pascher-Kirsch
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lichen, kulturellen und politischen Leben her-
stellen und wie sie diese Zielsetzungen in Ver-
waltungshandeln überführen können. Für eine 
Veränderung der Kultur der Institution ist ein 
langfristiges Umdenken auf der Leitungsebene 
von großer Bedeutung. Es müssen nicht nur die 
langfristigen Ziele, sondern auch die Maßstäbe 
und Gewohnheiten der Institution verändert wer-
den. Dies scheint bisher noch bei wenigen Land-
kreisen der Fall, dahingehende Entwicklungen 
wurden eingeleitet. 

Am deutlichsten wird dies bereits bei Aktivitäten, 
die Änderungen auf der zweiten Veränderungs-
dimension bewirken. Die Personalentwicklung 
im Sinne von interkultureller Kompetenzentwick-
lung hat ebenso Priorität wie die Rekrutierung 
einer heterogenen Belegschaft bezogen auf das 
Merkmal „Migrationshintergrund“. 

Der materielle Apparat der Institutionen wird im 
Hinblick auf interkulturelle Öffnungsprozesse 
bisher von den Landkreisen nicht so stark ins 
Auge gefasst. Der Abbau von Barrieren „im en-
geren Sinne“ erfordert eine Neuausrichtung der 

Ressourcen und setzt voraus, dass das Wissen 
über die Hindernisse, die der Zielerreichung im 
Wege stehen, vorhanden ist bzw. generiert und 
auch wahrgenommen wird.

Die Befragungsergebnisse verdeutlichen, dass 
die meisten deutschen Landkreise damit begon-
nen haben, grundsätzlich an der Interkulturellen 
Öffnung ihrer Institution zu arbeiten und auch für 
die nahe Zukunft bereits Maßnahmen geplant ha-
ben, die für eine grundsätzliche Neuausrichtung 
der Landkreise im Sinne von Interkultur stehen.

Die deutschen Landkreise haben die Notwen-
digkeit der Interkulturellen Öffnung ihrer Institu-
tion erkannt und haben bereits Strategien und 
Ansätze entwickelt, diese Prozesse umzusetzen. 
Insbesondere die positiven Beobachtungen der 
befragten Landkreise hinsichtlich der Verän-
derungsprozesse in den Landkreisen aufgrund 
der Interkulturellen Öffnung geben Anlass zur 
Hoffnung, dass sich die Beschäftigung mit der 
Thematik langfristig bejahend auf das interkul-
turelle Zusammenleben in den Landkreisen aus-
wirken wird.
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Kurzvorstellung Projekt:
„Vielfalt in der Polizei“ (ViP)

Vom 01.01.2012 bis zum 31.12.2014 führt das 
Institut zur Förderung von Bildung und Integrati-
on (INBI) in Zusammenarbeit mit dem Polizeiprä-
sidium Mainz das Modellprojekt „Vielfalt in der 
Polizei“ durch. Angesichts der starken Unterre-
präsentation von Menschen mit Migrationshin-
tergrund in der Polizei – in Rheinland-Pfalz stellen 
Migrant/innen nur 2,5 % der Polizeibediensteten 
dar – hat sich das Projekt zum Ziel gesetzt, die 
interkulturelle Öffnung in der Polizei voranzutrei-
ben und den Anteil von Migrant/innen im Polizei-
dienst zu erhöhen. Schwerpunkt der Projekttä-
tigkeit sind die Gebiete Mainz, Worms und Bad 
Kreuznach, in denen besonders viele Menschen 
mit Migrationshintergrund leben.

Zur Umsetzung dieser Ziele verfolgt das Projekt 
drei strategische Säulen: Erstens sollen jugend-
liche Migrant/innen verstärkt für eine Ausbil-
dung bei der Polizei gewonnen und in ihrem 
Bewerbungsprozess unterstützt werden. Durch 
Workshops, Veranstaltungen und Coachings 
informiert und berät INBI die Jugendlichen zu 
den Ausbildungsmöglichkeiten bei der Polizei 
und entwickelt gemeinsam mit ihnen zielfüh-
rende Bewerbungsstrategien. Zudem führt INBI 
mit den interessierten Jugendlichen individuel-
les Bewerbungstraining sowie Vorbereitungs-
training auf den Eignungstest im Polizeidienst 
durch. Bislang konnten auf diesem Wege über 
2000 Jugendliche erreicht werden.

Zweite Säule des Projekts ist eine gezielte Unter-
stützung für Schüler/innen mit Migrationshinter-
grund, die an der Höheren Berufsfachschule zu 
zukünftigen Polizist/innen ausgebildet werden. 
Viele junge Migrant/innen, die in der Polizeiaus-
bildung ohnehin noch unterrepräsentiert sind,  

 
haben zusätzlichen Förderbedarf, um den Über-
gang zu den weiteren Stationen der Polizeilauf-
bahn erfolgreich zu bewältigen. INBI bietet den 
Jugendlichen daher im Rahmen des Projekts ge-
zielten Stützunterricht, unter anderem in fach-
bezogenem Deutsch, Englisch und Mathematik. 

Um die Chancengleichheit der Bewerber/innen 
mit Migrationshintergrund in der Einstellungs-
praxis der Polizei zu gewährleisten, setzt das 
Projekt drittens direkt bei den Einstellungsbe-
rater/innen und Prüfer/innen im Personalaus-
wahlverfahren der Polizei an. INBI führt mit ih-
nen Schulungen zur interkulturellen Kompetenz 
durch, bei denen ein wichtiger Schwerpunkt 
darauf liegt, ein kultursensibles Auswahlverfah-
ren bei der Polizei zu gewährleisten. Zusätzlich 
werden für die Polizeiklassen an der Höheren 
Berufsfachschule interkulturelle Kompetenztrai-
nings angeboten. Durch die Trainings soll bei 
den zukünftigen Polizist/innen möglichst früh 
ein Bewusstsein für den Umgang mit kultureller 
und ethnischer Vielfalt geschaffen werden, um 
die interkulturelle Öffnung in der Polizei somit 
nachhaltig zu sichern.

Mit der Kombination von Maßnahmen zur in-
terkulturellen Öffnung und der Förderung von 
Bewerber/innen und zukünftigen Polizist/innen 
mit Migrationshintergrund verfolgt das Modell-
projekt eine ganzheitliche Strategie, um die ver-
schiedenen Benachteiligungen junger Migrant/
innen beim Zugang zum Polizeidienst gleichzei-
tig anzugehen und somit die dringend notwen-
dige Entwicklung einer Polizei zu unterstützen, 
deren Personalstruktur die zunehmende Vielfalt 
der Gesellschaft widerspiegelt.
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Kurzvorstellung Projekt:
Weitblick durch Einblick: Perspektivwechsel 
fördert Integration

Das Projekt verfolgt das Ziel, Unternehmen und 
öffentliche Verwaltungen interkulturell zu öffnen 
und für Vielfalt zu sensibilisieren. Erreicht wird dies 
durch eine Kombination aus passgenauen Quali-
fizierungsmodulen und wechselseitiger persönli-
cher Begegnung auf Augenhöhe. Es handelt sich 
um ein Verbundprojekt, bestehend aus vier ver-
schiedenen Migrantenorganisationen. Koordiniert 
wird das Projekt durch das Multikulturelle Forum, 
das auch eines der vier Teilprojekte durchführt.

Zur Stärkung interkultureller Kompetenzen bie-
tet das Multikulturelle Forum für Mitarbeitende 
der Jobcenter im Kreis Unna, Hamm und Dort-
mund verschiedene Qualifizierungsmodule in 
Form von Seminaren, Exkursionen oder Dialog-
foren an. Diese dienen der verbesserten Inter-
aktion und Kommunikation mit Kundinnen und 
Kunden im Beratungs- und Vermittlungsprozess.

Parallel werden arbeits- und ausbildungssuchen-
de Jugendliche mit Migrationshintergrund beruf-
lich orientiert und in ihrem Bewerbungsprozess 
begleitend unterstützt. Im Fokus stehen dabei 
die vielfältigen Ausbildungsmöglichkeiten im öf-
fentlichen Dienst, in denen Menschen mit Migra-
tionshintergrund bislang unterrepräsentiert sind.

Die Alevitische Jugend in NRW fördert die Vernet-
zung zwischen Jugendlichen mit Migrationshin- 

tergrund und öffentlichen Arbeitgebern. Neben 
Informationsveranstaltungen und Exkursionen 
in die Verwaltungen bildet sie so genannte „Aus-
bildungslotsInnen“ aus, die den Jugendlichen 
vor Ort fortan als ExpertInnen für Ausbildungs- 
und Bewerbungsfragen zur Verfügung stehen.

Die Vereinigung zur Integration der russland-
deutschen Aussiedler (VIRA) bietet jungen 
Menschen Unterstützung und Beratung bei der 
Suche nach Erwerbstätigkeit, Ausbildung oder 
Studium an. Ebenso wendet es sich an klein- 
und mittelständische Unternehmen und trägt 
dort zur Sensibilisierung für das Thema „Vielfalt“ 
bei. Zur Erhöhung der Ausbildungsbeteiligung 
russischsprachiger Betriebe leistet die VIRA fi-
nanzielle und organisatorische Unterstützung 
beim Erwerb des Ausbildungseignungsscheins.

Der Verein Selbständiger Migranten im Kreis 
Unna/Hamm/Dortmund e.V. (VSM) fungiert als 
Forum für rund 60 UnternehmerInnen mit Migra-
tionshintergrund aus der Region. Im Rahmen von 
Netzwerktreffen und Qualifizierungsangeboten 
werden diese und weitere UnternehmerInnen und 
Beschäftigte für kulturelle Vielfalt sensibilisiert. 
Außerdem sollen die Unternehmen stärker als 
bislang als Ausbilder fungieren. Zu diesem Zweck 
bietet der VSM eigenständig kostenlose Vorberei-
tungskurse für die Ausbildereignungsprüfung an.
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Kurzvorstellung Projek:
Das XENOS-Projekt „Option – Kultur“

„Option – Kultur“ ist die Kurzfassung eines Pro-
jektverbundes, der eigentlich einen sperrigeren 
Titel trägt nämlich: „Der Kreis Recklinghausen 
wird Optionskommune – und will sich interkul-
turell öffnen“

2012 ist der Kreis Recklinghausen Optionskom-
mune geworden. Das heißt, der Kreis und seine 
zehn Städte sind seitdem allein verantwortlich 
für den SGB II-Bereich. Parallel dazu wurden in 
den zehn Städten „Häuser der Sozialen Leis-
tungen“ eingerichtet. Zentrale Figuren in den 
Häusern sind neu geschaffene Lotsinnen und 
Lotsen, die in besonderen Notlagen kompetent 
Wege durch die komplexe Leistungs- und Bera-
tungslandschaft aufzeigen sollen.

Das XENOS-Projekt „Option – Kultur“ hat diesen 
Umstrukturierungsprozess mitgestaltet. Denn 
für die Wirksamkeit solcher sozialen Innovati-
onen ist die interkulturelle Öffnung der Verwal-
tung eine entscheidende Bedingung. Aus diesem 
Grund sind die beiden Hauptziele des Projekts:

Kulturkompetenz in der Verwaltung: Die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter sollen vor allem 
über entsprechende Weiterbildungsangebote in 
die Lage versetzt werden, ihre Dienstleistungen 
auch für Menschen mit Migrationshintergrund 
kundengerechter anbieten zu können.

Vielfalt in der Verwaltung: Es sollen künftig mehr 
Menschen mit Migrationshintergrund die berufl i-
che Wahl „Verwaltungsangestellte“ ergreifen kön-
nen. Ziel ist es, dass die Verwaltung im Kreis und 
in den kreisangehörigen Städten ein Abbild der 
kulturellen Vielfalt im Kreis Recklinghausen wird.

Das Projekt hat über den breiten Diversity-Ansatz 
Anknüpfungspunkte bei Stadtverwaltungen als 
und verschiedenen Fachbereichen fi nden kön-
nen. Neben den offensichtlich relevanten Hand-
lungsbereichen mit hohem Kundenkontakt – u.a. 
Soziales, Jugend und Familie, Hilfe zur Pfl ege und 
Jobcenters – konnten ebenfalls der Bereich Tou-
rismus, das Ordnungswesen, die Kreiskasse, die 
Feuerwehr, Stadtbibliothek, Musikschule, bür-
gerschaftliches Engagement, Schulhausmeister 
und Schulsekretärinnen für den Diversity-Ansatz 
sensibilisiert werden. Gerade weil die Handlungs-
felder der verschiedenen Verwaltungsbereiche 
komplexer werden und die Bedürfnislagen der 
Bürgerinnen und Bürger heterogener, ist die-
ser Ansatz so relevant für eine „gesunde“ und 
handlungsfähige Verwaltung. Die Beschäftigten 
befassen sich bewusster mit den unterschied-
lichen Hintergründen und Haltungen innerhalb 
der Belegschaft und der Kundschaft und können 
so langfristig ihre Arbeitsabläufe erleichtern und 
zusätzlichen Druck abbauen. Die Kunden und 
Kundinnen können Anerkennung erfahren und 
erkennen: „Auch ich werde gesehen und ernst 
genommen.“ Die Basis für eine funktionierende 
Demokratie kann auch hierdurch in der örtlichen 
Gemeinschaft gestärkt werden.

Zum (engeren) Projektverbund gehören der 
Kreis Recklinghausen, die Stadt Recklinghau-
sen, das Bildungszentrum des Handels (BzdH) 
und das Rhein-Ruhr-Institut für Sozialforschung 
und Politikberatung (RISP) an der Universität 
Duisburg-Essen.
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Kurzvorstellung Projekt:
Interkulturelle Kompetenz und Inklusion in 
der Personalauswahl der Polizei (IKIP)

Der Forschungsschwerpunkt Interkulturelle Kom-
petenz der Fachhochschule Köln untersucht mit 
dem Landesamt für Ausbildung, Fortbildung und 
Personalangelegenheiten der Polizei in NRW die 
Personalauswahl der Polizei und verfolgt dabei 
zwei Ziele:

  Erstens sollen „Interkulturelle Kompeten-
zen“ bzw. die Fähigkeit zur Entwicklung 
interkultureller Sensibilität stärker in das 
Auswahlverfahren integriert werden.

  Zweitens sollen die im Auswahlverfahren 
eingesetzten Methoden einem möglichst 
hohen Standard von „Kulturfairness“ ent-
sprechen.

Durch eine solche Überarbeitung des Personal-
auswahlverfahrens wird die interkulturelle Kom-
petenz innerhalb der Organisation Polizei weiter 
ausgebaut, werden interkulturelle Öffnungspro-
zesse weiter gefördert und wird jungen Men-
schen mit Migrationshintergrund der Zugang 
zum Polizeiberuf erleichtert.

In der ersten Projektphase wurden die interkul-
turellen Anforderungen an Polizeibeamte/-innen 
empirisch geklärt. Auf dieser Grundlage wurden 
Vorschläge für eine Modifikation der Auswahlkri-
terien und -instrumente entwickelt. Zur Überprü-
fung der Kulturfairness des bislang eingesetzten 
Verfahrens wurden die Erfolgsquoten von Bewer-
bern/innen mit und ohne Migrationshintergrund 
verglichen und Ansatzpunkte für eine weitere 
Verbesserung der Kulturfairness erarbeitet. Die 
Entwicklung und Durchführung interkultureller 
Schulungen für Polizeibeamten/-innen, die im 
Rahmen der Personalauswahl als Beurteiler/in-
nen („Rater“) tätig sind, rundeten das Projekt ab.

Leitung: Prof. Dr. rer. pol. Rainer Leenen, For-
schungsschwerpunkt Migration und Interkultu-
relle Kompetenz), FH Köln

Beteiligte: Prof. Dr. Siegfried Stumpf, Dipl.-Psych. 
Alexander Scheitza, Dipl.-Soz. Suse Düring-Hesse  

Projektpartner: Landesamt für Ausbildung, Fortbil-
dung, Personalangelegenheiten der Polizei NRW  



Die vier Projekte, die diesen Sammelband herausgeben, werden im Rahmen des Bundesprogramms “XENOS - Integration und Vielfalt“ 
durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales und den Europäischen Sozialgfonds gefördert.

Interkulturelle Öffnung der Verwaltung
Hans Uske / Alexander Scheitza / Suse Düring-Hesse /Sabine Fischer (Hrsg.)

Die Interkulturelle Öffnung von Unternehmen und Verwaltungen war einer der Schwerpunkte des 2014 
auslaufenden, von der EU und dem BMAS geförderten Programms XENOS. Seit 2001 haben in diesem 
Programm viele Projekte Ansätze zur interkulturellen Öffnung von Verwaltungen entwickelt. So auch in  
den vier Projekten, die den vorliegenden Sammelband erstellt haben. Diese Projekte haben in den Jahren 
2012-2014 in Kommunen und bei der Polizei Prozesse interkultureller Öffnung in Gang gesetzt bzw.  

weitergetrieben: das Projekt „Option – Kultur“ im Kreis Recklinghausen und in den zehn 
Städten des Kreises, das Projekt „Perspektivwechsel“ in den Jobcentern von Hamm, 

Dortmund und dem Kreis Unna, das Projekt „IKIP – Interkulturelle Kompetenz und 
Inklusion in der Personalauswahl“ bei der Polizei in Nordrhein-Westfalen und das 

Projekt „VIP – Vielfalt in der Polizei“ bei der Polizei in Rheinland-Pfalz.

2013 haben diese vier Projekte beschlossen, die Erfahrungen, die sie gemacht 
haben und die Ansätze, die sie (weiter-) entwickelt haben, in einem gemeinsamen 
Band vorzustellen. Dieser Band enthält keine üblichen Projektberichte, sondern  

thematische Schlaglichter auf besondere Problemfelder, die sich im Rahmen der  
Arbeit an den Projekten ergeben haben.




